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In dem Ihnen vorliegenden Sammelband finden Sie vier hervorragende 
polizeiwissenschaftliche Arbeiten, deren Lektüre nicht nur fachlich kurz-
weilig und daher lesenswert ist, sondern deren Autorinnen und Autoren 
die verkehrspolizeiliche Arbeit mit ihrer angewandten Polizeiforschung 
bewusst fördern wollen. Als Herausgeber lade ich Sie dazu ein, über die 
Lektüre hinaus mit den Verfassern in einen fachlichen Austausch zu treten. 
Die entsprechenden Erreichbarkeiten innerhalb der sächsischen Polizei 
verschaffe ich Ihnen, liebe Leserinnen und Leser, sehr gerne.
Ricardo Baldauf, ein Absolvent des 11. Masterstudienganges an der 
DHPol, schrieb seine Masterarbeit zu dem Thema „Charakterliche Mängel 
außerhalb des Straßenverkehrs – Die Meldepflicht nach § 2 Abs. 12 StVG 
bei relevanten Straftaten“. Dabei wählt der Verfasser bereits einen Arbeits-
ansatz, der am genannten Fallbeispiel aus Nordrhein-Westfalen weit über 
das Bundesland Sachsen hinausgeht und auch die anderen Bundesländer 
mit in den Fokus seiner Betrachtungen nimmt.
In seinem ersten Kapitel widmet sich der Autor der thematischen Ein-
führung in die komplexe Thematik und beginnt dabei zielsicher mit den 
verfassungsrechtlichen Grundlagen. Bereits in diesen ersten Gedanken 
wird die tiefe Verankerung der wissenschaftlichen Arbeitsweise insbeson-
dere daran deutlich, dass der Fußnotenapparat einen wichtigen Bezugs-
punkt für den angewandten Arbeitsstil darstellt. Der Verfasser will seine 
gefundenen Gedanken dadurch von Beginn seiner Arbeit an wissenschaft-
lich auf eine breite Grundlage stellen, was ihm auf eine hervorragende 
Weise gelingt. Ebenfalls wird bereits an der reichhaltig zitierten Fachlitera-
tur der große Lesefleiß des Verfassers deutlich, der unter den dem Zweit-
gutachter bislang bekannt gewordenen juristischen Masterarbeiten der 
DHPol zweifellos eine Spitzenleistung darstellt. Zudem ist es erwähnens-
wert, dass der Verfasser nicht nur juristische, sondern im gleichen Maße 
auch verkehrspsychologische Literatur ausgewertet hat. Dies ist für die 
gewählte Thematik auch ein erfolgversprechender Ansatz, der sich durch 
die gesamte Masterarbeit zieht. Konsequent arbeitet der Verfasser schon 
zu Beginn seiner Arbeit das polizeipraktische Erkenntnisproblem heraus, 
dass es sich bei der Meldepflicht gem. § 2 Abs. 12 StVG um eine Pflichtauf-
gabe der Polizei handelt, die nicht in das Ermessen der jeweiligen Beamten 
oder der Dienststelle gestellt ist. Zudem wird bereits auf den ersten Seiten 
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der Arbeit deutlich, dass der Verfasser sein Thema behördenübergreifend 
analysiert und bearbeitet, wenn er darauf aufmerksam macht, dass die 
Meldepflicht auch von der Strafjustiz im Rahmen der Pflicht gem. Nr. 45 
MiStra zu beachten ist, die Mitteilungspflicht jedoch zeitlich früher zu ver-
orten ist. Zielsicher arbeitet der Verfasser auch die für die Beurteilung der 
charakterlichen Fahreignung relevanten Straftaten heraus.
Seinem zweiten Kapitel stellt der Verfasser zunächst die vier von ihm 
zu bearbeitenden Forschungsfragen voran:
1. Nutzt die PD Leipzig die Mitteilungspflicht nach § 2 Abs. 12 StVG i. V. m. 
§ 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV in einem zu geringen Um-
fang ?
2. Ist die Erlasslage in Sachsen bzgl. der Mitteilungspflicht nach § 2 Abs. 12 
StVG i. V. m. § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV mit der aktuellen 
Rechtsprechung und Literaturmeinung übereinstimmend ?
3. Welche Gründe gibt es dafür, dass die Mitteilungspflicht nach § 2 Abs. 12 
StVG i. V. m. § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV nicht ausrei-
chend genutzt wird ?
4. Welche Möglichkeiten gibt es, damit zukünftig mehr Meldungen nach § 2 
Abs. 12 StVG i. V. m. § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV gefertigt 
werden ?
Alsdann stellt er seine anzuwendende Methodik vor, die bestens ausge-
sucht wurde, um die Forschungsfragen auf eine sehr vielseitige Weise in-
terdisziplinär zu beleuchten und zu beantworten. Insbesondere die für 
die gesamte Arbeit in Anspruch genommene und sorgsam angewandte 
Methodenkritik beweist die Fähigkeit des Verfassers zu selbstkritischer 
wissenschaftlicher Arbeit, was als besonders wertvoll anzusehen ist. Der 
Verfasser begann mit einer umfassenden Literatur- und Rechtsprechungs-
recherche wie sie zu dieser Thematik bislang in der verkehrsrechtlichen 
und verkehrspsychologischen Fachliteratur noch nicht zu finden war. Be-
sonders hervorzuheben ist die methodisch lege artis durchgeführte Befra-
gung sämtlicher Fahrerlaubnisbehörden in Sachsen hinsichtlich der zu 
bearbeitenden Forschungsfragen. Bislang hat es eine derart vollständige 
Erhebung nach Kenntnis des Gutachters in keinem Bundesland gegeben, 
sodass die vorliegende Befragung Beispielcharakter für andere Befragun-




Die qualitative Analyse der Experteninterviews gelingt vorbildlich. Be-
reits die Vorbereitung auf die Interviews, die vom Verfasser plastisch und 
verdienstvoll geschildert wird, beweist die sorgfältige Vorbereitung auf 
die mittels des Fragenkataloges zu ermittelnden Arbeitsweisen und Fak-
ten. Auch die ausweitende Entwicklung einer zunächst einstufig geplan-
ten Befragung nur weniger Fahrerlaubnisbehörden in und um Leipzig auf 
sämtliche sächsische Fahrerlaubnisbehörden zeigt den umfassenden An-
satz, einen Teilbereich der praktischen Arbeit im Fahrerlaubniswesen voll-
ständig erfassen zu wollen. Mit diesem Ansatz gewinnt die Masterarbeit 
deutlich an Aussagekraft und stellt durch die vollständige Betrachtung ei-
nes ganzen Bundeslandes einen Solitär in der verkehrswissenschaftlichen 
Forschung dar.
Die parallel verlaufende Untersuchung der auf das Thema bezogenen 
Arbeitsabläufe in der Polizeidirektion Leipzig (PD Leipzig) wurde ebenso 
sorgfältig geplant, durchgeführt und erweitert wie die des polizeilichen 
Partners der Fahrerlaubnisbehörden. Vervollständigt wird die methodisch 
saubere Arbeit des Verfassers durch die innovative Analyse der Daten aus 
der Datenbank PASS (Polizeiliches Auskunftssystem Sachsen) sowie der 
polizeilichen Unfallstatistik.
Dass der Verfasser in seiner wissenschaftlichen Arbeitsweise – und dies 
vollkommen zu Recht – nicht vor großen Namen zurückschreckt, beweist 
seine das Kapitel abschließende saubere Darstellung der statistischen 
Tricksereien des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur (BMVI). Dabei legt der Verfasser – in Anlehnung an die einschlägige 
Literatur – mit vollständiger Zitation des wissenschaftlichen Streitstandes 
deutlich dar, dass vom BMVI bei der Unfallbilanz mit dem Vergleichsjahr 
2011 im europäischen Vergleich der Getötetenzahlen im Straßenverkehr 
das falsche Bezugsjahr gewählt wurde. Auch die vordergründige Motiva-
tion des BMVI wird dabei abschließend offengelegt. Das ist ein Beweis für 
wahre wissenschaftliche Arbeit, die vor politischen Autoritäten nicht zu-
rückschreckt und wissenschaftsfremde politische Motivationen entlarvt !
Das dritte Kapitel widmet der Verfasser der Präsentation seiner Unter-
suchungsergebnisse. Dabei trägt er zunächst die von ihm erkannten fahr-
eignungsrelevanten Aggressionsstraftaten vollständig zusammen. Dabei 
stützt er sich auf die Vorarbeiten aus Rechtsprechung und Literatur und 
beweist damit seinen souveränen Umgang mit dem Stand der Wissen-
schaft. Verdienstvoll ist diese fleißige Sammelarbeit in jedem Fall und die 
sorgfältige Verwertung der innovativen und das hier bearbeitete Thema 
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thematisch vorbereitenden Bachelorarbeit vom Matschke (veröffentlicht 
in Band 77 der Rothenburger Beiträge, Verkehrssicherheitsarbeit Teil II, 
Rothenburg/O. L. 2015) beweist, dass der Verfasser sich nicht auf seinen 
Lorbeeren ausruht, sondern die Größe beweist, wissenschaftlichen Vor-
gängern einen ihnen gebührenden Platz in seiner Arbeit einzuräumen.
Schonungslos und damit wissenschaftlich lege artis geht der Verfasser 
in der Darstellung seiner Forschungsergebnisse auch mit Verwaltungsauto-
ritäten wie den beiden zentralen Ministerien des Freistaates Sachsen um, 
die sich eigentlich der hier untersuchten Thematik längst hätten widmen 
müssen, aber bis heute ihrer Aufgabe verfahrensleitende Verwaltungsvor-
schriften zu erarbeiten nicht nachgekommen sind. Dabei liegen einschlägi-
ge Forschungsergebnisse aus der verkehrswissenschaftlichen Forschung an 
der Hochschule der Sächsischen Polizei bereits seit einigen Jahren vor, die 
der Verfasser in seiner Arbeit auch vollständig zitiert und ausgewertet hat.
Die statistische Überprüfung der bislang erfolgten Mitteilungen gem. 
§ 2 Abs. 12 StVG über den erarbeiteten Katalog von Aggressionsstraftaten 
ergab das vom Gutachter dieser Masterarbeit erwartete Bild, das vom Ver-
fasser exakt ermittelt und kritisch dargestellt wurde. Mitteilungen finden 
nämlich so gut wie nicht statt und führen demgemäß auch nicht zu not-
wendigen Begutachtungen der Fahreignung. Ganz praxisnah schildert der 
Verfasser auch die auftretenden Mängel in der praktischen Umsetzung 
der Mitteilungspflicht. Vor diesem Hintergrund ist es zukünftig deutlich 
einfacher möglich, die aufgezeigten Verfahrensmängel zu beheben. Diese 
Lagebeurteilung wird treffend ergänzt durch die Ergebnisse der Daten-
bankabfrage, die deutlich darstellt, wie viele Straftäter eigentlich hätten 
gemeldet werden können. Auch das Experteninterview mit dem Leiter der 
KPI Leipzig bestätigt das Bild einer deutlich unvollkommenen Zusammen-
arbeit zwischen Polizei und Fahrerlaubnisbehörden.
Die Darstellung der Verkehrsunfallstatistiken aus Bund und Ländern 
wirkt zunächst wie ein Fremdkörper im stringenten Aufbau der Arbeit, 
jedoch wird im Rahmen der Betrachtung schnell deutlich, worauf der Ver-
fasser hinaus will, indem er die Relevanz des Fahreignungsrechts für die 
Verkehrssicherheit vor genau diesem korrekt gewählten Hintergrund her-
ausstellen möchte. Dies gelingt durch diese Verknüpfung perfekt, weil der 
Verfasser in dieses Kapitel auch die Intentionen der PD Leipzig in Richtung 
der Verkehrssicherheitsarbeit einbezieht.
Eine solche sinnvolle Verknüpfung stellt auch die Einbeziehung der 
Darstellung der Bundesanstalt für Straßenwesen zu den medizinisch-psy-
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chologischen Untersuchungen dar, womit der Verfasser seinen souverä-
nen Überblick über die relevanten Fachgebiete beweist.
Das vierte Kapitel dient der Zusammenschau der gefundenen Ergeb-
nisse und trägt sorgsam die einzelnen Erkenntnisse zusammen. Diese Zu-
sammenfassung ist wissenschaftlich der Höhepunkt der gesamten Arbeit, 
weil es dem Verfasser gelingt, sämtliche vorherigen Leitgedanken so zu-
sammenzufassen, dass eine Handlungsanweisung für die Zusammen arbeit 
zwischen Polizei und Fahrerlaubnisbehörden hinsichtlich der durch Straf-
taten bedingten charakterlichen Fahreignungsmängel zutage tritt. In die-
sem Zusammenhang werden auch die Forschungsfragen abschließend 
beantwortet. Insbesondere der Ausblick des Verfassers auf die Zukunft soll-
te – inklusive des innovativen Ansatzes der „Gelben Karte“ – vom Polizei-
führungspersonal sowie den Leitern von Fahrerlaubnisbehörden in ganz 
Deutschland sorgsam wahrgenommen und als konstruktiver Denkanstoß 
für die zukünftige Verbesserung der staatlichen Verkehrssicherheitsarbeit 
genutzt werden. Mit den abschließenden Gedanken des Verfassers in sei-
nem dreiseitigen Fazit schließt sich der Kreis einer hervorragenden wis-
senschaftlichen Arbeit wie sie der Gutachter bislang nur höchst selten in 
der empirischen Polizeiforschung zur Kenntnis nehmen durfte.
Julia Klemm, eine Absolventin des 25. Bachelorstudienganges, schrieb 
im Jahr 2020 an der Hochschule der Sächsischen Polizei die Bachelorarbeit 
„E-Payment – Die Vor- und Nachteile einer Einführung in der Sächsischen 
Polizei“. Die Lagedarstellung der Verfasserin in ihrem zweiten Kapitel ist 
nüchtern und sachlich, ebenso wie die Auswertung des inzwischen bereits 
5 Jahre alten Sachstandsberichts aus dem Jahr 2015. Auffällig ist bereits, 
mit welchen praktischen Problemen die Beamten beim Verstauen der Test-
geräte zu kämpfen hatten, was von der Verfasserin anschaulich geschildert 
wird. Die Verfasserin listet zudem die Schwächen aus dem Pilotprojekt 
unter Nutzung der Terminals des Anbieters BS PAYONE auf und stellt zu 
Recht und gleich zu Beginn der Wiedergabe heraus, dass es in der PD Dres-
den keine funktionierende Software gab, weshalb alle Belege aufwändig 
per Hand eingegeben werden mussten. Verdienstvoll ist auch die Kosten-
berechnung, die dem potenziellen Nutzen der Terminals gegenübergestellt 
werden muss. Bei der tatsächlichen Nutzung der Terminals listet die Ver-
fasserin auf, dass es „Luft nach oben“ gibt, die Terminals also zu selten 
genutzt werden. Auch die im fünften Kapitel erfolgte Prozessbetrachtung 




Die Verfasserin unterteilt ihre Effizienzbetrachtung in die beiden 
Sinnabschnitte „Vereinnahmung von Verwarngeld“ und „Vereinnahmung 
von Sicherheitsleistungen. Die Unterteilung ist verkehrsjuristisch und 
ver wal tungspraktisch korrekt und erleichtert das Verständnis für die Zu-
sammen hänge. Insbesondere die errechnete potenzielle Zeitersparnis bei 
Ausweitung der Kartenzahlung ist bemerkenswert und sollte im Sinne ei-
ner möglichen Effizienzsteigerung verkehrspolizeilicher Tätigkeiten zum 
Nachdenken und Handeln anregen. Ebenso effizienzsteigernd wäre eine 
funktionierende Software, was die Verfasserin zu Recht betont und in ihrer 
Zusammenfassung eindrucksvoll herausstellt. Auch hinsichtlich der Ver-
einnahmung von Sicherheitsleistungen stellt die Verfasserin klar heraus, 
wie schwierig eine Annahme und Verarbeitung ausländischer Valuta in 
der Polizeipraxis ist. Zudem wird zu Recht die Praxis angeprangert, mit 
einem Betroffenen im Dienst-Kfz „aus der Not“ einen Geldautomaten auf-
zusuchen, um überhaupt eine Sicherheitsleistung entgegennehmen zu 
können und dadurch das Verfahren zu sichern. E-Payment würde diese 
rechtswidrige Praxis auf einen Schlag überflüssig werden lassen.
In ihrem fünften Kapitel fasst die Autorin die Ergebnisse ihrer Effi-
zienzbetrachtung hinsichtlich Mängelbeseitigung und Wirtschaftlichkeit 
sinnvoll zusammen. Die darin entwickelten Grafiken veranschaulichen 
sinnvoll das indifferente Nutzerverhalten der am Pilotprojekt beteiligten 
Dienststellen. Das sechste Kapitel gibt einen Einblick in die Nutzung elek-
tronischer Zahlsysteme in den Bundesländern Baden-Württemberg (seit 
2013), Bayern (seit 2014), Niedersachsen (seit 2011), Nordrhein-Westfalen 
(Seit 2003) und Rheinland-Pfalz (seit 2019).
Die Verfasserin machte sich die Mühe, einen Fragebogen zu entwickeln, 
um das Nutzerverhalten anderer Bundesländer abzufragen. Einzig Bayern 
beantwortete die einschlägig gestellten Fragen, was ein Licht darauf wirft, 
welch nachrangige Rolle die interne Polizeiforschung spielt. Dies ist ins-
besondere an den pauschalisierenden Antworten aus Niedersachsen und 
Nordrhein-Westfalen sichtbar geworden, die offensichtlich kein Interesse 
an qualitativer Polizeiforschung über die Ländergrenzen hinweg besit-
zen. In ihrem Unterkapitel 6.2 stellt die Verfasserin zudem das in anderen 
Ländern genutzte Zahlsystem TeleCash vor. Dabei wollte die Autorin auch 
dieses System ausführlicher vorstellen, wurde aber durch verwaltungs-
praktische Hemmnisse daran gehindert.
In ihrem die Arbeit fachlich abrundenden Fazit nimmt die Verfasserin 
abschließend Stellung zu den von ihr aufgeworfenen drei Thesen. Nach 
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den von ihr gefundenen Ergebnissen spricht sie sich eindeutig und bestens 
fachlich begründet für eine sofortige Einführung von Kartenzahlungssys-
temen im Freistaat Sachsen aus. In der Tat ist es unverständlich, warum 
der Freistaat angesichts der von der Verfasserin aus anderen Bundeslän-
dern berichteten Effizienzsteigerungen, seinen Beamten nicht schon längst 
diese Arbeitserleichterungen gewährt.
Unter dem Titel „Effiziente Verkehrsüberwachung durch ProViDa-Tech-
nik – Vergleich der einzelnen Polizeidirektionen in Sachsen“ verfassten 
zwei weitere Absolventen des 25. Studienjahrganges der Hochschule der 
Sächsischen Polizei, die Autoren Thomas Schüßl und Toni Riemer, eine 
weitere inhaltlich beeindruckende Bachelorarbeit. Das Ziel ihrer Arbeit 
war eine konstruktiv-kritische Effizienzbetrachtung des Satus quo der ver-
schiedenen Polizeidirektionen Sachsens, der Vorschläge zur Steigerung 
der Effizienz folgen sollen. Als Methodik wählten die Bearbeiter eine sta-
tistische Auswertung der VPS, Experteninterviews sowie die Auswertung 
einer standardisierten Befragung von ProViDa-Anwendern (Fahrern).
In ihrem dritten Kapitel erklären die Verfasser inhaltlich korrekt die the-
matisch wichtigsten Begrifflichkeiten Verkehrssicherheit, Verkehrsüber-
wachung und ProViDa vor dem Hintergrund der Verkehrsunfallstatistik in 
Sachsen. Das vierte Kapitel dient einem Überblick über die im Freistaat 
Sachsen eingesetzte ProViDa-Überwachungstechnik. Zunächst geben die 
Verfasser einen mit Fotos gut unterlegten Überblick über die eichamtlichen 
Gegebenheiten des Systems und widmen sich danach der Geschwindig-
keitsmessanlage sowie den Messmethoden, die verständlich dargestellt 
und erklärt werden.
In einem wichtigen Exkurs zeigen die Verfasser die Einsatzmöglichkei-
ten eines ProViDa-Krads auf wie es in der Polizei in Nordrhein-Westfalen 
eingesetzt wird und auch in Sachsen potenziell eingesetzt werden könnte.
Das fünfte Kapitel beginnt mit der Darstellung der rechtlichen Voraus-
setzungen des Einsatzes der Überwachungstechnik, gefolgt von einem 
Überblick über aktuelle Rechtsprechung zum Thema. In ihrem sechsten 
Kapitel erläutern die Verfasser pragmatisch die Voraussetzungen dafür, 
um als Einsatzpersonal diese Technik anwenden zu dürfen. Das lediglich 
eine Seite umfassende siebte Kapitel gibt einen vollkommen ausreichend 
dimensionierten Überblick über den organisatorischen Aufbau der poli-
zeilichen Verkehrsüberwachung in Sachsen. Im nachfolgenden achten Ka-
pitel stellen die Verfasser die örtlichen Zuständigkeitsbereiche der fünf 
Polizeidirektionen hinsichtlich der dargestellten Technik vor.
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Die erste Analyse nehmen die beiden Verfasser in ihrem neunten Ka-
pitel vor dem Hintergrund der Verkehrspolizeilichen Statistik (VPS) vor. 
Jede der Polizeidirektionen wird vor dem Hintergrund des Jahres 2019 in 
den Überwachungsergebnissen beleuchtet, gefolgt von einem Zwischen-
fazit im zehnten Kapitel. Diese Betrachtung wird hervorragend durch an-
schauliche Diagramme unterlegt. Konstruktiv-kritisch kommen die beiden 
Verfasser zu der Analyse eines organisatorischen Fehlers im Rahmen der 
logistischen Unterstützung der PD Zwickau durch das Polizeiverwaltungs-
amt. Die vorgenommene Effizienzbetrachtung legt verschiedene kritische 
Schlüsse nahe, vor denen sich die beiden Verfasser auch nicht scheuen. Das 
macht ihre wissenschaftlich mutige Arbeitsweise wertvoll. Stimmig ist ihre 
Darstellung insbesondere hinsichtlich des Personalansatzes als Schlüssel 
für eine Effektivierung des Systems.
Im elften Kapitel stellen die Verfasser die Ergebnisse ihrer Befragung 
von Anwendern vor. Insbesondere überzeugen die Aussagen zur Gerichts-
verwertbarkeit der Überwachungsergebnisse und bilden ein sehr gutes 
Feedback für die Polizei Sachsen, diesen Weg im Sinne einer Verbesserung 
der Verkehrssicherheit noch deutlich zu intensivieren. Hinsichtlich der 
Priorisierung des Einsatzes der Überwachungstechnik ergibt sich ein ein-
heitliches Bild, dass eine solche nicht gegeben ist, sondern vielmehr die 
hochqualifizierten Kollegen viel zu oft mit anderen Aufgaben belastet 
werden und ihre Kernarbeit dadurch zwangsläufig in den Hintergrund 
tritt.
Die vier Seiten umfassende Darstellung der Verbesserungsvorschläge 
bildet einen der inhaltlichen Höhepunkte der Arbeit, weil die beiden Ver-
fasser es perfekt geschafft haben, die Gedanken der befragten Anwender 
auf den Punkt zu bringen und in zusammenhängender Darstellung zu prä-
sentieren. Dieser Teil der Arbeit ist ein Muss für jeden Chef einer Verkehrs-
polizeiinspektion sowie für Beschaffer im Sächsischen Staatsministerium 
des Innern sowie im PVA.
Die Verfasser führten vier Experteninterviews, was für sich genommen 
bereits eine qualitativ deutliche Positionierung darstellt. Die Auswahl der 
Experten ist einschlägig und – wie überhaupt die gesamte Arbeit – streng 
an der Polizeipraxis orientiert. Auch in diesem Teil der Arbeit gibt es einen 
Exkurs in Richtung ProViDa-Kräder, dessen Inhalt eindeutig in dem Sin-
ne zu interpretieren ist, ein Modellprojekt mit zwei Krädern im Bereich 
der VPI Chemnitz zu initiieren. Auch der Vorschlag, einen Einsatztag mit 
ProViDa-Technik zentral für den gesamten Freistaat zu planen und in den 
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Verkehrskalender aufzunehmen, ist eine einfach umzusetzende Idee und 
einen Versuch wert.
Einen weiteren Exkurs, der gleichzeitig einen weiteren Blick über den 
Tellerrand Sachsen darstellt, bildet der Blick auf den praktischen Einsatz 
der Technik in der Hansestadt Hamburg. Dieser Teil der Arbeit bedeutet 
einen Ansporn, einen nationalen Austausch der Anwender zu initiieren.
Das Fazit der beiden Verfasser beweist, dass sie die bearbeitete Thema-
tik perfekt durchdrungen haben. Die Vielzahl ihrer methodischen Ansätze, 
die sich perfekt ergänzen, und die dadurch gewonnenen Ergebnisse sind 
ein Glanzstück der fleißigen Arbeit.
Den letzten Beitrag diese Themenbandes widmen die Autoren Prof. Dr. 
Anton Sterbling, Dr. Erik Fritzsche und Prof. Dr. Dieter Müller ihrer statis-
tischen Auswertung des durch die Hochschule der Sächsischen Polizei in 
den Jahren 2015 –  2017 betreuten bundesweiten Forschungsprojekts „Ver-
gleichbarkeit des beweissicher festgestellten Atemalkoholwertes mit dem 
beweissicher festgestellten Blutalkoholwert“. In diesem Bericht finden sich 
wichtige Ergebnisse des 2015 begonnenen Projektes mit entsprechenden 
Datenanalysen und auf das Wesentliche bezogenen Interpretationen. Die 
gewonnenen inhaltlichen und methodischen Erkenntnisse sprechen deut-
lich für eine vom methodischen Ansatz her gezielt verbesserte Fortführung 
des Vorhabens, das – so der wesentliche Befund dieses Abschlussberichts – 
mit hoher Wahrscheinlichkeit ein tragfähiges und beweissicheres End-
ergebnis im Sinne der Ausgangsannahme erwarten lässt. Diese Annahme 
besagt, dass bei den gegenwärtigen mess- und analysetechnischen Ver-
fahren und beim nach den empirischen Untersuchungen gegebenen Er-
kenntnisstand eine hinreichend weitgehende Übereinstimmung der Atem-
alkoholmessungen und der Blutalkoholmessungen gegeben erscheint, so 
dass die Blutalkoholmessung in normalen Fällen, also in Fällen, die nicht 
mit Schadensereignissen oder mit absehbaren rechtlichen Folgeauseinan-
dersetzungen verbunden sind, auch bei über 1,1 Promille ohne Bedenken 
durch eine Atemalkoholmessung ersetzt werden kann.
Rothenburg, im Oktober 2021
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Der Themenkomplex „Charakterliche Mängel außerhalb des Straßenver-
kehrs“ rückte in der jüngeren Vergangenheit immer stärker in den Fokus 
des Verfassers. Einerseits wurde im Herbst des Jahres 2017 medial bekannt, 
dass sog. „Ultras“ des Fußballsportvereins Rot-Weiß Oberhausen ihren 
Führerschein abgeben mussten, nachdem diese mehrere Straftaten began-
gen hatten, die auf ein hohes Aggressionspotenzial zurückzuführen waren. 
Andererseits rückten die Themen „Aggression im Straßenverkehr“ und 
„charakterlicher Mangel“ immer mehr in den Bereich der Aus- und Fort-
bildung der sächsischen Polizei, da seit einigen Jahren entspr. Schulungen 
für die Bediensteten durch den Fachbereich „Polizeiliches Management“ 
der PolFH sachsenweit durchgeführt werden. Aufgrund dieser erkenn-
baren Zusammenhänge kam die Überlegung auf, ob gg. den Perso nenkreis 
des sog. „Schwarzen Blocks“, der bei Demonstrationen immer wieder zu 
Gewalttätigkeiten neigt, die Meldung an die Fahrerlaubnisbehörde wegen 
einer damit verbunden charakterlichen Nichteignung ebenfalls denkbar 
wäre. Die Bilder der Ausschreitungen i. Z. m. der Eröffnung der Euro-
päischen Zentralbank in Frankfurt im Jahr 2015 und dem G20-Treffen 
in Hamburg im Jahr 2017 waren immer noch allgegenwärtig und flossen 
ebenso bei der Themenwahl mit ein, wie auch vom Verfasser selbst erlebte 
Gewaltstraftaten am Rande der LEGIDA-Demonstrationen in Leipzig im 
Jahr 2015.
Durch die Tätigkeiten als Stellv. Dienstgruppenführer, Dienstgruppen-
führer, Leiter Streifendienst und Leiter Verkehrsüberwachungsdienst hat-
te der Verfasser in seiner polizeilichen Vita immer wieder einen regen In-
formationsaustausch mit den Fahrerlaubnisbehörden und nicht nur selbst 
zahlreiche Mitteilungen an diese verfasst, sondern auch kontrolliert, ob 
die ihm unterstellten Mitarbeiter ihrer Verpflichtung entspr. nachkamen. 
Jedoch wurde dem Verfasser erst bei der Themenwahl für die vorliegende 
Masterarbeit vollumfänglich bewusst, dass die Notwendigkeit der Mittei-
lungspflicht selbst nicht stringent umgesetzt wurde. Die Thematisierung 
im Kollegenkreis brachte die Erkenntnis, dass offenbar auch bei denjeni-





In diesem Kapitel soll der Bezug zum Thema aufgebaut und die notwen-
digen Hintergründe in Erfahrung gebracht werden. Durch den Verfasser 
wird zuerst darauf eingegangen, wieso der Staat für die Verkehrssicherheit 
verantwortlich ist und wie er in Bezug auf die Eignung von Fahrzeugfüh-
rern durch entspr. rechtliche Regelungen darauf Einfluss nehmen kann. 
In der weiteren Folge wird dargestellt, welche fahreignungsrelevanten As-
pekte für die vorliegende Masterarbeit eine Rolle spielen und wie es dazu 
kam, dass diese in die heutigen Gesetzesgrundlagen mit aufgenommen 
wurden.
I. Grundrechtsabwägung – Verkehrsfreiheit kontra 
Verkehrssicherheit
Die Verkehrsfreiheit ist eine besondere Ausprägung der Bewegungsfrei-
heit, auf die nahezu jedermann täglich angewiesen ist und die für die 
Teilnahme am öffentlichen Leben einen essentiellen Charakter entwickelt 
hat.1 Sie gewährleistet, dass sich jeder im öffentlichen Straßenverkehr frei 
bewegen und dazu auch ein (Kraft-)Fahrzeug benutzen kann. Jedoch ist sie 
grundrechtlich nicht explizit normiert, sondern eine Ausprägung der all-
gemeinen Handlungsfreiheit gem. Art. 2 Abs. 1 GG.2
Dieser Verkehrsfreiheit steht die Verkehrssicherheit gegenüber, die 
sich aus dem Recht auf Leben und dem Recht auf körperliche Unversehrt-
heit gem. Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG3 ergibt. Zugleich ist aber auch das Recht 
auf Eigentum gem. Art. 14 Abs. 1 GG4 dabei nicht außer Acht zu lassen.
1 Vgl. Schlanstein, NZV, 2015, S. 105.
2 BVerfG, Beschluss v. 20. 06.  2002 – 1 BvR 2062/96 –, zitiert nach Juris Rn. 38.
3 BVerfG, Beschluss v. 24. 06.  1993 – 1 BvR 689/92 –, zitiert nach Juris Rn. 61; BVerfG, Be-
schluss v. 16. 10.  1977 – 1 BvQ 5/77 –, zitiert nach Juris Rn. 13; BVerfG, Urteil v. 25. 02. 
1975 – 1 BvF 1/74 –, zitiert nach Juris Rn. 151.
4 BVerfG, Beschluss v. 24. 06.  1993 – 1 BvR 689/92 –, zitiert nach Juris Rn. 61.
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Daraus ist zu schlussfolgern, dass die Gewährleistung der Verkehrs-
sicherheit eine im Grundgesetz verankerte Aufgabe des Staates ist.5 Da die 
Bewegungsfreiheit im öffentlichen Verkehr – sei es mit Kfz, Fahrrädern, 
zu Fuß oder anderen möglichen Fortbewegungsmitteln – jedem Bürger in 
Deutschland zusteht und für eine Vielzahl der Verkehrsteilnehmer privat 
und beruflich erforderlich ist, kann sie nicht unbegründet eingeschränkt 
werden.6 Aus diesem Grund muss sie stets i. Z. m. der Verkehrssicherheit 
betrachtet werden.7 Da die allgemeine Handlungsfreiheit im Hinblick auf 
das Recht auf Leben, Recht auf körperliche Unversehrtheit und Recht auf 
Eigentum zurücktreten muss8, kann die Verkehrsfreiheit letztendlich nur 
gewährleistet werden, wenn durch deren Inanspruchnahme kein höher-
wertiges Grundrecht außerverhältnismäßig eingeschränkt9 sowie gegen 
Sittengesetze10 oder gegen geltendes Recht11 verstoßen wird.
Aufgrund der Tatsache, dass sich eine Vielzahl von Verkehrsteilneh-
mern im öffentlichen Straßenverkehr bewegt, um von einem Ort zu einem 
anderen zu gelangen, entstehen zwangsläufig Gefahrensituationen mit 
entspr. Schadenspotenzialen.12 Daraus folgend erwächst die staatliche Auf-
gabe, diese Gefahren im Straßenverkehr abzuwehren oder zumindest zu 
minimieren.13 Durch das Straßenverkehrsrecht sind damit not wendige 
5 Vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. A., Rn. 1; vgl. Schu-
bert/Mattern/Reimann, in: Handbuch des Fahreignungsrechts, S. 25; vgl. Müller, NZV, 
2019, S. 161; vgl. Manssen, SVR, 2013, S. 246, 250; vgl. Henrichs, NJW, 1999, S. 3156.
6 Vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 18. A., Rn. 2; vgl. 
Dauer/Glowalla/Brauckmann/Böhne, Handbuch des Fahrerlaubnisrechts, S. 59; vgl. 
Patermann, in: Handbuch des Fahreignungsrechts, Grundlagen der Fahreignungs-
begutachtung, S. 65; vgl. Henrichs, NJW, 1999, S. 3155.
7 Vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 18. A., Rn. 1, 2; vgl. 
Hühnermann, in: Straßenverkehrsrecht Kommentar, S. 706.
8 Vgl. Schubert/Mattern/Reimann, in: Handbuch des Fahreignungsrechts, S. 26.
9 Hamburgisches OVG, Beschluss v. 30. 01.  2002 – 3 Bs 4/02 –, zitiert nach Juris Rn. 16b.
10 BVerfG, Urteil v. 10. Mai 1957 – 1 BvR 550/52 –, zitiert nach Juris Rn. 166.
11 BVerfG, Urteil v. 16. 01.  1957 – 1 BvR 253/56 –, zitiert nach Juris Rn. 17 (verfassungs-
mäßige Ordnung = allgemeine Rechtsordnung).
12 Vgl. Buhrke, in: Verkehrsmedizin, S. 71; vgl. Raithel/Widmer, Deviantes Verkehrsver-
halten, S. 17; vgl. Bode/Winkler, Fahrerlaubnis, S. 41; vgl. Manssen, SVR, 2013, S. 246.
13 Vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 18. A., Rn. 1; vgl. Mül-
ler, NZV, 2019, S. 161; vgl. Schlanstein, NZV, 2015, S. 105; vgl. Manssen, SVR, 2013, S. 250; 
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Festlegungen zu treffen, um den Grundrechtsschutz zu gewährleisten. Er-
forderliche Regelungen sind durch verschiedene Gesetze und Verordnun-
gen erlassen worden, u. a. wie sich Fahrzeugführer im öffentlichen Stra-
ßenverkehr zu verhalten haben, welche Berechtigungen sie zum Führen 
eines Fahrzeuges oder Gespannes besitzen müssen und welche technischen 
Anforderungen ein Fahrzeug zu erfüllen hat, damit es im öffentlichen Stra-
ßenverkehr genutzt werden darf.14 Ebenso werden Anforderungen an die 
Eignung der Fahrzeugführer formuliert und festgelegt, welche Maßnah-
men einzuleiten sind, um eine Eignung bzw. Nichteignung festzustellen.15
Damit nimmt das Straßenverkehrsrecht die Rolle eines Gefahren-
abwehrrechtes ein16 und überträgt u. a. der Fahrerlaubnisbehörde die Auf-
gabe, die Grundrechte nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG vor ungeeigneten 
Fahrzeugführern und -bewerbern zu schützen17 sowie notwendige Maß-
nahmen, wie z. B. die Anordnung und Durchführung einer MPU oder die 
anschließende Entziehung der Fahrerlaubnis, einzuleiten.
vgl. Koehl, SVR, 2013, S. 9; vgl. Wagner, in: Fehlverhalten als Unfallfaktor – Kriterien 
und Methoden der Risikobeurteilung, S. 48; vgl. Henrichs, NJW, 1999, S. 3156.
14 Vgl. Dauer/Glowalla/Brauckmann/Böhne, Handbuch des Fahrerlaubnisrechts, S. 59; 
vgl. Bibliographisches Institut, Duden Recht A – Z, S. 435 (Rechtsquellen sind im We-
sentlichen das StVG, die StVO, die StVZO und die FeV).
15 BVerfG, Beschluss v. 20. 06.  2002 – 1 BvR 2062/96 –, zitiert nach Juris Rn. 52; BVerfG, 
Beschluss v. 24. 06.  1993 – 1 BvR 689/92 –, zitiert nach Juris Rn. 61; BVerfG, Urteil v. 
25. 02.  1975 – 1 BvF 1/74 –, zitiert nach Juris Rn. 153; BVerwG, Urteil v. 27. 09.  1995 – 11 C 
34/94 –, zitiert nach Juris Rn. 9; BVerwG, Urteil v. 13. 01.  1961 – VII C 233.59 –, zitiert 
nach Juris Rn. 8.
16 BVerfG, Beschluss v. 10. 12.  1975 – 1 BvR 118/71 –, zitiert nach Juris Rn. 32, 33; BGH, Be-
schluss v. 04. 12.  2001 – 4 StR 93/01 –, zitiert nach Juris Rn. 20; BVerwG, Urteil v. 28. 11. 
1969 – VII C 67.68 –, zitiert nach Juris Rn. 12; vgl. Schlanstein, NZV, 2015, S. 111; vgl. 
Wendlinger, NZV, 2006, S. 512; vgl. Henrichs, NJW, 1999, S. 3153.
17 BVerfG, Beschluss v. 20. 06.  2002 – 1 BvR 2062/96 –, zitiert nach Juris Rn. 38 f.; BVerfG, 
Beschluss v. 24. 06.  1993 – 1 BvR 689/92 –, zitiert nach Juris Rn. 61; BVerwG, Urteil v. 
21. 05.  2008 – 3 C 32/07 –, zitiert nach Juris. Rn 14; vgl. Gehrmann, in: Handbuch des 
Straßenverkehrsrechts, Ziffer 18. A., Rn. 1; vgl. Patermann, in: Handbuch des Fahr-
eignungsrechts, Grundlagen der Fahreignungsbegutachtung, S. 51; vgl. Bauer, in: 
Handbuch des Fahreignungsrechts, S. 127; vgl. Bode/Winkler, Fahrerlaubnis, S. 55; 
vgl. Maibach, Hessische Polizeirundschau, 2017, S. 18; vgl. Ternig, Die Polizei, 2014, 
S. 109; vgl. Bauer, Bayerns Polizei, 2014, S. 29; vgl. Ternig, Kriminalistik, 2013, S. 402; 
vgl. Koehl, VD, 2012, S. 198; vgl. Tepe, NZV, 2010, S. 68; vgl. Müller, SVR, 2007, S. 242; vgl. 
Wendlinger, NZV, 2006, S. 512; vgl. Gehrmann, NZV, 2003, S. 10; vgl. Lippert, POLIZEI – 
heute, 2001, S. 160; vgl. Henrichs, NJW, 1999, S. 3156.
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II. Fahrerlaubnis und Eignung – die Regelungen 
im StVG und der FeV
Die Fahrerlaubnisbehörden haben gem. § 2 Abs. 2 StVG den staatlichen 
Auftrag, einer Person die Fahrerlaubnis zu erteilen, wenn diese die erfor-
derlichen Anforderungen erfüllt. Eine dieser Anforderungen ist gem. § 2 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 StVG, dass Fahrerlaubnisbewerber über die notwendige 
Eignung verfügen müssen, ein Kfz im Straßenverkehr führen zu können.
Wenn aus gefahrenabwehrrechtlicher Sicht Zweifel an der Eignung be-
stehen, sind demzufolge mögliche Eignungsmängel zu untersuchen und er-
forderliche Maßnahmen durch die Fahrerlaubnisbehörde – insbesondere 
die Anordnung der MPU und in der weiteren Folge ggf. die Fahrerlaubnis-
entziehung – einzuleiten.18 In § 2 Abs. 4 Satz 1 StVG wird darauf aufbauend 
angeführt, dass nur derjenige geeignet ist, der „die notwendigen körper-
lichen und geistigen Anforderungen erfüllt und nicht erheblich oder nicht 
wiederholt gegen verkehrsrechtliche Vorschriften oder gegen Strafgesetze 
verstoßen hat.“19
Sollten solche Eignungsbedenken auftreten, fordert § 2 Abs. 12 Satz 1 
StVG explizit, dass die Polizei – und nicht erst die Justiz – die Fahrerlaub-
nisbehörde über nicht nur vorübergehende Mängel zu informieren hat.20 
Hierbei ist zu beachten, dass § 2 Abs. 12 StVG eine Meldepflicht darstellt 
und somit nicht das Opportunitäts-, sondern das Legalitätsprinzip gilt.21 
Aus diesem Grund ist eine rechtskräftige Verurteilung zu einem polizei-
lich mitgeteilten Sachverhalt nicht erforderlich.22 Auch die Einstellung ei-
nes Strafverfahrens oder das Absehen von der öffentlichen Klage können 
18 Hamburgisches OVG, Beschluss v. 30. 01.  2002 – 3 Bs 4/02 –, zitiert nach Juris Rn. 24; vgl. 
Scheidler, VD, 2014, S. 243; vgl. Müller, VD, 2007, S. 245; vgl. Fromm/Schmidt, NZV, 2007, 
S. 217.
19 § 2 Abs. 4 Satz 1 StVG.
20 Vgl. Dauer, in: Straßenverkehrsrecht, Fahrerlaubnis und Führerschein, S. 90; vgl. 
Müller, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 37 ff.; vgl. 
Schubert/Mattern/Reimann, in: Handbuch des Fahreignungsrechts, S. 25; vgl. Bauer, 
in: Handbuch des Fahreignungsrechts, S. 126; vgl. Wozny, VD, 2019, Heft 7, S. 173; vgl. 
Maibach, Polizeispiegel, 2018, S. 20; vgl. Stumpen, Die Polizei, 2013, S. 116; vgl. Tepe, 
NZV, 2010, S. 66; vgl. Wendlinger, NZV, 2006, S. 509; vgl. Henrichs, NJW, 1999, S. 3152.
21 Vgl. Wozny, VD, 2019, Heft 7, S. 172.
22 Vgl. Wozny, VD, 2019, Heft 7, S. 174.
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trotzdem eine Prüfungshandlung der Fahrerlaubnisbehörde erforderlich 
machen.23
Infolge der polizeilichen Meldung muss die Fahrerlaubnisbehörde prü-
fen, ob sie weitere Maßnahmen veranlassen und ggf. eine MPU anordnen 
muss, damit mögliche Eignungszweifel bestätigt bzw. negiert werden kön-
nen.24 Dies ist in § 2 Abs. 8 StVG regelt.
Wann ein medizinisch-psychologisches Gutachten erforderlich ist, 
wird darauf aufbauend im § 11 Abs. 3 FeV angeführt. Für die vorliegende 
Masterarbeit sind jedoch nur § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV 
relevant.25
In besonderen Fällen kann dabei sogar von einer MPU abgesehen und 
die Fahrerlaubnis direkt entzogen werden, da die fehlende Eignung bereits 
offensichtlich erwiesen ist.26 Dabei kann die Fahrerlaubnisbehörde gem. 
§ 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO die sofortige Vollziehung anordnen, wenn von einer 
ernsthaften Gefährdung durch den Betroffenen auszugehen oder es zur 
Gefahrenabwehr dringend geboten ist.27 Diese Vorgehensweise wird zwar 
i. Z. m. charakterlichen Mängeln sehr strittig gesehen28 und sollte vielmehr 
auf körperliche und geistige Mängel angewandt werden, ist aber nach § 11 
23 Vgl. Dauer, in: Straßenverkehrsrecht, Eignung, S. 1223; vgl. Bauer, in: Handbuch des 
Fahreignungsrechts, S. 130 f.; vgl. Wendlinger, NZV, 2006, S. 509.
24 Vgl. Dauer, in: Straßenverkehrsrecht, Fahrerlaubnis und Führerschein, S. 87; vgl. Hof-
stätter, in: Handbuch des Fahreignungsrechts, S. 157; vgl. Wozny, VD, 2019, Heft 7, 
S. 173; vgl. Müller, VD, 2007, S. 246.
25 Damit wird zugleich der gesamte Themenbereich von Straftaten ausgeklammert, die 
im Straßenverkehr direkt oder indirekt unter Nutzung eines Fahrzeuges begangen 
werden (diese sind unter § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 und 6, 2. Alt. FeV erfasst). Zudem 
werden Straftaten, die eng i. Z. m. dem Konsum von Drogen oder Alkohol stehen und 
Straftaten, die sich mit dem Besitz von Drogen befassen nicht näher betrachtet. Der 
Fokus dieser Arbeit liegt auf Aggressionspotenzial und charakterlicher Nichteignung, 
die nicht auf eine psychische Erkrankung oder einer Drogen- bzw. Alkoholabhängig-
keit zurückgeführt werden können.
26 Vgl. Dauer, in: Straßenverkehrsrecht, Eignung, S. 1218; vgl. Patermann, in: Handbuch 
des Fahreignungsrechts, Begutachtungsanlässe, S. 98; vgl. Scheidler, SVR, 2015, S. 54 –  
56; vgl. Koehl, SVR, 2012, S. 7.
27 VG Regensburg, Beschluss v. 13.06. 2012 – RN 8 S 12.576 –, zitiert nach Juris Rn. 19; VG 
Braunschweig, Beschluss v. 11. 05.  2004 – 6 B 159/04 –, zitiert nach Juris Rn. 19; vgl. 
Koehl, SVR, 2013, S. 9.
28 Bayrischer VGH, Beschluss v. 02. 06.  2003 – 11 CS 03.743 –, zitiert nach Juris Rn 17; vgl. 
Geiger, in: MAH Straßenverkehrsrecht, Rn. 157; vgl. Scheidler, SVR, 2015, S. 56 –  58.
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Abs. 7 FeV trotzdem möglich und dort entspr. geregelt.29 Des Weiteren kann 
gem. § 11 Abs. 8 Satz 1 FeV die Fahrerlaubnisbehörde von einer Nichteig-
nung ausgehen, wenn der Betroffene das geforderte MPU-Gutachten nicht 
beibringt bzw. nicht zur MPU erscheint.30 Sollte in der weiteren Folge die 
Nichteignung festgestellt werden, so ist gem. § 3 Abs. 1 Satz 1 StVG die Fahr-
erlaubnis durch die Fahrerlaubnisbehörde zu entziehen. Dies hat i. V. m. 
§ 46 Abs. 1 FeV zu erfolgen. Gem. § 3 Abs. 2 Satz 1 StVG erlischt mit dem 
Entzug zugleich die Fahrerlaubnis.
Zu beachten ist aber, dass gem. § 3 Abs. 3 Satz 1 StVG eine Entziehung 
nur durchgeführt werden kann, wenn das Strafverfahren gg. den Betrof-
fenen – welches der Fahrerlaubnisbehörde mitgeteilt wurde – nicht i. V. m. 
einer möglichen justiziellen Entziehung der Fahrerlaubnis steht.31 Damit 
wird zugleich der Eignungsbeurteilung im Strafverfahren ein höherer 
Stellenwert zugesprochen und die Bindungswirkung der Fahrerlaubnis-
behörde festgestellt.32 Seitens der Fahrerlaubnisbehörde hat hierzu früh-
zeitig eine Abwägung zu erfolgen, ob eine Entziehung in Betracht kommt 
29 Vgl. BR-Drs. 443/98 Verordnung über die Zulassung von Personen zum Straßenver-
kehr und zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften mit Begründung 
und Vorblatt, S. 257.
30 BVerwG, Urteil v. 17. 11.  2016 – 3 C 20/15 –, zitiert nach Juris Rn. 19; BVerwG, Beschluss 
v. 11. 06.  2008 – 3 B 99/07 –, zitiert nach Juris Rn. 5; BVerwG, Urteil v. 09. 06.  2005 – 3 C 
25/04 –, zitiert nach Juris Rn. 8; BVerwG, Urteil v. 02. 12.  1960 – VII C 43.59 –, zitiert nach 
Juris 2. Leitsatz; OVG Schleswig-Holstein, Beschluss v. 13. 02.  2019 – 4 O 46/18 –, zitiert 
nach Juris Rn. 6; VGH Baden-Württemberg, Beschluss v. 24. 01.  2012 – 10 S 3175/11 –, 
zitiert nach Juris Rn. 24; Sächsisches OVG, Beschluss v. 13. 10.  2009 – 3 B 314/09 –, zitiert 
nach Juris Rn. 5; OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss v. 22. 01.  2001 – 19 B 1757/00 –, 
zitiert nach Juris Rn. 26 –  28.
31 Vgl. Dauer, in: Straßenverkehrsrecht, Entziehung der Fahrerlaubnis, S. 116 ff.; vgl. 
Wagner/Strohbeck-Kühner/Koehl, in: Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung – 
Kommentar; 2018, S. 343; vgl. Siegmund, in: JurisPK – Straßenverkehrsrecht, § 3 FeV 
Eignung, Rn. 32 –  35; vgl. Patermann, in: Handbuch des Fahreignungsrechts, Begut-
achtungsanlässe, S. 102; vgl. Hofstätter, in: Handbuch des Fahreignungsrechts, S. 158; 
vgl. Ternig, Die Polizei, 2014, S. 110 f.
32 BVerwG, Urteil v. 28. 06.  2012 – 3 C 30/11 –, zitiert nach Juris Rn. 36; BVerwG, Urteil v. 
15. Juli 1988 – 7 C 46/87 –, zitiert nach Juris Rn. 11; Bayerischer VGH, Beschluss v. 15. 12. 
2017 – 11 CS 17.2201 –, zitiert nach Juris Rn. 20; OVG Lüneburg, Beschluss v. 11. 12. 
2007 – 12 ME 360/07 –, zitiert nach Juris Rn. 7.
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oder nicht.33 § 69 Abs. 1 Satz 1 StGB führt hierbei aber konkret an, wann 
eine Entziehung im Rahmen des Strafverfahrens in Erwägung zu ziehen 
ist. Dies ist der Fall, wenn „jemand wegen einer rechtswidrigen Tat, die er 
bei oder i. Z. m. dem Führen eines Kfz’s oder unter Verletzung der Pflichten 
eines Kfz-führers begangen hat, verurteilt oder nur deshalb nicht verurteilt 
[wird, RB], weil seine Schuldunfähigkeit erwiesen oder nicht auszuschlie-
ßen ist“34 und i. Z. m. der konkreten Tat die Nichteignung zum Führen eines 
Kfzs festgestellt wird35. Sollte der Ausgangssachverhalt unter den § 69 StGB 
fallen, darf die Fahrerlaubnisbehörde dementsprechend nicht weiter er-
mitteln und muss den Verfahrensabschluss in Bezug auf das konkrete Ver-
fahren abwarten.36 Darüber hinaus kann sich die Fahrerlaubnisbehörde 
gem. § 3 Abs. 4 StVG nicht über einen Strafbefehl oder eine gerichtliche 
Entscheidung hinwegsetzen, sondern muss sich an deren Festlegungen 
halten, insofern keine neuen beurteilungsrelevanten Erkenntnisse gewon-
nen werden konnten oder die Kraftfahreignung beim Urteilsspruch keine 
Rolle gespielt hat.37
Sollten wiederum im Strafverfahren Eignungsbedenken gg. den Betrof-
fenen oder eine andere Person bekannt werden, die aber nicht im Straf-
verfahren gesondert betrachtet wurden, hat auch die Justiz einer Melde-
pflicht nachzukommen. Dies wird im § 45 Abs. 2 MiStra geregelt. Des 
Weiteren ist in § 45 Abs. 1 MiStra geregelt, was der Fahrerlaubnisbehörde 
33 OVG Sachsen-Anhalt, Beschluss v. 25. 08.  2010 – 3 M 359/10 –, zitiert nach Juris Rn. 4 f.; 
VG Meiningen, Urteil v. 08. 02.  2011 – 2 K 3/11 Me –, zitiert nach Juris Rn. 23; VG Osna-
brück, Beschluss v. 27. 11.  2006 – 2 B 82/06 –, zitiert nach Juris Rn. 15.
34 § 69 Abs. 1 Satz 1 StGB.
35 Vgl. § 69 Abs. 1 Satz 1 StGB.
36 OVG Sachsen-Anhalt, Beschluss v. 25. 08.  2010 – 3 M 359/10 –, zitiert nach Juris Rn. 4 f.; 
VG Meiningen, Urteil v. 08. 02.  2011 – 2 K 3/11 Me –, zitiert nach Juris Rn. 23; VG Osna-
brück, Beschluss v. 27. 11.  2006 – 2 B 82/06 –, zitiert nach Juris Rn. 15.
37 Sächsisches OVG, Beschluss v. 02. 07.  2017 – 3 B 95/17 –, zitiert nach Juris Rn. 13; VGH 
Baden-Württemberg, Urteil v. 27. 07.  2016 – 10 S 77/15 –, zitiert nach Juris Rn. 33; OVG 
Nordrhein-Westfalen, Beschluss v. 25. 06.  2012 – 16 B 711/12 –, zitiert nach Juris Rn. 3; 
vgl. Dauer, in: Straßenverkehrsrecht, Entziehung der Fahrerlaubnis, S. 116 ff.; vgl. 
Wagner/Strohbeck-Kühner/Koehl, in: Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung – 
Kommentar; 2018, S. 343; vgl. Siegmund, in: JurisPK – Straßenverkehrsrecht, § 3 FeV 
Eignung, Rn. 47; vgl. Patermann, in: Handbuch des Fahreignungsrechts, Begutach-
tungsanlässe, S. 103 f.; vgl. Hofstätter, in: Handbuch des Fahreignungsrechts, S. 158; 
vgl. Fromm, ZfSch, 2011, S. 432; vgl. Geiger, NZV, 2005, S. 624.
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zu melden ist, wenn § 69 StGB im Strafverfahren gg. den Betroffenen her-
angezogen wurde.
Daraus folgend bleibt festzuhalten, dass es nicht nur die Aufgabe der 
Fahrerlaubnisbehörden ist, bei einer Nichteignung des Kfz-führers die 
Fahrerlaubnis zu entziehen, sondern auch die Justiz ihrer auferlegten ge-
setzlichen Verpflichtung nachkommen muss. Die Justiz kann dies i. Z. m. ei-
ner konkreten Straftat und anhand der dabei festgestellten Eignungsmän-
gel durchführen, insofern der Betroffene die Straftat bei oder i. Z. m. dem 
Führen eines Kfzs oder unter Verletzung der Pflichten eines Kfz-führers 
begangen hat. Die Fahrerlaubnisbehörde kann dies wiederum bei allen 
bekanntgewordenen eignungsrelevanten Sachverhalten anregen, muss 
dabei aber immer auf die Gesamtpersönlichkeit des Kraftfahrers eingehen 
und eine umfassende Beurteilung zur Person und der Kraftfahreignung 
vornehmen.38
Sowohl die Entziehung nach Fahrerlaubnisrecht als auch die Entzie-
hung nach Strafrecht dienen dem Schutz der Verkehrssicherheit und sind 
somit gefahrenabwehrrechtliche Maßnahmen.39 Damit grenzen sich die 
Paragraphen wiederum von dem zeitlich befristeten Fahrverbot nach § 44 
StGB ab, dass als Nebenstrafe originär nicht den Schutz der Verkehrsteil-
nehmer verfolgt, sondern die Bestrafung des Betroffenen.40 Einher geht, 
dass das strafbare Verhalten nicht unbedingt für eine fehlende Kraftfahr-
eignung spricht, die Hauptstrafe wiederum aber nicht ausreicht um einen 
spezialpräventiven Zweck bei dem Betroffenen zu erreichen.41 Damit wird 
aber auch eindeutig festgestellt, dass sich der Fahrerlaubnisentzug nach 
§ 69 StGB und das Fahrverbot nach § 44 StGB gegenseitig ausschließen.42
38 BVerwG, Urteil v. 15. 07.  1988 – 7 C 46/87 –, zitiert nach Juris Rn. 12.
39 BGH, Beschluss v. 27. 04.  2005 – GSSt 2/04 –, zitiert nach Juris Rn. 20 f.
40 Vgl. Niehaus, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 16. B., Rn. 4; vgl. Rebler, 
VD, 2018, S. 5.
41 AG Villingen-Schwenningen, Urteil v. 29. 08.  2018 – 6 Cs 56 Js 1599/18 –, zitiert nach 
Juris Rn. 25; KG Berlin, Beschluss v. 10. 01.  2007 – (3) 1 Ss 389/06 (125/06) –, zitiert nach 
Juris Rn. 3.
42 Vgl. Rebler, SVR, 2016, S. 19.
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III. Straftaten als charakterlicher Mangel
Auch wenn das StVG und die FeV den Begriff der „charakterlichen Eignung“ 
bzw. des „charakterlichen Mangels“ nicht explizit im Gesetzestext anfüh-
ren, so findet sich in der Rechtsprechung zur „charakterlichen Eignung“ 
folgende Ausführung:
„Voraussetzung für die charakterliche Eignung zum Führen von Kraftfahrzeu-
gen […], ist die charakterlich gefestigte Bereitschaft des Kraftfahrzeugführers 
zur Einhaltung derjenigen Regeln und Normen des menschlichen Zusammen-
lebens, die dem Schutz der Interessen und insbesondere der Sicherheit jedes 
einzelnen dienen.“43
Zudem wird der „charakterliche Mangel“ wie folgt definiert:
„Solche Mängel liegen vor, wenn der Betroffene bereit ist, das Interesse der All-
gemeinheit an sicherer und verkehrsgerechter Fahrweise den jeweiligen eige-
nen Interessen unterzuordnen und hieraus resultierende Gefährdungen oder 
Beeinträchtigungen des Verkehrs in Kauf zu nehmen.“44
I. d. Z. ist zu erwähnen, dass Rechtsprechung45 und Literatur46 den „erheb-
lichen Verstoß“ oder die „wiederholten Verstöße“ gegen das Strafgesetz als 
„charakterlichen Mangel“ bzw. als „fehlende charakterliche Eignung“ be-
zeichnen. Gleichwohl „erheblich“ ein unbestimmter Rechtsbegriff bleibt, 
43 VG Berlin, Beschluss v. 31. 01.  2002 – 11 A 286.02 –, zitiert nach Juris Rn. 17.
44 BVerfG, Beschluss v. 20. 06.  2002 – 1 BvR 2062/96 –, zitiert nach Juris Rn. 49.
45 OVG Lüneburg, Urteil v. 08. 07.  2014 – 12 LC 224/13 –, zitiert nach Juris Rn. 57; Sächsi-
sches OVG, Beschluss v. 10. 04.  2013 – 3 B 305/13 –, zitiert nach Juris Rn. 9; Bayerischer 
VGH, Beschluss v. 05. 07.  2012 – 11 C 12.874 –, zitiert nach Juris Rn. 21; Bayerischer VGH, 
Beschluss v. 07. 03.  2011 – 11 ZB 11.48 –, zitiert nach Juris Rn. 17; VG Cottbus, Beschl. v. 
24. 07.  2013 – VG 1 L 150/13 –, zitiert nach Juris Rn. 15.
46 Vgl. Will, BeckOK, StVG – § 3, Rn. 38; vgl. Dauer, in: Straßenverkehrsrecht, Fahrerlaub-
nis und Führerschein, S. 84 f.; vgl. Hühnermann, in: Straßenverkehrsrecht Kommen-
tar, S. 712; vgl. Rebler, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, 
S. 70; vgl. Patermann, in: Handbuch des Fahreignungsrechts, Grundlagen der Fahreig-
nungsbegutachtung, S. 65; vgl. Bauer, in: Handbuch des Fahreignungsrechts, S. 126; 
vgl. Bode/Winkler, Fahrerlaubnis, S. 99; vgl. Müller/Rebler, SVR, 2017, S. 51, 53; vgl. 
Koehl, SVR, 2013, S. 8; vgl. Wendlinger, VD, 2006, S. 119.
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wird er in der Literatur47 und Rechtsprechung48 nicht i. V. m. einer be-
sonders schwerwiegenden Tat, sondern vielmehr in Bezug auf die Kraft-
fahreignung ausgelegt. Der Gesetzgeber hat in der amtlichen Begründung 
i. Z. m. der Änderung der FeV im Jahr 2008 diese Bewertung des Begriffes 
vorgenommen und damit die Auslegung der Literatur und der Rechtspre-
chung übernommen.49 Der Begriff „wiederholt“ wird zudem in der Lite-
ratur50 und der Rechtsprechung51 so ausgelegt, dass mind. zwei Verstöße 
vorliegen müssen. Des Weiteren wird der Begriff des „charakterlichen 
Mangels“ im Allgemeinen Teil der Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahr-
eignung angeführt.52 Diese hat mit der Verankerung in der Anlage 4a der 
FeV und der dazugehörigen Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt im 
Jahr 201453 rechtsbindenden Charakter erlangt.54 Der Begriff bleibt aber 
auch in den Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung undefiniert. Im 
47 Vgl. Will, BeckOK, StVG – § 3, Rn. 38; vgl. Dauer, in: Straßenverkehrsrecht, Fahrerlaub-
nis und Führerschein, S. 84; vgl. Müller/Rebler, SVR, 2017, S. 53; vgl. Geiger, DAR, 2013, 
S. 66; vgl. Koehl, SVR, 2013, S. 9; vgl. Tepe, NZV, 2010, S. 66.
48 Bayerischer VGH, Beschluss v. 06. 11.  2017 – 11 CS 17.1726 –, zitiert nach Juris Rn. 27; 
VGH Baden-Württemberg, Urteil v. 11. 10.  2017 – 10 S 746/17 –, zitiert nach Juris Rn. 34; 
OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss v. 11. 04.  2017 – 16 E 132/16 –, zitiert nach Juris 
Rn. 16.
49 Vgl. BR-Drs. 302/08, Vierte Verordnung zur Änderung der Fahrerlaubnis-Verordnung 
und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften mit Begründung und Vorblatt, 
S. 61.
50 Vgl. Dronkovic, BeckOK, FeV – § 11, Rn. 20; vgl. Siegmund, in: JurisPK – Straßenver-
kehrsrecht, § 11 FeV Eignung, Rn. 67, 80; vgl. Dauer, in: Straßenverkehrsrecht, Fahr-
erlaubnis und Führerschein, S. 84; vgl. Geiger, in: MAH Straßenverkehrsrecht, Rn. 62, 
159; vgl. Ternig, Deutsche Polizei, 2014, S. 37; vgl. Koehl, SVR, 2013, S. 8.
51 Bayerischer VGH, Beschluss v. 24. 11.  2014 – 11 CS 14.2194 –, zitiert nach Juris Rn. 13; 
VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 23. 02.  2010 – 10 S 221/09 –, zitiert nach Juris 
Rn. 38; VG Minden, Urteil v. 10. 03.  2016 – 9 K 2521/15 –, zitiert nach Juris Rn. 13; VG 
München, Beschluss v. 01. 12. 2011 – M 6b S 11.4066 –, zitiert nach Juris Rn. 30.
52 Vgl. BASt, Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung, S. 10.
53 BGBl. 2014 I, Nr. 15, S. 357; Zehnte Verordnung zur Änderung der Fahrerlaubnisver-
ordnung und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften.
54 Vgl. Petersen/Lebkücher/Dietz, in: Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung – 
Kommentar; 2018, S. 18 f.; vgl. Schubert/Mattern/Reimann, in: Handbuch des Fahr-
eignungsrechts, S. 37; vgl. Patermann, in: Handbuch des Fahreignungsrechts, Grund-
lagen der Fahreignungsbegutachtung, S. 51; vgl. BASt, Begutachtungsleitlinien zur 
Kraftfahreignung – Hintergrund und Stellenwert, online verfügbar.
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Speziellen Teil der Begutachtungsleitlinien wird, wiederum ohne auf die 
Formulierung des „charakterlichen Mangels“ nochmals einzugehen, unter 
der Ziffer 3.16 die Thematik Straftaten näher erläutert und letztendlich 
dargelegt, wann eine Nichteignung vorliegt.55
Die Begutachtungsleitlinien unterscheiden dabei in zwei Gruppen von 
Straftaten, die einen „charakterlichen Mangel“ darstellen können:
 • Straftaten, mit hohem Aggressionspotenzial, die ein Verhaltensmuster 
aufzeigen, dass die Kraftfahreignung und damit die Verkehrssicherheit 
beeinflussen sowie
 • Straftaten, die konkret i. Z. m. der Kraftfahreignung stehen.56
Für die Gruppe der Straftaten mit hohem Aggressionspotenzial und für die 
anderen Straftaten, die ebenso i. Z. m. der Kraftfahreignung stehen, wird 
seitens der Begutachtungsleitlinien in der weiteren Folge begründet, wann 
für diese die Nichteignung für das Führen eines Kfzs im Straßenverkehr 
vorliegt.57 Dem folgend wurde durch die Rechtsprechung richtungswei-
send festgelegt, dass charakterliche Mängel eine Nichteignung des Fahr-
zeugführers zur Folge haben und die Fahrerlaubnis zu entziehen ist:
„Bei erwiesener Ungeeignetheit eines Kraftfahrers zum Führen von Kraftfahr-
zeugen muss die Behörde die Fahrerlaubnis entziehen. […] Beruht die man-
gelnde Eignung auf charakterlichen Mängeln, darf die Fahrerlaubnisbehörde 
auch nicht lediglich teilweise entzogen werden.“58
Von besonderer Bedeutung i. Z. m. mit der möglichen Nichteignung ist, dass 
durch die Fahrerlaubnisbehörde nachvollziehbar dargelegt werden muss, 
warum das gezeigte Verhalten des Betroffenen Rückschlüsse darauf gibt, 
dass ein aggressives oder nichtregelkonformes Fahrverhalten zu erwarten 
55 Vgl. BASt, Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung, S. 84; Unter Ziffer 3.17 der 
Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung folgen dann Ausführungen zu Verstö-
ßen gegen verkehrsrechtliche Vorschriften, die ebenso unter einem charakterlichen 
Mangel subsummiert werden können, aber nicht in die Betrachtung der vorliegenden 
Masterarbeit einbezogen werden.
56 Vgl. BASt, Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung, S. 84.
57 Vgl. BASt, Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung, S. 84 f.
58 BVerwG, Beschluss v. 03. 12.  1984 – 7 B 216/84 –, zitiert nach Juris Rn. 4.
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ist. Es muss hierzu eine Gesamtbetrachtung der Persönlichkeit des Betrof-
fenen erfolgen59, die anhand einer Vielzahl von Kriterien zu beurteilen ist:
„Dabei sind sämtliche im Einzelfall bedeutsamen Umstände heranzuziehen, die 
Aufschluß über die körperliche, geistige und charakterliche Eignung geben kön-
nen. Insbesondere bei der charakterlichen Eignung kommt eine Vielzahl von Tat-
sachen und persönlichen Merkmalen in Betracht, wie Art, nähere Umstände und 
Anzahl der bereits begangenen verkehrsrechtlichen oder auch nichtverkehrs-
rechtlichen Straftaten, außerdem das Alter, die persönlichen und familiären 
Verhältnisse, etwaige Alkohol- oder Drogenauffälligkeiten und anderes mehr.“60
1. Aggressionspotenzial als besonderer charakterlicher Mangel
Zunächst ist abzuklären, was unter „Aggressionspotenzial“ zu verstehen 
ist. Hierbei ist voranzustellen, dass dieser Begriff ebenfalls im Gesetz nicht 
klar definiert ist.61 Er wird aus den psychologischen Begriffsdefinitionen 
der Aggression und der Aggressivität hergeleitet. Aggression ist ein Verhal-
ten, welches andere Individuen bewusst und gegen deren Willen schädi-
gen will.62 Aggressivität ist das dazugehörige Persönlichkeitsmerkmal und 
damit die persönliche Neigung zu aggressivem Verhalten.63 Unter Aggres-
sionspotenzial ist somit zu verstehen, wie hoch die Wahrscheinlichkeit 
59 BVerwG, Beschluss v. 19. 03.  1986 – 7 B 19/86 –, zitiert nach Juris Rn. 3; BVerwG, Urteil 
v. 20. 02.  1987 – 7 C 87/84 –, zitiert nach Juris Rn. 12; OVG Lüneburg, Urteil v. 08. 07. 
2014 – 12 LC 224/13 –, zitiert nach Juris Rn. 54, 58; Bayerischer VGH, Beschluss vom 
08. 10.  2009 – 11 CS 09.1891 –, zitiert nach Juris Rn. 23; VG Augsburg, Beschluss v. 17. 09. 
2014 – Au 7 S 14.1150 –, zitiert nach Juris Rn. 44; VG Ansbach, Beschluss v. 30. 09.  2011 – 
AN 10 S 11.01436 –, zitiert nach Juris Rn. 27; VG Cottbus, Beschluss v. 13. 07.  2010 – 1 L 
139/10 –, zitiert nach Juris Rn. 23; VG Braunschweig, Beschluss v. 11. 05.  2004 – 6 B 
159/04 –, zitiert nach Juris Rn. 25.
60 BVerwG, Urteil v. 20. 02.  1987 – 7 C 87/84 –, zitiert nach Juris Rn. 12.
61 Vgl. Wozny, VD, 2019, Heft 7, S. 174; vgl. Banse, ZVS, 2012, S. 120.
62 Vgl. Nolting, Psychologie der Aggression, S. 22; vgl. Böcher, Aggression im Straßenver-
kehr, S. 7; vgl. Unger/Glitsch/Bornewasser, SVR, 2013, S. 329; vgl. Hofmann/Petermann/
Witthöft, SVR, 2013, S. 12.
63 Vgl. Hofmann/Petermann/Witthöft, SVR, 2013, S. 12; vgl. Banse, ZVS, 2012, S. 120; vgl. 
Meyer-Gramcko, VKU, 1997, S. 335 f.
36
Ricardo Baldauf
ist, dass eine Person aggressiv wird.64 Somit liegt ein hohes Aggressions-
potenzial insbesondere dann vor, wenn die Möglichkeit besteht, dass eine 
Person jederzeit aggressiv werden kann.65
Die Rechtsprechung greift diese psychologische Sichtweise auf:
„Straftaten, bei denen […] Anhaltspunkte für ein hohes Aggressionspotenzial be-
stehen, sind nur solche, die eine Veranlagung des Fahrerlaubnisbewerbers zu 
Rohheit oder eine geringe Hemmschwelle gegenüber der körperlichen Integrität 
anderer Menschen erkennen lassen, wobei – auch unter Berücksichtigung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit – im Falle einer lediglich einmaligen Straf-
tat diese eine gewisse Erheblichkeit aufweisen muss.“66
Des Weiteren wird in der Rechtsprechung angeführt:
„Straftaten weisen insbesondere dann auf ein hohes Aggressionspotenzial und 
stehen im Zusammenhang mit der Kraftfahreignung, wenn die Tathandlungen 
auf einer Bereitschaft zu ausgeprägt impulsivem Verhalten beruhen und dabei 
Verhaltensmuster deutlich werden, die sich so negativ auf das Führen von Kraft-
fahrzeugen auswirken können, dass die Verkehrssicherheit gefährdet ist.“67
Auch wenn aggressives Verhalten in vielen Erscheinungsformen im öffent-
lichen Straßenverkehr auftritt, gibt es keine abschließende Festlegung, 
welches verkehrswidrige Verhalten auf Aggression zurückzuführen ist. 
Deshalb sollte allgemein definiert werden:
„Ein Verhalten im Straßenverkehr ist aggressiv, wenn es andere Verkehrsteilneh-
mer zu schädigen beabsichtigt (affektive Aggression) oder wenn es die Durch-
setzung eigener Ziele intendiert, zu deren Erreichung die Schädigung anderer 
Verkehrsteilnehmer in Kauf genommen wird (instrumentelle Aggression).“68
64 Vgl. Finger-Trescher/Finger, Aggression und Wachstum, S. 12.
65 Vgl. Wagner/Strohbeck-Kühner/Koehl, in: Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreig-
nung – Kommentar; 2018, S. 357; vgl. Wozny, VD, 2019, Heft 7, S. 174; vgl. Koehl, SVR, 
2016, S. 319; vgl. Banse, ZVS, 2012, S. 120; vgl. Wendlinger, NZV, 2006, S. 509; vgl. Selg/
Mees/Berg, Psychologie der Aggressivität, S. 10.
66 VG München, Urteil v. 04. 02.  2005 – M 6a K 03.5867 –, zitiert nach Juris 1. Leitsatz.
67 VGH Baden-Württemberg, Urteil v. 27. 06.  2016 – 10 S 77/15 –, zitiert nach Juris Rn. 30.
68 Herzberg/Schlag, ZFSP, 2006, S. 75.
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In der Literatur gibt es noch weitere, größtenteils sehr ähnliche oder detail-
liertere Begriffsdefinitionen69, jedoch erscheint dem Verfasser diese i. Z. m. 
der hiesigen Thematik am treffendsten, da sogar die affektiven und die in-
strumentellen Aggressionen enthalten sind, ohne dabei den Definitionstext 
unnötig lang, sondern kurz und verständlich zu gestalten.
2. Charakterlicher Mangel ohne konkretes Aggressionspotenzial
Neben den Darstellungen zur Aggression führen die Begutachtungsleit-
linien an, dass Straftaten, die i. Z. m. der Fahreignung stehen, auf eine 
Nichteignung schließen lassen können. Damit wird der rechtliche Rahmen 
dahingehend erweitert, dass auch Straftaten ohne klar erkennbares Ag-
gressionspotenzial in die Betrachtung einbezogen werden müssen.70 Dies 
ist vom Gesetzgeber auch so gewollt, da er mit dem Begriff „insbesondere“ 
in der Aufzählung der MPU-relevanten Sachverhalte im § 11 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV zwar den Fokus auf Delikte mit einem hohen 
Aggressionspotenzial legt, aber damit Spielraum für andere Delikte lässt, 
die fahreignungsrelevant sein können.
Hintergrund ist, dass Personen, die eine Straftat vorsätzlich begangen 
haben, mit ihrem Verhalten möglicherweise aufzeigen, dass sie sich nicht 
an die geltenden Gesetze halten und mit Verstößen im Straßenverkehr zu 
rechnen ist und damit die Verkehrssicherheit der anderen Verkehrsteil-
nehmer und die Allgemeinheit gefährden71:
69 Vgl. Kölbel, in: Internationales Handbuch der Gewaltforschung, S. 1156; vgl. Maag/
Krüger/Breuer/Benmimoun/Neunzig/Ehmanns, Aggressionen im Straßenverkehr – Be-
richte der Bundesanstalt für Straßenwesen Heft M 151, S. 9 –  11 m. w. N.; vgl. Unger/
Glitsch/Bornewasser, SVR, 2013, S. 329; vgl. Schlanstein, Die Polizei, 2013, S. 5; vgl. Bö-
cher, NZV, 1989, S. 2 –  4.
70 Vgl. Wagner/Strohbeck-Kühner/Koehl, in: Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreig-
nung – Kommentar; 2018, S. 349 m. w. N.; vgl. Müller, in: Die Klärung von Eignungs-
zweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 16.
71 BVerwG, Urteil v. 17. 02.1981 – 7 C 55/79 –, zitiert nach Juris Rn. 27; BVerwG, Urteil. v. 
13. 01.  1961, – VII C 233.59 –, zitiert nach Jurion Rn. 8; Bayerischer VGH, Beschluss v. 
08. 10.  2009 – 11 CS 09.1894 –, zitiert nach Juris Rn. 8; Bayerischer VGH, Beschluss v. 
08. 10.  2009 – 11 CS 09.1896 –, zitiert nach Juris Rn. 8; OVG Rheinland-Pfalz, Urteil v. 
11. 04.  2000 – 7 A 11670/99 –, zitiert nach Juris Rn. 39 f.; VG Frankfurt, Urteil v. 15. 07. 
2004 – 6 E 2139/03 –, zitiert nach Juris Rn. 14; vgl. Siegmund, in: JurisPK – Straßen-
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„Der Mangel der Eignung zum Kraftfahrzeugführer kann sich auch aus anderen 
als verkehrsrechtlichen Straftaten ergeben, wenn zu befürchten ist, daß die 
Fahrerlaubnis zu Straftaten nicht verkehrsrechtlicher Art mißbraucht wird oder 
wenn die Art und Weise der Straftaten charakterliche Anlagen erkennen lassen, 
die, wenn sie sich im Straßenverkehr auswirken, die Allgemeinheit gefährden.“72
„Die Annahme einer Gefährlichkeit für die Allgemeinheit setzt […] nicht voraus, 
dass der Kraftfahrer bereits eine besondere Gefahrenlage im Verkehr herauf-
beschworen hat. Der dem gesamten Fahrerlaubnisrecht innewohnende Grund-
satz der Gefahrenprävention will schon die Möglichkeit einer Verfehlung aus-
schließen. Es genügt daher, dass die Möglichkeit nach allgemeiner Erfahrung zu 
befürchten ist.“73
Die fehlende „charakterliche Eignung“ lässt dabei auf den „charakterlichen 
Mangel“ schließen.74
IV. Hintergründe für die konkrete Aufnahme 
der Aggressionsstraftaten außerhalb 
des Straßenverkehrs in die FeV
Der Gesetzgeber hat mit der Novellierung der FeV zum 1. Januar 1999 den 
Anlass einer MPU für Straftaten, die i. Z. m. der Kraftfahreignung stehen, in 
§ 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 FeV neu angeführt75 und damit den Ursprungspara-
verkehrsrecht, § 11 FeV Eignung, Rn. 26; vgl. Müller, in: Die Klärung von Eignungs-
zweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 17 f.; vgl. Bode/Winkler, Fahrerlaubnis, S. 196; vgl. 
Wozny, VD, 2019, Heft 7, S. 174.
72 BVerwG, Urteil v. 17. 02. 1981 – 7 C 55/79 –, zitiert nach Juris Rn. 27.
73 VG Augsburg, Gerichtsbescheid v. 18. 09.  2008 – Au 3 K 07.1208 –, zitiert nach Juris 
Rn. 34, 36.
74 Bayerischer VGH, Beschluss v. 29. 03.  2017 – 11 CS 17.368 –, zitiert nach Juris Rn. 21; 
VGH Baden-Württemberg, Beschluss v. 05. 05.  2014 – 10 S 705/14 –, zitiert nach Juris 
Rn. 7; OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss v. 10. 12.  2007 – OVG 1 S 145.07 –, zitiert 
nach Juris Rn. 3 ff.; OVG Mecklenburg-Vorpommern, Beschluss v. 07. 11.  2003 – 1 M 
205/03 –, zitiert nach Juris Rn. 9.
75 BGBl. 1998 I, Nr. 55, Verordnung über die Zulassung von Personen zum Straßenver-
kehr und zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften, S. 2219 f.; vgl. BR-
Drs. 443/98, Verordnung über die Zulassung von Personen zum Straßenverkehr und 
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graphen § 15b Abs. 1 Satz 2 StVZO76 reformiert. Im Jahr 2008 wurde der 
§ 11 FeV fortgeschrieben und der Abs. 3 Satz 1 FeV um die Nr. 5 bis 8 er-
gänzt sowie die Nr. 4 angepasst.77 Damit wurden u. a. die gesetzlichen Vor-
aussetzungen für die Eignungsüberprüfung konkretisiert und der Recht-
sprechung78 gefolgt. Es entstand der heutige § 11 Abs. 3 Satz 1 FeV.
Die Gesetzesänderungen basierten u. a. darauf, dass der Zusammen-
hang zw. Verkehrsdelinquenz und der Begehung von Straftaten, insbeson-
dere Aggressionsdelikten, außerhalb des Straßenverkehrs mehrfach empi-
risch nachgewiesen79 und durch die Rechtsprechung bestätigt wurde80 und 
dementsprechend einer Aufnahme in das Gesetz bedurfte.
Mit „Verkehrsdelinquenz“ ist dabei jedes verkehrswidrige Verhalten 
im Straßenverkehr gemeint – also neben Straftaten auch bloßes ordnungs-
widriges Handeln.81
zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften mit Begründung und Vorblatt, 
S. 256.
76 Gültigkeit vom 07. 04.  1993 bis 31. 12.  1998.
77 BGBl. 2008 I, Nr. 31, Vierte Verordnung zur Änderung der Fahrerlaubnisverordnung 
und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften, S. 1339.
78 VGH Baden-Württemberg, Urteil v. 14. 09.  2004 – 10 S 1283/04 –, zitiert nach Juris 
Rn. 31; VG Würzburg, Urteil v. 19. 12.  2007 – W 6 K 07.1042 –, zitiert nach Juris Rn. 21; 
VG München, Urteil v. 01. 04.  2003 – M 6b K 02.2904 –, zitiert nach Juris Rn. 37; VG Re-
gensburg, Urteil v. 24. 05.  2000 – RO 9 K 99.1592 –, zitiert nach Juris Rn. 17, 19, 21.
79 Vgl. Wagner/Strohbeck-Kühner/Koehl, in: Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreig-
nung – Kommentar; 2018, S. 355 ff.; vgl. Kalus, Fahrerlaubnisrecht in der Praxis, 
S. 138; vgl. Günzel/Ketzner/Koslowsky/Mönnighoff, Verkehrslehre, S. 177; vgl. Schmelz, 
Der Integrative Ansatz aus kriminalistisch-kriminologischer Sicht, S. 132 ff.; vgl. Bode/
Winkler, Fahrerlaubnis, S. 196; vgl. Kunkel, Kriminalität und Fahreignung, S. 103 ff.; 
vgl. Wozny, VD, 2019, Heft 7, S. 174 f.; vgl. Ternig, Kriminalistik, 2013, S. 404; vgl. Koehl, 
SVR, 2013, S. 9; vgl. Banse, ZVS, 2012, S. 120; vgl. Mergard, spectrum, 2011, S. 12 f.; vgl. 
Füllgrabe, Kriminalistik, 2007, S. 41; vgl. Wendlinger, VD, 2006, S. 125; vgl. Geistler/
Reisener/Tellbach, Der integrative Ansatz – Gemeinsame Grundlagen und Aspekte der 
Kriminalitätsbekämpfung und Verkehrssicherheitsarbeit, S. 12 –  21; vgl. Moser, Blut-
alkohol, 1983, S. 467 ff.
80 VGH Baden-Württemberg, Urteil v. 14. 09.  2004 – 10 S 1283/04 –, zitiert nach Juris 
Rn. 31; VG Würzburg, Urteil v. 19. 12.  2007 – W 6 K 07.1042 –, zitiert nach Juris Rn. 21; 
VG München, Urteil v. 01. 04.  2003 – M 6b K 02.2904 –, zitiert nach Juris Rn. 37; VG Re-
gensburg, Urteil v. 24. 05.  2000 – RO 9 K 99.1592 –, zitiert nach Juris Rn. 17, 19, 21.
81 Vgl. Schöch/Mettke-Lenz, in: Anwendungsfelder der Verkehrspsychologie, S. 467; vgl. 
Reiff, Straßenverkehrsdelinquenz in Deutschland, S. 10; vgl. Raithel/Widmer, Devian-
tes Verkehrsverhalten, S. 7 f.; vgl. Göppinger, Kriminologie, S. 596.
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Es konnte bis heute immer wieder festgestellt werden, dass eine Person, 
die zu aggressivem Verhalten neigt und entspr. Straftaten begeht, dieses 
Verhalten auch vermehrt bei der Teilnahme am öffentlichen Straßenver-
kehr zeigt.82 Um diesen Wissensstand und der staatlichen Schutzpflicht 
im Straßenverkehr gerecht zu werden, war die Anpassung der FeV eine 
notwendige Maßnahme des Gesetzgebers, der damit einen wesentlichen 
Beitrag für die Verkehrssicherheit geleistet hat.83
82 Vgl. Reiff, Straßenverkehrsdelinquenz in Deutschland, S. 469 –  478; vgl. Smith/Water-
man/Ward, British Journal of Psychology, 2006, S. 387 –  403; vgl. Schmelz, Der Integrati-
ve Ansatz aus kriminalistisch-kriminologischer Sicht, S. 31; vgl. Junger/West/Timman, 
Journal of research in crime and delinquency, 2001, S. 439 –  459; vgl. Junger/Keane/van 
der Heijden, Injury Control and Safety Promotion, 2001, S. 13 –  28; vgl. Huesmann/Eron/
Lefkowitz/Walder, Developmental Psychology, 1984, S. 1120 –  1134; vgl. Moser, Die Zu-
sammenhänge zwischen Kriminalität und Verkehrsdelinquenz, S. 4.
83 Vgl. Müller, NZV, 2019, S. 161.
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B. Methodisches Vorgehen einschließlich 
Methodenkritik
In der vorliegenden Masterarbeit sollte untersucht werden, wie die The-
matik „Charakterliche Mängel außerhalb des Straßenverkehrs – die Melde-
pflicht nach § 2 Abs. 12 StVG bei relevanten Straftaten“ in der Rechtspre-
chung, Literatur und anhand länderspezifischer Regelungen umgesetzt 
wird und wie die Vorgehensweise in der sächsischen Polizei, insbesondere 
in der PD Leipzig, ist. In diesem Kapitel soll daher die Herangehensweise 
an die thematische Aufarbeitung dargestellt und vermittelt werden, wel-
che Aspekte in die Betrachtung einbezogen worden.
Dabei sollen folgende zentrale Forschungsfragen beantwortet werden:
1. Nutzt die PD Leipzig die Mitteilungspflicht nach § 2 Abs. 12 StVG i. V. m. 
§ 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV in einem zu geringen Um-
fang ?
2. Ist die Erlasslage in Sachsen bzgl. der Mitteilungspflicht nach § 2 Abs. 12 
StVG i. V. m. § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV mit der aktuel-
len Rechtsprechung und Literaturmeinung übereinstimmend ?
3. Welche Gründe gibt es dafür, dass die Mitteilungspflicht nach § 2 
Abs. 12 StVG i. V. m. § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV nicht 
ausreichend genutzt wird ?
4. Welche Möglichkeiten gibt es, damit zukünftig mehr Meldungen nach 
§ 2 Abs. 12 StVG i. V. m. § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV ge-
fertigt werden ?
Um dies umfassend darzustellen, war es erforderlich, zunächst einschlä-
gige Gesetzeskommentare, Fachbücher und Fachaufsätze in Zeitschriften 
und die Auslegung in der Rechtsprechung zu prüfen.
Zur Vertiefung, zur Herstellung praktischer Bezüge und letztlich zur 
Beantwortung der Forschungsfragen wurden leitfadengestützte Experten-
interviews mit den Fahrerlaubnisbehörden im Zuständigkeitsbereich der 
PD Leipzig sowie schriftliche Expertenbefragungen mit den anderen säch-
sischen Fahrerlaubnisbehörden durchgeführt. Dabei wurden u. a. über ei-
nen repräsentativen Zeitraum von zwölf Monaten die eingehenden Mel-
dungen bei den Fahrerlaubnisbehörden im Zuständigkeitsbereich der PD 
Leipzig nach § 2 Abs. 12 StVG registriert und ausgewertet.
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Darauf aufbauend wurde mit den durchgeführten Interviews und Be-
fragungen der Informationsstand der Fahrerlaubnisbehörden und der 
sächsischen Polizei abgeglichen und festgestellt, inwiefern die angespro-
chene Thematik umgesetzt wird und Probleme, Informationsdefizite oder 
fehlende Festlegungen festzustellen sind.
Als Ergebnis der Literatur- und Rechtsprechungsrecherche wurde ein 
Katalog an Straftaten erstellt, der einen Großteil der relevanten Delikte 
aufführt, die einen charakterlichen Mangel und somit eine Nichteignung 
zur Folge haben könnten und damit meldepflichtig wären. Die erhaltenen 
Erkenntnisse wurden durch eine Datenbankabfrage des PVA untermauert, 
wodurch ein Abgleich der Ist-Meldungen zu den Soll-Meldungen möglich 
war und überprüft werden konnte, ob anhand dieser Auswertung noch 
Potenziale bei der Wahrnehmung der Mitteilungspflicht festzustellen wa-
ren.
Des Weiteren wurden verschiedenen Statistiken i. Z. m. der Unfallent-
wicklung ausgewertet. Zur Abrundung der Ergebnisse der Experteninter-
views und -befragungen mit den Fahrerlaubnisbehörden wurde außerdem 
ein weiteres Experteninterview mit dem Leiter der KPI Leipzig durch-
geführt. Dies hat sich als erforderlich gezeigt, da dadurch auf mögliche 
Zusammenhänge aus Sicht der örtlich zuständigen Polizei zugleich einge-
gangen werden konnte.
I. Literatur- und Rechtsprechungsrecherche zur Erstellung 
eines Straftatenkataloges
Durch den Verfasser wurden über Juris, Beck Online, den Bibliothekskata-
logen der DHPol und der PolFH sowie der einfachen Recherche im Internet 
zahlreiche Literaturhinweise recherchiert und im Anschluss gesichtet und 
ausgewertet.84 Dabei rückte auch weiterführende Literatur über die Litera-
turverzeichnisse der ausgewerteten Texte und Kommentare in den Fokus, 
die ebenso geprüft bzw. ausgewertet wurden. Parallel dazu erfolgte über 
Juris eine Recherche zu relevanten Urteilen, um festzustellen, wie der § 2 
Abs. 4 Satz 1 StVG in Bezug auf die Ziffer 3.16 der Begutachtungsleitlinien 
84 Vgl. Salheiser, in: Handbuch der Methoden der empirischen Sozialforschung, S. 813 ff.
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zur Kraftfahreignung ausgelegt wird.85 Anhand dieser Quellen konnte ein 
Straftatenkatalog erstellt werden, der einen Großteil der relevanten Delik-
te auflistet, die eine charakterliche Nichteignung bedeuten könnten. Dabei 
wurden ebenso Erlässe und Verfügungen von Ministerien der Länder und 
den dazugehörigen Polizeibehörden einbezogen, um den polizeilichen Be-
zug durch praktische Umsetzungsvarianten zugleich darzustellen.86
Die Erstellung eines solchen Straftatenkataloges wurde als notwendig 
erachtet, da die sächsische Polizei über keine Katalogisierung von Straf-
taten verfügt, die gegenüber der Fahrerlaubnisbehörde die Meldepflicht 
nach § 2 Abs. 12 StVG erfüllen.87
II. Qualitative Datenerhebung und -auswertung
Durch den Verfasser wurde die qualitative Methode in Form von Experten-
interviews und -befragungen angewandt, um Hintergründe zu erfahren, 
aber auch Erklärungs- und Verbesserungsansätze zu den derzeitigen Vor-
gehensweisen i. Z. m. mit dem Thema der vorliegenden Masterarbeit zu 
erhalten.88
85 Da die vorliegende Masterarbeit aber nur die die charakterlichen Mängel außerhalb 
des Straßenverkehrs betrachtet, bleibt auch hier der gesamte Themenbereich von 
Straftaten ausgeklammert, die im Straßenverkehr direkt oder indirekt unter Nutzung 
eines Fahrzeuges begangen werden (diese sind unter § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 und 6, 2. 
Alt. FeV erfasst). Zudem werden Straftaten, die eng i. Z. m. dem Konsum von Drogen 
oder Alkohol stehen und Straftaten, die sich mit dem Besitz von Drogen befassen nicht 
näher betrachtet. Der Fokus dieser Arbeit liegt auf Aggressionspotenzial und charak-
terlicher Nichteignung, die nicht auf eine psychische Erkrankung oder einer Drogen- 
bzw. Alkoholabhängigkeit zurückgeführt werden können.
86 Die Erlässe und Verordnungen werden bei der Aufzählung in den Fußnoten der Li-
teraturmeinung mit zugeordnet. Es wurden nicht alle Erlasslagen aus Bund und 
Ländern erhoben, sondern nur diejenigen, auf die es Hinweise in den verwendeten 
Quellen oder seitens Kollegen gab.
87 Vgl. SMI, Mitteilung an öffentliche Stellen gem. § 2 Abs. 12 StVG.
88 Vgl. Bogner/Littig/Menz, Interviews mit Experten, S. 2.
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1. Auswahl der Experten
Bei der gewählten Interviewart wurden die Leiter der Fahrerlaubnisbehör-
den aus dem Zuständigkeitsbereich der PD Leipzig als In terviewpartner 
und die Leiter der anderen sächsischen Fahrerlaubnisbehörden als schrift-
liche Befragungspartner gewählt.89 Sie sind letztendlich die sächsischen 
Experten in Bezug auf die Feststellung der Kraftfahreignung und die Be-
arbeitung der entspr. Sachverhalte und haben durch ihre Funktion zu-
gleich die berufliche Position, die es Ihnen gestattet Probleme und Ver-
besserungsmöglichkeiten deutlich anzusprechen. Zugleich haben sie den 
Überblick über ihren jeweiligen Arbeitsbereich und sollten damit umfas-
sende Antworten geben können.90
Zum Zuständigkeitsbereich der PD Leipzig gehören die Fahrerlaubnis-
behörden:
 • des Landkreises Leipzig
 • des Landkreises Nordsachsen sowie
 • der Stadt Leipzig.
Die weiteren Fahrerlaubnisbehörden in Sachsen sind die
 • des Landkreises Bautzen,
 • der Stadt Chemnitz,
 • der Stadt Dresden,
 • des Landkreises Erzgebirgskreis,
 • des Landkreises Görlitz,
 • des Landkreises Meißen,
 • des Landkreises Mittelsachsen,
 • des Landkreises Sächsische Schweiz-Osterzgebirge,
 • des Landkreises Vogtlandkreis und
 • des Landkreises Zwickau.
89 Oder ggf. die Stellv. bei Abwesenheit der Leiter.
90 Vgl. Bogner/Littig/Menz, Interviews mit Experten, S. 13.
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Da die Begutachtungsleitlinien unter Ziffer 3.16 hauptsächlich die Straf-
taten anführen, die federführend durch die KPI zu bearbeiten sind91, wur-
de zudem der Leiter der KPI Leipzig als weiterer Experte für ein Experten-
interview angefragt.
2. Leitfadengestützte Experteninterviews 
mit den Fahrerlaubnisbehörden 
im Zuständigkeitsbereich der PD Leipzig
Durch den Verfasser wurde ein Leitfaden mit offen gestellten Fragen er-
stellt und mit der Betreuerin abgestimmt. Dieser war so aufgebaut, dass 
die Fragen durch die Leiter der Fahrerlaubnisbehörden frei beantwortetet 
werden konnten, aber jederzeit Nachfragen des Verfassers zuließen.92 Da-
mit sollte erreicht werden, dass die Thematik seitens der Experten nicht 
nur oberflächlich dargestellt wird, sondern auch konkrete Themen auf-
gegriffen und ggf. detailliert beantwortet werden konnten.93 Die Notwen-
digkeit des Leitfadens ergab sich daraus, dass keine zentralen Aspekte zur 
Beantwortung der Forschungsfragen untergehen sollten und schlussend-
lich ein Vergleich der Antworten gewährleistet werden konnte.94 Zugleich 
wurde den Experten damit die Möglichkeit gegeben, eigene Sichtweisen 
mit einzubringen, was gegen einen standardisierten Fragebogen sprach.95
Durch den Verfasser wurden vorab die drei Leiter der Fahrerlaubnis-
behörden telefonisch kontaktiert und u. a. deren Bereitschaft in Bezug der 
Tonbandaufzeichnung nochmals hinterfragt.96 Nachdem alle ihre Bereit-
91 Raub, schwere Körperverletzung, Vergewaltigung.
92 Vgl. Nohl, Interview und Dokumentarische Methode, S. 19; vgl. Helfferich, in: Hand-
buch der Methoden der empirischen Sozialforschung, S. 560; vgl. Vogt/Werner, For-
schen mit Leitfadeninterviews und qualitativer Inhaltsanalyse, S. 23 –  34.
93 Vgl. Döring/Bortz, Forschungsmethoden und Evaluation, S. 365.
94 Vgl. Nohl, Interview und Dokumentarische Methode, S. 17; vgl. Meyer, Interview und 
schriftliche Befragung, S. 37; vgl. Misoch, Qualitative Interviews, S. 65 f.
95 Vgl. Helfferich, in: Handbuch der Methoden der empirischen Sozialforschung, S. 565.
96 Vgl. Döring/Bortz, Forschungsmethoden und Evaluation, S. 366.
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schaft erklärt hatten, wurde Ihnen zur Vorbereitung das Exposé zur vorlie-
genden Masterarbeit zugesandt und die fünf Themenkomplexe mitgeteilt.97
Aufbau der Experteninterviews:
 • Hintergrundfragen
 • Theoretische Fragen zu Meldungseingängen, Vorgehensweisen und 
rechtlichen Aspekten
 • Praktische Fragen für den Untersuchungszeitraum
 • Zusammenarbeit mit der Polizei
 • Zukünftige Zusammenarbeit
Die fünf Themenkomplexe umfassten insgesamt 31 Fragen und z. T. wei-
tere Unterfragen, die in Abhängigkeit der Antwort des Experten gestellt 
wurden oder ggf. hinfällig waren.98
Die Interviews erfolgten an den jeweiligen Standorten der Fahrerlaub-
nisbehörden und wurden mittels Aufnahmegerät durchgeführt, um un-
nötige Unterbrechungen durch Schreibpausen zu vermeiden und den Ex-
perten die Möglichkeit zu geben, bei der Beantwortung der Fragen in die 
Tiefe zu gehen.99 Die Interviewatmosphäre wurde als offen und angenehm 
wahrgenommen und seitens der Experten wurden durch Umleiten des 
Telefonapparates und entspr. Vertretungsregelungen ermöglicht, dass die 
Interviews weitestgehend störungsfrei durchgeführt werden konnten. Um 
eine angenehme Gesprächsatmosphäre zu schaffen, wurde noch vor dem 
leitfadengestützten Interview ein einleitendes Gespräch geführt. Im Ge-
sprächsverlauf wurden bei Bedarf Zusatz- bzw. Nachfragen gestellt, um 
mögliche Missverständnisse/Fehlinterpretationen auszuschließen. Die Auf-
zeichnung erfolgte mittels des dienstlich zur Verfügung gestellten digitalen 
Handdiktiergerätes „Digta 7 Premium“ von Grundig.
Bei der anschließenden Transkription wurde auf die Erfassung von 
Pausen, Stimmlagen und dem Anführen von Verzögerungslauten verzich-
tet sowie die Umgangssprache in einer inhaltlich übereinstimmenden 
97 Vgl. Bogner/Littig/Menz, Interviews mit Experten, S. 30.
98 Fragenkatalog kann den Anlagen 1 bis 3 entnommen werden.
99 Vgl. Bogner/Littig/Menz, Interviews mit Experten, S. 40; vgl. Meyer, Interview und 
schriftliche Befragung, S. 47.
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Form niedergeschrieben.100 Die Transkription wurde dankenswerter Weise 
durch geübte Tarifbeschäftigte der PD Leipzig umgesetzt und erfolgte nicht 
durch eine Transkriptionssoftware, sondern durch mehrmaliges Anhören 
und Niederschreiben mit größtenteils inhaltlich-semantischer Transkrip-
tion.101 Dabei wurde auf die Erfassung von Zeitmarken verzichtet, da diese 
i. Z. m. der vorliegenden Masterarbeit keine Rolle spielen. Dem Verfasser 
kam es ausschließlich auf den Informationsgehalt der Aussagen an.
3. Schriftliche Expertenbefragung mit weiteren 
Fahrerlaubnisbehörden
Die schriftlichen Expertenbefragungen mit den verbleibenden sächsischen 
Fahrerlaubnisbehörden waren zunächst nicht vorgesehen. Um aber die 
gewonnenen Erkenntnisse der leitfadengestützten Experteninterviews 
auf ganz Sachsen beziehen zu können und die Aussagekraft der durchge-
führten Interviews zu untermauern, hat sich seitens des Verfassers die 
Erforderlichkeit ergeben, die Leiter der verbleibenden sächsischen Fahr-
erlaubnisbehörden in die Auswertung mit einzubeziehen.
Vorab wurden alle Leiter der Fahrerlaubnisbehörden telefonisch kon-
taktiert und deren Bereitschaft hinterfragt. Nachdem alle Angefragten 
Ihre Bereitschaft erklärt hatten, wurde der Fragebogen aus den leitfaden-
gestützten Experteninterviews entspr. angepasst. Die gekürzte Fassung der 
Fragestellungen wurde anschließend an alle anderen sächsischen Fahr-
erlaubnisbehörden versandt. Die Antworten konnten somit mit in die Aus-
wertung einbezogen werden.
Der Aufbau der Expertenbefragung war analog der Experteninter-
views, jedoch ohne den Themenkomplex „Praktische Fragen für den Un-
tersuchungszeitraum“. Die vier Themenkomplexe umfassten insgesamt 
24 Fragestellungen und z. T. weitere Unterfragen, die in Abhängigkeit der 
jeweiligen vorherigen Antwort noch zu beantworten waren oder deren Be-
antwortung obsolet geworden war.102
100 Vgl. Meyer, Interview und schriftliche Befragung, S. 47 f.
101 Vgl. Dresing/Pehl, Praxisbuch Interview, Transkription & Analyse, S. 20 ff.
102 Fragenkatalog kann den Anlagen 4 bis 13 entnommen werden.
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Durch diese Befragung sollte überprüft werden, ob substanzielle Aus-
sagen der leitfadengestützten Experteninterviews auch auf den gesamten 
Freistaat Sachsen bezogen werden könnten und sich zugleich Parallelen 
zu den Ergebnissen im Zuständigkeitsbereich der PD Leipzig feststellen 
lassen.
Zur besseren Nachvollziehbarkeit wurden die Interviews nachträglich 
mit Zeilennummern versehen.103
4. Leitfadengestütztes Experteninterview mit der PD Leipzig
Aus den Ergebnissen der Fallzahlen und der drei leitfadengestützten Ex-
perteninterviews erwuchs die Erforderlichkeit, die PD Leipzig im Sach-
zusammenhang zu interviewen. Dieses Experteninterview war zunächst 
nicht vorgesehen. Um die gewonnenen Erkenntnisse der leitfadengestütz-
ten Experteninterviews auch aus Sicht der PD Leipzig zu betrachten und 
die Aussagekraft der durchgeführten Interviews und Befragungen zu un-
termauern, hat sich seitens des Verfassers die Erforderlichkeit ergeben 
die PD Leipzig in die Auswertung mit einzubeziehen. In Absprache mit 
dem Stellv. Leiter der PD Leipzig wurde festgestellt, dass der Leiter der 
KPI als Experte interviewt werden sollte, da er mit der Thematik der vor-
liegenden Masterarbeit die meisten Berührungspunkte haben sollte. Die-
ser stand in der weiteren Folge auch für das Experteninterview zur Ver-
fügung.
Die Vorgehensweise erfolgte in ähnlicher Form wie mit den drei Fahr-
erlaubnisbehörden im Zuständigkeitsbereich der PD Leipzig, wobei dem 
Interviewpartner bereits grobe Inhalte der Experteninterviews telefonisch 
übermittelt wurden, damit dieser sich entspr. vorbereiten konnte.
Der Aufbau der Expertenbefragung orientierte sich an den leitfaden-
gestützten Experteninterviews mit den Fahrerlaubnisbehörden und um-
fasste folgende Themenkomplexe:
 • Hintergrundfragen
 • Zum § 2 Abs. 12 StVG
103 Vgl. Vogt/Werner, Forschen mit Leitfadeninterviews und qualitativer Inhaltsanalyse, 
S. 45.
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 • Praktische Fragen für den Untersuchungszeitraum
 • Zusammenarbeit mit den Fahrerlaubnisbehörden
Die vier Themenkomplexe umfassten insgesamt 22 Fragestellungen und 
z. T. weitere Unterfragen, die in Abhängigkeit der Antwort des Experten 
gestellt wurden oder ggf. hinfällig waren.104
5. Qualitative Inhaltsanalyse
Durch den Verfasser wurde der Inhalt der Experteninterviews und -befra-
gungen entspr. der qualitativen Inhaltsanalyse nach Gläser und Laudel105 
in Anlehnung an Mayring106 durchgeführt. Die Inhalte der Experteninter-
views und der Expertenbefragungen wurden analysiert und gegenüber-
gestellt. Sie dienten inhaltlich der Informationsgewinnung i. Z. m. mit den 
vorgegebenen Themenkomplexen.107 Zielstellung des Verfassers war da-
bei, die Erkenntnisse aus dem Zuständigkeitsbereich der PD Leipzig aus-
zuwerten und über die Befragungen zu analysieren, ob die Sichtweisen 
und Feststellungen der drei Fahrerlaubnisbehörden identisch bzw. ähnlich 
mit jenen sind, die die anderen Fahrerlaubnisbehörden mitgeteilt haben, 
um somit auch Rückschlüsse für den Freistaat Sachsen in Gänze bilden zu 
können.108 Dafür wurden die Themenkomplexe der Fragestellungen beibe-
halten und als Oberkategorien hinzugezogen. Das Textmaterial wurde auf 
die wesentlichen Kernaussagen reduziert und den entspr. Oberkategorien 
zugeordnet. Des Weiteren wurden passende Unterkategorien erstellt.109 Es 
erfolgte damit eine Verknüpfung der deduktiven und induktiven Katego-
rienbildung, die sich aufgrund der Antworten auf die z. T. offenen Frage-
104 Fragenkatalog kann der Anlage 14 entnommen werden.
105 Vgl. Bogner/Littig/Menz, Interviews mit Experten, S. 72 ff.
106 Vgl. Mayring/Fenzl, in: Handbuch der Methoden der empirischen Sozialforschung, 
S. 543 ff.
107 Vgl. Bogner/Littig/Menz, Interviews mit Experten, S. 72 f.
108 Vgl. Bogner/Littig/Menz, Interviews mit Experten, S. 72 ff.
109 Vgl. Dresing/Pehl, Praxisbuch Interview, Transkription & Analyse, S. 37 ff.
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stellungen ergab.110 Dadurch konnte wiederum eine klare Zuordnung der 
Aussagen erreicht werden.
III. Auswertung von Fallzahlen der Fahrerlaubnisbehörden
Die drei zum Zuständigkeitsbereich der PD Leipzig gehörenden Fahr-
erlaubnisbehörden haben über einen Zeitraum von zwölf Monaten alle ein-
gehenden Meldungen nach § 2 Abs. 12 StVG und insbesondere diejenigen 
statistisch erfasst, die das Thema der vorliegenden Masterarbeit widerspie-
geln.111 I. d. Z. wurde seitens des Verfassers der vorliegenden Masterarbeit 
zugleich geprüft, welche Folgemaßnahmen bei relevanten Mitteilungen 
eingeleitet wurden und dabei die Gründe für das jeweilige Vorgehen hin-
terfragt. In den leitfadengestützten Experteninterviews wurden die Zahlen 
der eingegangen Mitteilungen nach § 2 Abs. 12 StVG und zum konkreten 
Thema der vorliegenden Masterarbeit bekannt gemacht, so dass diese im 
Anschluss entspr. ausgewertet werden konnten. Dabei wurde auch er-
hoben, ob und wie viele Meldungen es seitens der Kriminalpolizei i. Z. m. 
dem thematischen Schwerpunkt der vorliegenden Masterarbeit gegeben 
hat, um daraus entspr. Rückschlüsse ziehen zu können, da hierzu kaum 
fundierte Erkenntnisse vorliegen.112 Da die Fahrerlaubnisbehörden im Zu-
ständigkeitsbereich der PD Leipzig nicht von vornherein die Mitteilungen 
statistisch und inhaltlich erfassten, war eine frühzeitige Zusammenarbeit 
notwendig, die bereits schon im letzten Quartal des Jahres 2017 mit ersten 
Abstimmungsgesprächen ihren Anfang nahm.
110 Vgl. Mayring/Fenzl, in: Handbuch der Methoden der empirischen Sozialforschung, 
S. 552; vgl. Vogt/Werner, Forschen mit Leitfadeninterviews und qualitativer Inhalts-
analyse, S. 54.
111 Anzahl aller Meldungen nach § 2 Abs. 12 StVG; Anzahl der Meldungen nach § 2 Abs. 12 
StVG i. V. m. § 11 Abs. 3 Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV; Anzahl der MPU-Anordnungen an-
hand der Meldungen nach § 2 Abs. 12 StVG i. V. m. § 11 Abs. 3 Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 
FeV; Anzahl der Fahrerlaubnisentziehungen nach § 2 Abs. 12 StVG i. V. m. § 11 Abs. 3 
Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV.
112 Vgl. Matschke, in: Rothenburger Beiträge – Band 77, S. 212 f.; vgl. Müller, DAR, 2013, 
S. 72.
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IV. Datenbankabfrage und -auswertung
Um die erhobenen Fallzahlen der Fahrerlaubnisbehörden in Relation stel-
len zu können113, erfolgte über den Informations- und Kommunikations-
technik-Service des PVA eine Datenbankabfrage im PASS114. Eigentlich war 
angedacht, dies über die Recherchefunktion im PASS über das Vorgangs-
bearbeitungssystem der sächsischen Polizei durchzuführen, jedoch wurde 
i. Z. m. der Vorbereitung der Auswertung festgestellt, dass dies aufgrund 
der notwendigen Parameter technisch nicht umsetzbar wäre und somit 
nicht die notwendigen Rückschlüsse geliefert hätte.
Die Datenbankabfrage wurde mit dem Ziel durchgeführt, festzustellen 
wie viele Personen im Untersuchungszeitraum durch die PD Leipzig hätten 
gemeldet werden können. Dies ermöglichte einen Soll-/Ist-Abgleich zw. den 
möglichen und den tatsächlich eingegangenen Meldungen bei den Fahr-
erlaubnisbehörden.
Folgende Rahmenbedingungen wurden bei der Datenbankabfrage als 
relevant erachtet:
 • Straftat entspr. des erstellten Straftatenkatalogs im Untersuchungszeit-
raum vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018115, die als Anlass-
tat für die Meldung nach § 2 Abs. 12 StVG im PASS erfasst ist116
 • weitere Straftat(en) nach dem erstellten Straftatenkatalog im Zeitraum 
vom 1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 2018, unabhängig vom Tatort 
aber vor der Anlasstat117
 • Wohnsitz des Betroffenen zum Zeitpunkt der Anlasstat im Zuständig-
keitsbereich der PD Leipzig (Landkreis Leipzig, Landkreis Nordsachsen, 
Stadt Leipzig)
113 Vgl. Baur/Blasius, Handbuch der Methoden der empirischen Sozialforschung, S. 57.
114 Siehe Anlage 16.
115 Für den Landkreis Nordsachsen und die Stadt Leipzig wurde der Zeitraum entspr. 
deren statistischer Datenerhebung vom 1. Februar 2018 bis 31. Januar 2019 bei der 
Auswertung angepasst.
116 Nicht die Tatzeit, sondern die Zeit der polizeilichen Kenntniserlangung der Straftat 
wurde herangezogen.
117 Für den Landkreis Nordsachsen und die Stadt Leipzig wurde der Zeitraum entspr. 




 • betroffene Person hat im Zeitraum vom 1. Januar 2014 bis zum 31. De-
zember 2018118 kein Verkehrsvergehen119, keine BtM-Straftat120 und kei-
ne Ordnungswidrigkeit nach § 24a StVG begangen121
 • Sachbearbeitende Dienststelle: PD Leipzig122
V. Auswertung der Verkehrsunfallstatistik 2018
Unabhängig davon, dass jeder Verkehrsunfalltote einen volkswirtschaftli-
chen Schaden von über 1,15 Mio. EUR verursacht, so sorgen auch Schwer-
verletzte für einen hohen volkswirtschaftlichen Schaden, da sich dieser für 
jeden Menschen auf über 115 000 EUR summiert.123 Die EU124, die BRD125 
und auch der Freistaat Sachsen126 verfolgen das Ziel der „Vision Zero“ bis 
2050, d. h. bis zum Jahr 2050 soll es keine Verkehrsunfalltoten mehr geben. 
Mit diesem Ziel einher geht die kontinuierliche Senkung der Anzahl von 
Getöteten sowie Schwer- und Schwerstverletzten, dabei insbesondere die 
Reduzierung der Verkehrsunfalltoten um 40 Prozent im Zeitraum der Jah-
re 2010 bis 2020.127 Aus diesem Grund wurden die Verkehrsunfallzahlen 
118 Für den Landkreis Nordsachsen und die Stadt Leipzig wurde der Zeitraum entspr. 
deren statistischer Datenerhebung vom 1. Februar 2014 bis 31. Januar 2019 bei der 
Auswertung angepasst.
119 U. a. § 142 StGB, § 185 StGB im Straßenverkehr, § 222 StVG im Straßenverkehr, § 240 
StGB im Straßenverkehr, § 315b StGB, § 315c StGB, § 316 StGB, § 323a StVG im Stra-
ßenverkehr, § 323c StGB, § 21 StVG und § 22 StVG.
120 Straftaten nach §§ 29, 29a, 30, 30a, 30b BtMG.
121 Für den Landkreis Nordsachsen und die Stadt Leipzig wurde der Zeitraum entspr. 
deren statistischer Datenerhebung vom 1. Februar 2014 bis 31. Januar 2019 bei der 
Auswertung angepasst.
122 Damit wurden Sachverhalte, die z. B. das Landeskriminalamt Sachsen oder das Bereit-
schaftspolizeipräsidium Sachsen bearbeiten nicht mit einbezogen.
123 Vgl. BASt, Volkswirtschaftliche Kosten von Straßenverkehrsunfällen in Deutschland, 
online verfügbar.
124 Vgl. Europäische Kommission, Weißbuch zum Verkehr, S. 9, online verfügbar.
125 Vgl. BMVI, Verkehrssicherheitsprogramm 2011, S. 5 f., online verfügbar.
126 Vgl. SMWA, Landesverkehrsplan 2030, S. 112, online verfügbar.
127 Vgl. BMVI, Verkehrssicherheitsprogramm 2011, S. 5 f., online verfügbar; vgl. SMWA, 
Landesverkehrsplan 2030, S. 112, online verfügbar.
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schwerpunktbezogen auf Verkehrstote und Schwerverletzte ausgewertet, 
wiederum die allgemeinen Verkehrsunfallzahlen und Verkehrsunfälle mit 
Leichtverletzten jedoch nicht näher betrachtet.
Es wurde der Fokus auf die Verkehrsunfallstatistiken für die BRD, 
den Freistaat Sachsen und die PD Leipzig für das Jahr 2018 in Bezug auf 
Schwerverletzte und Getötete gesetzt und Bezüge hergestellt zu verkehrs-
delinquentem Verhalten bzw. Aggression im Straßenverkehr. Aufgrund der 
Thementiefe wurde jedoch u. a. nicht auf Hauptrisikogruppen, Fahrzeugart, 
Unfallorte und Unfallzeiten (Uhrzeit/Jahreszeit) im Konkreten ein gegangen, 
sondern nur die Unfallanzahlen für Getötete und Schwerver letzte aus-
gewertet und einzelne Bezüge zu Verkehrsteilnehmer, Verkehrsraum und 
Verkehrsmittel128 gezogen.
VI. Auswertung der Jahresstatistik „Begutachtung 
der Fahreignung“
Jedes Jahr wird die Jahresstatistik zu den deutschlandweit durchgeführ-
ten MPUs seitens der BASt veröffentlicht und dabei in zahlreiche Anlass-
gruppen unterschieden.129 Darunter befindet sich u. a. die Anlassgruppe 
„Sonstige strafrechtliche Auffälligkeiten“. Diese grenzt sich von den Anlass-
gruppen „Alkohol und allgemeine verkehrs- bzw. strafrechtliche Auffällig-
keiten“, „Verkehrsauffälligkeiten“ oder auch „BtM/Medikamente und all-
gemeine Verkehrsauffälligkeiten“ ab und beinhaltet damit nur Straftaten 
als Anlass, die weder mit dem Straßenverkehr direkt zusammenhängen, 
noch mit Alkohol oder BtM-Delikten.130 Diese Anlassgruppe deckt damit 
hauptsächlich die Delikte ab, mit denen sich die vorliegende Masterarbeit 
befasst. Mit der Auswertung der Jahresstatistik soll erhoben werden, wie 
viele relevante Fälle überhaupt zu einer MPU geführt haben und wie viele 
Personen davon letztendlich als ungeeignet für das Führen von Kfz ein-
geschätzt wurden.
128 Vgl. Raithel/Widmer, Deviantes Verkehrsverhalten, S. 17 –  19; vgl. Herzberg/Schlag, 
ZFSP, 2006, S. 78 (die drei Komponenten des Straßenverkehrsgeschehens).






Dieser Straftatenkatalog stellt dar, welche Delikte für einen charakterli-
chen Mangel in Form von hohem Aggressionspotenzial oder wegen des 
zu erwartenden Nichteinhaltens der geltenden Gesetze in Frage kommen. 
Auch wenn er sich auf Literatur und Rechtsprechung stützt, ist er trotzdem 
i. Z. m. subjektiven Erwägungen des Verfassers erstellt und weder durch 
das SMI noch durch das SMJ oder SMWA gegengeprüft wurden.
2. Leitfadengestützte Experteninterviews 
mit den Fahrerlaubnisbehörden
Bei der Erstellung des Fragebogens wurde nicht berücksichtigt, dass sei-
tens der Fahrerlaubnisbehörden auch weitere Aspekte interessant gewe-
sen wären, wie z. B. Probleme bei der Bearbeitung i. Z. m. Mitteilungen bei 
Drogen- und Alkoholmissbrauch. Weiterhin gab es bereits vor den Inter-
views eine regelmäßige Kommunikation i. Z. m. der Fallzahlenerhebung 
und in Vorbereitung der Experteninterviews, sodass einige Fragestellun-
gen auf vorangegangene Gesprächsinhalte Bezug nahmen.
Im Hinblick auf den Umfang und die Dauer der Experteninterviews 
gab es seitens der Fahrerlaubnisbehörden keine kritischen Anmerkungen. 
Da alle Leiter der Fahrerlaubnisbehörden im Zuständigkeitsbereich der 
PD Leipzig als Experten interviewt wurden, kann i. d. Z. von einer hohen 
Quantität und Qualität ausgegangen werden, die eine entspr. Repräsenta-
tivität zur Folge hat.
3. Schriftliche Expertenbefragung
Der erarbeitete Fragebogen mit den dazugehörigen Unterfragen war auf-
grund des relativ hohen Anteils an offenen Fragestellungen mit einer er-
höhten Bearbeitungsdauer verbunden, als vom Verfasser anfänglich er-
wartet. Eine ausführliche Beantwortung der Fragen konnte seitens der 
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Experten nicht umfänglich umgesetzt werden.131 Die Alternative wäre ge-
wesen, einzelne Fragen nicht anzubringen, was durch den Verfasser der 
vorliegenden Masterarbeit bereits bei der Erstellung des Fragebogens 
ausgeschlossen wurde. Seitens der Fahrerlaubnisbehörden wurde zudem 
gespiegelt, dass der Fragenkatalog sehr ausführlich, aber für den Unter-
suchungszweck im erarbeiteten Umfang notwendig war.132 Verständnis-
fragen konnten von den Befragten jederzeit an den Verfasser der vorlie-
genden Masterarbeit telefonisch oder per E-Mail gestellt werden.
Seitens einzelner Befragten wurden zwischenzeitlich mitgeteilt, dass es 
als vorteilhaft gesehen wurde, dass die Befragung schriftlich erfolgte, denn 
somit war es möglich, den Zeitpunkt der Beantwortung frei zu wählen. 
Dieser Vorteil wurde wiederum mit fortschreitender Zeit als Nachteil emp-
funden, da dadurch die Beantwortung der Fragen teilweise aufgeschoben 
wurde und dadurch bei einzelnen Befragten ein zeitlicher Zugzwang ent-
stand.133
Die schriftliche Expertenbefragung diente der Ergänzung der persönli-
chen Experteninterviews und sollte die Möglichkeit geben, die Ergebnisse 
aus der PD Leipzig auch auf die anderen PD-Bereiche Sachsens beziehen 
zu können. Da alle Leiter der Fahrerlaubnisbehörden bzw. deren Stellv. au-
ßerhalb des Zuständigkeitsbereiches der PD Leipzig als Experten befragt 
wurden, kann i. d. Z. von einer hohen Quantität ausgegangen werden.134 
Die Qualität hätte jedoch durch ein Experteninterview anstatt einer -befra-
gung einen höheren Stellenwert erhalten. Trotzdem lassen die Befragun-
gen ausreichende Schlussfolgerungen und Bezüge zu.
4. Fallzahlen
Bereits jetzt ist davon auszugehen, dass die alleinige Erhebung im Zustän-
digkeitsbereich der PD Leipzig nur bedingt Rückschlüsse für die gesamte 
sächsische Polizei zulässt. Gleichwohl die Erkenntnisse der Untersuchun-
131 Vgl. Anlage 8, Zn. 245 f.; vgl. Anlage 10, Zn. 210 f.; vgl. Anlage 12, Zn. 296 –  298; vgl. An-
lage 13, Zn. 219 f.
132 Entspr. Hinweise gab es im telefonischen Kontakt mit den Fahrerlaubnisbehörden.
133 Vgl. ebd.
134 Siehe Anlage 4 bis 13.
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gen aus den schriftlichen Expertenbefragungen zusätzliche Rückschlüsse 
gestatten, handelt es sich dabei nicht um entspr. Erhebungen, wie sie im 
Zuständigkeitsbereich der PD Leipzig erfolgten, die damit zugleich einen 
geringeren empirischen Wert besitzen.
Es ist fraglich, ob der Untersuchungszeitraum von zwölf Monaten tat-
sächlich repräsentativ ist oder ob ein längerer Zeitraum gewählt werden 
sollte. Ein längerer Zeitraum ist letztendlich immer als besser einzustufen, 
jedoch ist bei einer zumindest einjährigen Untersuchung von einer gewis-
sen Repräsentativität auszugehen.135
Da die Erfassung der Meldungen durch unterschiedliche Mitarbeiter 
erfolgte und der Eingang nicht nur per Post, sondern auch per E-Mail und 
Fax stattfand, konnte seitens der Fahrerlaubnisbehörden nicht gewährleis-
tet werden, dass wirklich jede Mitteilung nach § 2 Abs. 12 StVG registriert 
wurde. Des Weiteren konnte seitens der Fahrerlaubnisbehörden nicht zu-
gesichert werden, dass jede tatsächlich relevante Meldung gesichtet wur-
de. Ein mögliches – wenn auch geringes – Dunkelfeld kann somit nicht aus-
geschlossen werden.136
Die Fahrerlaubnisbehörden der Stadt Leipzig und des Landkreises Leip-
zig konnten aus organisatorischen Gründen als Erhebungszeitraum nicht 
wie die Fahrerlaubnisbehörde des Landkreises Nordsachsen den 1. Januar 
2018 bis 31. Dezember 2018 wählen137, sondern haben die Mitteilungen 
vom 1. Februar 2018 bis 31. Januar 2019 erhoben138. Von allen drei Fahr-
erlaubnisbehörden wurde somit ein zwölfmonatiger Erhebungszeitraum 
abgedeckt. Beide Zeiträume konnten durch die Datenbankabfrage im PVA 
wiederum beachtet werden. Wäre die Auswertung über eine Recherche im 
PASS erfolgt, wäre es technisch nicht umsetzbar gewesen, die unterschied-
lichen Zeiträume gemeinsam auszuwerten. Da nicht die einzelnen Monate, 
sondern der Gesamtzeitraum von zwölf Monaten von Bedeutung für den 
Verfasser der vorliegenden Masterarbeit war, ist diese zeitliche Verschie-
bung um einen Monat für den Untersuchungszweck nicht von besonderer 
Bedeutung.
135 Vgl. Anlage 1, Zn. 218; vgl. Anlage 3, Zn. 167; vgl. Anlage 14, Zn. 150.
136 Vgl. Anlage 1, Zn. 228 –  230; vgl. Anlage 2, 180 –  183; vgl. Anlage 3, Zn. 178 –  181, 186 –  
189.
137 Vgl. Anlage 2, Zn. 155.
138 Vgl. Anlage 1, Zn. 213; vgl. Anlage 3, Zn 162.
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5. Leitfadengestütztes Experteninterview mit der PD Leipzig
Bei der Auswahl des Experten wurde beachtet, dass nicht nur die Krimi-
nalpolizei die Delikte bearbeitet, die für die vorliegende Masterarbeit 
melderelevant sind. Um jedoch die Quantität und die Qualität weiter zu 
steigern, hätten zudem die Leiter der Kriminaldienste aus den zehn Po-
lizeirevieren der PD Leipzig interviewt oder befragt werden müssen. So-
mit könnte die Repräsentativität der Aussagen des einzelnen polizeilichen 
Experten teilweise in Frage gestellt werden. Eine Übertragbarkeit der Aus-
sagen auf die Polizeireviere der PD Leipzig und die anderen sächsischen 
Polizeidienststellen ist dadurch nur bedingt möglich und hat somit nur in-
diziellen Charakter.
6. Datenbankauswertung
Trotz der Möglichkeit, dass eine erhebliche Straftat auch als Einzeldelikt 
eine Nichteignung begründen kann139, wird bei der Datenbankabfrage auf 
die wiederholte Begehung der im erstellten Katalog aufgelisteten Straf-
taten abgestellt, um repräsentative Zahlen zu erhalten. Hintergrund ist, 
dass sich bei der Auswertung der Rechtsprechung größtenteils auf eine 
Mehrzahl von Delikten bezogen wird, wenn die Überprüfung der Recht-
mäßigkeit von MPU-Anordnungen und der Nichteignung von Betroffenen 
er folgte.
Zudem ist der Begriff „wiederholt“ ohnehin mit einer mind. zweima-
ligen Begehung relevanter Straftaten auszulegen.140 Des Weiteren sollte mit 
139 Bayerischer VGH, Beschluss v. 06. 11.  2017 – 11 CS 17.1726 –, zitiert nach Juris Rn. 27; 
VGH Baden-Württemberg, Urteil v. 11. 10.  2017 – 10 S 746/17 –, zitiert nach Juris Rn. 34; 
OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss v. 11. 04.  2017 – 16 E 132/16 –, zitiert nach Juris 
Rn. 16; vgl. Will, BeckOK, StVG – § 3, Rn. 38; vgl. Dauer, in: Straßenverkehrsrecht, Fahr-
erlaubnis und Führerschein, S. 84; vgl. Geiger, DAR, 2013, S. 66; vgl. Koehl, SVR, 2013, 
S. 9; vgl. Tepe, NZV, 2010, S. 66.
140 Bayerischer VGH, Beschluss v. 24. 11.  2014 – 11 CS 14.2194 –, zitiert nach Juris Rn. 13; 
VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 23. 02.  2010 – 10 S 221/09 –, zitiert nach Juris 
Rn. 38; VG Minden, Urteil v. 10. 03.  2016 – 9 K 2521/15 –, zitiert nach Juris Rn. 13; VG 
München, Beschluss v. 01. 12.2011 – M 6b S 11.4066 –, zitiert nach Juris Rn. 30; vgl. 
Dronkovic, BeckOK, FeV – § 11, Rn. 20; vgl. Siegmund, in: JurisPK – Straßenverkehrs-
recht, § 11 FeV Eignung, Rn. 67, 80; vgl. Dauer, in: Straßenverkehrsrecht, Fahrerlaub-
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dem Straftatenkatalog nicht erreicht werden, dass zukünftig jedes Delikt 
gemeldet wird, sondern dass tatsächlich eignungsrelevante Sachverhalte 
gemeldet werden. Da sich diese aber aus der Gesamtpersönlichkeit er-
geben müssen141, ist ohnehin die Betrachtung weiterer Zusammenhänge 
notwendig, weswegen der Verfasser der vorliegenden Masterarbeit grds. 
darauf abstellt, dass ein Betroffener mehrere relevante Delikte begeht. 
Gleichwohl Einzeltaten bei entspr. Tatausführung auch relevant sein kön-
nen, haben diese bei der Datenbankabfrage keine Rolle gespielt und hätten 
die Symbolkraft des Auswertungsergebnisses womöglich auch nur gering-
fügig beeinflusst.
Des Weiteren wurde bzgl. des Tatzeitraums für das zweite Katalogdelikt 
festgelegt, dass dieses sich im Zeitraum vom 1. Januar 2014 bis zum 31. De-
zember 2018 ereignet haben muss.142 Der Verfasser hat sich dabei an der 
fünfjährigen Speicherfrist für Straftaten im Verkehrszentralregister beim 
Kraftfahrt-Bundesamt gem. § 29 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 StVG143 und im Bundes-
zentralregister beim BMJV gem. § 46 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BZRG144 orientiert. 
Für eine tiefgreifende Erhebung hätte dabei aber für jedes Delikt aus dem 
Tatzeitraum vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 eine Überprü-
fung der letzten fünf Jahre erfolgen und dadurch z. B. für ein Delikt, das am 
2. Februar 2018 begangen wurde, bis zum 3. Februar 2013 zurückrecher-
nis und Führerschein, S. 84; vgl. Geiger, in: MAH Straßenverkehrsrecht, Rn. 62, 159; 
vgl. Ternig, Deutsche Polizei, 2014, S. 37; vgl. Koehl, SVR, 2013, S. 8.
141 BVerwG, Urteil v. 15. 07.  1988 – 7 C 46/87 –, zitiert nach Juris Rn. 12.
142 Für den Landkreis Nordsachsen und die Stadt Leipzig wurde der Zeitraum entspr. 
deren statistischer Datenerhebung vom 1. Februar 2014 bis 31. Januar 2019 bei der 
Auswertung angepasst.
143 Vgl. Wagner/Strohbeck-Kühner/Koehl, in: Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreig-
nung – Kommentar; 2018, S. 343 (Hinweis: Gem. § 29 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 StVG werden 
zudem Straftaten zehn Jahre gespeichert, wenn dabei die Fahrerlaubnis entzogen 
oder eine isolierte Sperre angeordnet worden ist).
144 Fünf Jahre stellt dabei die Mindesttilgungsfrist dar, sobald jemand rechtskräftig zu 
einer Straftat verurteilt wurde. Zu beachten ist hierbei aber, dass eine Vielzahl von 
Verurteilungen trotzdem nicht ins Führungszeugnis gelangen, da im § 32 BZRG zahl-
reiche Ausnahmen aufgelistet werden wie z. B. bei einer Verurteilung, durch die auf 
Jugendstrafe von nicht mehr als zwei Jahren erkannt worden ist (Abs. 2 Nr. 3), bei 
einer Verurteilung, durch die auf Geldstrafe von nicht mehr als neunzig Tagessätzen 
erkannt worden ist (Abs. 2 Nr. 4a) oder bei einer Verurteilung, durch die auf Freiheits-
strafe oder Strafarrest von nicht mehr als drei Monaten erkannt worden ist (Abs. 2 
Nr. 4b).
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chiert werden müssen. Da aber die Erhebung der Soll-Zahlen nur einem 
vergleichenden Zweck dient, wurde von einer solchen Prüfung Abstand 
genommen. Anderenfalls hätte jeder Fall einzeln geprüft werden müssen, 
wie auch in Bezug darauf, ob die Mitteilung nach § 2 Abs. 12 StVG ggf. im 
Jahr 2019 noch erfolgt ist, da es keine Festlegung gibt, wann die Mitteilung 
zu erfolgen hat.
Grundlegend sind nur diejenigen Daten in der Datenbank enthalten, 
die entspr. durch den Sachbearbeiter im polizeilichen Vorgangssystem ein-
getragen wurden.145 Demzufolge können fehlerhafte Eintragungen, wenn 
z. B. bei dem Wohnsitz des Betroffenen der Nebenwohnsitz als Hauptwohn-
sitz oder eine vorübergehende Anschrift als Hauptwohnsitz eingetragen 
ist, zu einem falschen Ergebnis führen. Diese Fehlerquelle könnte aber nur 
beseitigt werden, wenn für jede erfasste Person im Anschluss einer Einzel-
prüfung erfolgen würde.
7. Verkehrsunfallstatistik
In der vorliegenden Masterarbeit wird die Verkehrsunfallstatistik im All-
gemeinen und schwerpunktbezogen ausgewertet, wodurch eine Vielzahl 
von weiteren Zusammenhängen wie z. B. möglicher Risikogruppen146 oder 
der verwendeten Fahrzeugart147 nicht näher betrachtet werden und damit 
keine umfänglicheren Rückschlüsse möglich sind.
Der Verfasser folgt bei den vergleichenden Darstellungen den Vorgaben 
der EU148 und den Sichtweisen des DVR149, der DVW150, der DEKRA151, des 
145 Vgl. Anlage 16, S. 2.
146 Junge Fahrer, Senioren usw.
147 Fahrrad, Pkw, Lkw, Bus usw.
148 Vgl. ETSC, Road Safety Priorities for the EU 2020 –  2030, S. 3, online verfügbar; vgl. Eu-
ropäische Kommission, Weißbuch zum Verkehr, S. 9, online verfügbar.
149 Vgl. DVR, Unfallstatistik Bundesländer – Zielkorridore der Bundesländer, online ver-
fügbar; vgl. DVR, Presseinformation: EU-Kommission: Bis 2050 keine Verkehrstoten 
mehr – Fahrerassistenzsysteme sollen helfen, online verfügbar.
150 Vgl. DVW, Zwischenruf: Statistische Betrachtungen zum Unfallgeschehen, online ver-
fügbar.




TÜV152, des ADAC153 und des VCD154 die sich ebenfalls auf das Weißbuch 
zum Verkehr der Europäischen Kommission und dem Verkehrssicherheits-
programm 2011 des BMVI beziehen. In der Halbzeitbilanz des BMVI zum 
Verkehrssicherheitsprogramm 2011 aus dem Jahr 2015 wurde relativ über-
raschend nicht mehr das Jahr 2010 als Bezugsgröße i. Z. m. Verkehrsunfall-
toten herangezogen, sondern nunmehr das Jahr 2011.155 Selbige Heran-
gehensweise vertritt der Freistaat Sachsen im Landesverkehrsplan 2030.156 
Auch das Statistische Bundesamt hat übereinstimmend im Verlaufe seiner 
Berichterstattung das Bezugsjahr 2010157 in das Bezugsjahr 2011158 geändert. 
Für die Änderung des Bezugsjahres gibt es jedoch keine Begründung.159 Da-
mit wird der Anschein erweckt, dass aufgrund der starken Anstiege in den 
Bereichen der Verkehrsunfalltoten und Schwerverletzten im Jahr 2011160 
versucht wurde, das Bezugsjahr der Verkehrsunfallzahlen anzupassen.161
Aufgrund des geänderten Bezugsjahres durch das BMVI in seiner Halb-
zeitbilanz und des Statistischen Bundesamtes gibt es somit unterschiedli-
che Zahlen, die i. Z. m. der Senkung der Verkehrsunfalltoten bis 2020 und 
152 Vgl. Vd TÜV, Tag der Verkehrssicherheit am 16. Juni 2018 – Zahl der Verkehrstoten in 
Deutschland immer noch zu hoch !, online verfügbar.
153 Vgl. ADAC, Weniger Verkehrsunfälle mit Personenschaden – Zahl der Verkehrstoten 
stagniert 2017 bei geschätzten 3 215, 2017, online verfügbar.
154 Vgl. VCD, Zahl der Verkehrstoten stagniert, Zahl der Verletzten steigt ! Für mehr Si-
cherheit im Straßenverkehr !, online verfügbar.
155 Vgl. BMVI, Halbzeitbilanz des Verkehrssicherheitsprogramms 2011 –  2020, S. 4, on-
line verfügbar.
156 Vgl. SMWA, Landesverkehrsplan 2030, S. 112 f., online verfügbar.
157 Vgl. Vorndran, WISTA, 2013, S. 579; online verfügbar; vgl. Vorndran, WISTA, 2012, 
S. 584 f., online verfügbar.
158 Vgl. Statistisches Bundesamt, Unfallentwicklung auf deutschen Straßen 2017, S. 8, on-
line verfügbar.
159 Vgl. Laub, Die Polizei, 2019, S. 181; vgl. Müller, NZV, 2019, S. 161.
160 Vom Jahr 2010 zum Jahr 2011 stieg die Zahl der Getöteten von 3 684 auf 4 009, d. h. 361 
Personen mehr, was einer Zunahme von 9,9 Prozent entspricht. Ebenfalls stieg die 
Zahl der Schwerverletzten vom Jahr 2010 zum Jahr 2011. Es gab 5 347 mehr Schwer-
verletzte, wodurch die Gesamtzahl um 10,2 Prozent auf 68 985 Personen stieg.
161 Vgl. Laub, Die Polizei, 2019, S. 181; vgl. Müller, NZV, 2019, S. 161; vgl. Völklein, Schon 
fünf Buchstaben können ein Leben kosten, online verfügbar.
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der kontinuierlichen Senkung der Schwer- und Schwerstverletzten für 
Bund und Länder existieren.162
8. Begutachtung der Fahreignung
Die Statistik liegt nur für die gesamte BRD vor und zeigt nicht auf, welche 
Anzahl an Meldungen es an die Fahrerlaubnisbehörden gab und wie viele 
davon wiederum zu einer MPU geführt haben. Sie lässt jedoch Rückschlüs-
se zu, welche Wirkung die MPU entfalten kann und ist daher für die vor-
liegende Masterarbeit relevant.
9. Allgemein
I. Z. m. den Experteninterviews aber auch den schriftlichen Expertenbefra-
gungen besteht die Problematik der sozial erwünschten Antworten, die 
nicht gänzlich auszuschließen ist.163 Eine gewisse Beschönigung oder Ober-
flächlichkeit der Antworten könnte u. a. in den Themenkomplexen „Theo-
retische Fragen zu Meldungseingängen, Vorgehensweisen und rechtlichen 
Aspekten“ und „Zusammenarbeit mit der Polizei“ vorkommen. Diese 
mögliche Problematik wurde im Rahmen der Auswertung mit bedacht. 
Aufgrund dessen, dass allerdings ein Eigeninteresse der Fahrerlaubnis-
behörden an den Ergebnissen der vorliegenden Masterarbeit besteht, wird 
davon ausgegangen, dass die Antworten trotzdem ausreichende Rück-
schlüsse geben. Das zeigt sich u. a. darin, dass alle sächsischen Fahrerlaub-
nisbehörden ihre Bereitschaft erklärt haben, die vorliegende Masterarbeit 
zu unterstützen.
Die vorliegende Masterarbeit bietet zudem in verschiedenen Bereichen, 
wie z. B. der Datenbankabfrage, der Auswertung der Verkehrsunfallstatis-
tik und der Fallzahlenerhebung weitere Entwicklungsmöglichkeiten. Um 
die Forschungsfragen zu beantworten und Bezüge nicht nur für die PD 
Leipzig, sondern für die gesamte sächsische Polizei herzustellen, wird die 
162 Vgl. Laub, Die Polizei, 2019, S. 181.




Herangehensweise aber als ausreichend und zielführend betrachtet, da 
eine umfassende Situationsanalyse aus Sicht des Verfassers der vorliegen-
den Masterarbeit erfolgen konnte.
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C. Untersuchungsergebnisse
In diesem Kapitel werden, neben dem erstellten Straftatenkatalog für 
Straftaten, die gem. § 2 Abs. 12 StVG i. V. m. § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6, 1. Alt. 
und Nr. 7 FeV eine Mitteilung an die Fahrerlaubnisbehörde erfordern, die 
ausgewerteten Erkenntnisse aus den Experteninterviews und Experten-
befragungen dargestellt. Des Weiteren werden die erhobenen Fallzahlen 
der drei Fahrerlaubnisbehörden und die Ergebnisse der Datenbankabfra-
ge des PVA anhand des erstellten Straftatenkataloges präsentiert, sowie die 
aktuellen Unfallstatistiken ausgewertet.
I. Straftatenkatalog für charakterliche Mängel
Ziel ist es, einen Straftatenkatalog zu präsentieren, der den aktuellen An-
sprüchen der Polizei und der Fahrerlaubnisbehörden im Freistaat Sachsen 
entspricht und sich an der Rechtsprechung, der Gesetzeslage sowie der 
h. M. in der Literatur orientiert. Zugleich soll die Auflistung der aufgeführ-
ten Delikte anhand der Fußnoten nachvollziehbar belegt werden.
1. Vorüberlegung
Im Rahmen der Recherche ist aufgefallen, dass es weder in der Recht-
sprechung noch der Literatur eine abschließende Meinung gibt, welche 
Straftaten explizit einen charakterlichen Mangel darstellen und welche 
nicht. Die Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung zählen auch nur 
beispielhaft Raub, schwere Körperverletzung, gefährliche Körperverlet-
zung und Vergewaltigung auf.164
Teilweise gab es in der Literatur Darstellungen, die ganze Abschnitte 
des StGB in den Kreis der Straftaten aufnehmen, die mit einem erhöhten 
Aggressionspotenzial verbunden sind.165 Ebenso gab es Ausführungen, die 
164 Vgl. BASt, Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung, S. 84.
165 Vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. Mül-
ler, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. Bauer, 
in: Handbuch des Fahreignungsrechts, S. 130; vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, S. 26; vgl. 
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versuchen, die die Erheblichkeit am Strafmaß festmachen und i. d. Z. dar-
stellen, dass alle Straftaten, die einen Mindeststrafrahmen von drei Mona-
ten vorsehen, zugleich erhebliche Straftaten i. S. d. § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 7 
FeV sind.166
Diese Ansicht wird seitens des Verfassers der vorliegenden Master-
arbeit jedoch u. a. deshalb nicht geteilt, weil der Gesetzgeber, wie bereits 
angeführt, den Begriff „erheblich“ nicht mit „schwerwiegend“ gleichsetzt, 
sondern vielmehr an der Kraftfahreignung festmacht.167
Bei der Erstellung des Straftatenkataloges sind folgende Überlegungen 
eingeflossen168:
 • Ist diese Straftat bereits durch die Begutachtungsleitlinien zur Kraft-
fahreignung als relevante Straftat erfasst oder wird in der Kommentie-
rung darauf verwiesen ?
 • Hat diese Straftat Einzug in einen entspr. Straftatenkatalog anderer 
Bundesländer gefunden ?
 • Hat ein Gericht in Bezug auf diese Straftat ein hohes Aggressionspoten-
zial bzw. einen charakterlichen Mangel bestätigt ?169
 • Scheint diese Straftat nach Meinung der Literatur eine relevante Straf-
tat zu sein ?
Nds. MI, Überprüfung der Fahreignung nach Aggressionsdelikten ohne Bezug zum 
Straßenverkehr, Ziffer 3.
166 Vgl. Nds. MI, Überprüfung der Fahreignung nach Aggressionsdelikten ohne Bezug 
zum Straßenverkehr, Ziffer 3.
167 Vgl. BR-Drs. 302/08, Vierte Verordnung zur Änderung der Fahrerlaubnis-Verordnung 
und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften mit Begründung und Vorblatt, 
S. 61.
168 An dieser Stelle darf es nicht unerwähnt bleiben, dass Straftaten nach dem BtMG, 
Verkehrsstraftaten und solche Straftaten, die unter Nutzung eines Fahrzeuges began-
gen werden, nicht mit angeführt wurden, da diese nicht Bestandteil der vorliegenden 
Masterarbeit sind. Bei der Erstellung eines abschließenden Straftatenkataloges wären 
auch diese entspr. mit anzuführen.
169 Eine fehlende Rechtsprechung zu einer möglichen Straftat fand i. d. Z. keine Berück-
sichtigung, da dies nicht automatisch gegen die Aufnahme in den Straftatenkatalog 
spricht. Recherchiert wurde in Juris anhand der Stichworte „Eignung“ und „§ 11 FeV“ 
und im Anschluss erfolgte eine Sichtung der Urteile nach möglicher Relevanz.
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2. Relevante Straftaten
Nachfolgend werden die relevanten Straftaten chronologisch, getrennt 
nach den jeweiligen Abschnitten des StGB, aufgeführt, die anhand der o. g. 
Überlegungen nachvollzogen werden können. Im Anschluss werden weite-
re Delikte angeführt, die aus Sicht des Verfassers der vorliegenden Master-
arbeit und aufgrund einer erforderlichen Gesamtbetrachtung ebenso in 
den Katalog aufgenommen werden sollten.
Widerstand gegen die Staatsgewalt
§ 113 StGB Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte170 (i. Z. m. weiteren relevan-
ten Straftaten)
Straftaten gegen die Öffentliche Ordnung
§ 123 StGB Hausfriedensbruch171 (i. Z. m. weiteren relevanten Straftaten)
170 Hessischer VGH, Beschluss v. 13. 02.  2013 – 2 B 189/13 –, zitiert nach Juris Rn. 8; Bayeri-
scher VGH, Beschluss v. 07. 01.  2013 – 11 C 12.2212 –, zitiert nach Juris Rn. 22; VG Gera, 
Beschluss v. 20. 01.  2017 – 3 E 15/17 Ge –, zitiert nach Juris Rn. 26; VG Gelsenkirchen, 
Beschluss v. 19. 01.  2017 – 7 L 2603/16 –, zitiert nach Juris Rn. 5; VG Oldenburg, Be-
schluss v. 28. 10.  2016 – 7 B 5446/16 –, zitiert nach Juris Rn. 6; VG Cottbus, Beschluss 
v. 13. 07.  2010 – 1 L 139/10 –, zitiert nach Juris Rn. 27 (Hinweis: Anordnung zur MPU 
formell rechtswidrig, gleichwohl charakterliche Mängel seitens des Gerichtes Anlass 
für eine MPU gegeben hätten); VG Freiburg (Breisgau), Beschluss v. 04. 08.  2008 – 1 K 
1299/08 –, zitiert nach Juris Rn. 11, 14; vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßen-
verkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. Hühnermann, in: Straßenverkehrsrecht Kom-
mentar, S. 712; vgl. Geiger, in: MAH Straßenverkehrsrecht, Rn. 62; vgl. Müller, in: Die 
Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. Bauer, in: Handbuch 
des Fahreignungsrechts, S. 130; vgl. Matschke, in: Rothenburger Beiträge – Band 77, 
S. 212, 229; vgl. Kunkel, Kriminalität und Fahreignung, S. 74 m. w. N.; vgl. Maibach, 
Polizei Info Report, 2019, S. 3; vgl. Polizei Bremen, Handlungsanleitung, Anlage 1; vgl. 
MIK NRW, VoKoVu, Anlage 2, Ziffer 2.3; vgl. Bauer, Bayerns Polizei, 2014, S. 30; vgl. 
Ternig, Deutsche Polizei, 2014, S. 37; vgl. HMdIS, Erlass zu Mitteilungen an Fahrerlaub-
nisbehörden, Anlage 1, Ziffer 2.1; vgl. Tepe, NZV, 2010, S. 66; vgl. PD Osnabrück, Ver-
fügung zu Mitteilungen der Polizei an die Fahrerlaubnisbehörden gem. § 2 Abs. 12 
StVG, Anlage 2, Ziffer 2.
171 OVG Lüneburg, Urteil v. 08. 07.  2014 – 12 LC 224/13 –, zitiert nach Juris Rn. 58; vgl. Gehr-
mann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. Siegmund, in: 
JurisPK – Straßenverkehrsrecht, § 11 FeV Eignung, Rn. 72; vgl. Müller, in: Die Klärung 
von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. Matschke, in: Rothenburger 
Beiträge – Band 77, S. 229; vgl. Kunkel, Kriminalität und Fahreignung, S. 74 m. w. N.; 
vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, S. 26; vgl. Tepe, NZV, 2010, S. 66.
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§ 124 StGB Schwerer Hausfriedensbruch172 (i. Z. m. weiteren relevanten Strafta-
ten)
§ 125 StGB Landfriedensbruch173 (i. Z. m. weiteren relevanten Straftaten)
§ 125a StGB Besonders schwerer Fall des Landfriedensbruchs174
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung
§ 176 StGB Sexueller Mißbrauch von Kindern175
§ 176a StGB Schwerer sexueller Mißbrauch von Kindern176
§ 176b StGB Sexueller Mißbrauch von Kindern mit Todesfolge177
§ 177 StGB Sexueller Übergriff; sexuelle Nötigung; Vergewaltigung178
172 Vgl. ebd.
173 VG Düsseldorf, Urteil v. 12. 12.  2017 – 14 K 5084/17 –, zitiert nach Juris Rn. 11; vgl. Gehr-
mann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. Müller, in: Die 
Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. MIK NRW, VoKoVu, 
Anlage 2, Ziffer 2.4; vgl. Bauer, Bayerns Polizei, 2014, S. 30; vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, 
S. 26; vgl. HMdIS, Erlass zu Mitteilungen an Fahrerlaubnisbehörden, Anlage 1, Zif-
fer 2.2; vgl. PD Osnabrück, Verfügung zu Mitteilungen der Polizei an die Fahrerlaub-
nisbehörden gem. § 2 Abs. 12 StVG, Anlage 2, Ziffer 2.
174 Vgl. ebd.
175 BVerwG, Urteil v. 13. 01.  1961 – VII C 97.60 –, zitiert nach Juris 1. Leitsatz; OVG Lüne-
burg, Urteil v. 08. 07.  2014 – 12 LC 224/13 –, zitiert nach Juris Rn. 51; VG München, Ur-
teil v. 08. 07.  2011 – M 6a K 10.5105 –, zitiert nach Juris Rn. 33, 34; VG München, Urteil 
v. 01. 04.  2003 – M 6b K 02.2904 –, zitiert nach Juris Rn. 37; vgl. Bauer, in: Handbuch 
des Fahreignungsrechts, S. 130; vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, S. 26; vgl. PD Osnabrück, 
Verfügung zu Mitteilungen der Polizei an die Fahrerlaubnisbehörden gem.§ 2 Abs. 12 
StVG, Anlage 2, Ziffer 2.
176 Vgl. ebd.
177 Vgl. ebd.
178 VG Minden, Urteil v. 10. 03.  2016 – 9 K 2521/15 –, zitiert nach Juris Rn. 33, 35; VG Mün-
chen, Urteil v. 08. 07.  2011 – M 6a K 10.5105 –, zitiert nach Juris Rn. 33 f.; VG Würzburg, 
Urteil v. 19. 12.  2007 – W 6 K 07.1042 –, zitiert nach Juris Rn. 21; vgl. Gehrmann, in: 
Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. BASt, Begutachtungsleit-
linien zur Kraftfahreignung, S. 84; vgl. Bauer, in: Handbuch des Fahreignungsrechts, 
S. 130; vgl. Maibach, Polizei Info Report, 2019, S. 3; vgl. Polizei Bremen, Handlungs-
anleitung, Anlage 1; vgl. MIK NRW, VoKoVu, Anlage 2, Ziffer 2.3; vgl. Bauer, Bayerns 
Polizei, 2014, S. 30; vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, S. 26; vgl. HMdIS, Erlass zu Mitteilun-
gen an Fahrerlaubnisbehörden, Anlage 1, Ziffer 2.1; vgl. Tepe, NZV, 2010, S. 66; vgl. 
PD Osnabrück, Verfügung zu Mitteilungen der Polizei an die Fahrerlaubnisbehörden 
gem. § 2 Abs. 12 StVG, Anlage 2, Ziffer 2; vgl. IM BW, Handlungsempfehlung zur Opti-
mierung des Meldeverfahrens, Anlage 1, Ziffer 2.1.
67
Charakterliche Mängel außerhalb des Straßenverkehrs
§ 178 StGB Sexueller Übergriff, sexuelle Nötigung und Vergewaltigung mit Todes-
folge179
Beleidigung
§ 185 StGB Beleidigung (i. Z. m. weiteren relevanten Straftaten)
Straftaten gegen das Leben
§ 211 StGB Mord180
§ 212 StGB Totschlag181
§ 213 StGB Minder schwerer Fall des Totschlags182
§ 216 StGB Tötung auf Verlangen183
179 Vgl. ebd.
180 Bayerischer VGH, Beschluss v. 25. 03.  2014 – 11 C 13.1837 –, zitiert nach Juris Rn 7; VG 
Regensburg, Urteil v. 24. 05.  2000 – RO 9 K 99.1592 –, zitiert nach Juris Rn. 17, 19, 21; vgl. 
Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. Müller, in: 
Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. Bauer, in: Hand-
buch des Fahreignungsrechts, S. 130; vgl. Matschke, in: Rothenburger Beiträge – Band 
77, S. 229; vgl. Maibach, Polizei Info Report, 2019, S. 3; vgl. MIK NRW, VoKoVu, Anlage 
2, Ziffer 2.3; vgl. Bauer, Bayerns Polizei, 2014, S. 30; vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, S. 26; 
vgl. HMdIS, Erlass zu Mitteilungen an Fahrerlaubnisbehörden, Anlage 1, Ziffer 2.1; vgl. 
PD Osnabrück, Verfügung zu Mitteilungen der Polizei an die Fahrerlaubnisbehörden 
gem. § 2 Abs. 12 StVG, Anlage 2, Ziffer 2; vgl. IM BW, Handlungsempfehlung zur Opti-
mierung des Meldeverfahrens, Anlage 1, Ziffer 2.1.
181 Vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. Mül-
ler, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. Bauer, in: 
Handbuch des Fahreignungsrechts, S. 130; vgl. Matschke, in: Rothenburger Beiträ-
ge – Band 77, S. 229; vgl. Maibach, Polizei Info Report, 2019, S. 3; vgl. Polizei Bremen, 
Handlungsanleitung, Anlage 1; vgl. MIK NRW, VoKoVu, Anlage 2, Ziffer 2.3; vgl. Bauer, 
Bayerns Polizei, 2014, S. 30; vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, S. 26; vgl. HMdIS, Erlass zu 
Mitteilungen an Fahrerlaubnisbehörden, Anlage 1, Ziffer 2.1; vgl. PD Osnabrück, Ver-
fügung zu Mitteilungen der Polizei an die Fahrerlaubnisbehörden gem. § 2 Abs. 12 
StVG, Anlage 2, Ziffer 2; vgl. IM BW, Handlungsempfehlung zur Optimierung des 
Melde verfahrens, Anlage 1, Ziffer 2.1.
182 Vgl. ebd.
183 Vgl. Bauer, in: Handbuch des Fahreignungsrechts, S. 130; vgl. Matschke, in: Rothen-
burger Beiträge – Band 77, S. 229; vgl. Maibach, Polizei Info Report, 2019, S. 3; vgl. 
Polizei Bremen, Handlungsanleitung, Anlage 1; vgl. HMdIS, Erlass zu Mitteilungen an 
Fahrerlaubnisbehörden, Anlage 1, Ziffer 2.1; vgl. PD Osnabrück, Verfügung zu Mit-
teilungen der Polizei an die Fahrerlaubnisbehörden gem. § 2 Abs. 12 StVG, Anlage 2, 
Ziffer 2; vgl. IM BW, Handlungsempfehlung zur Optimierung des Meldeverfahrens, 
Anlage 1, Ziffer 2.1.
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§ 222 StGB  Fahrlässige Tötung184 (i. Z. m. weiteren relevanten Straftaten)
Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit
§ 223 StGB Körperverletzung185 (i. Z. m. weiteren relevanten Straftaten)
184 Vgl. Matschke, in: Rothenburger Beiträge – Band 77, S. 229; vgl. Maibach, Polizei Info 
Report, 2019, S. 3; vgl. MIK NRW, VoKoVu, Anlage 2, Ziffer 2.3; vgl. HMdIS, Erlass zu 
Mitteilungen an Fahrerlaubnisbehörden, Anlage 1, Ziffer 2.1.
185 Bayerischer VGH, Beschluss v. 17. 06.  2016 – 11 CS 16.914 –, zitiert nach Juris Rn. 15; 
OVG Lüneburg, Urteil v. 08. 07.  2014 – 12 LC 224/13 –, zitiert nach Juris Rn. 58; Hessi-
scher VGH, Beschluss v. 13. 02.  2013 – 2 B 189/13 –, zitiert nach Juris Rn. 8; Bayerischer 
VGH, Beschluss v. 23. 02.  2012 – 11 CE 12.5 –, zitiert nach Juris Rn. 25, 26; Bayerischer 
VGH, Beschluss v. 07. 03.  2011 – 11 ZB 11.48 –, zitiert nach Juris Rn. 17; VG Köln, Be-
schluss v. 10. 07.  2018 – 23 L 824/18 –, zitiert nach Juris Rn. 22; VG Würzburg, Urteil 
v. 19. 12.  2007 – W 6 K 07.1042 –, zitiert nach Juris Rn. 21; VG Gera, Beschluss v. 20. 01. 
2017 – 3 E 15/17 Ge –, zitiert nach Juris Rn. 26; VG Gelsenkirchen, Beschluss v. 19. 01. 
2017 – 7 L 2603/16 –, zitiert nach Juris Rn. 5; VG Köln, Beschluss v. 19. 10.  2016 – 23 L 
2380/16 –, zitiert nach Juris Rn. 9, 14; VG Augsburg, Beschluss v. 17. 09.  2014 – Au 7 
S 14.1150, zitiert nach Juris Rn. 44, 45; VG Gelsenkirchen, Urteil v. 27. 02.  2013 – 7 K 
3475/12 –, zitiert nach Juris Rn. 30, 32; VG München, Beschluss v. 22. 06.  2012 – M 6a S 
12.2166 –, zitiert nach Juris Rn. 24, 33; VG Würzburg, Beschluss v. 14. 06.  2012 – W 6 S 
12.435 –, zitiert nach Juris Rn. 24 (Hinweis: Anordnung zur MPU formell rechtswidrig, 
gleichwohl charakterliche Mängel seitens des Gerichtes Anlass für eine MPU gegeben 
hätten); VG Ansbach, Gerichtsbescheid v. 10. 05.  2012 – AN 10 K 11.01906 –, zitiert nach 
Juris Rn. 26; VG Münster, Beschluss v. 12. 03.  2012 – 10 L 2/12 –, zitiert nach Juris Rn. 15, 
19; VG Ansbach, Beschluss v. 30. 09.  2011 – AN 10 S 11.01436 –, zitiert nach Juris Rn. 27; 
VG München, Beschluss v. 20. 08.  2010 – M 1 S 10.2787 –, zitiert nach Juris Rn. 21; VG 
Cottbus, Beschluss v. 13. 07.  2010 – 1 L 139/10 –, zitiert nach Juris Rn. 27 (Hinweis: An-
ordnung zur MPU formell rechtswidrig, gleichwohl charakterliche Mängel seitens des 
Gerichtes Anlass für eine MPU gegeben hätten); VG München, Urteil v. 23. 06.  2010 – 
M 6b K 09.5690 –, zitiert nach Juris Rn. 21; VG München, Beschluss v. 10. 07.  2009 – 
M 6b S 09.1453 –, zitiert nach Juris Rn 18; VG München, Beschluss v. 18. 11.  2008 – M 
6a S 08.4161 –, zitiert nach Juris Rn. 29, 39; vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßen-
verkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. Siegmund, in: JurisPK – Straßenverkehrsrecht, 
§ 11 FeV Eignung, Rn. 72, 75; vgl. Wagner/Strohbeck-Kühner/Koehl, in: Begutachtungs-
leitlinien zur Kraftfahreignung – Kommentar; 2018, S. 349 m. w. N.; vgl. Müller, in: Die 
Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. Matschke, in: Ro-
thenburger Beiträge – Band 77, S. 229; vgl. Kunkel, Kriminalität und Fahreignung, S. 74 
m. w. N.; vgl. Wozny, VD, 2018, Heft 4, S. 95; vgl. Polizei Bremen, Handlungsanleitung, 
Anlage 1; vgl. MIK NRW, VoKoVu, Anlage 2, Ziffer 2.3, 2.4; vgl. Bauer, Bayerns Polizei, 
2014, S. 30; vgl. Ternig, Deutsche Polizei, 2014, S. 37; vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, S. 26; 
vgl. HMdIS, Erlass zu Mitteilungen an Fahrerlaubnisbehörden, Anlage 1, Ziffer 2.2; 
vgl. IM BW, Handlungsempfehlung zur Optimierung des Meldeverfahrens, Anlage 1, 
Ziffer 2.2.
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§ 224 StGB Gefährliche Körperverletzung186
§ 225 StGB Misshandlung von Schutzbefohlenen187 (ggf. i. Z. m. weiteren relevan-
ten Straftaten)
186 Bayerischer VGH, Beschluss v. 07. 01.  2013 – 11 C 12.2212 –, zitiert nach Juris Rn. 22; 
Bayerischer VGH, Beschluss v. 07. 03.  2011 – 11 ZB 11.48 –, zitiert nach Juris Rn. 17; VGH 
Baden-Württemberg, Urteil v. 14. 09.  2004 – 10 S 1283/04 –, zitiert nach Juris Rn. 31; VG 
Köln, Beschluss v. 10. 07.  2018 – 23 L 824/18 –, zitiert nach Juris Rn. 22; VG Würzburg, 
Urteil v. 19. 12.  2007 – W 6 K 07.1042 –, zitiert nach Juris Rn. 21; VG Düsseldorf, Urteil 
v. 12. 12.  2017 – 14 K 5084/17 –, zitiert nach Juris Rn. 11; VG Oldenburg, Beschluss v. 
28. 10.  2016 – 7 B 5446/16 –, zitiert nach Juris Rn. 6; VG Köln, Beschluss v. 26. 08.  2016 – 
23 L 1860/16 –, zitiert nach Juris Rn. 8, 12; VG München, Beschluss v. 08. 03.  2016 – M 6 
S 15.5653 –, zitiert nach Juris Rn 27, 3; VG Neustadt (Weinstraße), Beschluss v. 08. 03. 
2016 – 3 L 168/16.NW –, zitiert nach Juris Rn. 7, 12; VG München, Beschluss v. 05. 05. 
2015 – M 6a S 15.748 –, zitiert nach Rn. 16; VG Augsburg, Beschluss v. 18. 09.  2014 – Au 7 
K 14.1126 –, zitiert nach Juris Rn. 36; VG Düsseldorf, Urteil v. 20. 02.  2014 – 6 K 6737/12 –, 
zitiert nach Juris Rn. 45, 61; VG Düsseldorf, Beschluss v. 16. 07.  2013 – 14 K 3145/13 –, zi-
tiert nach Juris Rn. 15, 23; VG Gelsenkirchen, Beschluss v. 27. 08.  2012 – 7 L 896/12 –, zi-
tiert nach Juris Rn. 6; VG Regensburg, Beschluss v. 13. 06.  2012 – RN 8 K 12.576 –, zitiert 
nach Juris Rn. 27; VG München, Beschluss v. 01. 12.  2011 – M 6b S 11.4066 –, zitiert nach 
Juris Rn. 30; VG München, Beschluss v. 20. 08.  2010 – M 1 S 10.2787 –, zitiert nach Juris 
Rn. 21; VG München, Urteil v. 23. 06.  2010 – M 6b K 09.5690 –, zitiert nach Juris Rn. 21; 
vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. Sieg-
mund, in: JurisPK – Straßenverkehrsrecht, § 11 FeV Eignung, Rn. 72, 75; vgl. Wagner/
Strohbeck-Kühner/Koehl, in: Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung – Kom-
mentar; 2018, S. 349 m. w. N.; vgl. BASt, Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung, 
S. 84; vgl. Hühnermann, in: Straßenverkehrsrecht Kommentar, S. 712; vgl. Geiger, in: 
MAH Straßenverkehrsrecht, Rn. 62; vgl. Siegmund, in: JurisPK – Straßenverkehrsrecht, 
§ 11 FeV Eignung, Rn. 72, 75; vgl. Müller, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im 
Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. Bauer, in: Handbuch des Fahreignungsrechts, S. 130; 
vgl. Matschke, in: Rothenburger Beiträge – Band 77, S. 229; vgl. Kunkel, Kriminalität 
und Fahreignung, S. 74 m. w. N.; vgl. Maibach, Polizei Info Report, 2019, S. 3; vgl. Wozny, 
VD, 2018, Heft 4, S. 95; vgl. Polizei Bremen, Handlungsanleitung, Anlage 1; vgl. MIK 
NRW, VoKoVu, Anlage 2, Ziffer 2.3, 2.4; vgl. Bauer, Bayerns Polizei, 2014, S. 30; vgl. 
Ternig, Kriminalistik, 2013, S. 403; vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, S. 26; vgl. HMdIS, Erlass 
zu Mitteilungen an Fahrerlaubnisbehörden, Anlage 1, Ziffer 2.1; vgl. Tepe, NZV, 2010, 
S. 66; vgl. PD Osnabrück, Verfügung zu Mitteilungen der Polizei an die Fahrerlaubnis-
behörden gem. § 2 Abs. 12 StVG, Anlage 2, Ziffer 2; vgl. IM BW, Handlungsempfehlung 
zur Optimierung des Meldeverfahrens, Anlage 1, Ziffer 2.1.
187 VG München, Beschluss v. 05. 05.  2015 – M 6a S 15.748 –, zitiert nach Rn. 16; vgl. Müller, 
in: Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. Bauer, in: 
Handbuch des Fahreignungsrechts, S. 130; vgl. Matschke, in: Rothenburger Beiträge – 
Band 77, S. 229; vgl. Polizei Bremen, Handlungsanleitung, Anlage 1; vgl. MIK NRW, 
VoKoVu, Anlage 2, Ziffer 2.4; vgl. HMdIS, Erlass zu Mitteilungen an Fahrerlaubnis-
behörden, Anlage 1, Ziffer 2.2; vgl. PD Osnabrück, Verfügung zu Mitteilungen der Poli-
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§ 226 StGB Schwere Körperverletzung188
§ 227 StGB Körperverletzung mit Todesfolge189
Straftaten gegen die persönliche Freiheit
§ 234 StGB Menschenraub190
zei an die Fahrerlaubnisbehörden gem. § 2 Abs. 12 StVG, Anlage 2, Ziffer 2; vgl. IM BW, 
Handlungsempfehlung zur Optimierung des Meldeverfahrens, Anlage 1, Ziffer 2.2.
188 Bayerischer VGH, Beschluss v. 07. 01.  2013 – 11 C 12.2212 –, zitiert nach Juris Rn. 22; vgl. 
Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. Siegmund, 
in: JurisPK – Straßenverkehrsrecht, § 11 FeV Eignung, Rn. 72, 75; vgl. Wagner/Stroh-
beck-Kühner/Koehl, in: Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung – Kommentar; 
2018, S. 349 m. w. N.; vgl. BASt, Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung, S. 84; 
vgl. Hühnermann, in: Straßenverkehrsrecht Kommentar, S. 712; vgl. Geiger, in: MAH 
Straßenverkehrsrecht, Rn. 62; vgl. Müller, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im 
Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. Bauer, in: Handbuch des Fahreignungsrechts, S. 130; 
vgl. Matschke, in: Rothenburger Beiträge – Band 77, S. 229; vgl. Kunkel, Kriminalität 
und Fahreignung, S. 74 m. w. N.; vgl. Maibach, Polizei Info Report, 2019, S. 3; vgl. Wozny, 
VD, 2018, Heft 4, S. 95; vgl. Polizei Bremen, Handlungsanleitung, Anlage 1; vgl. MIK 
NRW, VoKoVu, Anlage 2, Ziffer 2.3, 2.4; vgl. Bauer, Bayerns Polizei, 2014, S. 30; vgl. 
Ternig, Kriminalistik, 2013, S. 403; vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, S. 26; vgl. HMdIS, Erlass 
zu Mitteilungen an Fahrerlaubnisbehörden, Anlage 1, Ziffer 2.1; vgl. Tepe, NZV, 2010, 
S. 66; vgl. PD Osnabrück, Verfügung zu Mitteilungen der Polizei an die Fahrerlaubnis-
behörden gem. § 2 Abs. 12 StVG, Anlage 2, Ziffer 2; vgl. IM BW, Handlungsempfehlung 
zur Optimierung des Meldeverfahrens, Anlage 1, Ziffer 2.1.
189 VG Augsburg, Beschluss v. 18. 09.  2014 – Au 7 K 14.1126 –, zitiert nach Juris Rn. 36; vgl. 
Siegmund, in: JurisPK – Straßenverkehrsrecht, § 11 FeV Eignung, Rn. 72, 75; vgl. Mül-
ler, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. Bauer, in: 
Handbuch des Fahreignungsrechts, S. 130; vgl. Matschke, in: Rothenburger Beiträge – 
Band 77, S. 229; vgl. Kunkel, Kriminalität und Fahreignung, S. 74 m. w. N.; vgl. Polizei 
Bremen, Handlungsanleitung, Anlage 1; vgl. PD Osnabrück, Verfügung zu Mitteilun-
gen der Polizei an die Fahrerlaubnisbehörden gem. § 2 Abs. 12 StVG, Anlage 2, Ziffer 2; 
vgl. IM BW, Handlungsempfehlung zur Optimierung des Meldeverfahrens, Anlage 1, 
Ziffer 2.1.
190 Vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. Mül-
ler, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. Bauer, 
Bayerns Polizei, 2014, S. 30; vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, S. 26; vgl. HMdIS, Erlass zu 
Mitteilungen an Fahrerlaubnisbehörden, Anlage 1, Ziffer 2.2; vgl. PD Osnabrück, Ver-
fügung zu Mitteilungen der Polizei an die Fahrerlaubnisbehörden gem. § 2 Abs. 12 
StVG, Anlage 2, Ziffer 2; vgl. IM BW, Handlungsempfehlung zur Optimierung des Mel-
deverfahrens, Anlage 1, Ziffer 2.2.
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§ 235 StGB Entziehung Minderjähriger191 (i. Z. m. weiteren relevanten Straftaten)
§ 236 StGB Kinderhandel192
§ 238 StGB Nachstellung193 (i. Z. m. weiteren relevanten Straftaten)
§ 239 StGB Freiheitsberaubung194 (ggf. i. Z. m. weiteren relevanten Straftaten)
§ 239a StGB Erpresserischer Menschenraub195
§ 239b StGB Geiselnahme196
191 Vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. Mül-
ler, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. Bauer, 
Bayerns Polizei, 2014, S. 30; vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, S. 26; vgl. HMdIS, Erlass zu 
Mitteilungen an Fahrerlaubnisbehörden, Anlage 1, Ziffer 2.2; vgl. PD Osnabrück, Ver-
fügung zu Mitteilungen der Polizei an die Fahrerlaubnisbehörden gem. § 2 Abs. 12 
StVG, Anlage 2, Ziffer 2; vgl. IM BW, Handlungsempfehlung zur Optimierung des Mel-
deverfahrens, Anlage 1, Ziffer 2.2.
192 Vgl. ebd.
193 Vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. Wag-
ner/Strohbeck-Kühner/Koehl, in: Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung – Kom-
mentar; 2018, S. 350 m. w. N.; vgl. Müller, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im 
Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. Polizei Bremen, Handlungsanleitung, Anlage 1; vgl. MIK 
NRW, VoKoVu, Anlage 2, Ziffer 2.4; vgl. Bauer, Bayerns Polizei, 2014, S. 30; vgl. Stumpen, 
DPolBl, 2014, S. 26; vgl. HMdIS, Erlass zu Mitteilungen an Fahrerlaubnisbehörden, An-
lage 1, Ziffer 2.2; vgl. PD Osnabrück, Verfügung zu Mitteilungen der Polizei an die 
Fahrerlaubnisbehörden gem. § 2 Abs. 12 StVG, Anlage 2, Ziffer 2.
194 OVG Lüneburg, Urteil v. 08. 07.  2014 – 12 LC 224/13 –, zitiert nach Juris Rn. 58; VG Augs-
burg, Beschluss v. 18. 09.  2014 – Au 7 K 14.1126 –, zitiert nach Juris Rn. 36; vgl. Gehr-
mann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. Müller, in: 
Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. Matschke, in: Ro-
thenburger Beiträge – Band 77, S. 229; vgl. Kunkel, Kriminalität und Fahreignung, S. 74 
m. w. N.; vgl. Polizei Bremen, Handlungsanleitung, Anlage 1; vgl. MIK NRW, VoKoVu, 
Anlage 2, Ziffer 2.4; vgl. Bauer, Bayerns Polizei, 2014, S. 30; vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, 
S. 26; vgl. HMdIS, Erlass zu Mitteilungen an Fahrerlaubnisbehörden, Anlage 1, Ziffer 
2.2; vgl. PD Osnabrück, Verfügung zu Mitteilungen der Polizei an die Fahrerlaubnis-
behörden gem. § 2 Abs. 12 StVG, Anlage 2, Ziffer 2; vgl. IM BW, Handlungsempfehlung 
zur Optimierung des Meldeverfahrens, Anlage 1, Ziffer 2.2.
195 Vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. 
Müller, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. MIK 
NRW, VoKoVu, Anlage 2, Ziffer 2.3; vgl. Bauer, Bayerns Polizei, 2014, S. 30; vgl. Stumpen, 
DPolBl, 2014, S. 26; vgl. Polizei Bremen, Handlungsanleitung, Anlage 1; vgl. HMdIS, 
Erlass zu Mitteilungen an Fahrerlaubnisbehörden, Anlage 1, Ziffer 2.1; vgl. PD Osna-
brück, Verfügung zu Mitteilungen der Polizei an die Fahrerlaubnisbehörden gem. § 2 
Abs. 12 StVG, Anlage 2, Ziffer 2; vgl. IM BW, Handlungsempfehlung zur Optimierung 




§ 240 StGB Nötigung197 (i. Z. m. weiteren relevanten Straftaten)
§ 241 StGB Bedrohung198 (i. Z. m. weiteren relevanten Straftaten)
197 Hessischer VGH, Beschluss v. 13. 02.  2013 – 2 B 189/13 –, zitiert nach Juris Rn. 8; Bayeri-
scher VGH, Beschluss v. 07. 01.  2013 – 11 C 12.2212 –, zitiert nach Juris Rn. 22; VG Köln, 
Beschluss v. 10. 07.  2018 – 23 L 824/18 –, zitiert nach Juris Rn. 22; VG München, Be-
schluss v. 05. 05.  2015 – M 6a S 15.748 –, zitiert nach Rn. 16; VG Regensburg, Beschluss 
v. 13. 06.  2012 – RN 8 K 12.576 –, zitiert nach Juris Rn. 27; vgl. Gehrmann, in: Handbuch 
des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. Hühnermann, in: Straßenverkehrs-
recht Kommentar, S. 712; vgl. Wagner/Strohbeck-Kühner/Koehl, in: Begutachtungsleit-
linien zur Kraftfahreignung – Kommentar; 2018, S. 349 m. w. N.; vgl. Geiger, in: MAH 
Straßenverkehrsrecht, Rn. 62; vgl. Müller, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im 
Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. Bauer, in: Handbuch des Fahreignungsrechts, S. 130; 
vgl. Matschke, in: Rothenburger Beiträge – Band 77, S. 229; vgl. Maibach, Polizei Info 
Report, 2019, S. 3; vgl. Polizei Bremen, Handlungsanleitung, Anlage 1; vgl. MIK NRW, 
VoKoVu, Anlage 2, Ziffer 2.4; vgl. Bauer, Bayerns Polizei, 2014, S. 30; vgl. Stumpen, 
DPolBl, 2014, S. 26; vgl. HMdIS, Erlass zu Mitteilungen an Fahrerlaubnisbehörden, An-
lage 1, Ziffer 2.2; vgl. Tepe, NZV, 2010, S. 66; vgl. IM BW, Handlungsempfehlung zur 
Optimierung des Meldeverfahrens, Anlage 1, Ziffer 2.2.
198 Hessischer VGH, Beschluss v. 13. 02.  2013 – 2 B 189/13 –, zitiert nach Juris Rn. 8; VG 
Köln, Beschluss v. 10. 07.  2018 – 23 L 824/18 –, zitiert nach Juris Rn. 22; VG Gera, Be-
schluss v. 20. 01.  2017 – 3 E 15/17 Ge –, zitiert nach Juris Rn. 26; VG Oldenburg, Be-
schluss v. 28. 10.  2016 – 7 B 5446/16 –, zitiert nach Juris Rn. 6; VG München, Beschluss 
v. 05. 05.  2015 – M 6a S 15.748 –, zitiert nach Rn. 16; VG Würzburg, Beschluss v. 14. 06. 
2012 – W 6 S 12.435 –, zitiert nach Juris Rn. 24 (Hinweis: Anordnung zur MPU formell 
rechtswidrig, gleichwohl charakterliche Mängel seitens des Gerichtes Anlass für eine 
MPU gegeben hätten); VG Regensburg, Beschluss v. 13. 06.  2012 – RN 8 K 12.576 –, zitiert 
nach Juris Rn. 27; VG München, Beschluss v. 20. 08.  2010 – M 1 S 10.2787 –, zitiert nach 
Juris Rn. 21; vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., 
Rn. 5; vgl. Wagner/Strohbeck-Kühner/Koehl, in: Begutachtungsleitlinien zur Kraft-
fahreignung – Kommentar; 2018, S. 349 m. w. N.; vgl. Müller, in: Die Klärung von Eig-
nungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. Bauer, in: Handbuch des Fahreig-
nungsrechts, S. 130; vgl. Geiger, in: MAH Straßenverkehrsrecht, Rn. 62; vgl. Kunkel, 
Kriminalität und Fahreignung, S. 74 m. w. N.; vgl. Maibach, Polizei Info Report, 2019, 
S. 3; vgl. Polizei Bremen, Handlungsanleitung, Anlage 1; vgl. MIK NRW, VoKoVu, An-
lage 2, Ziffer 2.4; vgl. Bauer, Bayerns Polizei, 2014, S. 30; vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, 
S. 26; vgl. HMdIS, Erlass zu Mitteilungen an Fahrerlaubnisbehörden, Anlage 1, Ziffer 
2.2; vgl. PD Osnabrück, Verfügung zu Mitteilungen der Polizei an die Fahrerlaubnis-
behörden gem. § 2 Abs. 12 StVG, Anlage 2, Ziffer 2; vgl. IM BW, Handlungsempfehlung 
zur Optimierung des Meldeverfahrens, Anlage 1, Ziffer 2.2.
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Diebstahl und Unterschlagung
§ 244 StGB Diebstahl mit Waffen; Bandendiebstahl; Wohnungseinbruchdieb-
stahl199 (i. Z. m. weiteren relevanten Straftaten)
Raub und Erpressung
§ 249 StGB Raub200
§ 250 StGB Schwerer Raub201
§ 251 StGB Raub mit Todesfolge202
199 Bayerischer VGH, Beschluss v. 08. 10.  2009 – 11 CS 09.1891 –, zitiert nach Juris Rn. 12; 
Bayerischer VGH, Beschluss v. 08. 10.  2009 – 11 CS 09.1894 –, zitiert nach Juris Rn. 8; 
Bayerischer VGH, Beschluss v. 08. 10.  2009 – 11 CS 09.1896 –, zitiert nach Juris Rn. 8; 
vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. Stum-
pen, DPolBl, 2014, S. 26.
200 Bayerischer VGH, Beschluss v. 07. 01.  2013 – 11 C 12.2212 –, zitiert nach Juris Rn. 22; vgl. 
Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. Wagner/
Strohbeck-Kühner/Koehl, in: Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung – Kom-
mentar; 2018, S. 349 m. w. N.; vgl. BASt, Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung, 
S. 84; vgl. Hühnermann, in: Straßenverkehrsrecht Kommentar, S. 712; vgl. Geiger, in: 
MAH Straßenverkehrsrecht, Rn. 62; vgl. Bauer, in: Handbuch des Fahreignungsrechts, 
S. 130; vgl. Kunkel, Kriminalität und Fahreignung, S. 74 m. w. N.; vgl. Maibach, Polizei 
Info Report, 2019, S. 3; vgl. Polizei Bremen, Handlungsanleitung, Anlage 1; vgl. MIK 
NRW, VoKoVu, Anlage 2, Ziffer 2.3; vgl. Bauer, Bayerns Polizei, 2014, S. 30; vgl. Stum-
pen, DPolBl, 2014, S. 26; vgl. HMdIS, Erlass zu Mitteilungen an Fahrerlaubnisbehörden, 
Anlage 1, Ziffer 2.1; vgl. Tepe, NZV, 2010, S. 66; vgl. PD Osnabrück, Verfügung zu Mit-
teilungen der Polizei an die Fahrerlaubnisbehörden gem. § 2 Abs. 12 StVG, Anlage 2, 
Ziffer 2; vgl. IM BW, Handlungsempfehlung zur Optimierung des Meldeverfahrens, 
Anlage 1, Ziffer 2.1.
201 Vgl. ebd.; VG Regensburg, Urteil v. 24. 05.  2000 – RO 9 K 99.1592 –, zitiert nach Juris 
Rn. 17, 19, 21.
202 Bayerischer VGH, Beschluss v. 07. 01.  2013 – 11 C 12.2212 –, zitiert nach Juris Rn. 22; vgl. 
Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. Wagner/
Strohbeck-Kühner/Koehl, in: Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung – Kom-
mentar; 2018, S. 349 m. w. N.; vgl. BASt, Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung, 
S. 84; vgl. Hühnermann, in: Straßenverkehrsrecht Kommentar, S. 712; vgl. Geiger, in: 
MAH Straßenverkehrsrecht, Rn. 62; vgl. Bauer, in: Handbuch des Fahreignungsrechts, 
S. 130; vgl. Kunkel, Kriminalität und Fahreignung, S. 74 m. w. N.; vgl. Maibach, Polizei 
Info Report, 2019, S. 3; vgl. Polizei Bremen, Handlungsanleitung, Anlage 1; vgl. MIK 
NRW, VoKoVu, Anlage 2, Ziffer 2.3; vgl. Bauer, Bayerns Polizei, 2014, S. 30; vgl. Stum-
pen, DPolBl, 2014, S. 26; vgl. HMdIS, Erlass zu Mitteilungen an Fahrerlaubnisbehörden, 
Anlage 1, Ziffer 2.1; vgl. Tepe, NZV, 2010, S. 66; vgl. PD Osnabrück, Verfügung zu Mit-
teilungen der Polizei an die Fahrerlaubnisbehörden gem. § 2 Abs. 12 StVG, Anlage 2, 
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§ 255 StGB Räuberische Erpressung203
Sachbeschädigungen
§ 303 StGB Sachbeschädigung204 (i. Z. m. weiteren relevanten Straftaten)
§ 304 StGB  Gemeinschädliche Sachbeschädigung205 (i. Z. m. weiteren rele vanten 
Straftaten)
Ziffer 2; vgl. IM BW, Handlungsempfehlung zur Optimierung des Meldeverfahrens, 
Anlage 1, Ziffer 2.1.
203 OVG Lüneburg, Urteil v. 08. 07.  2014 – 12 LC 224/13 –, zitiert nach Juris Rn. 58; vgl. Gehr-
mann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. Siegmund, in: 
JurisPK – Straßenverkehrsrecht, § 11 FeV Eignung, Rn. 72; vgl. Bauer, in: Handbuch 
des Fahreignungsrechts, S. 130; vgl. Matschke, in: Rothenburger Beiträge – Band 77, 
S. 229; vgl. Kunkel, Kriminalität und Fahreignung, S. 74 m. w. N.; vgl. Polizei Bremen, 
Handlungsanleitung, Anlage 1; vgl. MIK NRW, VoKoVu, Anlage 2, Ziffer 2.3; vgl. Stum-
pen, DPolBl, 2014, S. 26; vgl. HMdIS, Erlass zu Mitteilungen an Fahrerlaubnisbehörden, 
Anlage 1, Ziffer 2.1; vgl. PD Osnabrück, Verfügung zu Mitteilungen der Polizei an die 
Fahrerlaubnisbehörden gem. § 2 Abs. 12 StVG, Anlage 2, Ziffer 2; vgl. IM BW, Hand-
lungsempfehlung zur Optimierung des Meldeverfahrens, Anlage 1, Ziffer 2.1.
204 OVG Lüneburg, Urteil v. 08. 07.  2014 – 12 LC 224/13 –, zitiert nach Juris Rn. 58; Bayeri-
scher VGH, Beschluss v. 07. 01.  2013 – 11 C 12.2212 –, zitiert nach Juris Rn. 22; Bayeri-
scher VGH, Beschluss v. 08. 10.  2009 – 11 CS 09.1891 –, zitiert nach Juris Rn. 12; VG Gera, 
Beschluss v. 20. 01.  2017 – 3 E 15/17 Ge –, zitiert nach Juris Rn. 26; VG Köln, Beschluss 
v. 19. 10.  2016 – 23 L 2380/16 –, zitiert nach Juris Rn. 9, 14; VG Gelsenkirchen, Urteil 
v. 27. 02.  2013 – 7 K 3475/12 –, zitiert nach Juris Rn. 30, 32; VG Würzburg, Beschluss v. 
14. 06.  2012 – W 6 S 12.435 –, zitiert nach Juris Rn. 24 (Hinweis: Anordnung zur MPU 
formell rechtswidrig, gleichwohl charakterliche Mängel seitens des Gerichtes Anlass 
für eine MPU gegeben hätten); VG München, Beschluss v. 20. 08.  2010 – M 1 S 10.2787 –, 
zitiert nach Juris Rn. 21; VG Cottbus, Beschluss v. 13. 07.  2010 – 1 L 139/10 –, zitiert 
nach Juris Rn. 27 (Hinweis: Anordnung zur MPU formell rechtswidrig, gleichwohl 
charakterliche Mängel seitens des Gerichtes Anlass für eine MPU gegeben hätten); 
VG München, Beschluss v. 13. 07.  2009 – M 6a S 09.2399 –, zitiert nach Juris Rn. 31; VG 
München, Beschluss v. 18. 11.  2008 – M 6a S 08.4161 –, zitiert nach Juris Rn. 29, 39; 
vgl. Hühnermann, in: Straßenverkehrsrecht Kommentar, S. 712; vgl. Geiger, in: MAH 
Straßenverkehrsrecht, Rn. 62; vgl. Siegmund, in: JurisPK – Straßenverkehrsrecht, § 11 
FeV Eignung, Rn. 72; vgl. Wagner/Strohbeck-Kühner/Koehl, in: Begutachtungsleitlinien 
zur Kraftfahreignung – Kommentar; 2018, S. 349 m. w. N.; vgl. Müller, in: Die Klärung 
von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. Matschke, in: Rothenburger 
Beiträge – Band 77, S. 229; vgl. Kunkel, Kriminalität und Fahreignung, S. 74 m. w. N.; 
vgl. Ternig, Kriminalistik, 2013, S. 404; vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, S. 26; vgl. HMdIS, 
Erlass zu Mitteilungen an Fahrerlaubnisbehörden, Anlage 1, Ziffer 2.1; vgl. Tepe, NZV, 
2010, S. 66.
205 Vgl. Hühnermann, in: Straßenverkehrsrecht Kommentar, S. 712; vgl. Geiger, in: MAH 
Straßenverkehrsrecht, Rn. 62; vgl. Siegmund, in: JurisPK – Straßenverkehrsrecht, 
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§ 305 StGB  Zerstörung von Bauwerken206 (i. Z. m. weiteren relevanten Straftaten)
§ 305a StGB  Zerstörung wichtiger Arbeitsmittel207 (i. Z. m. weiteren relevanten 
Straftaten)
Gemeingefährliche Straftaten
§ 306 StGB  Brandstiftung208 (i. Z. m. weiteren relevanten Straftaten)
§ 306a StGB  Schwere Brandstiftung209
§ 306b StGB  Besonders schwere Brandstiftung210
§ 306c StGB  Brandstiftung mit Todesfolge211
§ 315 StGB Gefährlicher Eingriff in den Bahn-, Schiffs- und Luftverkehr212
§ 316c StGB  Angriff auf den Luft- und Seeverkehr213
§ 11 FeV Eignung, Rn. 72; vgl. Wagner/Strohbeck-Kühner/Koehl, in: Begutachtungsleit-
linien zur Kraftfahreignung – Kommentar; 2018, S. 349 m. w. N.; vgl. Müller, in: Die 
Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. Kunkel, Kriminalität 
und Fahreignung, S. 74 m. w. N.; vgl. Ternig, Kriminalistik, 2013, S. 404; vgl. Stumpen, 
DPolBl, 2014, S. 26; vgl. HMdIS, Erlass zu Mitteilungen an Fahrerlaubnisbehörden, An-
lage 1, Ziffer 2.1; vgl. Tepe, NZV, 2010, S. 66.
206 Vgl. ebd.
207 Vgl. ebd.
208 VG Freiburg (Breisgau), Beschluss v. 04. 08.  2008 – 1 K 1299/08 –, zitiert nach Juris 
Rn. 16 m. w. N.; vgl. Müller, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnis-
recht, S. 50; vgl. Matschke, in: Rothenburger Beiträge – Band 77, S. 229; vgl. Stumpen, 
DPolBl, 2014, S. 26; vgl. Tepe, NZV, 2010, S. 66.
209 VG Freiburg (Breisgau), Beschluss v. 04. 08.  2008 – 1 K 1299/08 –, zitiert nach Juris 
Rn. 16 m. w. N.; vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., 
Rn. 5; vgl. Siegmund, in: JurisPK – Straßenverkehrsrecht, § 11 FeV Eignung, Rn. 72; vgl. 
Müller, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. Stum-
pen, DPolBl, 2014, S. 26; vgl. Tepe, NZV, 2010, S. 66.
210 Vgl. ebd.; vgl. Polizei Bremen, Handlungsanleitung, Anlage 1.
211 Vgl. ebd.
212 Vgl. Müller, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. 
MIK NRW, VoKoVu, Anlage 2, Ziffer 2.3; vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, S. 26.
213 Vgl. Müller, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. 
Polizei Bremen, Handlungsanleitung, Anlage 1; vgl. MIK NRW, VoKoVu, Anlage 2, 
Ziffer 2.3; vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, S. 26; vgl. HMdIS, Erlass zu Mitteilungen an 
Fahrerlaubnisbehörden, Anlage 1, Ziffer 2.1; vgl. IM BW, Handlungsempfehlung zur 
Optimierung des Meldeverfahrens, Anlage 1, Ziffer 2.1.
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§ 323a StGB  Vollrausch214
Strafrechtliche Nebengesetze
§§ 51, 52 WaffG Strafvorschriften215 (i. Z. m. weiteren relevanten Straftaten)
§§ 40, 42 SprengG Strafbarer Umgang und Verkehr sowie strafbare Einfuhr216 
(i. Z. m. weiteren relevanten Straftaten)
§ 17 TierSchG Tierquälerei217 (i. Z. m. weiteren relevanten Straftaten)
Seitens des Verfassers sind zudem die nachfolgenden Paragraphen mit auf-
zunehmen, da diese zwar nur teilweise in der Literatur benannt werden, 
aber bei einer Gesamtbetrachtung nicht fehlen sollten. U. a. werden dabei 
Straftatbestände aufgezählt, die erst seit 2017 in ihrer gültigen Fassung in 
das StGB aufgenommen worden und daher noch nicht oder kaum in der 
Literatur erwähnt oder vor Gericht verhandelt worden sind. Die zusätzlich 
angeführten Delikte sind z. T. mit einem ähnlichen Aggressionspotenzial 
verbunden, wie andere bereits aufgeführte Straftaten:
Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates
§ 89a StGB Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat218
214 Vgl. Müller, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. 
Stumpen, Die POLIZEI, 2013, S. 117.
215 VG Würzburg, Urteil v. 19. 12.  2007 – W 6 K 07.1042 –, zitiert nach Juris Rn. 21; VG Neu-
stadt (Weinstraße), Beschluss v. 08. 03.  2016 – 3 L 168/16.NW –, zitiert nach Juris Rn. 7, 
12; vgl. Maibach, Hessische Polizeirundschau, 2017, S. 20; vgl. MIK NRW, VoKoVu, An-
lage 2, Ziffer 2.4; vgl. HMdIS, Erlass zu Mitteilungen an Fahrerlaubnisbehörden, An-
lage 1, Ziffer 2.3.
216 VG Düsseldorf, Urteil v. 12. 12.  2017 – 14 K 5084/17 –, zitiert nach Juris Rn. 11; vgl. MIK 
NRW, VoKoVu, Anlage 2, Ziffer 2.4; vgl. HMdIS, Erlass zu Mitteilungen an Fahrerlaub-
nisbehörden, Anlage 1, Ziffer 2.3.
217 VG Freiburg (Breisgau), Beschluss v. 04. 08.  2008 – 1 K 1299/08 –, zitiert nach Juris 
Rn. 16 m. w. N.; vgl. Siegmund, in: JurisPK – Straßenverkehrsrecht, § 11 FeV Eignung, 
Rn. 72; vgl. Matschke, in: Rothenburger Beiträge – Band 77, S. 229; vgl. Kunkel, Krimi-
nalität und Fahreignung, S. 74 m. w. N.
218 Vgl. Matschke, in: Rothenburger Beiträge – Band 77, S. 212; vgl. Tepe, NZV, 2010, S. 66.
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Widerstand gegen die Staatsgewalt
§ 114 StGB Tätlicher Angriff auf Vollstreckungsbeamte219 (i. Z. m. weiteren rele-
vanten Straftaten)
§ 115 StGB Widerstand gegen oder tätlicher Angriff auf Personen, die Vollstre-
ckungsbeamten gleichstehen220 (i. Z. m. weiteren relevanten Straftaten)
§ 120 StGB Gefangenenbefreiung221 (i. Z. m. weiteren relevanten Straf ta ten)
§ 121 StGB Gefangenenmeuterei222 (ggf. i. Z. m. weiteren relevanten Straf taten)
Straftaten gegen die Öffentliche Ordnung
§ 126 StGB Störung des öffentlichen Friedens durch Androhung von Straftaten223 
(i. Z. m. weiteren relevanten Straftaten)
§ 127 StGB Bildung bewaffneter Gruppen224 (i. Z. m. weiteren relevanten Strafta-
ten)
§ 129 StGB Bildung krimineller Vereinigungen225 (i. Z. m. weiteren relevanten 
Straftaten)
§ 129a StGB Bildung terroristischer Vereinigungen226 (i. Z. m. weiteren relevanten 
Straftaten)
§ 130 StGB Volksverhetzung227 (ggf. i. Z. m. weiteren relevanten Straftaten)
219 Vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. Mül-
ler, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. Maibach, 
Polizei Info Report, 2019, S. 3; vgl. Bauer, Bayerns Polizei, 2014, S. 30.
220 Vgl. MIK NRW, VoKoVu, Anlage 2, Ziffer 2.3; vgl. HMdIS, Erlass zu Mitteilungen an 
Fahrerlaubnisbehörden, Anlage 1, Ziffer 2.1; vgl. PD Osnabrück, Verfügung zu Mit-
teilungen der Polizei an die Fahrerlaubnisbehörden gem.§ 2 Abs. 12 StVG, Anlage 2, 
Ziffer 2.
221 Vgl. Polizei Bremen, Handlungsanleitung, Anlage 1; vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, 
S. 26; vgl. Tepe, NZV, 2010, S. 66; vgl. PD Osnabrück, Verfügung zu Mitteilungen der 
Polizei an die Fahrerlaubnisbehörden gem. § 2 Abs. 12 StVG, Anlage 2, Ziffer 2.
222 Vgl. ebd.
223 Vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. Mül-
ler, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50.
224 Vgl. ebd.
225 Vgl. ebd.
226 VG Regensburg, Beschluss v. 26. 03.  2012 – RN 8 S 12.00361 –, zitiert nach Juris Rn. 26, 
27; vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. 
Müller, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50.
227 Vgl. Müller, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. 
Matschke, in: Rothenburger Beiträge – Band 77, S. 212; vgl. Tepe, NZV, 2010, S. 66.
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Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung
§ 174 StGB Sexueller Mißbrauch von Schutzbefohlenen228
§ 174a StGB Sexueller Mißbrauch von Gefangenen, behördl. Verwahrten oder 
Kranken und Hilfsbedürftigen in Einrichtungen229
§ 174b StGB Sexueller Mißbrauch unter Ausnutzung einer Amtsstellung230
§ 174c StGB  Sexueller Mißbrauch unter Ausnutzung eines Beratungs-, Behand-
lungs- oder Betreuungsverhältnisses231
Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit
§ 226a StGB Verstümmelung weiblicher Genitalien232
Straftaten gegen die persönliche Freiheit
§ 234a StGB Verschleppung233 (i. Z. m. weiteren relevanten Straftaten)
Raub und Erpressung
§ 252 StGB Räuberischer Diebstahl234
§ 253 StGB Erpressung235 (i. Z. m. weiteren relevanten Straftaten)
228 Vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. Bau-




232 Vgl. Müller, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. 
Bauer, in: Handbuch des Fahreignungsrechts, S. 130; vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, S. 26.
233 Vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. Mül-
ler, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. Bauer, 
Bayerns Polizei, 2014, S. 30; vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, S. 26.
234 Vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; vgl. 
Maibach, Polizei Info Report, 2019, S. 3; vgl. Polizei Bremen, Handlungsanleitung, An-
lage 1; vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, S. 26.
235 VGH Baden-Württemberg, Urteil v. 14. 09.  2004 – 10 S 1283/04 –, zitiert nach Juris 
Rn. 31; vgl. Gehrmann, in: Handbuch des Straßenverkehrsrechts, Ziffer 17. E., Rn. 5; 
vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, S. 26.
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Gemeingefährliche Straftaten
§ 307 StGB Herbeiführen einer Explosion durch Kernenergie236
§ 308 StGB Herbeiführen einer Sprengstoffexplosion237
§ 309 StGB Mißbrauch ionisierender Strahlen238
§ 310 StGB Vorbereitung eines Explosions- oder Strah lungsverbrechens239
§ 313 StGB Herbeiführen einer Überschwemmung240
§ 314 StGB Gemeingefährliche Vergiftung241
II. Experteninterviews und -befragung 
mit den Fahrerlaubnisbehörden
Bei den interviewten und befragten Experten der Fahrerlaubnisbehörden 
handelte es sich um die jeweiligen Leiter bzw. deren Stellv., die in ihrer 
Funktion seit mind. fünf Jahren tätig sind und zumeist darüber hinaus 
schon im Fachbereich des Fahrerlaubniswesens aktiv waren.242 Allen war 
der Themenkomplex der vorliegenden Masterarbeit bereits bekannt243, 
aber noch nicht jede Fahrerlaubnisbehörde hatte darin lt. eigener Aussage 
bisher ausreichend praktische Erfahrungen sammeln können244. Trotz-
dem konnte die Erwartungshaltung erfüllt werden, dass alle Fahrerlaub-
236 Vgl. Müller, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50; vgl. 






242 Vgl. Anlage 1, Zn. 27 –  30; vgl. Anlage 2, Zn. 22; vgl. Anlage 3, Zn. 27 –  29; vgl. Anlage 4, 
Zn. 22; vgl. Anlage 5, Zn. 22; vgl. Anlage 6, Zn. 22; vgl. Anlage 7, Zn. 22; vgl. Anlage 8, 
Zn. 22; vgl. Anlage 9, Zn. 22; vgl. Anlage 10, Zn. 22; vgl. Anlage 11, Zn. 22; vgl. Anlage 
12, Zn. 22; vgl. Anlage 13, Zn. 22.
243 Vgl. Anlage 1, Zn. 35 –  39; vgl. Anlage 2, Zn. 27; vgl. Anlage 3, Zn. 34 –  36; vgl. Anlage 4, 
Zn. 27; vgl. Anlage 5, Zn. 27 f.; vgl. Anlage 6, Zn. 27; vgl. Anlage 8, Zn. 27; vgl. Anlage 9, 
Zn. 27; vgl. Anlage 10, Zn. 27; vgl. Anlage 11, Zn. 27; vgl. Anlage 12, Zn. 27 –  30; vgl. An-
lage 13, Zn. 27.
244 Vgl. Anlage 1, Zn. 190, 198 f.; vgl. Anlage 2, Zn. 34 –  36; vgl. Anlage 7, Zn. 27; vgl. An-
lage 9, Zn. 27; vgl. Anlage 10, Zn. 27; vgl. Anlage 12, Zn. 27 –  30; vgl. Anlage 13, Zn. 27.
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nisbehörden die Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung mit der 
Ziffer 3.16 kannten245 und die Begriffe „Aggressionspotenzial“246 und „cha-
rakterlicher Mangel“247 innerhalb ihrer Behörde so auslegen, wie es auch 
in der vorliegenden Masterarbeit dargestellt wird.
1. Theoretische Fragen zu Meldungseingängen, Vorgehensweisen 
und rechtlichen Aspekten
In diesem Themenkomplex wurde bekannt, dass es weder eine Hand-
lungsempfehlung248, eine Erlasslage249 oder einen Straftatenkatalog250 gibt, 
in dem Festlegungen enthalten sind, wann eine charakterliche Nichteig-
nung vorliegen könnte und wie seitens der Fahrerlaubnisbehörden grund-
245 Vgl. Anlage 1, Zn. 44 f.; vgl. Anlage 2, Zn. 32; vgl. Anlage 3, Zn. 41; vgl. Anlage 4, Zn. 32; 
vgl. Anlage 5, Zn. 33; vgl. Anlage 6, Zn. 32; vgl. Anlage 7, Zn. 32; vgl. Anlage 8, Zn. 32; vgl. 
Anlage 9, Zn. 32; vgl. Anlage 10, Zn. 32; vgl. Anlage 11, Zn. 32; vgl. Anlage 12, Zn. 35 –  39; 
vgl. Anlage 13, Zn. 32.
246 Vgl. Anlage 1, Zn. 146 –  151; vgl. Anlage 2, Zn. 104 –  108; vgl. Anlage 3, Zn. 119 –  122; vgl. 
Anlage 4, Zn. 95 f.; vgl. Anlage 5, Zn. 109 f.; vgl. Anlage 6, Zn. 99 –  101; vgl. Anlage 7, 
Zn. 92; vgl. Anlage 8, Zn. 106 –  108; vgl. Anlage 9, Zn. 98 f.; vgl. Anlage 11, Zn. 93 –  95; vgl. 
Anlage 12, Zn. 132 –  138; vgl. Anlage 13, Zn. 103 –  108.
247 Vgl. Anlage 1, Zn. 166 –  168; vgl. Anlage 2, Zn. 113; vgl. Anlage 3, Zn. 127 f.; vgl. Anla-
ge 4, Zn. 101; vgl. Anlage 5, Zn. 115 –  121; vgl. Anlage 6, Zn. 113 –  115, 99 –  101; vgl. An-
lage 8, Zn. 113 –  116; vgl. Anlage 9, Zn. 104 f.; vgl. Anlage 11, Zn. 101 –  103; vgl. Anlage 12, 
Zn. 143 –  150; vgl. Anlage 13, Zn. 113 –  119.
248 Vgl. Anlage 1, Zn. 101; vgl. Anlage 2, Zn. 67; vgl. Anlage 3, Zn. 89; vgl. Anlage 4, Zn. 68; 
vgl. Anlage 5, Zn. 81; vgl. Anlage 6, Zn. 68; vgl. Anlage 7, Zn. 66; vgl. Anlage 8, Zn. 76; 
vgl. Anlage 9, Zn. 68 –  70; vgl. Anlage 10, Zn. 77; vgl. Anlage 11, Zn. 67; vgl. Anlage 12, 
Zn. 100; vgl. Anlage 13, Zn. 72.
249 Vgl. Anlage 1, Zn. 106; vgl. Anlage 2, Zn. 77; vgl. Anlage 3, Zn. 94; vgl. Anlage 4, Zn. 73; 
vgl. Anlage 5, Zn. 86; vgl. Anlage 6, Zn. 73; vgl. Anlage 7, Zn. 71; vgl. Anlage 8, Zn. 81; vgl. 
Anlage 9, Zn. 75; vgl. Anlage 10, Zn. 82; vgl. Anlage 11, Zn. 72; vgl. Anlage 12, Zn. 105; 
vgl. Anlage 13, Zn. 77.
250 Vgl. Anlage 1, Zn. 111 –  113; vgl. Anlage 2, Zn. 82; vgl. Anlage 3, Zn. 99 f.; vgl. Anlage 4, 
Zn. 78; vgl. Anlage 5, Zn. 91; vgl. Anlage 6, Zn. 78; vgl. Anlage 7, Zn. 76; vgl. Anlage 8, 
Zn. 86; vgl. Anlage 10, Zn. 87; vgl. Anlage 11, Zn. 77; vgl. Anlage 12, Zn. 110; vgl. An-
lage 13, Zn. 82.
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legend zu verfahren ist. Gleichwohl sich alle 13 Fahrerlaubnisbehörden251 
dies wünschen, teilweise sogar als dringend252 und unbedingt erforderlich 
ansehen253, sind durch die zuständigen Ministerien diesbzgl. in den letzten 
Jahren keine verfahrenserleichternden Vorgaben erarbeitet und angewie-
sen worden.
Unabhängig davon wurden durch die Experten Delikte benannt, die 
aus deren Sicht eine charakterliche Nichteignung zur Folge haben könnten, 
gleichwohl die Auflistung nur exemplarisch und nicht abschließend war254:
§ 113 StGB Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte255
§ 114 StGB Tätlicher Angriff auf Vollstreckungsbeamte256
§ 123 StGB Hausfriedensbruch257
§ 125 StGB Landfriedensbruch258
§ 177 StGB Vergewaltigung259 (§ 177 Abs. 6 StGB)
§ 185 StGB Beleidigung260
§ 211 StGB  Mord261
§ 212 StGB Totschlag262
251 Vgl. Anlage 1, Zn. 453; vgl. Anlage 2, Zn. 359; vgl. Anlage 3, Zn. 367 f.; vgl. Anlage 4, 
Zn. 191; vgl. Anlage 5, Zn. 236 f.; vgl. Anlage 6, Zn. 210; vgl. Anlage 7, Zn. 179; vgl. An-
lage 8, Zn. 235; vgl. Anlage 9, Zn. 196; vgl. Anlage 10, Zn. 200; vgl. Anlage 11, Zn. 184; 
vgl. Anlage 12, Zn. 283; vgl. Anlage 13, Zn. 209.
252 Vgl. Anlage 12, Zn. 283.
253 Vgl. Anlage 3, Zn. 367 f.; vgl. Anlage 5, Zn. 236 f.; vgl. Anlage 6, Zn. 210; Anlage 9, 
Zn. 196; vgl. Anlage 12, Zn. 283.
254 Vgl. Anlage 2, Zn. 87 –  89; vgl. Anlage 3, Zn. 105 f.; vgl. Anlage 4, Zn. 83; vgl. Anlage 5, 
Zn. 96, 115 –  121, Vgl. Anlage 9, Zn. 85 f.; vgl. Anlage 10, Zn. 92 f.
255 Vgl. Anlage 2, Zn. 88; vgl. Anlage 8, Zn. 91; vgl. Anlage 11, Zn. 82; vgl. Anlage 12, Zn. 116; 
vgl. Anlage 13, Zn. 88.
256 Vgl. Anlage 6, Zn. 86.
257 Vgl. Anlage 8, Zn. 91.
258 Vgl. Anlage 6, Zn. 84.
259 Vgl. Anlage 2, Zn. 88; vgl. Anlage 3, Zn. 105; vgl. Anlage 13, Zn. 87.
260 Vgl. Anlage 8, Zn. 91.
261 Vgl. Anlage 6, Zn. 83; vgl. Anlage 13, Zn. 88.
262 Vgl. Anlage 13, Zn. 88.
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§ 223 StGB Körperverletzung263
§ 224 StGB Gefährliche Körperverletzung264
§ 226 StGB Schwere Körperverletzung265
§ 238 StGB Nachstellung266
§ 240 StGB Nötigung267
§ 241 StGB Bedrohung268
§ 249 StGB Raub269
§ 255 StGB Räuberische Erpressung270
§ 303 StGB  Sachbeschädigung271
Obwohl die Fahrerlaubnisbehörden konkrete Delikte für eine Nichteig-
nung in Erwägung ziehen, besteht ein Informationsdefizit bzgl. dessen, 
dass eine Mitteilung nach § 2 Abs. 12 StVG eine gefahrenabwehrrechtliche 
Maßnahme darstellt und solange § 3 Abs. 3 StVG nicht in Frage kommt, sei-
tens der Fahrerlaubnisbehörde reagiert werden muss.272 Vielmehr wurde 
durch mehrere Fahrerlaubnisbehörden darauf abgestellt, dass entweder 
263 Vgl. Anlage 1, Zn. 121; vgl. Anlage 2, Zn. 88; vgl. Anlage 4, Zn. 83; vgl. Anlage 8, Zn. 91; 
vgl. Anlage 9, Zn. 85; vgl. Anlage 11, Zn. 82; vgl. Anlage 12, Zn. 115 f.; vgl. Anlage 13, 
Zn. 87.
264 Vgl. Anlage 1, Zn. 121; vgl. Anlage 2, Zn. 88; vgl. Anlage 3, Zn. 105; vgl. Anlage 4, 
Zn. 83; vgl. Anlage 8, Zn. 91; vgl. Anlage 9, Zn. 85; vgl. Anlage 11, Zn. 82; vgl. Anlage 12, 
Zn. 115 f.; vgl. Anlage 13, Zn. 87.
265 Vgl. Anlage 1, Zn. 121; vgl. Anlage 2, Zn. 88; vgl. Anlage 4, Zn. 83; vgl. Anlage 6, Zn. 83; 
vgl. Anlage 9, Zn. 85; vgl. Anlage 11, Zn. 82; vgl. Anlage 12, Zn. 115 f.; vgl. Anlage 13, 
Zn. 87.
266 Vgl. Anlage 12, Zn. 117.
267 Vgl. Anlage 1, Zn. 126; vgl. Anlage 2, Zn. 88; vgl. Anlage 3, Zn. 105; vgl. Anlage 8, Zn. 91; 
vgl. Anlage 11, Zn. 82; vgl. Anlage 13, Zn. 87.
268 Vgl. Anlage 1, Zn. 126; vgl. Anlage 8, Zn. 91; vgl. Anlage 12, Zn. 117; vgl. Anlage 13, 
Zn. 87.
269 Vgl. Anlage 1, Zn. 126; vgl. Anlage 2, Zn. 89; vgl. Anlage 3, Zn. 105; vgl. Anlage 4, Zn. 83; 
vgl. Anlage 13, Zn. 88.
270 Vgl. Anlage 8, Zn. 91; vgl. Anlage 12, Zn. 116.
271 Vgl. Anlage 2, Zn. 89; vgl. Anlage 6, Zn. 85.
272 Vgl. Anlage 2, Zn. 55 f.; vgl. Anlage 7, Zn. 55; vgl. Anlage 10, 58 –  63.
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der Verfahrensausgang abgewartet werden muss273 oder die Justiz zugleich 
die Eignungsüberprüfung vornehmen sollte274.
Haben sich die Fahrerlaubnisbehörden im Zuständigkeitsbereich der 
PD Leipzig noch mehrheitlich dafür ausgesprochen, dass eignungsrelevan-
te Mitteilungen durch die Polizei zu erfolgen haben275, ändert sich diese 
Sichtweise aber zunehmend, wenn die Befragungsergebnisse der anderen 
Fahrerlaubnisbehörden betrachtet werden.276 Hierbei fiel auf, dass es teil-
weise damit begründet wurde, dass die Fahrerlaubnisbehörden mit ihren 
Aufgaben aus- bzw. überlastet sind277 oder die sächsischen Widerspruchs-
behörden nur rechtskräftige Verurteilungen für die Beurteilung der Fahr-
eignung heranziehen278. Es wurde seitens des Verfassers der vorliegenden 
Masterarbeit i. d. Z. festgestellt, dass entweder ein Informationsdefizit bei 
den Experten besteht279 oder aufgrund der Vorgehensweise der Wider-
spruchsbehörde280 entspr. Bedenken geschürt wurden.
Im Rahmen der durchgeführten Experteninterviews und -befragungen 
wurde bekannt, dass die Fahrerlaubnisbehörden fahreignungsrelevante 
Mitteilungen nicht nur seitens der Polizei erhalten.281 Zudem werden sol-
che von den Justizbehörden mitgeteilt282, über die Vorlage von Führungs-
zeugnissen bekannt283 (hauptsächlich von Fahrerlaubnisbewerbern oder 
273 Vgl. Anlage 1, Zn. 84 f.; vgl. Anlage 4, Zn. 56 f.; vgl. Anlage 6, Zn. 56 f.; vgl. Anlage 8, 
Zn. 60 –  65; vgl. Anlage 9, Zn. 56 f.; vgl. Anlage 10, Zn. 64 –  66.
274 Vgl. Anlage 12, Zn. 75 –  82.
275 Vgl. Anlage 1, Zn. 67 –  71; vgl. Anlage 2, Zn. 48; vgl. Anlage 3, Zn. 61 –  64.
276 Vgl. Anlage 4, Zn. 49; vgl. Anlage 5, Zn. 53 f.; vgl. Anlage 6, Zn. 49; vgl. Anlage 7, Zn. 49; 
vgl. Anlage 9, Zn. 49; vgl. Anlage 10, Zn. 50 f.
277 Vgl. Anlage 4, Zn. 56 f.; vgl. Anlage 9, Zn. 56 f.
278 Vgl. Anlage 6, Zn. 56 f.; vgl. Anlage 8, Zn. 60 f.
279 Vgl. Anlage 1, Zn. 78 –  82; vgl. Anlage 2, Zn. 55 f.; vgl. Anlage 5, Zn. 61 –  64; vgl. Anlage 6, 
Zn. 56 f.; vgl. Anlage 7, Zn. 55, 87; vgl. Anlage 9, Zn. 56 f., 92 f.; vgl. Anlage 10, Zn. 50 f.
280 Vgl. Anlage 8, Zn. 60 f.
281 Vgl. Anlage 1, Zn. 53 f.; vgl. Anlage 2, Zn. 39; vgl. Anlage 3, Zn. 49 –  51; vgl. Anlage 6, 
Zn. 40; vgl. Anlage 8, Zn. 40; vgl. Anlage 10, Zn. 46; vgl. Anlage 11, Zn. 40; vgl. Anlage 12, 
Zn. 47; vgl. Anlage 13, Zn. 40 –  42.
282 Vgl. Anlage 2, Zn. 44.; vgl. Anlage 3, Zn. 56 f.; vgl. Anlage 4, Zn. 40; vgl. Anlage 9, Zn. 45; 
vgl. Anlage 10, Zn. 46; vgl. Anlage 12, Zn. 47; vgl. Anlage 13, Zn. 40 –  42.
283 Vgl. Anlage 1, Zn. 54 –  56; vgl. Anlage 4, Zn. 40; vgl. Anlage 5, Zn. 41 –  44; vgl. Anlage 6, 
Zn. 40; vgl. Anlage 8, Zn. 45 f.; vgl. Anlage 9, Zn. 45.
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von Personen, die eine Neuerteilung beantragen), aber auch durch Buß-
geldbehörden284 und Privatpersonen285 gemeldet. Die meisten Fälle i. Z. m. 
der Thematik der vorliegenden Masterarbeit werden dabei über die Füh-
rungszeugnisse und nicht durch polizeiliche Mitteilung nach § 2 Abs. 12 
StVG bekannt.286
Hierbei kommt wiederum das Problem zum Tragen, dass weder der 
Fahrerlaubnisbewerber noch der -inhaber verpflichtet sind ein Führungs-
zeugnis vorzulegen. Der Fahrerlaubnisbewerber muss dieses erst auf Ver-
langen der Fahrerlaubnisbehörde vorlegen287, nachdem dies durch die 
Fahrerlaubnisbehörde entspr. begründet wurde288. Hintergrund ist, dass 
keine gesetzliche Grundlage existiert, in der explizit geregelt ist, dass 
durch den Betroffenen grds. ein Führungszeugnis vorzulegen ist, gleich-
wohl die Fahrerlaubnisbehörde mit einer entspr. Begründung auch den 
Fahrerlaubnisinhaber um Vorlage bitten kann.289 I. d. Z. geben fast alle 
Fahrerlaubnisbehörden an, dass sie kein Führungszeugnis beim BMJV be-
antragen können, da dazu die erforderliche gesetzliche Regelung im Fahr-
erlaubnisrecht fehlt.290 Nur die Fahrerlaubnisbehörden der Stadt Leipzig291, 
der Stadt Dresden292 und des Landkreises Sächsische Schweiz-Osterzgebir-
ge293 nutzen die gesetzlichen Möglichkeiten gem. § 31 Abs. 1 Satz 1 BZRG 
und fordern mit entspr. Begründung das Führungszeugnis direkt an.
284 Vgl. Anlage 3, Zn. 56 f.
285 Vgl. ebd.
286 Vgl. Anlage 1, Zn. 54 –  56; vgl. Anlage 4, Zn. 40; vgl. Anlage 5, Zn. 41 –  44; vgl. Anlage 6, 
Zn. 40; vgl. Anlage 8, Zn. 45 f.; vgl. Anlage 13, Zn. 42 f.
287 Vgl. Anlage 2, Zn. 143, 149; vgl. Anlage 3, Zn. 154 –  156; vgl. Anlage 4, Zn. 118 f.; vgl. 
Anlage 5, Zn. 142 –  144; vgl. Anlage 7, Zn. 139 f.; vgl. Anlage 9, Zn. 123 f.; vgl. Anlage 10, 
Zn. 134 –  136; vgl. Anlage 12, Zn. 177 –  180; vgl. Anlage 13, Zn. 136.
288 Vgl. Anlage 5, Zn. 143 f.
289 Vgl. Anlage 2, Zn. 147 –  149; vgl. Anlage 3, Zn. 154.
290 Vgl. Anlage 1, Zn. 205 –  207; vgl. Anlage 2, Zn. 143, 147 –  149; vgl. Anlage 4, Zn. 118 f.; vgl. 
Anlage 5, Zn. 142 f.; vgl. Anlage 7, Zn. 114; vgl. Anlage 8, Zn. 139; vgl. Anlage 9, Zn. 123 f.; 
vgl. Anlage 10, Zn. 134; vgl. Anlage 12, Zn. 177 –  180; vgl. Anlage 13, Zn. 136.
291 Vgl. Anlage 3, Zn. 154.
292 Vgl. Anlage 6, Zn. 137.
293 Vgl. Anlage 11, Zn. 120.
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Aufgrund dieses Informationsdefizites aber auch vor dem Hintergrund, 
dass im Führungszeugnis mitunter nicht alle relevanten Sachverhalte für 
die Eignungsbeurteilung der Fahrerlaubnisbehörde enthalten sein müs-
sen294, rückt die Mitteilung nach § 2 Abs. 12 StVG (und die nach § 45 Abs. 2 
MiStra) noch mehr in den Fokus, denn dadurch bekommt die Fahrerlaub-
nisbehörde Hinweise zu Straftaten und Sachverhalten, die sie sonst wo-
möglich gar nicht in Erfahrung hätte bringen können.295
2. Statistische Erhebung relevanter Mitteilungen
In dem eigentlichen Themenkomplex „Praktische Fragen für den Unter-
suchungszeitraum“ wurden die tatsächlichen Fallzahlen für den Zustän-
digkeitsbereich der PD Leipzig erhoben, d. h. die Anzahl der Fälle die sei-
tens der Polizei an die Fahrerlaubnisbehörden im Zuständigkeitsbereich 
der PD Leipzig über einen repräsentativen Zeitraum von zwölf Monaten 
gemeldet wurden296, wie viele davon im thematischen Zusammenhang mit 
der vorliegenden Masterarbeit stehen und welche Maßnahmen seitens der 
Fahrerlaubnisbehörden eingeleitet wurden297.
Insgesamt wurden 2 536 Mitteilungen an die Fahrerlaubnisbehörden 
gemeldet.298 Bei der Auswertung wurde festgestellt, dass in der Fahrerlaub-
nisbehörde der Stadt Leipzig mit 1 965 Mitteilungen299 deutlich mehr 
Mitteilungen nach § 2 Abs. 12 StVG eingegangen sind als in den beiden 
294 Zu beachten ist, dass neben offener Strafverfahren auch eine Vielzahl von Verurtei-
lungen trotzdem nicht ins Führungszeugnis gelangen, da im § 32 BZRG zahlreiche 
Ausnahmen aufgelistet werden wie z. B. bei einer Verurteilung, durch die auf Jugend-
strafe von nicht mehr als zwei Jahren erkannt worden ist (Abs. 2 Nr. 3), Verurteilung, 
durch die auf Geldstrafe von nicht mehr als neunzig Tagessätzen erkannt worden ist 
(Abs. 2 Nr. 4a) oder Verurteilung, durch die auf Freiheitsstrafe oder Strafarrest von 
nicht mehr als drei Monaten erkannt worden ist (Abs. 2 Nr. 4b).
295 Vgl. Anlage 1, Zn. 435 –  440, 445 –  448; vgl. Anlage 2, Zn. 265 f.; vgl. Anlage 3, Zn. 337 –  
339.Vgl. Anlage 5, Zn 221 f.
296 Vgl. Anlage 1, Zn. 213; vgl. Anlage 2, Zn. 155; vgl. Anlage 3, Zn. 162.
297 Vgl. Anlage 1, Zn. 239 –  259; vgl. Anlage 2, Zn. 192 –  213; vgl. Anlage 3, Zn. 198 –  217.
298 Vgl. Anlage 1, Zn. 223; vgl. Anlage 2, Zn. 170; vgl. Anlage 3, Zn. 172 f.
299 Vgl. Anlage 3, Zn. 172 f.
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Landkreisen Leipzig mit 213 Mitteilungen300 und Nordsachsen mit 358 Mit-
teilungen301:
Mitteilungen nach § 2 Abs. 12 StVG ergehen gem. § 73 Abs. 2 FeV an diejeni-
ge Fahrerlaubnisbehörde, in deren Zuständigkeitsbereich sich der Haupt-
wohnsitz des Betroffenen befindet. Die bloße Zahl der Mitteilungen lässt 
dabei aber keine direkten Rückschlüsse zu, ob die Personen in der Stadt 
Leipzig, dem Landkreis Leipzig, dem Landkreis Nordsachsen oder anderen 
Orten einen eignungsrelevanten Sachverhalt begangen haben. Ob z. B. eine 
verstärkte Durchführung von Verkehrsüberwachungsmaßnahmen, eine 
bessere oder schlechtere Aus- und Fortbildung der Polizeibeamten an den 
jeweiligen Polizeistandorten oder eine größere Anzahl an gemeldeten Ein-
wohnern Indizien sein könnten, wäre eine suggestive Annahme und kann, 
da die Gründe dafür seitens des Verfassers der vorliegenden Masterarbeit 
nicht hinterfragt wurden, nicht beantwortet werden.
300 Vgl. Anlage 1, Zn. 223.
301 Vgl. Anlage 2, Zn. 170.
302 Vgl. Anlage 1, Zn. 223; vgl. Anlage 3, Zn. 172 f.; vgl. Anlage 2, Zn. 170.
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303
In Bezug auf eine mögliche Nichterfassung von Mitteilungen konnte seitens 
der Fahrerlaubnisbehörden mitgeteilt werden, dass maximal fünf Prozent 
der Mitteilungen nicht erfasst worden sind.304 Als mögliche Gründe dafür 
wurden genannt:
 • das Vergessen des Ausdrucks einer Mitteilung, die als E-Mail an die 
Fahrerlaubnisbehörde gesandt wurde305,
 • der Ausfall des für die Erfassung zuständigen Mitarbeiters und die damit 
einhergehende mögliche Nichterfassung durch die Vertretung306 oder
 • das generelle Vergessen des Erfassens einer Mitteilung307.
303 Vgl. ebd.
304 Vgl. Anlage 1, Zn. 228 –  230; vgl. Anlage 2, 180 –  183; vgl. Anlage 3, Zn. 178 –  181, 186 –  
189.
305 Vgl. Anlage 3, Zn. 179 –  181.
306 Vgl. Anlage 2, Zn. 180 –  183.
307 Vgl. Anlage 1, Zn. 228 –  230 (Hinweis: Dies wurde seitens der Fahrerlaubnisbehörden 
zwar ausgeklammert, jedoch gibt es dafür eben keine einhundertprozentige Gewähr-
leistung).
Abbildung 2: Verteilung der Mitteilungen nach § 2 Abs. 12 StVG im Zuständig-
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Wiederum wurde seitens der Fahrerlaubnisbehörde der Stadt Leipzig mit-
geteilt, dass definitiv jede relevante Mitteilung nach § 2 Abs. 12 StVG i. V. m. 
§ 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV erfasst und abgelegt wurde.
Die relevanten Mitteilungen i. Z. m. der vorliegenden Masterarbeit ma-
chen aber nur einen sehr geringen Teil der Mitteilungen aus, die bei den 
Fahrerlaubnisbehörden eingehen. In der Stadt Leipzig308 und der Fahr-
erlaubnisbehörde des Landkreises Leipzig309 sind jeweils zwei relevante 
Mitteilungen der PD Leipzig eingegangen. In der Fahrerlaubnisbehörde 
des Landkreises Nordsachsen waren es neun relevante Mitteilungen.310 
Insgesamt erfüllten somit lediglich 13 der eingegangen 2 536 Mitteilungen 
den Untersuchungszweck der vorliegenden Masterarbeit.
308 Vgl. Anlage 3, Zn. 172 f., 194, 319 f. (Hinweis: Insgesamt sind vier relevante Mitteilun-
gen eingegangen, davon waren aber nur zwei Mitteilungen aus der PD Leipzig).
309 Vgl. Anlage 1, Zn. 235.
310 Vgl. Anlage 2, Zn. 192.
311 Vgl. Anlage 1, Zn. 235; vgl. Anlage 2, Zn. 192; vgl. Anlage 3, Zn. 172 f., 194, 319 f.
Abbildung 3: Relevante Mitteilungen nach § 2 Abs. 12 StVG der PD Leipzig 
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Diese niedrigen Mitteilungszahlen sind aber nicht nur für die PD Leipzig 
festzustellen, sondern wurden ebenfalls durch einen Großteil der anderen 
Fahrerlaubnisbehörden bestätigt.312 So werden z. B. in den Fahrerlaubnis-
behörden der Stadt Chemnitz313 und des Landkreises Erzgebirgskreis314 
keine Sachverhalte gem. § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV mit-
geteilt. In den Fahrerlaubnisbehörden der Landkreise Görlitz315 und Vogt-
landkreis316 kann keine wirkliche Einschätzung gegeben werden, wobei 
sich dort die Mitteilungszahlen im Vergleich zu den Vorjahren erhöht ha-
ben.317
Festzustellen ist, dass die eingegangenen Mitteilungen nach § 2 Abs. 12 
StVG i. V. m. § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV in der Fahrerlaub-
nisbehörde der Stadt Leipzig 0,1 Prozent318, in der Fahrerlaubnisbehörde 
des Landkreises Leipzig 0,9 Prozent319, in der Fahrerlaubnisbehörde des 
Landkreises Nordsachsen 2,5 Prozent320 und für den gesamten Zuständig-
keitsbereich der PD Leipzig321 0,6 Prozent322 aller eingehenden Mitteilun-
gen darstellen.323
312 Vgl. Anlage 4, Zn. 27, 165 f.; vgl. Anlage 5, Zn. 190 f.; vgl. Anlage 6, Zn. 170 –  173; vgl. 
Anlage 7, Zn. 150; vgl. Anlage 9, Zn. 27; vgl. Anlage 10, Zn. 27; vgl. Anlage 12, Zn. 242; 
vgl. Anlage 13, Zn. 174 –  177.
313 Vgl. Anlage 5, Zn. 190 f.
314 Vgl. Anlage 7, Zn. 27.
315 Vgl. Anlage 8, Zn. 176 f.
316 Vgl. Anlage 12, Zn. 220 –  222.
317 Konkrete Zahlen zu den relevanten Mitteilungen liegen nicht vor.
318 Vgl. Anlage 3, Zn. 172 f., 194, 319 f.
319 Vgl. Anlage 1, Zn. 223, 235.
320 Vgl. Anlage 2, Zn. 170, 192.
321 Die drei Fahrerlaubnisbehörden Landkreis Leipzig, Landkreis Nordsachsen und Stadt 
Leipzig zusammengenommen.
322 Vgl. Anlage 1, Zn. 223, 235; vgl. Anlage 2, Zn. 170, 192; vgl. Anlage 3, Zn. 172 f., 194, 319 f.
323 Prozentuale Anteile ergeben sich anhand der eingehenden Mitteilungen nach § 2 
Abs. 12 StVG und den anteiligen Mitteilungen nach § 2 Abs. 12 StVG i. V. m. § 11 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV.
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Alle eingehenden Mitteilungen i. Z. m. der vorliegenden Masterarbeit ha-
ben zu einer Eignungsüberprüfung der jeweiligen Fahrerlaubnisinhaber 
durch die Fahrerlaubnisbehörde geführt.325
Entspr. Maßnahmen zur Eignungsüberprüfung umfassen u. a. folgende 
Vorgehensweisen:
 • die Einholung von Informationen über eigene Auskunftssysteme, wie 
z. B. das Überprüfen des Fahreignungsregisters326,
 • die Anforderung eines Führungszeugnisses327,
324 Vgl. ebd.
325 Vgl. Anlage 1, Zn. 235; vgl. Anlage 2, Zn. 188; vgl. Anlage 3, Zn. 198.
326 Vgl. Anlage 2, Zn. 117 –  120; vgl. Anlage 4, Zn. 105; vgl. Anlage 5, Zn. 125 f.; vgl. Anlage 8, 
Zn. 120; vgl. Anlage 9, Zn. 109; vgl. Anlage 10, Zn. 116 f.
327 Vgl. Anlage 1, Zn. 172 –  175; vgl. Anlage 4, Zn. 105; vgl. Anlage 6, Zn. 120 f.; vgl. Anlage 9, 
Zn. 109 f.
Abbildung 4: Relevante Mitteilungen im Zuständigkeitsbereich der  
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 • die Akteneinsicht bei der Polizei und/oder der Justiz328 – wobei hierbei 
mitgeteilt wurde, dass die Staatsanwaltschaften auch schon die Akten-
einsicht verweigerten, weil ein Sachverhalt aus deren Sicht keinen Be-
zug zum Straßenverkehr aufwies329,
 • die rechtliche Prüfung, ob der vorliegende Sachverhalt eignungsrele-
vant ist330,
 • die Anhörung des Betroffenen331,
 • die MPU-Anordnung332,
 • die erforderliche Widerspruchs- und Klagebearbeitung bei Einlegung 
von Rechtsmitteln333 und
 • die Entziehung der Fahrerlaubnis bei negativem oder nicht beigebrach-
tem MPU-Gutachten334.
Jedoch kam es bei den 13 relevanten Mitteilungen der PD Leipzig nur bei 
einem Fahrerlaubnisinhaber zu einer MPU-Anordnung, die letztlich aber 
auch zum Führerscheinentzug geführt hatte.335 Der Grund für den Entzug 
des Führerscheins war in diesem konkreten Fall jedoch, dass der Betrof-
fene keine MPU in der angeordneten Frist durchführen ließ.336 Drei der 
verbleibenden Mitteilungen waren noch in Bearbeitung337, so dass neun 
Meldungen aus verschiedensten Gründen trotz der Übermittlung eines 
relevanten Sachverhaltes nicht zu einer MPU führten. In sechs Fällen hatte 
328 Vgl. Anlage 1, Zn. 179 –  181; vgl. Anlage 4, Zn. 105; vgl. Anlage 5, Zn. 125 f.; vgl. Anlage 6, 
Zn. 120; vgl. Anlage 8, Zn. 120 f.; vgl. Anlage 9, Zn. 109; vgl. Anlage 10, Zn. 116 f.; vgl. 
Anlage 12, Zn. 154.
329 Vgl. Anlage 5, Zn. 126 –  129; vgl. Anlage 12, Zn. 166 –  169.
330 Vgl. Anlage 1, Zn. 181 –  183; vgl. Anlage 2, Zn. 117 –  120; vgl. Anlage 6, Zn. 119 f.; vgl. 
Anlage 8, Zn. 121 –  123; vgl. Anlage 10, Zn. 116 –  118; vgl. Anlage 12, Zn. 154 f.; vgl. An-
lage 13, Zn. 124.
331 Vgl. Anlage 11, Zn. 107; vgl. Anlage 12, Zn. 155 f.
332 Vgl. Anlage 4, Zn. 105 f.; vgl. Anlage 7, Zn. 102; vgl. Anlage 8, Zn. 121 –  123; vgl. Anlage 9, 
Zn. 110 f.; vgl. Anlage 10, Zn. 118 f.; vgl. Anlage 11, Zn. 108; vgl. Anlage 12, Zn. 156 –  158.
333 Vgl. Anlage 8, Zn. 127.
334 Vgl. Anlage 4, Zn. 106; vgl. Anlage 8, Zn. 125 f.; vgl. Anlage 9, Zn. 111; vgl. Anlage 10, 
Zn. 120 –  122; vgl. Anlage 12, Zn. 158 f.
335 Vgl. Anlage 2, Zn. 200 f., Vgl. Anlage 17.
336 Vgl. ebd.
337 Vgl. Anlage 1, Zn. 252; vgl. Anlage 2, Zn. 205; vgl. Anlage 3, Zn. 210.
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der jeweilige Betroffene zwar eine relevante Straftat begangen, die aber 
für sich allein noch nicht erheblich war.338 In den übrigen drei Fällen hatte 
der jeweilige Betroffene noch keine Fahrerlaubnis, so dass keine MPU er-
forderlich war, die Sachverhalte aber entspr. im internen Behördensystem 
hinterlegt wurden.339
I. Z. m. der Erhebung der Fallzahlen wurde außerdem bekannt, dass die 
relevanten Mitteilungen nicht durch die Kriminalpolizei bzw. die Krimi-
naldienste der Polizeireviere der PD Leipzig angefertigt wurden, sondern 
aus den Bereichen des Streifendienstes stammen.341 Auch die Äußerungen 
der anderen Fahrerlaubnisbehörden lassen ähnliche Rückschlüsse zu.342
338 Vgl. Anlage 1, Zn. 257 –  259; vgl. Anlage 2, Zn. 210 –  212; vgl. Anlage 3, Zn. 216 f.
339 Vgl. Anlage 2, Zn. 212 f.
340 Vgl. Anlage 1, Zn. 252, 257 –  259; vgl. Anlage 2, Zn. 200 f., 205, 210 –  213; vgl. Anlage 3, 
Zn. 210; 216 f.; vgl. Anlage 17.
341 Vgl. Anlage 1, Zn. 407; vgl. Anlage 2, Zn. 313, Vgl. Anlage 3, Zn. 319 f.
342 Vgl. Anlage 7, Zn. 139, 160 f.; vgl. Anlage 5, Zn. 190 f., 197; vgl. Anlage 7, Zn. 150; vgl. 
Anlage 8, Zn. 160 f.; vgl. Anlage 12, Zn. 190, 218 –  225; vgl. Anlage 13, Zn. 174 –  177.
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3. Zusammenarbeit zw. Fahrerlaubnisbehörden und Polizei
Voranzustellen ist, dass die Fahrerlaubnisbehörden innerhalb der PD 
Leipzig343 und größtenteils auch die anderen Fahrerlaubnisbehörden344 die 
Zusammenarbeit mit der sächsischen Polizei als gut345 bis sehr gut346 ein-
schätzen.
Zw. der Fahrerlaubnisbehörde der Stadt Leipzig und der PD Leipzig 
gibt es mittlerweile eine Kooperationsvereinbarung, damit die Zusammen-
arbeit noch besser wird und zukünftig regelmäßige gemeinsame Schu-
lungsmaßnahmen stattfinden.347 Ähnliches praktiziert die Fahrerlaubnis-
behörde des Landkreises Nordsachsen, in dem halbjährliche Treffen unter 
Beteiligung aller örtlich zuständigen Polizeireviere, der Bußgeldstelle, der 
Kfz-Zulassungsstelle und der Fahrerlaubnisbehörde stattfinden.348
Seitens der Fahrerlaubnisbehörde des Landkreises Erzgebirgskreis 
wurde darauf hingewiesen, dass die Zusammenarbeit meist gut, manchmal 
aber auch weniger gut läuft.349 I. d. Z. ist eindeutig ersichtlich, dass überall 
dort eine gute Zusammenarbeit herrscht, wo ein regelmäßiger Informa-
tionsaustausch durch gemeinsame Schulungen350 oder das persönliche Ge-
spräch auf Arbeitsebene stattfindet, um Informationsdefizite zu beheben351.
343 Vgl. Anlage 1, Zn. 274 –  278, 284 f.; vgl. Anlage 2, Zn. 228 f.; vgl. Anlage 3, Zn. 231 –  233.
344 Vgl. Anlage 4, Zn. 126; vgl. Anlage 5, Zn. 151; vgl. Anlage 6, Zn. 144; vgl. Anlage 8, 
Zn. 147; vgl. Anlage 9, Zn. 131 f.; vgl. Anlage 11, Zn. 127; vgl. Anlage 12, Zn. 187; vgl. 
Anlage 13, Zn. 143.
345 Vgl. Anlage 3, Zn. 231 –  233; vgl. Anlage 4, Zn. 126; vgl. Anlage 5, Zn. 151; vgl. Anlage 6, 
Zn. 144; vgl. Anlage 8, Zn. 147; vgl. Anlage 9, Zn. 131 f.; vgl. Anlage 11, Zn. 127; vgl. An-
lage 12, Zn. 187; vgl. Anlage 13, Zn. 143.
346 Vgl. Anlage 1, Zn. 274 –  278, 284 f.; vgl. Anlage 2, Zn. 228 f.;
347 Vgl. Anlage 3, Zn. 237 –  240, 262 –  265.
348 Vgl. Anlage 2, Zn. 238 –  243.
349 Vgl. Anlage 7, Zn. 120.
350 Vgl. Anlage 1, Zn. 290 –  292, 298 f.; vgl. Anlage 2, Zn. 234, 238 –  243; vgl. Anlage 3, 
Zn. 262 –  265; vgl. Anlage 4, Zn. 135; vgl. Anlage 5, Zn. 158 –  164; vgl. Anlage 6, Zn. 150; 
vgl. Anlage 8, Zn. 160 f.; vgl. Anlage 9, Zn. 131 f.; vgl. Anlage 11, Zn. 132; vgl. Anlage 12, 
Zn. 204 f.; vgl. Anlage 13, Zn. 148, 152.
351 Vgl. Anlage 1, Zn. 275 –  278; vgl. Anlage 3, Zn. 260 –  262; vgl. Anlage 4, Zn. 137 f.; vgl. 
Anlage 5, Zn. 151 –  153; vgl. Anlage 6, Zn. 150; vgl. Anlage 8, Zn. 160 f.; vgl. Anlage 9, 
Zn. 141 –  143; vgl. Anlage 12, Zn. 204 f.
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Im Erzgebirgskreis finden keine regelmäßigen Treffen statt und es konnte 
in Erfahrung gebracht werden, dass die seitens der Fahrerlaubnisbehörde 
festgestellten Probleme nur teilweise dauerhaft behoben werden.353 Dies 
funktioniert wiederum besser in den Fahrerlaubnisbehörden, wo die Zu-
sammenarbeit als gut bzw. sehr gut beschrieben wurde, gleichwohl auch 
dort immer wieder verschiedene Probleme wahrgenommen werden.354
352 Vgl. Anlage 1, Zn. 275 –  278, 290 –  292, 298 f.; vgl. Anlage 2, Zn. 234, 238 –  243; vgl. An-
lage 3, Zn. 260 –  265; vgl. Anlage 4, Zn. 135, 137 f.; vgl. Anlage 5, Zn. 151 –  153, 158 –  164; 
vgl. Anlage 6, Zn. 150; vgl. Anlage 8, Zn. 160 f.; vgl. Anlage 9, Zn. 131 f., 141 –  143; vgl. An-
lage 11, Zn. 132; vgl. Anlage 12, Zn. 204 f.; vgl. Anlage 13, Zn. 148, 152 (Hinweis: Einige 
Fahrerlaubnisbehörden führen gemeinsame Schulungen und persönliche Gespräche 
mit den Polizeidienststellen durch, so dass es teilweise zu Doppelnennungen inner-
halb der Experteninterviews und -befragungen gekommen ist).
353 Vgl. Anlage 7, Zn. 125, 134.
354 Vgl. Anlage 1, Zn. 317 f.; vgl. Anlage 2, Zn. 255 –  259; vgl. Anlage 3, Zn. 281 f.; vgl. An-
lage 4, Zn. 143; vgl. Anlage 5, Zn. 175; vgl. Anlage 6, Zn. 164 f.; vgl. Anlage 8, Zn. 166; vgl. 
Anlage 9, Zn. 148; vgl. Anlage 11, Zn. 141; vgl. Anlage 13, Zn. 157 f.
Abbildung 6: Verbesserte Zusammenarbeit aufgrund gemeinsamer Schu-









regelmäßige, gemeinsame Schulungen persönliche Gespräche auf
Arbeitsebene
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Seitens des Verfassers der vorliegenden Masterarbeit wurde hinter-
fragt, mit welchen qualitativen Mängeln sich die Fahrerlaubnisbehörden 
seitens der Polizei regelmäßig auseinandersetzen müssen.
Dabei wurden in den Interviews und Befragungen folgende Probleme 
benannt:
 • festgestellte Sachverhalte werden nur oberflächlich dargestellt und die 
konkreten Feststellungen der Polizeibeamten nicht beschrieben355,
 • Angaben zum Betroffenen sind unvollständig356,
 • Tatzeit und Tatort sind nicht immer erfasst357,
 • Berichte der Polizeibeamten werden nicht beigefügt358,
 • andere polizeibekannte Sachverhalte, die für die Beurteilung der Fahr-
eignung relevant sind, werden nicht übermittelt bzw. im Bericht zwar 
erwähnt, aber ohne Tatzeit, Vorgangsnummer, Justizaktenzeichen, ggf. 
Verfahrensausgang usw. angeführt359,
 • das Formular der Polizei ist zu unübersichtlich, da nicht nur die Infor-
mationen aufgeführt sind, die für den konkreten Sachverhalt relevant 
sind, sondern auch viele irrelevante Felder erscheinen360 sowie
 • Inhalte gemeinsamer Schulungen von Polizei und Fahrerlaubnisbehör-
de werden nicht an alle Polizeibeamten der jeweiligen Dienststelle wei-
tervermittelt361.
355 Vgl. Anlage 1, Zn. 336 f., 345, 349, 353, 425; vgl. Anlage 2, Zn. 268 f., 326; vgl. Anlage 3, 
Zn. 334 f.; vgl. Anlage 4, Zn. 147 –  150, 180, 185; vgl. Anlage 5, Zn. 221; vgl. Anlage 6, 
Zn. 189 f., 198; vgl. Anlage 7, Zn. 154, 173 f.; vgl. Anlage 8, Zn. 166 –  170, 223, 228; vgl. 
Anlage 9, Zn. 153 f., 184, 190 f.; vgl. Anlage 10, Zn. 195; vgl. Anlage 11, Zn. 174; vgl. An-
lage 12, Zn. 191 f.; vgl. Anlage 13, Zn. 174 –  177, 203.
356 Vgl. Anlage 4, Zn. 185; vgl. Anlage 7, Zn. 154; vgl. Anlage 9, Zn. 190; vgl. Anlage 10, 
Zn. 195.
357 Vgl. Anlage 1, Zn. 425 –  427; vgl. Anlage 2, Zn. 351; vgl. Anlage 4, Zn. 185; vgl. Anlage 7, 
Zn. 154; vgl. Anlage 9, Zn. 190; vgl. Anlage 10, Zn. 195.
358 Vgl. Anlage 1, Zn. 427 f.; vgl. Anlage 3, Zn. 281 f.; vgl. Anlage 7, Zn. 154; vgl. Anlage 10, 
Zn. 195; vgl. Anlage 13, Zn. 197 f.
359 Vgl. Anlage 1, Zn. 328 –  430, 435 –  440; vgl. Anlage 2, Zn. 269 –  271, 329 –  333; vgl. Anla-
ge 3, Zn. 337 –  341, 350 –  353; vgl. Anlage 5, Zn. 221 f.; vgl. Anlage 6, Zn. 190 f., 199 f.; vgl. 
Anlage 7, Zn. 154, 173 f.; vgl. Anlage 10, Zn. 195.
360 Vgl. Anlage 3, Zn. 356 –  362.
361 Vgl. Anlage 7, Zn. 160 f.; vgl. Anlage 12, Zn. 210 –  213.
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Die angesprochenen Probleme können zwar meist nachträglich gelöst 
bzw. beseitigt werden, erfordern aber entspr. zeitintensive Nachfragen der 
Fahrerlaubnisbehörden.362
Seitens der Fahrerlaubnisbehörden wurde eingeschätzt, dass sich die Qua-
lität und die Quantität der Mitteilungen durch folgende Maßnahmen ver-
bessern können:
 • die Durchführung von häufigeren bzw. gezielteren Schulungsmaßnah-
men zum Fahreignungsrecht und zu charakterlichen Mängeln363,
362 Vgl. Anlage 1, Zn. 445; vgl. Anlage 2, Zn. 277; vgl. Anlage 3, Zn. 341 f., 350 –  356.
363 Vgl. Anlage 1, Zn. 388 f.; vgl. Anlage 2, Zn. 220 f., 298 f.; vgl. Anlage 3, Zn. 299 –  302; vgl. 
Anlage 5, Zn. 214; vgl. Anlage 7, Zn. 154; vgl. Anlage 8, Zn. 205, 213 –  215; vgl. Anlage 12, 
Zn. 259 f.; vgl. Anlage 13, Zn. 181 –  183, 189.
Abbildung 7: Festgestellte Probleme der Fahrerlaubnisbehörden beim Ein-
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 • die Aufklärung der Polizeibeamten über die Arbeits- und Herangehens-
weisen der Fahrerlaubnisbehörde mit dem Ziel einer qualitativ besse-
ren Zusammenarbeit364,
 • die Rückmeldung der Fahrerlaubnisbehörden zu den eingeleiteten Maß-
nahmen, damit die Polizei die Ergebnisse der Mitteilung wahrnimmt365,
 • ein regelmäßigerer Informationsaustausch zw. den Fahrerlaubnis-
behörden und der Polizei für eine intensivere und bessere Zusammen-
arbeit366,
 • die Entlastung bzw. Verstärkung der Polizeikräfte367 und
 • die Erstellung einer Handlungsanleitung i. Z. m. „charakterlichen Män-
geln“ für die Polizei368.
364 Vgl. Anlage 2, Zn. 305 –  308; vgl. Anlage 5, Zn. 227 –  231; vgl. Anlage 12, Zn. 260 –  263.
365 Vgl. Anlage 1, Zn. 388 –  391; vgl. Anlage 5, Zn. 203 –  208;
366 Vgl. Anlage 5, Zn. 170, 214.
367 Vgl. Anlage 4, Zn. 165 f., 172 f.; vgl. Anlage 5, Zn. 201; vgl. Anlage 8, Zn. 206 f.; vgl. An-
lage 9, Zn. 169 f.
368 Vgl. Anlage 3, Zn. 304 –  308; vgl. Anlage 12, Zn. 259 f.
Abbildung 8: Möglichkeiten der qualitativen Verbesserung der Mitteilungen 







0 % 10 % 20 % 30 % 40 % 50 % 60 % 70 %











I. d. Z. wurde zugleich darauf hingewiesen, dass steigende Mitteilungszah-
len, ohne eine qualitative Verbesserung der übersendeten Mitteilungen, 
mit dem vorhandenen Personal in den Fahrerlaubnisbehörden nicht aus-
reichend bearbeitet werden können.369 Gerade deshalb wurde durch alle 
Fahrerlaubnisbehörden der Wunsch nach einer eigenen Handlungsemp-
fehlung geäußert370, damit eine qualitativ höherwertige Bearbeitung ge-
währleistet werden kann. Nicht ohne Grund schreibt die Fahrerlaubnis-
behörde Vogtlandkreis zur Erforderlichkeit einer Handlungsempfehlung: 
„Sehr dringend ! Wird schon seit langer Zeit gewünscht und gefordert !“371
Auch die Fahrerlaubnisbehörden der Städte Leipzig, Chemnitz und 
Dresden fordern i. d. Z. eine sachsenweit einheitliche Herangehensweise.372
III. Ergebnisse der Datenbankabfrage
Durch das PVA der sächsischen Polizei wurde anhand der vorgegebenen 
Rahmenbedingungen eine Datenbankauswertung im PASS durchgeführt. 
Es wurde die Anzahl derjenigen Personen ermittelt, die aufgrund des 
Wohnsitzes im Zuständigkeitsbereich der PD Leipzig an die örtlich-zustän-
digen Fahrerlaubnisbehörden gem. § 2 Abs. 12 StVG hätten gemeldet 
werden können, weil sie mind. zwei der relevanten Katalogstraftaten be-
gangen haben, jedoch kein Verkehrsvergehen373, keine BtM-Straftat374 und 
keine Ordnungswidrigkeit nach § 24a StVG.375
369 Vgl. Anlage 1, Zn. 445, 459 –  463; vgl. Anlage 3, Zn. 374 –  376; vgl. Anlage 8, Zn. 178 –  180, 
188 –  190; vgl. Anlage 12, Zn. 242 –  244, 260 –  263.
370 Vgl. Anlage 1, Zn. 453; vgl. Anlage 2, Zn. 359; vgl. Anlage 3, Zn. 367 f.; vgl. Anlage 4, 
Zn. 191; vgl. Anlage 5, Zn. 236 f.; vgl. Anlage 6, Zn. 210; vgl. Anlage 7, Zn. 179; vgl. An-
lage 8, Zn. 235; vgl. Anlage 9, Zn. 196; vgl. Anlage 10, Zn. 200; vgl. Anlage 11, Zn. 184; 
vgl. Anlage 12, Zn. 283; vgl. Anlage 13, Zn. 209.
371 Anlage 12, Zn. 283.
372 Vgl. Anlage 3, Zn. 367 f.; vgl. Anlage 5, Zn. 233 f.; vgl. Anlage 6, Zn. 210.
373 U. a. § 142 StGB, § 185 StGB im Straßenverkehr, § 222 StVG im Straßenverkehr, § 240 
StGB im Straßenverkehr, § 315b StGB, § 315c StGB, § 316 StGB, § 323a StVG im Stra-
ßenverkehr, § 323c StGB, § 21 StVG und § 22 StVG.
374 Straftaten nach §§ 29, 29a, 30, 30a, 30b BtMG.
375 Vgl. Anlage 16, S. 1 ff.
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Im Ergebnis wurde festgestellt, dass 2 705 Personen die Kriterien erfüllt 
haben und somit gem. § 2 Abs. 12 StVG hätten gemeldet werden können.376 
Davon hatten 1 567 Personen ihren Hauptwohnsitz in Leipzig, 606 Perso-
nen im Landkreis Leipzig und 532 Personen im Landkreis Nordsachsen.
377
Bei der Datenbankauswertung durch das PVA wurden dabei diejenigen 
Personen nicht berücksichtigt, deren Wohnanschriften im PASS nicht er-
fasst waren.378
376 Vgl. Anlage 16, S. 1.
377 Vgl. ebd.
378 Vgl. Anlage 16, S. 2 (Hinweis: Nur bei 93 Prozent aller erfassten Personendatensätze 
im PASS ist die Wohnanschrift ordnungsgemäß hinterlegt).
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IV. Experteninterview mit dem Leiter der KPI Leipzig
Bei dem Experten der Polizei handelte es sich um den Leiter der KPI der 
PD Leipzig, der zum Zeitpunkt des Interviews seit über 1 ½ Jahren in der 
Funktion tätig war379. Der Themenschwerpunkt der vorliegenden Master-
arbeit war ihm nicht unbekannt, gleichwohl er selbst noch keine konkreten 
Erfahrungen damit sammeln konnte380 und sich auch noch nicht mit der 
Ziffer 3.16 der Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung auseinander-
gesetzt hatte381. I. d. Z. konnte aber trotzdem die Erwartungshaltung erfüllt 
werden, dass die Begriffe „Aggressionspotenzial“382 und „charakterlicher 
Mangel“383 bekannt sind und so ausgelegt werden, dass es letztendlich 
den Erklärungen, die die vorliegende Masterarbeit dazu geliefert hat, ent-
spricht.
1. Hintergrundfragen zum § 2 Abs. 12 StVG
In diesem Themenkomplex wurde bekannt, dass innerhalb der KPI Leipzig 
weder eine Handlungsempfehlung384, eine Erlasslage385 oder ein Straftaten-
katalog386 bekannt sind, die Vorgaben enthalten, wann eine charakterliche 
Nichteignung vorliegen könnte und wie seitens der Polizei grundlegend zu 
verfahren ist. Allerdings würde sich die KPI Leipzig eine Handlungsemp-
fehlung wünschen.387
Ungeachtet dessen ist bekannt, dass für die Nichteignung eine umfas-
sende Einschätzung der Gesamtpersönlichkeit erforderlich und nicht nur 
die begangene Anlasstat relevant ist, sondern auch andere bereits began-
379 Vgl. Anlage 14, Zn. 22.
380 Vgl. Anlage 14, Zn. 28.
381 Vgl. Anlage 14, Zn. 125.
382 Vgl. Anlage 14, Zn. 131 –  136.
383 Vgl. Anlage 14, Zn. 141 –  143.
384 Vgl. Anlage 14, Zn. 63 f.
385 Vgl. Anlage 14, Zn. 69.
386 Vgl. Anlage 14, Zn. 74.
387 Vgl. Anlage 14, Zn. 63 f., 218 –  220.
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gene Straftaten für eine entspr. Prognose erforderlich sind.388 I. d. Z. wurde 
ein Beispiel aus dem Jahr 2016 angeführt, bei dem trotz Freispruch des 
Betroffenen im Strafverfahren (Täterschaft nicht beweisbar), der Führer-
schein entzogen werden konnte, so dass davon ausgegangen werden kann, 
dass der KPI Leipzig bewusst ist, dass der Führerscheinentzug durch die 
Fahrerlaubnisbehörde keine rechtskräftige Verurteilung verlangt.389
2. Erklärungsansätze zu den statistischen Erhebungen 
der Fahrerlaubnisbehörden
Seitens des Experten wurde eingeschätzt, dass der Erhebungszeitraum 
repräsentativ ist.390 Eine Gegenprobe bzgl. der eingegangen Mitteilungen 
nach § 2 Abs. 12 StVG bei der Fahrerlaubnisbehörde ist aber nicht möglich, 
da die ausgehenden Mitteilungen in der PD Leipzig nicht statistisch erfasst 
werden.391
In der weiteren Folge wurde der Experte damit konfrontiert, dass seitens 
der Kriminalpolizei keine einzige Mitteilung nach § 2 Abs. 12 StVG i. V. m. 
§ 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV an die Fahrerlaubnisbehörden 
im Untersuchungszeitraum ergangen ist. Hierbei wurde bekannt, dass 
die Möglichkeit der Mitteilung an die Fahrerlaubnisbehörde größtenteils 
in der KPI nicht bekannt ist392 und aufgrund einer fehlenden Handlungs-
empfehlung eine gewisse Rechts- und Handlungsunsicherheit bei den Be-
diensteten besteht393. Dies wurde ebenso an der Aussage deutlich, dass die 
Mitteilung an die Fahrerlaubnisbehörde nicht in Erwägung gezogen wird, 
da ein Großteil der Tatverdächtigen ohnehin keine Fahrerlaubnis besitzt 
oder das Kfz nicht als Tatmittel verwendet haben.394 Zugleich wurde aber 
auch die Belastung der Mitarbeiter angesprochen, da aufgrund der hohen 
388 Vgl. Anlage 14, Zn. 38 –  44, 98 –  108.
389 Vgl. Anlage 14, Zn. 51 –  58.
390 Vgl. Anlage 14, Zn. 150.
391 Vgl. Anlage 14, Zn. 155.
392 Vgl. Anlage 14, Zn. 163.
393 Vgl. Anlage 14, Zn. 167 –  170
394 Vgl. Anlage 14, Zn. 165 –  167.
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Anzahl an zu bearbeitenden Verfahren andere notwendige Maßnahmen 
im Sachzusammenhang Priorität haben.395
Ungeachtet dessen wurde aber angemahnt, dass es verschiedene Ver-
fahrensabläufe zu beachten gibt. So wurde darauf hingewiesen, dass 
die Gefahrenprognose i. Z. m. der Verkehrssicherheit problematisch wird, 
wenn der Betroffene ohnehin in Untersuchungshaft sitzt und von ihm kei-
ne weitere Gefahr für Verkehrsteilnehmer ausgeht.396 Des Weiteren wurde 
Bezug darauf genommen, dass der Führerscheinentzug zugleich im Rah-
men des Strafverfahrens erfolgen kann und hier entspr. abzuwarten ist397 
und ohnehin eine Regelung fehlt, wann und ob überhaupt eine Mitteilung 
zu erfolgen hat398.
3. Zusammenarbeit mit den Fahrerlaubnisbehörden
Die Zusammenarbeit mit den Fahrerlaubnisbehörden wurde aus Sicht der 
KPI als gut beurteilt, wobei diese aber nicht gem. der vorliegenden Master-
arbeit umgesetzt wird, sondern in anderen Themenbereichen.399 Dabei 
findet jedoch kein regelmäßiger Wissenstransfer statt, aber wird dann 
praktiziert, wenn eine Zusammenarbeit seitens der Polizei oder der Fahr-
erlaubnisbehörde erforderlich ist.400
Da sich der Experte mit dem Thema der vorliegenden Masterarbeit 
auseinandergesetzt hat, wurde seinerseits mitgeteilt, dass die Möglichkeit 
der Mitteilung nach § 2 Abs. 12 StVG i. V. m. § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6, 1. Alt. 
und Nr. 7 FeV häufiger angewandt werden sollte.401 Es wurde erkannt, dass 
damit ein Beitrag zur Erhöhung der Verkehrssicherheit geleistet werden 
kann, andere Verkehrsteilnehmer vor Personen mit hohen Aggressions-
potenzial geschützt werden können und ein präventiver Mehrwert gege-
395 Vgl. Anlage 14, Zn. 163 –  165.
396 Vgl. Anlage 14, Zn. 174 –  176.
397 Vgl. Anlage 14, Zn. 45 f., 171 –  174.
398 Vgl. Anlage 14, Zn. 167 –  169.
399 Vgl. Anlage 14, Zn. 184 –  186; ergänzend dazu Anlage 18.
400 Vgl. Anlage 14, Zn. 192 f.
401 Vgl. Anlage 14, Zn. 200 –  202.
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ben ist.402 Damit dies entspr. umgesetzt werden kann, wurde durch den 
Experten deutlich formuliert:
„Es fehlt zur Stärkung der Rechts- und Handlungssicherheit an einer klaren 
Handlungsanleitung für die Kollegen.“403
Zugleich müsste aber in einer entspr. Handlungsempfehlung konkret ge-
regelt sein, wann die Mitteilungen an die Fahrerlaubnisbehörde und wel-
che Informationen dabei übermittelt werden müssen.404
Aufgrund der hohen Arbeitsbelastung der Bediensteten wurde vor-
geschlagen, dass das dafür vorgesehene Dokument so ausgestaltet wird, 
dass es mit wenig Aufwand gefertigt werden kann.405 Seitens des Experten 
wurde dadurch zugleich folgerichtig ein entspr. Vorteil erkannt:
„Dies würde auch zur Steigerung der Akzeptanz bei den Mitarbeitern führen.“406
I. d. Z. wurde als problematisch gesehen, dass es ohne eine klare Regelung 
ggf. zur Übersendung von Sachverhalten an die Fahrerlaubnisbehörden 
kommen kann, die eigentlich nicht eignungsrelevant sind und dadurch Be-
schwerden der Fahrerlaubnisbehörden hervorrufen könnten.407
402 Vgl. Anlage 14, Zn. 200 –  202, 233 f.
403 Anlage 14, Zn. 206 f.
404 Vgl. Anlage 14, Zn. 226 –  228.
405 Vgl. Anlage 14, Zn. 228 –  231.
406 Anlage 14, Zn. 231.
407 Vgl. Anlage 14, Zn. 232 f.
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V. Verkehrsunfallstatistiken in Bezug auf Getötete 
und Schwerverletzte
1. Vorbemerkung
Der Verfasser der vorliegenden Masterarbeit bezieht sich in seinen Aus-
führungen grds. auf das Referenzjahr 2010408, teilweise werden aber Bezü-
ge zum Jahr 2011409 hergestellt.
2. Bundesrepublik Deutschland
Mit dem Verkehrssicherheitsprogramm 2011 hat sich die BRD klare Ziele 
bis zum Jahr 2020 für die Verbesserung der Verkehrssicherheit in Deutsch-
land vorgenommen. Als Primärziel für eine effektive Verkehrssicherheits-
arbeit wurde formuliert, dass eine kontinuierliche Senkung der Anzahl 
von Getöteten, der Schwer- und der Schwerstverletzten erreicht werden 
soll.410 Hinsichtlich der Zahl der Verkehrsunfalltoten wurde sich dabei als 
Ziel gesetzt, diese bis zum Jahr 2020 um 40 Prozent zu reduzieren.411 Das 
würde bedeuten, dass sich die Zahl der Verkehrsunfalltoten von 3 684 (im 
408 Vgl. ETSC, Road Safety Priorities for the EU 2020 –  2030, S. 3, online verfügbar; vgl. 
Europäische Kommission, Weißbuch zum Verkehr, S. 9, online verfügbar; vgl. DVR, 
Unfallstatistik Bundesländer – Zielkorridore der Bundesländer, online verfügbar; 
vgl. DVR, Presseinformation: EU-Kommission: Bis 2050 keine Verkehrstoten mehr – 
Fahrerassistenzsysteme sollen helfen, 2017, online verfügbar; vgl. DVW, Zwischenruf: 
Statistische Betrachtungen zum Unfallgeschehen, online verfügbar; vgl. DEKRA, Ver-
kehrssicherheitsreport 2016 – Personenverkehr, S. 16, online verfügbar; vgl. Vd TÜV, 
Tag der Verkehrssicherheit am 16. Juni 2018 – Zahl der Verkehrstoten in Deutschland 
immer noch zu hoch !, online verfügbar; vgl. ADAC, Weniger Verkehrsunfälle mit Per-
sonenschaden – Zahl der Verkehrstoten stagniert 2017 bei geschätzten 3 215, online 
verfügbar; vgl. VCD, Zahl der Verkehrstoten stagniert, Zahl der Verletzten steigt ! Für 
mehr Sicherheit im Straßenverkehr !, online verfügbar.
409 Vgl. BMVI, Halbzeitbilanz des Verkehrssicherheitsprogramms 2011 –  2020, S. 4, online 
verfügbar; vgl. Statistisches Bundesamt, Unfallentwicklung auf deutschen Straßen 
2017, S. 8, online verfügbar.
410 Vgl. BMVI, Verkehrssicherheitsprogramm 2011, S. 5 f., online verfügbar.
411 Vgl. BMVI, Verkehrssicherheitsprogramm 2011, S. 5, online verfügbar.
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Jahr 2010) auf 2 210 im Jahr 2020 verringern müsste.412 Als allgemeine Ziele 
wurden zudem formuliert, dass u. a. die Verkehrssicherheit kontinuierlich 
verbessert und die gegenseitige Rücksichtnahme i. V. m. einem verantwor-
tungsbewussten Verkehrsverhalten gefördert werden soll.413
Verkehrsunfalltote
Aktuell ist die BRD noch weit entfernt von dem ausgerufenen Ziel, die Zahl 
der Verkehrsunfalltoten um 40 Prozent zu reduzieren. Im Jahr 2017 lag die 
Zahl der Verkehrsunfalltoten bei 3 180 Personen. Auch wenn das der nied-
rigste Wert seit über 60 Jahren gewesen ist, ist damit seit dem Jahr 2010 
trotzdem nur ein Rückgang von 12,83 Prozent zu verzeichnen.414 Würde 
das Jahr 2011 als Bezugsgröße gewählt werden, wäre ein Rückgang von 
20,68 Prozent feststellbar.
Für das Jahr 2018 wurde nunmehr bekannt, dass die Zahl der Ver-
kehrsunfalltoten auf 3 275 angewachsen ist, d. h. es gab einen Anstieg um 
2,99 Prozent.415 Damit ist der Rückgang der Zahl der Verkehrsunfalltoten 
seit dem Jahr 2010 auf nur noch 10,22 Prozent gesunken, d. h. es sind nur 
409 Personen weniger als im Jahr 2010.416 Das Ziel des kontinuierlichen 
Rückganges ab dem Jahr 2010 ist damit zum vierten Mal nach den Jahren 
2011, 2014 und 2015 verfehlt worden.417 Der Rückgang der Zahl der Ver-
kehrstoten von 2011 bis 2018 würde zudem bei 18,31 Prozent und damit 
auch deutlich hinter den avisierten 40 Prozent liegen.418
412 Vgl. BMVI, Verkehrssicherheitsprogramm 2011, S. 6, online verfügbar.
413 Vgl. BMVI, Verkehrssicherheitsprogramm 2011, S. 6; online verfügbar; Die Senkung 
der allg. Verkehrsunfallzahlen blieb dabei unbenannt, jedoch lassen beide genannten 
Ziele darauf schließen.
414 Vgl. Statistisches Bundesamt, Verkehrsunfälle – Zeitreihen 2018, S. 5 f., online verfüg-
bar.
415 Vgl. Statistisches Bundesamt, Verkehrsunfälle – Fachserie 8 Reihe 7 – 2018, S. 44 f., 
online verfügbar.






Da das Jahr 2011 mit seinen 4 009 Verkehrstoten besonders hervorstach, 
wurde hinterfragt, womit dies zusammenhängt. Dabei wurde festgestellt, 
dass es kein herausragendes Ereignis gab, wie z. B. ein Busunglück mit 
zahlreichen Opfern. Vielmehr wurde das Wetter im Jahr 2011 mit einem 
sehr milden Herbst und Winter und einem sehr warmen und regenarmen 
Frühling als Grund benannt, da dadurch mehr gefährdete Verkehrsteilneh-
mer wie Fußgänger, Fahrradfahrer und Kraftradfahrer auf den Straßen 
unterwegs gewesen sind.420
Schwerverletzte
Die Anzahl der Schwerverletzten stieg vom Jahr 2017 zum Jahr 2018 um 
2,19 Prozent auf 67 967 Personen an. Nachdem die Zahl in den letzten drei 
Jahren kontinuierlich gesunken war, gab es somit zum vierten Mal nach 
den Jahren 2011, 2014 und 2015 keinen Rückgang und zugleich einen An-
stieg der Zahl der Schwerverletzten seit dem Jahr 2010 um 8,54 Prozent, 
419 Vgl. ebd.
420 Vgl. Vorndran, WISTA, 2013, S. 585 –  590, online verfügbar.
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d. h. insgesamt 5 347 Personen mehr.421 Würde das Jahr 2018 mit dem Jahr 
2011 verglichen werden, so gäbe es einen leichten Rückgang um 1,48 Pro-
zent.
Auch bei den Schwerverletzten gab es im Jahr 2011 einen besonders hohen 
Anstieg, der ebenfalls auf das milde Wetter und die damit einhergehende 
höhere Zahl an Fußgängern, Kraftrad- und Fahrradfahrern zurückzufüh-
ren ist.423 Eine ähnliche Begründung wurde auch für das Jahr 2014 geliefert, 
gleichwohl im selben Jahr kein viel höherer Anstieg der Verkehrsunfall-
toten zu verzeichnen war.424
421 Vgl. Statistisches Bundesamt, Verkehrsunfälle – Zeitreihen 2018, S. 5 f., online verfüg-
bar.
422 Vgl. ebd.
423 Vgl. Vorndran, WISTA, 2012, S. 585 –  588, online verfügbar.
424 Vgl. Harloff, Weniger Unfälle – mehr Tote, online verfügbar.
















Für den Freistaat Sachsen gilt seit Juni 2019 der „Landesverkehrsplan 
2030 – Mobilität für Sachsen“.425 Darin wird sich unter der Ziffer 10 mit 
der Thematik „Verkehrssicherheit“ konkret befasst und als oberstes Ziel 
bekanntgegeben, dass die Sicherheit aller Verkehrsteilnehmer zu verbes-
sern und dabei die Verhinderung von Personenschäden das originäre Ziel 
ist. Als langfristiges Ziel wird die Senkung der Verkehrstoten auf null ge-
nannt. Zugleich wird den Zielen des Verkehrssicherheitsprogrammes des 
BMVI gefolgt, die Anzahl von Getöteten sowie Schwer- und Schwerstver-
letzten kontinuierlich zu senken und die Anzahl der Getöteten bis zum Jahr 
2020 um 40 Prozent zu reduzieren.426
Verkehrsunfalltote
Von den Zielen des Landesverkehrsplan 2030 ist der Freistaat Sachsen der-
zeit noch weit entfernt. Im Jahr 2018 ist in Bezug auf die Verkehrsunfall-
toten der bundesweit höchste Anstieg mit 34,69 Prozent auf 198 Personen 
zu verzeichnen, 51 Unfalltote mehr als im Vorjahr.427
Der Freistaat Sachsen ist aber nicht das einzige Bundesland, in dem die 
Zahl der Verkehrsunfalltoten im Vergleich zum Vorjahr gestiegen ist. Auch 
in Bayern, Berlin, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein war eine 
Steigerung zu verzeichnen.428
425 Vgl. SMWA, Medieninformation – Kabinett beschließt Landesverkehrsplan 2030, on-
line verfügbar (Hinweis: Bis zum 25. 06.  2019 galt der Landesverkehrsplan 2025).
426 Vgl. SMWA, Landesverkehrsplan 2030, S. 112, online verfügbar (Eine so deutliche For-
mulierung von Zielen i. Z. m. der Verkehrssicherheit gab es im Landesverkehrsplan 
2025 aus 2012 noch nicht).
427 Vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Medieninformation 40/2019, 
online verfügbar; vgl. Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung 69/2019, online ver-
fügbar.
428 Vgl. Statistisches Bundesamt, Verkehrsunfälle – Fachserie 8 Reihen 7 – 2018, S. 51, 
Schaubild 6, online verfügbar.
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Im Vergleich zur BRD schafft es der Freistaat Sachsen damit nicht, die An-
zahl der Verkehrsunfalltoten aus dem Jahr 2010 zu unterschreiten. Auch 
wenn sich zwischenzeitlich eine positive Entwicklung abgezeichnet hatte, 
ist die Zahl der Verkehrsunfalltoten im Jahr 2018 um 17,86 Prozent höher 
als im Jahr 2010.430 Damit wurde zugleich der angestrebte kontinuierliche 
Rückgang zum zweiten Mal nach dem Jahr 2015 unterbrochen. Auch im 
Vergleich zum Jahr 2011 wäre keine Senkung im Vergleich zu 2018 erreicht 
worden.
Auffallend ist der Anstieg der Verkehrsunfalltoten unter Fußgängern 
und Radfahrern im Jahr 2018, die Zahl hat sich im Vergleich zum Jahr 2017 
von 34 auf 69 Personen mehr als verdoppelt.431
Im Zeitraum von Januar bis April 2019 hat sich zudem die Zahl der Ver-
kehrstoten im Freistaat Sachsen weiter erhöht. Diese stieg auf 56 Personen 
429 Vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Straßenverkehrsunfälle mit Per-
sonenschaden und Verunglückte seit 1995, S. 2, online verfügbar.
430 Vgl. ebd.
431 Vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Statistischer Bericht – Straßen-
verkehrsunfälle im Freistaat Sachsen 2018, S. 6, online verfügbar.
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an, was einem Zuwachs von 16,67 Prozent im Vergleich zum Vorjahres-
zeitraum, in dem es 48 Verkehrstote gab, entspricht.432
Schwerverletzte
Neben den Entwicklungen bei den Verkehrsunfalltoten sind aber auch die 
Zahlen für Schwerverletzte bei den Verkehrsunfällen bedenklich:
Die Anzahl der Schwerverletzten im Jahr 2018 ist um 10,38 Prozent höher 
als im Jahr 2010 und zugleich der zweithöchste Wert seit diesem Jahr. Im 
Vergleich der Jahre 2011 und 2018, gäbe es wiederum einen Rückgang um 
3,59 Prozent.
Vom Jahr 2017 zum Jahr 2018 gab es einen Anstieg von 4,29 Prozent auf 
4 158 Schwerverletzte. Der prozentuale Anstieg vom Jahr 2017 zum Jahr 
2018 ist damit fast doppelt so hoch wie auf Bundesebene.
432 Vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Medieninformation 107/2019, 
online verfügbar.
433 Vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Straßenverkehrsunfälle mit Per-
sonenschaden und Verunglückte seit 1995, S. 1, online verfügbar.
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Da das Jahr 2011 mit seinen 4 313 Schwerverletzten besonders hervor-
stach, wurde hinterfragt, womit dies zusammenhängt. Dabei wurde fest-
gestellt, dass es gerade bei Zweirad- und Fahrradfahrern 734 Schwerver-
letzte mehr als im Jahr 2010 gab.434 Dies kann ggf. auch auf das mildere 
Wetter im Jahr 2011 zurückzuführen sein.435
4. Zuständigkeitsbereich der PD Leipzig
Die PD Leipzig als Dienststelle der sächsischen Polizei richtet ihre Tätigkeit 
anhand der Festlegungen des SMI „Strategie der sächsischen Polizei“ aus. 
In dem Strategiefeld IV „Verkehrssicherheitsarbeit“ wurde festgehalten, 
dass die sächsische Polizei an den Zielen der EU für die Verkehrssicher-
heit mitwirkt und ihre bisherige Strategie zur Bekämpfung von Verkehrs-
unfällen beibehält.436 Dazu gehören u. a. sich auf die Hauptrisikogruppen 
und Hauptunfallursachen zu konzentrieren, die Verkehrsüberwachung 
konse quent anhand der Unfallschwerpunkte auszurichten und neben dem 
integrativen Kontrollansatz auch mit Partnern verstärkt zusammenzuar-
beiten.437
Auf der Strategie der sächsischen Polizei aufbauend, wurde durch die 
PD Leipzig eine dienststellenbezogene Strategie erarbeitet. Hierbei wurde 
ein recht selbstkritischer Umgang mit dem Strategiefeld IV „Verkehrs-
sicherheitsarbeit“ festgestellt. Es wurde herausgestellt, dass noch mehr ge-
leistet werden muss, um eine effektive Verkehrssicherheitsarbeit zu leisten 
und die Verkehrsunfallfolgen zu minimieren.438
434 Vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Statistischer Bericht – Straßen-
verkehrsunfälle im Freistaat Sachsen 2018, S. 6, online verfügbar.
435 Vgl. Vorndran, WISTA, 2012, S. 585 –  588, online verfügbar.
436 Vgl. SMI, Strategie der sächsischen Polizei, S. 13, online verfügbar.
437 Vgl. ebd.
438 Vgl. PD Leipzig, Strategie der Polizeidirektion Leipzig, S. 30 f.; vgl. Staeubert, Aggressi-





Im Zuständigkeitsbereich der PD Leipzig hat sich vom Jahr 2017 zum Jahr 
2018 die Zahl der Verkehrsunfalltoten um 2,04 Prozent auf 50 Personen 
erhöht.439 Das ist zugleich der höchste Wert seit dem Jahr 2010440 und eine 
prozentual schlechtere Entwicklung im Vergleich zum Freistaat Sachsen, 
da sich die Anzahl der Verkehrsunfalltoten von den Jahren 2010 bis 2018 
um 21,95 Prozent erhöhte. Dieser Wert hat sich auch prozentual konträr im 
Vergleich zum Wert im gesamten Bundesgebiet entwickelt, der im selben 
Zeitraum um 12,83 Prozent gesunken ist. Vom Jahr 2011 bis zum Jahr 2018 
ist ein Anstieg um 16,28 Prozent zu verzeichnen.
439 Vgl. PD Leipzig, Verkehrsbericht 2018, S. 8, online verfügbar; vgl. Statistisches Landes-
amt des Freistaates Sachsen, Straßenverkehrsunfälle mit Personenschaden und Ver-
unglückte seit 1995, S. 5, 14 und 15, online verfügbar.
440 Vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Straßenverkehrsunfälle mit Per-
sonenschaden und Verunglückte seit 1995, S. 5, 14 und 15, online verfügbar.
441 Vgl. ebd.
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Im Zeitraum von Januar bis April 2019 ist, wie auch für den gesamten Frei-
staat Sachsen, eine Steigerung der Verkehrsunfalltoten im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum aufgetreten. In der PD Leipzig kam es zu 15 Verkehrs-
unfalltoten. Im selben Zeitraum im Jahr 2018 gab es dagegen lediglich elf 
Unfalltote. Somit ist die derzeitige Anzahl um 36,36 Prozent höher als im 
Vorjahr.442
Schwerverletzte
Bei den Schwerverletzten ist im Vergleich zum Jahr 2010 ebenfalls ein 
deutlicher Anstieg zu verzeichnen.
Die Anzahl der Schwerverletzten ist seit dem Jahr 2010 nicht mehr unter 
die damalige Zahl von Schwerverletzten gesunken. Vom Jahr 2017 zum 
Jahr 2018 gab es zwar einen Rückgang von 0,53 Prozent auf 942 Leichtver-
442 Siehe Anlage 15.
443 Vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Straßenverkehrsunfälle mit Per-
sonenschaden und Verunglückte seit 1995, S. 5, 14 und 15, online verfügbar.
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letzte, jedoch sind das immer noch 19,24 Prozent und damit 152 Schwer-
verletzte mehr als noch im Jahr 2010. Im Vergleich zum Jahr 2011 sind es 
im Jahr 2018 noch 8,65 Prozent mehr Schwerverletzte.
5. Hauptunfallursachen in Bezug auf Aggression
Bereits im Jahr 2013 hat die Unfallforschung der Versicherer im Rah-
men ei ner Auswertung der Unfalldatenbank festgestellt, dass ca. 1/3 aller 
Verkehrsunfalltoten auf aggressive Fahreigenschaften zurückzuführen 
sind.444 In Fachkreisen445 werden dafür oftmals „ungenügender Sicherheits-
abstand“, „riskantes Überholen“ und „nicht angepasste Geschwindigkeit“ 
als aggressives Verhalten angeführt. Hintergrund ist, dass bei diesen Fahr-
eigenschaften eine bewusste Handlung gegen die straßenverkehrsrecht-
lichen Vorschriften unterstellt werden kann.
a) Verkehrsunfälle mit Personenschäden
Bei der Auswertung der Hauptunfallursachen im Jahr 2018 für Unfälle mit 
Personenschäden wurde festgestellt, dass die drei o. g. Unfallursachen, die 
primär mit aggressivem Verhalten in Verbindung gebracht werden, auf 
Bundesebene für ca. 34,6 Prozent446 und auf Landesebene für ca. 34,1 Pro-
zent447 der Unfälle verantwortlich sind. Im Zuständigkeitsbereich der PD 
444 Vgl. Brockmann, Motorjournalist, 2015, S. 15.
445 Vgl. Ellinghausen, Rücksichtslosigkeit und Partnerschaft, S. 51 –  58; vgl. Weste, Stra-
ßenverkehr ist kein Krieg, online verfügbar; vgl. Kaufmann, Aggressive Autofahrer – 
Gründe für Wut am Steuer und was Sie dagegen tun können, online verfügbar; vgl. 
Schade, 5 Fragen an… Dr. Jens Schade – Interview von Susanne Koch, online verfüg-
bar; vgl. DVR, Presseinformation: Aggression prägt Straßenverkehr, online verfügbar; 
vgl. DVR-Redaktion, DVR-report, 2016, S. 14; vgl. Brockmann, Motorjournalist, 2015, 
S. 15; vgl. Uhr, bfu-Faktenblatt, 2014, S. 6; vgl. Manssen, SVR, 2013, S. 246 f.; vgl. Gras-
berger, Positionen, 2013, S. 16 f.; vgl. Unger/Glitsch/Bornewasser, SVR, 2013, S. 329; vgl. 
Böcher, NZV, 1989, S. 3.
446 Vgl. Statistisches Bundesamt, Verkehrsunfälle – Fachserie 8 Reihe 7 – 2018, S. 274 –  277, 
online verfügbar.
447 Vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Statistischer Bericht – Straßen-
verkehrsunfälle im Freistaat Sachsen 2018, S. 28 ff., online verfügbar.
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Leipzig ist der Anteil etwas geringer. Dort können ca. 26,7 Prozent448 auf 
diese drei Unfallursachen zurückgeführt werden.
Ob diese Unfallursachen im konkreten Einzelfall durch ein aggressives 
Verhalten hervorgerufen wurden, kann nicht belegt werden, untermauern 
aber trotzdem die Feststellung der Unfallforschung der Versicherer aus 
dem Jahr 2013. Des Weiteren können auch andere Unfallursachen mit Ag-
gression in Verbindung gebracht werden, die hier ebenso nicht berück-
sichtigt werden. Noch mehr Verkehrsunfälle mit Personenschaden gehen 
auf die Unfallursachen „Fehler beim Abbiegen, Wenden, Rückwärtsfahren, 
448 Vgl. PD Leipzig, Verkehrsbericht 2018, S. 9, online verfügbar.
449 Vgl. Statistisches Bundesamt, Verkehrsunfälle – Fachserie 8 Reihe 7 – 2018, S. 274 –  277, 
online verfügbar; vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Statistischer 
Bericht – Straßenverkehrsunfälle im Freistaat Sachsen 2018, S. 28 ff., online verfüg-
bar; vgl. PD Leipzig, Verkehrsbericht 2018, S. 9, online verfügbar.
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Ein- und Anfahren“ und „Nichtbeachten der Vorfahrt“ zurück450 und kön-
nen ebenfalls durch aggressives Verhalten451 zum Unfall geführt haben.
b) Verkehrsunfälle mit Getöteten
Bei dem Vergleich der Hauptunfallursachen für Verkehrsunfälle mit Ge-
töteten im Jahr 2018, wurde festgestellt, dass für die gesamte BRD ca. 
36,5 Prozent452 auf die Unfallursachen „ungenügender Sicherheitsabstand“, 
„riskantes Überholen“ und „nicht angepasste Geschwindigkeit“ zurückzu-
führen sind.
450 Vgl. ebd.
451 Vgl. Manssen, SVR, 2013, S. 246.
452 Vgl. Statistisches Bundesamt, Verkehrsunfälle – Fachserie 8 Reihe 7 – 2018, S. 278 –  280, 
online verfügbar.
453 Vgl. PD Leipzig, Verkehrsbericht 2018, S. 9, online verfügbar.
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Im Freistaat Sachsen nehmen diese ca. 33,8 Prozent454 und für die PD Leip-
zig ca. 30,0 Prozent455 ein. Auch diese Zahlen bestätigen die Feststellungen 
der Unfallforschung der Versicherer aus dem Jahr 2013.
Auffallend ist, dass die Unfallursache „nicht angepasste Geschwindig-
keit“ einen prozentual deutlich höheren und „ungenügender Sicherheits-
abstand“ einen deutlich geringeren Anteil bei den Verkehrsunfällen mit 
Getöteten ausmachen, als bei den Verkehrsunfällen mit Personenschäden 
allgemein.
6. Einflussfaktoren für Verkehrsunfälle
I. Z. m. den Unfallursachen war ebenso zu überprüfen, inwiefern der Ver-
kehrsraum456, der Verkehrsteilnehmer und das Verkehrsmittel einen Ein-
fluss auf das Eintreten eines Verkehrsunfalles nehmen.457 Zum Verkehrs-
raum gehören dabei die Straßenverhältnisse, die Witterung und Hindernis-
se, wie z. B. Baustellen oder Tiere.458 Unter dem Begriff des Verkehrsmittels 
sind die technischen Mängel zu verorten, die unfallursächlich waren.459 
Der Einflussfaktor „Verkehrsteilnehmer“ bedeutet, dass das Fehlverhalten 
einer Person unfallursächlich gewesen ist.460
454 Vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Statistischer Bericht – Straßen-
verkehrsunfälle im Freistaat Sachsen 2018, S. 28 ff., online verfügbar.
455 Siehe Anlage 15.
456 Kann auch als Verkehrsumwelt bezeichnet werden.
457 Vgl. Raithel/Widmer, Deviantes Verkehrsverhalten, S. 17 –  19; vgl. Herzberg/Schlag, 
ZFSP, 2006, S. 78 (die drei Komponenten des Straßenverkehrsgeschehens).
458 Vgl. Statistisches Bundesamt, Ursachen von Unfällen mit Personenschaden – Straßen-
verhältnisse/Witterungseinflüsse/Hindernisse, online verfügbar.
459 Vgl. Statistisches Bundesamt, Ursachen von Unfällen mit Personenschaden – Tech-
nische Mängel der Fahrzeuge, online verfügbar.




Der Vergleich der Unfallursachen in den Jahren 2015 bis 2018 zeigt, dass 
der Verkehrsteilnehmer selbst der Haupteinflussfaktor für das Zustande-
kommen eines Verkehrsunfalles ist. Die drei Einflussfaktoren auf einen 
Verkehrsunfall verteilen sich dabei prozentual wie folgt:
461 Hinweis: Verkehrsunfälle können auch aufgrund mehrerer gleichzeitigen Unfall-
ursachen geschehen, weswegen z. B. die Anzahl der Verkehrsteilnehmer als Unfall-
verursacher höher ist, als die Anzahl der Verkehrsunfälle.
462 Vgl. Statistisches Bundesamt, Unfälle und Verunglückte im Straßenverkehr, online 
verfügbar.
463 Vgl. Statistisches Bundesamt, Fehlverhalten der Fahrzeugführer bei Unfällen mit Per-
sonenschaden, online verfügbar.
464 Vgl. Statistisches Bundesamt, Ursachen von Unfällen mit Personenschaden – Straßen-
verhältnisse/Witterungseinflüsse/Hindernisse, online verfügbar.
465 Vgl. Statistisches Bundesamt, Ursachen von Unfällen mit Personenschaden – Tech-
nische Mängel der Fahrzeuge, online verfügbar.
Abbildung 18: Vergleich der Einflussfaktoren für einen Verkehrsunfall mit 
Personenschaden von 2015 bis 2018461
2015 2016 2017 2018 Durchschnitt 
2015 – 2018
Verkehrsunfälle mit  
Personenschäden462
305 659 308 145 302 656 308 721 306 295
Verkehrsteilnehmer  
als Unfallverursacher463
366 448 369 242 360 736 368 559 366 246
Verkehrsraum als  
Unfallverursacher664
33 442 31 597 32 555 30 205 31 950
Verkehrsmittel als  
Unfallverursacher465
3 636 3 586 3 528 3 687 3 609
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Somit ist die Einflussnahme auf den Verkehrsteilnehmer die wohl bedeu-
tendste Verkehrssicherheitsaufgabe, da dieser im Durchschnitt der letzten 
vier Jahre für 91,15 Prozent aller Verkehrsunfälle verantwortlich ist:
466 Prozentuale Verteilung ergibt sich aus den Zahlen der Abbildung 18, S. 118.
467 Vgl. ebd.
Abbildung 19: Prozentuale Verteilung der Einflussfaktoren für einen Ver-
kehrsunfall mit Personenschaden466
90,8 91,3 90,9 91,6 91,15
8,3 7,8 8,2 7,5 7,95
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Abbildung 20: Prozentuale Verteilung der Einflussfaktoren im Vierjahres­
vergleich467
91,15 %




VI. Jahresstatistik „Begutachtung der Fahreignung“
Die Jahresstatistik der Begutachtung der Fahreignung 2018 zeigt auf, dass 
für die Anlassgruppe „Sonstige strafrechtliche Auffälligkeiten“ 2 684 MPUs 
durchgeführt wurden.468 Das ist ein Anteil von 3,1 Prozent aller durch-
geführten MPUs im Jahr 2018.469 Insgesamt haben 42,2 Prozent der durch-
geführten MPUs i. Z. m. der Anlassgruppe, die auch der vorliegenden Mas-
terarbeit entspricht, zu dem Ergebnis geführt, dass der Betroffene nicht 
geeignet war, ein Kfz im öffentlichen Straßenverkehr zu führen.470
Der prozentuale Anteil ungeeigneter Personen für den Straßenverkehr 
aufgrund einer „sonstigen strafrechtlichen Auffälligkeit“ ist dabei fast fünf 
Prozent höher als der prozentuale Anteil der ungeeigneten Personen bei 
468 Vgl. BASt, Begutachtung der Fahreignung 2018, S. 2, online verfügbar.
469 Vgl. ebd.
470 Vgl. ebd.
471 Vgl. BASt, Begutachtung der Fahreignung 2015, S. 2, online verfügbar.
472 Vgl. BASt, Begutachtung der Fahreignung 2016, S. 2, online verfügbar.
473 Vgl. BASt, Begutachtung der Fahreignung 2017, S. 2, online verfügbar.
474 Vgl. BASt, Begutachtung der Fahreignung 2018, S. 2, online verfügbar.
475 Die absoluten Zahlen in den Anlassgruppen liegen in den Veröffentlichungen der 
BASt nicht vor und können aufgrund von möglichen Auf- und Abrundungen bei den 
prozentualen Anteilen nicht fehlerfrei berechnet werden.
476 Vgl. ebd.
Abbildung 21: Vergleich MPUs gesamt und bei sonstiger strafrechtlicher Auf-
fälligkeit von 2015 bis 2018
2015471 2016472 2017473 2018474
Durchgeführte MPUs insgesamt 91 276 91 185 88 035 87 088
davon ungeeignet in Prozent475 34,7 % 34,6 % 31,9 % 37,4 %
Durchgeführte MPUs bei Personen mit 
sonstiger strafrechtlicher Auffälligkeit
3 026 2 813 2 815 2 684
davon ungeeignet in Prozent476 38,1 % 39,4 % 37,8 % 42,2 %
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allen durchgeführten MPUs mit 37,4 Prozent.477 Generell ist festzustellen, 
dass der prozentuale Anteil ungeeigneter Personen der Anlassgruppen, die 
im direkten Zusammenhang mit der Teilnahme am öffentlichen Straßen-
verkehr stehen, im Bereich von 36,5 Prozent und 50,0 Prozent liegen. Der 
prozentuale Anteil von Fahrzeugführern, bei denen die charakterliche 
Nichteignung festgestellt wurde, ist dabei ähnlich hoch, wie bei Fahrzeug-
führern, die wegen Alkohol- oder BtM-Konsum sowie verkehrs- und straf-
rechtlich in Erscheinung getreten sind.478
479
477 Vgl. BASt, Begutachtung der Fahreignung 2018, S. 2, online verfügbar.
478 Vgl. ebd.
479 Vgl. ebd.
Abbildung 22: Prozentualer Anteil der Ungeeignetheit in verschiedenen 
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D. Zusammenfassung der Untersuchungsergebnisse
Anhand der einzelnen Untersuchungsergebnisse können verschiedenste 
Zusammenhänge hergestellt werden, die in der Folge dargestellt werden 
und bereits erste Rückschlüsse auf die Beantwortung der Forschungsfra-
gen zulassen.
I. Zusammenhänge aus den statistischen Auswertungen
Die Verkehrsunfallzahlen mit Personenschaden480, insbesondere bei Getö-
teten481 und Schwerverletzten482, sind im Jahr 2018 wieder gestiegen. Die 
wesentlichen Ziele des Verkehrssicherheitsprogrammes 2011 des BMVI 
und des darauf bezugnehmenden Landesverkehrsplanes 2030 des Frei-
staates Sachsen im Hinblick auf Verkehrsunfälle mit Personenschaden 
werden voraussichtlich nicht erreicht. Weder die Senkung der Verkehrs-
unfalltoten um 40 Prozent bis zum Jahr 2020483, noch die kontinuierliche 
Reduzierung der Schwer- und Schwerstverletzten bei Verkehrsunfällen 
werden erreicht484. Weiterhin ist der Mensch (als Verkehrsteilnehmer) mit 
91,6 Prozent für noch mehr Verkehrsunfälle mit Personenschaden verant-
wortlich als in den vorangegangenen Jahren, die Tendenz ist steigend.485 
Dies zeigt, dass es erforderlich ist, die Fahrzeugtechnik weiter zu verbes-
sern486 und den Verkehrsraum durch bauliche Maßnahmen so zu gestalten, 
dass trotz eines Fehlverhaltens von Verkehrsteilnehmern Unfälle vermie-
den oder zumindest die Unfallschäden und -folgen minimiert werden kön-
480 Vgl. Statistisches Bundesamt, Verkehrsunfälle – Zeitreihen 2018, S. 6, online verfügbar.
481 Vgl. Abbildung 10, S. 106; vgl. Abbildung 12, S. 109.
482 Vgl. Abbildung 11, S. 107; vgl. Abbildung 13, S. 110.
483 Vgl. Abbildung 10, S. 106; vgl. Abbildung 12, S. 109.
484 Vgl. Abbildung 11, S. 107; vgl. Abbildung 13, S. 110.
485 Vgl. Abbildung 19, S. 119; vgl. Abbildung 20, S. 119.
486 Vgl. BMVI, Verkehrssicherheitsprogramm 2011, S. 12 f., 40 –  43, online verfügbar.
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nen.487 Zudem sind die Risikogruppen Fahrradfahrer und Kraftradfahrer488 
sowie aggressive, risikosuchende Fahrer489 weiterhin bzw. noch stärker in 
den Fokus zu rücken, wobei dabei der konkrete Zusammenhang zw. dem 
Verkehrsteilnehmer, dem Verkehrsmittel und dem Verkehrsraum zu be-
achten ist.490
Unabhängig von dem hohen volkswirtschaftlichen Schaden, der durch 
einen Verkehrsunfalltoten oder Schwer- und auch Leichtverletzten ent-
steht491, sind bei einem Verkehrsunfall mit Getöteten durchschnittlich 
113 Personen unmittelbar davon betroffen und müssen mit dem Todesfall 
umgehen.492 Der dabei entstehende immaterielle emotionale Schaden ist 
zudem nicht bezifferbar493, aber vermutlich immens.
Bezüglich der Unfalltoten lässt sich ein interessanter Vergleich zur PKS 
herstellen. Im Jahr 2018 sind in der BRD insgesamt 699 Personen494, davon 
im Freistaat Sachsen 28 Personen495 und davon wiederum vier Personen496 
in der PD Leipzig durch Mord, Totschlag oder Tötung auf Verlangen ums 
487 Vgl. BMVI, Verkehrssicherheitsprogramm 2011, S. 12 f., 32 –  39, online verfügbar.
488 Vgl. Statistisches Bundesamt, Verkehrsunfälle – Fachserie 8 Reihen 7 – 2018, S. 45, 
online verfügbar; vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Statistischer 
Bericht – Straßenverkehrsunfälle im Freistaat Sachsen 2018, S. 6, online verfügbar.
489 Vgl. Raithel/Widmer, Deviantes Verkehrsverhalten, S. 18 f.
490 Vgl. Raithel/Widmer, Deviantes Verkehrsverhalten, S. 17.
491 Vgl. BASt, Volkswirtschaftliche Kosten von Straßenverkehrsunfällen in Deutschland, 
online verfügbar.
492 Vgl. DVR, Presseinformation: Neue „Runter vom Gas“-Autobahnkampagne – Jeder Un-
falltod betrifft das Leben von 113 Menschen, online verfügbar (Studie anhand von re-
präsentativen Erhebungen der infratest dimap, Kantar Public und das Sozioökonomi-
sche Panel sowie über Angaben der DHPol und des Deutschen Feuerwehrverbands).
493 Vgl. Schlanstein, NZV, 2015, S. 107; vgl. BMVI, Verkehrssicherheitsprogramm 2011, S. 5, 
online verfügbar.
494 Vgl. BKA, Polizeiliche Kriminalstatistik – Jahrbuch 2018, Band 2, S. 12, online verfüg-
bar.
495 Vgl. LKA Sachsen, Polizeiliche Kriminalstatistik 2018 im Detail – Mord und Totschlag/
Tötung auf Verlangen, online verfügbar.
496 Vgl. LKA Sachsen, Polizeiliche Kriminalstatistik 2018 im Detail – Mord und Totschlag/
Tötung auf Verlangen – Stadt Leipzig, online verfügbar; vgl. LKA Sachsen, Polizeiliche 
Kriminalstatistik 2018 im Detail – Mord und Totschlag/Tötung auf Verlangen – LK 
Leipzig, online verfügbar; vgl. LKA Sachsen, Polizeiliche Kriminalstatistik 2018 im De-
tail – Mord und Totschlag/Tötung auf Verlangen – LK Nordsachsen, online verfügbar.
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Leben gekommen. Beim Vergleich, Opfer eines Mörders oder Totschlägers 
zu werden oder bei einem Verkehrsunfall ums Leben zukommen, ist fest-
zustellen, dass es viel wahrscheinlicher ist, bei einem Verkehrsunfall ge-
tötet zu werden. Die Wahrscheinlichkeit bei einem Verkehrsunfall zu 
sterben ist auf Bundesebene um 368 Prozent497, im Freistaat Sachsen um 
607 Prozent498 und in der PD Leipzig um 1 150 Prozent499 höher, als das Op-
fer eines Mörders oder Totschlägers zu werden. Anhand der Auswertung 
der Unfalldatenbank des DVR aus 2013500 ist davon auszugehen, dass ver-
mutlich 1 091 Personen bundesweit501, 66 Personen im Freistaat Sachsen502 
und 16 Personen in Leipzig503 bei einem Verkehrsunfall verstorben sind, 
weil ein aggressiver Verkehrsteilnehmer dafür verantwortlich war. Die 
Zahlen sind dabei immer noch höher als die jeweiligen Opferzahlen von 
Totschlägern und Mördern im Jahr 2018.504
497 3 275 Verkehrsunfalltote stehen 699 Getöteten nach einem Mord, Totschlag oder Tö-
tung auf Verlangen gegenüber.
498 198 Verkehrsunfalltote stehen 28 Getöteten nach einem Mord, Totschlag oder Tötung 
auf Verlangen gegenüber.
499 50 Verkehrsunfalltote stehen 4 Getöteten nach einem Mord, Totschlag oder Tötung auf 
Verlangen gegenüber.
500 Vgl. Brockmann, Motorjournalist, 2015, S. 15. (ca. 1/3 aller Verkehrsunfalltoten sind 
auf aggressive Fahreigenschaften zurückzuführen).
501 Vgl. Statistisches Bundesamt, Verkehrsunfälle – Fachserie 8 Reihe 7 – 2018, S. 44 f., 
online verfügbar (1/3 der 3 275 Verkehrsunfalltoten auf Bundesebene).
502 Vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Straßenverkehrsunfälle mit 
Personenschaden und Verunglückte seit 1995, S. 2, online verfügbar (1/3 der 198 Ver-
kehrsunfalltoten im Freistaat Sachsen).
503 Vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Straßenverkehrsunfälle mit Per-
sonenschaden und Verunglückte seit 1995, S. 5, 14 und 15, online verfügbar (1/3 der 
50 Verkehrsunfalltoten in der PD Leipzig).
504 Vgl. BKA, Polizeiliche Kriminalstatistik – Jahrbuch 2018, Band 2, S. 12, online verfüg-
bar; vgl. LKA Sachsen, Polizeiliche Kriminalstatistik 2018 im Detail – Mord und Tot-
schlag/Tötung auf Verlangen, online verfügbar; vgl. LKA Sachsen, Polizeiliche Krimi-
nalstatistik 2018 im Detail – Mord und Totschlag/Tötung auf Verlangen – Stadt Leipzig, 
online verfügbar; vgl. LKA Sachsen, Polizeiliche Kriminalstatistik 2018 im Detail – 
Mord und Totschlag/Tötung auf Verlangen – LK Leipzig, online verfügbar; vgl. LKA 
Sachsen, Polizeiliche Kriminalstatistik 2018 im Detail – Mord und Totschlag/Tötung 
auf Verlangen – LK Nordsachsen, online verfügbar.
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Die Jahresstatistiken der BASt zu den durchgeführten MPUs zeigen 
auf, dass über 40 Prozent der Personen, die strafrechtlich außerhalb des 
Straßenverkehrs in Erscheinung treten, nachweislich für das Führen eines 
Kfzs ungeeignet sind505 und die Mitteilung der Polizei nach § 2 Abs. 12 StVG 
somit eine nicht zu unterschätzende Wirkung für die Verkehrssicherheit 
entfaltet.
II. Abgleich der gemeldeten Fallzahlen 
und der Datenbankauswertung
An die Fahrerlaubnisbehörden der Stadt Leipzig, des Landkreises Leipzig 
und des Landkreises Nordsachsen wurden in einem repräsentativen Er-
hebungszeitraum von zwölf Monaten insgesamt 13 Mitteilungen gem. § 2 
Abs. 12 StVG i. V. m. § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV durch die 
PD Leipzig übermittelt.506 Davon ergingen neun an die Fahrerlaubnis-
behörde des Landkreises Nordsachsen und jeweils zwei an die Fahrerlaub-
nisbehörden der Stadt Leipzig und des Landkreises Leipzig.507
Die Datenbankabfrage über das PVA – bei der die Anzahl der Personen 
herausgefiltert wurde, die eigentlich durch die Polizei gem. § 2 Abs. 12 StVG 
hätten gemeldet werden können – unterscheidet sich dabei erheblich von 
den tatsächlich gefertigten Mitteilungen seitens der PD Leipzig.508 Die Ab-
frage ergab, dass 2 705 Personen die Kriterien des Straftatenkataloges und 
die weiteren festgelegten Rahmenbedingen erfüllt haben. 1 567 Personen 
hätten somit an die Fahrerlaubnisbehörde der Stadt Leipzig, 606 Personen 
an die Fahrerlaubnisbehörde des Landkreises Leipzig und 532 Personen 
an die Fahrerlaubnisbehörde des Landkreises Nordsachsen übermittelt 
werden können.509
505 Vgl. Abbildung 21, S. 120.
506 Vgl. Abbildung 3, S. 88.
507 Vgl. ebd.




Das bedeutet, dass die Fahrerlaubnisbehörde der Stadt Leipzig nur 0,13 Pro-
zent, die Fahrerlaubnisbehörde des Landkreises Leipzig nur 0,33 Prozent 
und die Fahrerlaubnisbehörde des Landkreises Nordsachsen nur 1,69 Pro-
zent derjenigen Personen gemeldet bekommen haben, die aufgrund ihrer 
Strafauffälligkeiten außerhalb des Straßenverkehrs relevant für eine Eig-
nungsüberprüfung gewesen wären. Für den Zuständigkeitsbereich der PD 
Leipzig würde das bedeuten, dass nur 0,48 Prozent der relevanten Per-
sonen gemeldet wurden.
Dass es seitens der sächsischen Polizei kaum zu Mitteilungen i. Z. m. 
Straftaten mit hohem Aggressionspotenzial kommt, konnte bereits bei vor-
angegangenen Erhebungen im Rahmen telefonischer Kurzinterviews im 
510 Vgl. Abbildung 3, S. 88; vgl. Abbildung 9, S. 99.
Abbildung 23: Vergleich der möglichen und tatsachlich übersendeten 
relevanten Mitteilungen nach § 2 Abs. 12 StVG i. V. m. § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6,  















Stadt Leipzig Landkreis Leipzig Landkreis Nordsachsen
melderelevante Personen anhand der Datenbankauswertung
übermittelte relevante Mitteilungen nach § 2 Abs. 12 StVG
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Jahr 2014511 und der Auswertung von Fragebögen im Jahr 2017512 nach-
gewiesen werden. Deren Ergebnisse bestätigen die Mitteilungszahlen im 
Zuständigkeitsbereich der PD Leipzig513 und die Aussagen der anderen 
Fahrerlaubnisbehörden514, sowie das Experteninterview mit der KPI Leip-
zig515. In der Literatur wird ebenfalls immer wieder angemahnt516, dass es 
gerade seitens der Kriminalpolizei noch einen erheblichen Mitteilungs-
bedarf gibt, obwohl z. B. die in den Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahr-
eignung angeführten Delikte unter Ziffer 3.16 gerade durch die Krimi-
nalpolizei bearbeitet werden. Auch das konnte in der Untersuchung im 
Zuständigkeitsbereich der PD Leipzig bestätigt werden, da keine einzige 
der relevanten Mitteilungen für die vorliegende Masterarbeit von der Kri-
minalpolizei bzw. den Kriminaldiensten gefertigt wurde.517
III. Handlungsempfehlung
Nicht nur alle interviewten und befragten Fahrerlaubnisbehörden wün-
schen sich eine Handlungsempfehlung i. Z. m. der Thematik der vorlie-
genden Masterarbeit.518 Auch im Interview mit dem Leiter der KPI Leipzig 
wurde deutlich betont, dass diese aus Sicht der Polizei erforderlich ist519. 
Mit einer solchen, könnte es der Polizei und den Fahrerlaubnisbehörden 
511 Vgl. Matschke, in: Rothenburger Beiträge – Band 77, S. 220 f.
512 Vgl. Lange/Mehlhorn, in: Rothenburger Beiträge – Band 94, S. 324 f.
513 Vgl. Anlage 1, Zn. 235; vgl. Anlage 2, Zn. 192; vgl. Anlage 3, Zn. 172 f., 194, 319 f.
514 Vgl. Anlage 4, Zn. 27, 165 f.; vgl. Anlage 5, Zn. 190 f.; vgl. Anlage 6, Zn. 170 –  173; vgl. 
Anlage 7, Zn. 150; vgl. Anlage 9, Zn. 27; vgl. Anlage 10, Zn. 27; vgl. Anlage 12, Zn. 242; 
vgl. Anlage 13, Zn. 174 –  177.
515 Vgl. Anlage 14, Zn. 163 –  170.
516 Vgl. Müller, in: Die Klärung von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 50 f.; vgl. 
Matschke, in: Rothenburger Beiträge – Band 77, S. 212 f.; vgl. Ternig, Deutsche Polizei, 
2014, S. 39; vgl. Ternig, Kriminalistik, 2013, S. 405.
517 Vgl. Anlage 1, Zn. 407; vgl. Anlage 2, Zn. 313, Vgl. Anlage 3, Zn. 319 f.
518 Vgl. Anlage 1, Zn. 453; vgl. Anlage 2, Zn. 359; vgl. Anlage 3, Zn. 367 f.; vgl. Anlage 4, 
Zn. 191; vgl. Anlage 5, Zn. 236 f.; vgl. Anlage 6, Zn. 210; vgl. Anlage 7, Zn. 179; vgl. An-
lage 8, Zn. 235; vgl. Anlage 9, Zn. 196; vgl. Anlage 10, Zn. 200; vgl. Anlage 11, Zn. 184; 
vgl. Anlage 12, Zn. 283; vgl. Anlage 13, Zn. 209.
519 Vgl. Anlage 14, Zn. 206 f.
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vereinfacht werden, eignungsrelevante Mitteilungen i. Z. m. dem Thema 
der vorliegenden Masterarbeit qualitativ besser zu bearbeiten und sei-
tens der Polizei dafür zu sorgen, dass generell mehr Sachverhalte an die 
Fahrerlaubnisbehörden gemeldet werden. Die Notwendigkeit wurde bei-
derseits bestätigt und seitens der Fahrerlaubnisbehörden mitgeteilt, dass 
mit einer entspr. Handlungsempfehlung der qualitative Anspruch erfüllt 
werden könnte, die Mitteilungen mit dem derzeitig vorhandenen Personal-
bestand zu bearbeiten.520 Ein i. d. Z. erstellter und gemeinsam abgestimmter 
Straftatenkatalog würde zudem dafür sorgen, dass den Polizeibeamten die 
Rechts- und Handlungssicherheit gegeben wird, welche Delikte fahreig-
nungsrelevant und somit mitteilungspflichtig sind. Der Straftatenkatalog 
ist dabei zugleich eine Empfehlung des VGT aus dem Jahr 2013, der schon 
einige Bundesländer gefolgt sind.521 Der weiteren VGT-Empfehlung einer 
Vereinheitlichung der Vorgehensweise522 ist zudem auch ein Wunsch der 
Fahrerlaubnisbehörden523 und würde es auch für die Polizei ermöglichen 
eine landesweite Regelung zu treffen, die bestenfalls mit den Fahrerlaub-
nisbehörden abgestimmt ist.
IV. Straftatenkatalog
Seitens des Verfassers der vorliegenden Masterarbeit wurde ein Straftaten-
katalog erarbeitet, der sich an der Rechtsprechung und der Literatur orien-
tierte und zudem entspr. Vorgaben einzelner Bundesländer betrachtet 
hat. Heraus kam ein Katalog, der u. a. 70 Paragraphen des StGB enthält.524 
Seitens der Fahrerlaubnisbehörden wurden dabei nur Straftatbestände 
genannt, die allesamt im erstellten Straftatenkatalog angeführt sind und 
die seitens der Fahrerlaubnisbehörden auch nur exemplarisch, nicht ab-
schließend benannt wurden.525 Wiederum wurden bei einer empirischen 
520 Vgl. Anlage 3, Zn. 374 –  376; vgl. Anlage 8, Zn. 178 –  180, 188 –  190; vgl. Anlage 12, 
Zn. 242 –  244.
521 Vgl. VGT, 51. Deutscher Verkehrsgerichtstag – Empfehlung, S. 3, online verfügbar.
522 Vgl. ebd.
523 Vgl. Anlage 3, Zn. 367 f.; vgl. Anlage 5, Zn. 233 f.; vgl. Anlage 6, Zn. 210.
524 Siehe Anlage 19.
525 Siehe Kapitel C.II.1. in der vorliegender Masterarbeit.
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Forschung zur Fahreignung 2017 ebenfalls ein Teil der 70 Katalogdelikte in 
der dortigen Untersuchung betrachtet, zusätzlich sogar noch der Straftat-
bestand des § 231 StGB – Beteiligung an einer Schlägerei mit einbezogen.526
Neben dem wurde durch den Verfasser der vorliegenden Masterarbeit 
festgestellt, dass z. B. im § 7 Abs. 3 Nr. 7 bis 10 FSG des Landes Österreich 
verschiedene Straftatbestände konkret angeführt sind, die eine Nichteig-
nung für das Führen eines Kfzs zur Folge haben. Ein Großteil der dort auf-
geführten Straftatbestände sind in dem erstellten Straftatenkatalog der 
vorliegenden Masterarbeit erfasst.527 Dabei ist die Auflistung der relevan-
ten Straftaten im FSG nicht abschließend, wie sich anhand des Begriffes 
„insbesondere“ vor den Aufzählungen der Delikte schlussfolgern lässt.528
526 Vgl. Lange/Mehlhorn, in: Rothenburger Beiträge – Band 94, S. 282 f.
527 Vgl. § 7 Abs. 3 Nr. 7 bis 10 FSG
528 Vgl. § 7 Abs. 3, 1. Halbsatz FSG
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E. Schlussfolgerungen und Ausblick
Die charakterliche Nichteignung von Fahrzeugführern, sei es durch ein 
hohes Aggressionspotenzial oder die nachweisliche Nichteinhaltung von 
Regeln und Normen, bringt die Polizei und die Fahrerlaubnisbehörden zu-
nehmend in Zugzwang, da ein Handeln i. S. d. Verkehrssicherheit und zur 
Verhinderung von Verkehrsunfällen dringend notwendig erscheint.529
Im Rahmen der vorliegenden Masterarbeit sollte anhand der aufge-
stellten Forschungsfragen geklärt werden, ob sich die sächsische Polizei 
und die sächsischen Fahrerlaubnisbehörden ihrer Rolle i. Z. m. den Gefah-
ren, die von charakterlich ungeeigneten Fahrzeugführern ausgehen, voll-
umfänglich bewusst sind und wie mit der Thematik umgegangen wird bzw. 
werden sollte.
I. Beantwortung der Forschungsfragen
Die durchgeführten Untersuchungen im Rahmen der vorliegenden Mas-
terarbeit ermöglichen weitestgehend die Beantwortung der Forschungs-
fragen und lassen notwendige, aber sicherlich nicht abschließende Rück-
schlüsse zu.
Forschungsfrage 1
Nutzt die PD Leipzig die Mitteilungspflicht nach § 2 Abs. 12 StVG i. V. m. § 11 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV in einem zu geringen Umfang ?
Diese Frage muss anhand der Untersuchungsergebnisse deutlich bejaht 
werden. Anhand der durchgeführten Befragungen konnte daneben fest-
gestellt werden, dass die Mitteilungspflicht i. Z. m. dem Thema der vor-
liegenden Masterarbeit auch in den anderen Zuständigkeitsbereichen der 
sächsischen Polizei deutlich zu wenig, teilweise gar nicht wahrgenommen 
und damit generell in Sachsen in einem zu geringen Umfang bisher umge-
529 Vgl. Bicker, Verkehrsteilnehmer oft zu rücksichtslos, online verfügbar; vgl. Laub, Die 
Polizei, 2019, S. 183; vgl. Müller, NZV, 2019, S. 162; vgl. Maibach, Polizeispiegel, 2018, 
S. 21 f.; vgl. Wozny, VD, 2018, Heft 3, S. 63; vgl. Völklein, Schon fünf Buchstaben können 
ein Leben kosten, online verfügbar; vgl. Manssen, SVR, 2013, S. 246.
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setzt wurde. Es wurden damit die Feststellungen aus den Jahren 2014 und 
2017 abermals bejaht530 und aufgezeigt, dass hier ein entspr. Handlungs-
bedarf ist.
Forschungsfrage 2
Ist die Erlasslage in Sachsen bzgl. der Mitteilungspflicht nach § 2 Abs. 12 
StVG i. V. m. § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV mit der aktuellen 
Rechtsprechung und Literaturmeinung übereinstimmend ?
Diese Frage kann weder bejaht noch verneint werden, denn es gibt in 
Sachsen keine diesbezügliche Erlasslage. Es gibt lediglich eine Handlungs-
empfehlung aus dem Jahr 2006, in der allgemeine Hinweise zur Sachbear-
beitung und zu konkreten Verfahrensweisen insbesondere i. Z. m. BtM-De-
likten benannt sind und welche so allgemein gehalten ist, dass es keine 
Bezüge zur Rechtsprechung und Literaturmeinung zulässt.531 Zudem ist 
die Handlungsempfehlung stärker in den Bereichen des Streifendienstes 
als in der Kriminalpolizei und den Kriminaldiensten bekannt, obwohl 
gerade dieser Bereich der Polizei für die Endbearbeitung der Delikte ver-
antwortlich ist, bevor diese letztlich an die Staatsanwaltschaft abgegeben 
werden.532 Dem Vorschlag des 51. Verkehrsgerichtstages aus 2013, einen 
einheitlichen Straftatenkatalog gemeinsam in Abstimmung mit den Fahr-
erlaubnisbehörden zu erarbeiten und so eine einheitliche Vorgehensweise 
zu erreichen sowie den Polizeibeamten und Sachbearbeitern der Fahr-
erlaubnisbehörden die Bearbeitung eignungsrelevanter Sachverhalte zu 
erleichtern, wurde bisher nicht gefolgt.533 Die Schaffung einer entspr. 
Handlungsempfehlung oder Erlasslage ist ein Wunsch aller sächsischen 
Fahrerlaubnisbehörden.534 Diese Erfordernis wurde auch durch die KPI 
530 Vgl. Lange/Mehlhorn, in: Rothenburger Beiträge – Band 94, S. 324 f.; vgl. Matschke, in: 
Rothenburger Beiträge – Band 77, S. 220 f.
531 Vgl. SMI, Mitteilung an öffentliche Stellen gem. § 2 Abs. 12 StVG.
532 Vgl. Anlage 14, Zn. 63 f.
533 Vgl. VGT, 51. Deutscher Verkehrsgerichtstag – Empfehlung, S. 3, online verfügbar.
534 Vgl. Anlage 1, Zn. 453; vgl. Anlage 2, Zn. 359; vgl. Anlage 3, Zn. 367 f.; vgl. Anlage 4, 
Zn. 191; vgl. Anlage 5, Zn. 236 f.; vgl. Anlage 6, Zn. 210; vgl. Anlage 7, Zn. 179; vgl. An-
lage 8, Zn. 235; vgl. Anlage 9, Zn. 196; vgl. Anlage 10, Zn. 200; vgl. Anlage 11, Zn. 184; 
vgl. Anlage 12, Zn. 283; vgl. Anlage 13, Zn. 209.
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der PD Leipzig535 und in einzelnen Beiträgen in der Literatur536 bestätigt 
und wird auch seitens des Verfassers der vorliegenden Arbeit als notwen-
dig erachtet.
Andere Bundesländer sind der Empfehlung des 51. Verkehrsgerichts-
tages bereits gefolgt bzw. hatten schon entspr. Erlasslagen oder landes-
weite Konzepte mit dazugehörigen Deliktskatalogen erarbeitet und mit 
den Fahrerlaubnisbehörden abgestimmt. Dazu gehören die Bundesländer 
Baden-Württemberg537, Hessen538, Niedersachsen539 und Nordrhein-West-
falen540, wobei diese Aufzählung nicht abschließend ist und aktuell bekannt 
wurde, dass auch das Bundesland Hamburg ein entspr. Projekt gegen Ag-
gressionstäter startet541. Aus diesem Grund wurde durch den Verfasser der 
vorliegenden Masterarbeit die Erforderlichkeit eines Straftatenkataloges 
gesehen, der auf Grundlage der Rechtsprechung und der Literaturmei-
nung erarbeitet wurde und sich an den bereits vorhandenen Erlasslagen 
bzw. Handlungsempfehlungen der o. g. Bundesländer orientiert. Dieser 
müsste zur Vervollständigung um die Verkehrsvergehen und BtM-Delikte 
ergänzt werden, die aufgrund des Themenschwerpunktes der vorliegen-
den Masterarbeit explizit ausgeklammert wurden.
Forschungsfrage 3
Welche Gründe gibt es dafür, dass die Mitteilungspflicht nach § 2 Abs. 12 
StVG i. V. m. § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV nicht ausreichend 
genutzt wird ?
Im Rahmen der Experteninterviews und -befragungen, aber auch bei der 
Sichtung einzelner Darstellungen in Fachartikeln, sind verschiedene Grün-
535 Vgl. Anlage 14, Zn. 206 f., 231.
536 Vgl. Müller, Rothenburger Beiträge – Band 94, S. IX; vgl. Lange/Mehlhorn, in: Rothen-
burger Beiträge – Band 94, S. 331 –  335; vgl. Müller, Rothenburger Beiträge – Band 77, 
S. III; vgl. Matschke, in: Rothenburger Beiträge – Band 77, S. 217 –  218.
537 Vgl. IM BW, Handlungsempfehlung zur Optimierung des Meldeverfahrens.
538 Vgl. HMdIS, Erlass zu Mitteilungen an Fahrerlaubnisbehörden.
539 Vgl. Nds. MI, Überprüfung der Fahreignung nach Aggressionsdelikten ohne Bezug 
zum Straßenverkehr.
540 Vgl. MIK NRW, VoKoVu.
541 Vgl. Fengler, Gewalttätern droht Führerscheinentzug, online verfügbar.
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de dafür bekannt geworden, warum die Mitteilungspflicht noch nicht aus-
reichend genutzt wird:
 • Die Polizisten sind zu wenig zu dem Thema geschult bzw. wissen gar 
nicht, dass bei relevanten Feststellungen i. Z. m. der vorliegenden Mas-
terarbeit Mitteilungen nach § 2 Abs. 12 StVG zu fertigen sind.542
 • Die Polizeikräfte sind mit anderen Tätigkeiten bereits ausgelastet bzw. 
sogar überlastet.543
 • Den Polizeikräften fehlen entspr. Handlungsempfehlungen oder -vor-
gaben.544
 • Den Polizeibeamten ist nicht klar, wann die Meldung zu erfolgen hat.545
 • Die Polizeikräfte bekommen zu wenig Rückmeldungen seitens der 
Fahrerlaubnisbehörden und nehmen an, dass es zu keinen Folgemaß-
nahmen anhand der Mitteilungen nach § 2 Abs. 12 StVG kommt.546
Diese Auflistung erhebt jedoch keinen Anspruch auf Vollständigkeit und 
ist eine Darstellung von möglichen jedoch womöglich nicht den konkreten 
Gründen. Dies könnte nur abschließend geklärt werden, wenn jeder Sach-
bearbeiter einer Straftat befragt wird, warum keine Mitteilung nach § 2 
Abs. 12 StVG gefertigt wurde. Seitens des Verfassers sind alle genannten 
Gründe nachvollziehbar und sollten daher bei der zukünftigen Ausrich-
tung beachtet werden.
Forschungsfrage 4
Welche Möglichkeiten gibt es, damit zukünftig mehr Meldungen nach § 2 
Abs. 12 StVG i. V. m. § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV gefertigt 
werden ?
542 Vgl. Anlage 1, Zn. 369 –  371, 380; vgl. Anlage 2, Zn. 218 –  220; vgl. Anlage 3, Zn. 300 –  
302; vgl. Anlage 5, Zn. 202 –  203; vgl. Anlage 7, Zn. 154; vgl. Anlage 8, Zn. 205; vgl. Anla-
ge 12, Zn. 249 f.; vgl. Anlage 13, Zn. 181 –  183, 189; vgl. Anlage 14, Zn. 163; vgl. Maibach, 
Polizeispiegel, S. 21; vgl. Müller, VD, 2007, 252 f.
543 Vgl. Anlage 1, Zn. 376 –  378; vgl. Anlage 3, Zn. 299; vgl. Anlage 4, Zn. 165 f.; vgl. Anlage 5, 
Zn. 201; vgl. Anlage 8, Zn. 206; vgl. Anlage 9, Zn. 169 f.; vgl. Anlage 14, Zn. 163 –  165.
544 Vgl. Anlage 3, Zn. 222 –  224; vgl. Anlage 3, Zn. 304 –  308; vgl. Anlage 8, Zn. 188 –  191; vgl. 
Anlage 12, Zn. 248 f.; Anlage 14, Zn. 167 –  170.
545 Vgl. Anlage 14, Zn. 167 –  169; vgl. Maibach, Polizeispiegel, S. 21.
546 Vgl. Anlage 5, Zn. 203 –  208.
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Auch hier sind im Rahmen der Experteninterviews und -befragungen 
sowie anhand einzelner Darstellung in Fachartikeln, verschiedenste Mög-
lichkeiten bekannt geworden, die jedoch keinen Anspruch auf Vollständig-
keit erheben:
 • Die Erstellung einer Handlungsanleitung i. Z. m. „charakterlichen Män-
geln“ für die Polizei in enger Abstimmung mit den Fahrerlaubnisbehör-
den sollte zeitnah umgesetzt werden, um die Qualität und die Quantität 
zu steigern547 und um dem schon jahrelangen Wunsch der Beteiligten 
nach einer aktuellen Handlungsempfehlung nachzukommen.548
 • Es müssen mehr bzw. bessere Schulungsmaßnahmen zum Fahreig-
nungsrecht und zu den charakterlichen Mängeln durchgeführt werden, 
insbesondere für die Kriminalpolizei, damit diese rechts- und hand-
lungssicher werden.549
 • Es hat eine Aufklärung der Polizeibeamten zu den Arbeits- und Heran-
gehensweisen der Fahrerlaubnisbehörde zu erfolgen, denn das sorgt 
für eine qualitativ bessere Zusammenarbeit.550 Zugleich sollte aber die 
Arbeits- und Herangehensweise der Polizei i. d. Z. erörtert werden.
 • Die Durchführung eines regelmäßigen Informationsaustauschs zw. den 
Fahrerlaubnisbehörden und der Polizei ist anzustreben ggf. vorzu-
geben, um eine intensivere und bessere Zusammenarbeit flächen-
deckend zu erreichen.551
547 Vgl. Anlage 3, Zn. 304 –  308; vgl. Anlage 12, Zn. 259 f.
548 Vgl. Anlage 1, Zn. 453; vgl. Anlage 2, Zn. 359; vgl. Anlage 3, Zn. 367 f.; vgl. Anlage 4, 
Zn. 191; vgl. Anlage 5, Zn. 236 f.; vgl. Anlage 6, Zn. 210; vgl. Anlage 7, Zn. 179; vgl. An-
lage 8, Zn. 235; vgl. Anlage 9, Zn. 196; vgl. Anlage 10, Zn. 200; vgl. Anlage 11, Zn. 184; 
vgl. Anlage 12, Zn. 283; vgl. Anlage 13, Zn. 209; vgl. Anlage 14, Zn. 206 f., 231; vgl. Mül-
ler, Rothenburger Beiträge – Band 94, S. IX; vgl. Lange/Mehlhorn, in: Rothenburger 
Beiträge – Band 94, S. 331 –  335; vgl. Müller, Rothenburger Beiträge – Band 77, S. III; vgl. 
Matschke, in: Rothenburger Beiträge – Band 77, S. 217 –  218.
549 Vgl. Anlage 1, Zn. 388 f.; vgl. Anlage 2, Zn. 220 f., 298 f.; vgl. Anlage 3, Zn. 299 –  302; vgl. 
Anlage 5, Zn. 214; vgl. Anlage 7, Zn. 154; vgl. Anlage 8, Zn. 205, 213 –  215; vgl. Anlage 12, 
Zn. 259 f.; vgl. Anlage 13, Zn. 181 –  183, 189; vgl. Ternig, Kriminalistik, 2013, S. 405.
550 Vgl. Anlage 2, Zn. 305 –  308; vgl. Anlage 5, Zn. 227 –  231; vgl. Anlage 12, Zn. 260 –  263.
551 Vgl. Anlage 5, Zn. 170, 214; vgl. Liedtke, Streife, 2016, S. 19; vgl. Müller, SVR, 2007, S. 243.
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 • Die Entlastung der Polizeikräfte von verschiedenen Aufgaben bzw. die 
Verstärkung der Polizeikräfte ist zu prüfen, damit mehr Ressourcen für 
die notwendige Verkehrssicherheitsarbeit zur Verfügung stehen.552
 • Es bedarf einer regelmäßigen Rückmeldung der Fahrerlaubnisbehör-
den zu den eingeleiteten Maßnahmen, um eine höhere Akzeptanz sei-
tens der Polizei zu erzeugen und um widerzuspiegeln, dass die Mittei-
lung zu entspr. Konsequenzen für den Betroffenen geführt hat.553
II. Ausblick
1. Verbesserungsansätze
Derzeitig besteht augenscheinlich das Problem, dass die wenigen einge-
henden Meldungen teilweise unvollständig oder die Ausführungen zu 
oberflächlich sind oder, dass das begangene Delikt noch nicht für eine 
Eignungsüberprüfung ausreicht. Es hat sich anhand der durchgeführten 
Untersuchung in der vorliegenden Masterarbeit gezeigt, dass die Polizei-
beamten über die Mitteilungspflicht bei charakterlichen Mängeln außer-
halb des Straßenverkehrs selbst noch nicht ausreichend informiert sind 
und daher ein entspr. Bedarf an Aus- und Fortbildungsmaßnahmen er-
forderlich scheint.554 Dort, wo konkrete Handlungsanleitungen vorliegen, 
gibt es qualitativ und quantitativ gute Ergebnisse seitens der Polizei.555 Aus 
Sicht des Verfassers der vorliegenden Masterarbeit erscheint es daher not-
552 Vgl. Anlage 4, Zn. 165 f., 172 f.; vgl. Anlage 5, Zn. 201; vgl. Anlage 8, Zn. 206 f.; vgl. An-
lage 9, Zn. 169 f.; vgl. Buhrke, in: Verkehrsmedizin, 2012, S. 71; vgl. Schöch, in: General-
prävention und Fahren unter Alkohol, 1998, S. 161, 165 f.; vgl. PD Leipzig, Strategie 
der Polizeidirektion Leipzig, S. 30 f.; vgl. Staeubert, Aggressivität im Straßenverkehr 
steigt – Polizei kündigt in Leipzig mehr Kontrollen an, online verfügbar; vgl. VGT, 51. 
Deutscher Verkehrsgerichtstag – Empfehlung, S. 3, online verfügbar.
553 Vgl. Anlage 1, Zn. 388 –  391; vgl. Anlage 5, Zn. 203 –  208; vgl. Müller, VD, 2007, 254.
554 Vgl. Anlage 1, Zn. 388 f.; vgl. Anlage 2, Zn. 220 f.,298 f.; vgl. Anlage 3, Zn. 299 –  302; vgl. 
Anlage 5, Zn. 214; vgl. Anlage 7, Zn. 154, 160; vgl. Anlage 8, Zn. 205, 213 –  215; vgl. Anla-
ge 12, Zn. 210 –  213, 259 f.; vgl. Anlage 13, Zn. 181 –  183, 189; vgl. Müller, in: Die Klärung 
von Eignungszweifeln im Fahrerlaubnisrecht, S. 53; vgl. Ternig, Kriminalistik, 2013, 
S. 405.
555 Vgl. Anlage 3, Zn. 305 –  308.
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wendig, den Empfehlungen des VGT556, den Forderungen der Fahrerlaub-
nisbehörden557 und der KPI Leipzig558, bzgl. der Anpassung der Hand-
lungsempfehlung aus 2006 an die aktuellen Erfordernisse, nachzugehen 
und einen zw. SMI, SMWA und SMJ abgestimmten Katalog an Straftaten 
vorzugeben, der eine Mitteilung erfordert. Dabei sollte sich aber gerade 
die Polizei mit den rechtlichen Möglichkeiten der Fahrerlaubnisbehörden 
auseinandersetzen.
Aus Sicht des Verfassers ist es unschädlich, wenn der Fahrerlaubnis-
behörde auch eine Mitteilung zugesandt wird, die letztendlich keine 
Fahreignungsüberprüfung zur Folge hat. Es darf nur nicht zu pauschalen 
Mitteilungen ohne entsprechende Bewertung kommen, da diese dem ver-
fassungsmäßigen Verhältnismäßigkeitsgrundsatz widersprechen.559 Gem. 
§ 2 Abs. 12 Satz 2 StVG muss die Fahrerlaubnisbehörde aber ohnehin alle 
Informationen vernichten, die für eine Eignungsüberprüfung nicht rele-
vant sind.
Die Fahrerlaubnisbehörde erhält umfassende Einsicht in die Verfah-
rensakte der Staatsanwaltschaft, wenn sie gegen einen Betroffenen ermit-
telt. Dies regelt § 474 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 StPO und wurde lt. Aussagen der 
Fahrerlaubnisbehörden auch in den meisten Fällen gewährt. Das bedeutet 
schlussendlich, dass sich die Fahrerlaubnisbehörde die Ermittlungsakte der 
Polizei somit von der Staatsanwaltschaft beiziehen kann. Bis die Verfahrens-
akte seitens der Justiz an die Fahrerlaubnisbehörde gelangt, vergeht dabei 
ein nicht unerheblicher Zeitraum, in dem der Betroffene noch länger eine 
Gefahr für die Verkehrssicherheit darstellen würde, als wenn die Polizei 
gleich eine fundierte Aktenlage an die Fahrerlaubnisbehörde versendet. Es 
wurde dabei festgestellt, dass sich die Fahrerlaubnisbehörden ihrer Pflicht 
zur Gefahrenabwehr nicht vollends bewusst sind und lieber auf das Urteil 
der Justiz warten. Das verdeutlicht, dass es an einer gemeinsamen bzw. ab-
556 Vgl. VGT, 51. Deutscher Verkehrsgerichtstag – Empfehlung, S. 3, online verfügbar.
557 Vgl. Anlage 1, Zn. 453; vgl. Anlage 2, Zn. 359; vgl. Anlage 3, Zn. 367 f.; vgl. Anlage 4, 
Zn. 191; vgl. Anlage 5, Zn. 236 f.; vgl. Anlage 6, Zn. 210; vgl. Anlage 7, Zn. 179; vgl. An-
lage 8, Zn. 235; vgl. Anlage 9, Zn. 196; vgl. Anlage 10, Zn. 200; vgl. Anlage 11, Zn. 184; 
vgl. Anlage 12, Zn. 283; vgl. Anlage 13, Zn. 209.
558 Vgl. Anlage 14, Zn. 206 f.
559 BVerfG, Beschluss v. 24. 06.  1993 – 1 BvR 689/92 –, zitiert nach Juris Rn. 61; BVerwG, 
Urteil v. 05. 07.  2001 – 3 C 13/01 –, zitiert nach Juris Rn. 26; vgl. Müller, DAR, 2013, S. 69; 
vgl. Tepe, DAR, 2013, S. 375; vgl. Gehrmann, NZV, 2003, S. 10 f.
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gestimmten Handlungsempfehlung oder Erlasslage fehlt. Es muss beider-
seits Rechtssicherheit hergestellt werden und den Polizeibeamten anheim-
gegeben werden, was letztendlich nicht mitgeteilt werden darf, um von 
vornherein eine aussagekräftige Aktenlage für die Fahrerlaubnisbehörden 
zu schaffen. Es ist daher von Vorteil, wenn der Fahrerlaubnisbehörde ein 
ausführlicher Ermittlungsbericht, der Schlussbericht bzw. Teile der Ermitt-
lungsakte übersandt werden, damit ausreichend Rückschlüsse für entspr. 
Eignungsbedenken gezogen werden können.
Ziel muss es dabei sein, die Mitteilung an die Fahrerlaubnisbehörde so 
umfangreich und vollständig560 zu gestalten, dass alle eignungsrelevanten 
Informationen nachvollziehbar vorliegen und Sachverhalte detailliert 
geschildert werden561. Auch informative oder nicht verfahrensrelevante 
Informationen sollten dabei weitergegeben werden. Eine abschließende 
Bewertung erfolgt ohnehin nicht durch die Polizei, sondern durch die 
Fahrerlaubnisbehörde.562 Auch weitere fahreignungsrelevante Erkenntnis-
se aus dem Vorgangs- und Auskunftssystem der Polizei müssen mitgeteilt 
werden, da diesen für die Einschätzung der Gesamtpersönlichkeit eine be-
sondere Bedeutung zukommt, insbesondere dann, wenn die Fahrerlaub-
nisbehörde die Anordnung zur MPU verfassen und begründen muss.563 Mit 
560 Vgl. Anlage 1, Zn. 425 –  428; vgl. Anlage 2, Zn. 351; vgl. Anlage 3, Zn. 281 f.; vgl. Anlage 
4, Zn. 185; vgl. Anlage 7, Zn. 154; vgl. Anlage 9, Zn. 190; vgl. Anlage 10, Zn. 195; vgl. 
Anlage 13, Zn. 197 f.; vgl. Wilkens, NdsVBl., 2013, S. 65; vgl. Müller, VD, 2007, 254.
561 Vgl. Anlage 1, Zn. 336 f., 345, 349, 353, 425; vgl. Anlage 2, Zn. 268 f., 326; vgl. Anlage 3, 
Zn. 334 f.; vgl. Anlage 4, Zn. 147 –  150, 180, 185; vgl. Anlage 5, Zn. 221; vgl. Anlage 6, 
Zn. 189 f., 198; vgl. Anlage 7, Zn. 154, 173 f.; vgl. Anlage 8, Zn. 166 –  170, 223, 228; vgl. 
Anlage 9, Zn. 153 f., 184, 190 f.; vgl. Anlage 10, Zn. 195; vgl. Anlage 11, Zn. 174; vgl. An-
lage 12, Zn. 191 f.; vgl. Anlage 13, Zn. 174 –  177, 203; vgl. Wozny, VD, 2018, Heft 4, S. 98; 
vgl. Liedtke, Streife, 2016, S. 17; vgl. Bauer, Bayerns Polizei, 2014, S. 30.
562 Vgl. Dauer, in: Straßenverkehrsrecht, Fahrerlaubnis und Führerschein, S. 90; vgl. 
Bauer, in: Handbuch des Fahreignungsrechts, S. 127, 131 f.; vgl. Hofstätter, in: Hand-
buch des Fahreignungsrechts, S. 157; vgl. Wozny, VD, 2018, Heft 4, S. 98; vgl. Maibach, 
Hessische Polizeirundschau, 2017, S. 21; vgl. Bauer, Bayerns Polizei, 2014, S. 30; vgl. 
Tepe, DAR, 2013, S. 372; vgl. Wilkens, NdsVBl., 2013, S. 65; vgl. Stumpen, Die Polizei, 
2013, S. 116; vgl. Müller, DAR, 2013, S. 69; vgl. Geiger, SVR, 2008, S. 406; vgl. Müller, SVR, 
2007, S. 243; vgl. Wendlinger, VD, 2006, S. 10; vgl. Lippert, POLIZEI – heute, 2001, S. 160.
563 Vgl. Anlage 1, Zn. 328 –  430, 435 –  440; vgl. Anlage 2, Zn. 269 –  271, 329 –  333; vgl. An-
lage 3, Zn. 337 –  341, 350 –  353; vgl. Anlage 5, Zn. 221 f.; vgl. Anlage 6, Zn. 190 f., 199 f.; 
vgl. Anlage 7, Zn. 154, 173 f.; vgl. Anlage 10, Zn. 195; vgl. Maibach, Polizeispiegel, 2018, 
S. 21; vgl. Wozny, VD, 2018, Heft 4, S. 98; vgl. Wilkens, NdsVBl., 2013, S. 65.
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der übersandten Mitteilung seitens der Polizei obliegt es der Fahrerlaub-
nisbehörde zu entscheiden, ob sie tätig wird und was die weiteren Schritte 
sind.564 Dabei muss es das polizeiliche Ziel sein, die Informationen so um-
fassend abzubilden, dass sich keine Nachfragen seitens der Fahrerlaubnis-
behörde ergeben und damit Polizei als auch Fahrerlaubnisbehörde glei-
chermaßen zeitlich entlastet werden.565
Fraglich ist zudem, wann die Abgabe der Mitteilung erfolgen sollte. Dies 
muss in einer Handlungsempfehlung oder Erlasslage geregelt werden, wo-
bei festzuhalten ist, dass Abgabe der Mitteilung spätestens mit der Abgabe 
an die Staatsanwaltschaft oder die Bußgeldstelle zu erfolgen hat.566 Seitens 
der Fahrerlaubnisbehörden besteht hier der Wunsch, die Übersendung 
möglichst vollständig zu gestalten, was bedeutet, dass z. B. bei BtM-Delikten 
die Mitteilung erst dann erfolgen sollte, wenn das toxikologische Gutach-
ten vorliegt. Da dies jedoch meist erst dann gegeben ist, wenn die polizei-
liche Ermittlungsakte bei den Kriminaldiensten oder der Kriminalpolizei 
vorliegt, wurde auch hier die klare Notwendigkeit festgestellt, gerade die 
dort eingesetzten Polizeibeamten besser fortzubilden.
I. Z. m. der Arbeits- und Verfahrenserleichterung ist zudem zu prüfen, 
ob die Mitteilungen zukünftig online erfolgen können, da die Fahrerlaub-
nisbehörden diese ohnehin einscannen und über ein digitales Verfahren 
der Postlauf deutlich verkürzt und entlastet werden könnte.567
I. Z. m. der Umsetzung einer konsequenteren Mitteilungspraxis sollten 
dabei insbesondere Personen und Gruppierungen aus dem Rockermilieu568, 
564 Vgl. Tepe, DAR, 2013, S. 372.
565 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil v. 25. 10.  2016 – 16 A 1237/14 –, zitiert nach Juris 
Rn. 30.
566 Vgl. Bauer, in: Handbuch des Fahreignungsrechts, S. 127; vgl. Maibach, Polizeispiegel, 
2018, S. 21; vgl. Wozny, VD, 2018, Heft 4, S. 98; vgl. Maibach, Hessische Polizeirund-
schau, 2017, S. 20 f.; vgl. Bauer, Bayerns Polizei, 2014, S. 31; vgl. Müller, SVR, 2007, 
S. 248.
567 Vgl. Müller, VD, 2007, 254; Entspr. Hinweise gab es auch im telefonischen und per-
sönlichen Kontakt mit mehreren Fahrerlaubnisbehörden.
568 Vgl. Matschke, in: Rothenburger Beiträge – Band 77, S. 212; vgl. Wozny, VD, 2019, Heft 8, 
S. 203; vgl. Stumpen, DPolBl, 2014, S. 27.
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den kriminellen Clans569, den Fußballhooligans570, der Rechts- und Links-
extremisten571, bekannte radikale Islamisten und Gefährder572, Mitglieder 
eines Kinderpornorings573, Umweltaktivisten574 aber auch Intensivtäter575, 
Enkeltrickbetrüger576 sowie Einbrecher und Automatensprenger577 gerückt 
werden. Ein Großteil dieser Personen legen regelmäßig solch ein Aggres-
sionspotenzial an den Tag, dass deren Fahreignung ohnehin fraglich ist.578
Damit könnte neben den strafrechtlichen Ermittlungen und dem Beitrag 
zur Verkehrssicherheit auch erreicht werden, dass das verwendete Kfz als 
Statussymbol nicht mehr verwendet werden kann und dies ggf. eine viel 
schlimmere Strafe für die Person darstellt, als ein Strafverfahren.579
2. Projekt „Gelbe Karte“
In anderen Bundesländern gibt es z. T. parallel zu Handlungsempfehlungen 
oder Erlasslagen das Projekt „Gelbe Karte“. Dabei handelt es sich um ein 
Gemeinschaftsprojekt zw. den Fahrerlaubnisbehörden und Polizeidienst-
stellen, in dessen Rahmen, die Polizeien einer Person eine sog. „Gelbe 
Karte“ übersenden, wenn diese zwei niederschwellige Aggressionsdelikte 
innerhalb eines Jahres begangen hat. Mit dieser „Gelben Karte“ wird die 
Person darauf hingewiesen, dass sie durch ihr strafbares Verhalten in 
den Fokus der Polizei gerückt ist und bei einer nochmaligen Straftat in 
den Blickpunkt der Fahrerlaubnisbehörde auf Grundlage einer Mitteilung 
569 Vgl. Wozny, VD, 2019, Heft 8, S. 203.
570 Vgl. Matschke, in: Rothenburger Beiträge – Band 77, S. 212; vgl. Zu Dohna/Ludwig/Neu-
mann/Poppe/Röhn, Der Spiegel, 2017, S. 100; vgl. Tepe, DAR, 2013, S. 375.
571 Vgl. Matschke, in: Rothenburger Beiträge – Band 77, S. 212; vgl. Wozny, VD, 2019, Heft 8, 
S. 203.






578 Vgl. Wozny, VD, 2019, Heft 8, S. 200 –  206.
579 Vgl. Wozny, VD, 2019, Heft 8, S. 205 f.
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nach § 2 Abs. 12 StVG gelangt und die Entziehung der Fahrerlaubnis oder 
die Versagung des Fahrerlaubniserwerbes angeregt wird.
Dem Verfasser der vorliegenden Masterarbeit sind solche Projekte u. a. 
in Baden-Württemberg580, Bremen581, Hessen582, Nordrhein-Westfalen583 
und Rheinland-Pfalz584 bekannt geworden, die bereits auf entspr. Erfolge 
zurückblicken können, in dem die erneute Straffälligkeit der Personen 
deutlich zurückgegangen war und die Rückfallquote teilweise sogar unter 
fünf Prozent lag.585
Gerade aufgrund der aktuellen Feststellung der BASt, nämlich dass 
Fahreignungsseminare wenig erfolgreich sind586, ist das Projekt „Gelbe 
Karte“ für Sachsen eine echte Alternative und könnte für die generelle Zu-
sammenarbeit mit den Fahrerlaubnisbehörden zukunftsweisend sein und 
einen weiteren Baustein für die Verkehrssicherheit in Sachsen darstellen.
580 Vgl. IM BW, Handlungsempfehlung zur Aktion „Gelbe Karte“.
581 Vgl. Polizei Bremen, Handlungsanleitung „Gelbe Karte“.
582 Vgl. Hessische Staatskanzlei, Informationen zur Arbeit der Hessischen Landesregie-
rung in der 18. Legislaturperiode, S. 14 f.
583 Vgl. NRW LT-Drs. 16/14053, Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage 5459 
vom 19. Dezember 2016.
584 Vgl. Schäler, DAR, 2018, S. 416 –  418; vgl. MdI RlP, Projekt „Gelbe Karte“ – Ergebnis der 
Auswertung der ersten Erfahrungsberichte, S. 1 –  3.
585 Vgl. FAZ.net, „Gelbe Karte“ zeigt bei 90 Prozent der Verwarnten Wirkung, online ver-
fügbar; vgl. MdI RlP, Projekt „Gelbe Karte“ – Ergebnis der Auswertung der ersten Er-
fahrungsberichte, S. 1 –  3; vgl. Ilg, Achtung, Führerschein in Gefahr !, online verfügbar; 
vgl. Weltmann, Polizei Oberhausen droht jungen Gewalttätern mit Führerscheinent-
zug, online verfügbar; vgl. Stengel, Führerschein weg statt Haft, online verfügbar.
586 Vgl. BT-Drs. 19/11425, Bericht über die Evaluation der Fahreignungsseminare, S. 3, 
86; vgl. Albrecht, DAR, 2019, S. 132.
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F. Fazit
Die Polizei stellt täglich Personen fest, deren charakterliche Eignung für 
das Führen von Kfz im öffentlichen Straßenverkehr fraglich ist und die da-
mit ein beträchtliches Risiko für die Verkehrssicherheit darstellen. I. Z. m. 
der Bearbeitung von Straftaten werden eine Vielzahl von fahreignungs-
relevanten Aspekten bekannt, die es den Fahrerlaubnisbehörden z. T. so-
gar erleichtern würden, eignungsüberprüfende Maßnahmen bis hin zum 
Führerscheinentzug einzuleiten und die seitens der Polizei gem. § 2 Abs. 12 
StVG auch zu melden sind. Es gilt das Legalitätsprinzip.
In der polizeilichen Praxis zeigt sich jedoch, dass gerade Mitteilungen 
i. Z. m. dem Thema der vorliegenden Masterarbeit an die Fahrerlaubnis-
behörden (unterbleiben) ausbleiben. Die Ergebnisse der Fallzahlen der 
Fahrerlaubnisbehörden und der Datenbankauswertung des PVA waren er-
nüchternd. Sie zeigen, dass es deutliche Potenziale bei der Wahrnehmung 
der Mitteilungspflicht nach § 2 Abs. 12 StVG gibt. Die angeführten Gründe 
der interviewten und befragten Experten für das Ausbleiben der Mittei-
lungen können dabei seitens des Verfassers der vorliegenden Masterarbeit 
vollends bestätigt werden. Mehrere Untersuchungen von Absolventen 
der PolFH haben bereits in den Vorjahren zum Ergebnis geführt, dass in 
Sachsen kaum Mitteilungen i. Z. m. einer möglichen charakterlichen Nicht-
eignung gefertigt werden und es sich nunmehr erwiesen hat, dass sich bis 
zum Jahresbeginn 2019 diesbzgl. kaum etwas verbesserte, obwohl eine 
Vielzahl an Mitteilungen nach § 2 Abs. 12 StVG i. V. m. § 11 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 6, 1. Alt. und Nr. 7 FeV allein in der PD Leipzig möglich gewesen wären. 
Damit zukünftig aber eine Änderung bei der Mitteilungspraxis eintritt, ist 
es erforderlich, diese Thematik weiter in den Fokus der sächsischen Polizei 
zu rücken und den positiven Beispielen aus den anderen Bundesländern 
zu folgen. Diese haben größtenteils schon jahrelange Erkenntnisse, die sei-
tens der sächsischen Polizei herangezogen werden sollten.
Dem Verfasser der vorliegenden Masterarbeit wurde bekannt, dass die 
Thematik der charakterlichen Nichteignung bereits vermehrt in Schulungs-
maßnahmen aufgenommen wurde und mittlerweile auch Vorlesungs-
inhalt an der PolFH für das Studium in der Laufbahngruppe 2.1587 ist. Damit 
587 Das Studium endet mit der Ernennung zum Polizeikommissar und dem akademi-
schen Grad des „Bachelor of Arts“.
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das Thema aber in allen Bereichen der sächsischen Polizei Einzug findet, 
ist es erforderlich, den Forderungen der Fahrerlaubnisbehörden und der 
KPI Leipzig zu entsprechen. Obwohl die Handlungsempfehlung aus 2006 
bereits seit 13 Jahren für die sächsische Polizei gilt, hat sie aufgrund des 
überproportionalen Bezuges zu Alkohol und BtM im Straßenverkehr kaum 
Bekanntheit im Bereich der Kriminaldienste und der KPI. Es sollte daher 
auch eine Handlungsempfehlung oder Erlasslage erarbeitet werden, die 
sich insbesondere an den Änderungen der FeV aus 2008 und den Begut-
achtungsleitlinien zur Kraftfahreignung aus 2018 orientiert und zugleich 
anführt, welche Straftaten eignungsrelevant sein können. Die derzeitige 
Handlungsempfehlung aus 2006 entspricht weder der derzeitigen Geset-
zeslage noch der aktuellen Rechtsprechung oder der h. M. in der Literatur. 
Mit einer überarbeiteten Handlungsempfehlung oder einer Erlasslage 
kann den Polizeibeamten die notwendige Rechts- und Handlungssicher-
heit gegeben werden, die auch eine Bearbeitung eignungsrelevanter Sach-
verhalte vereinfachen würde. Dabei sollte eine abgestimmte Vorgehens-
weise zw. dem SMI, dem SMWA und dem SMJ angestrebt werden. I. d. Z. 
ist jedoch zu bedenken, dass gerade ressortübergreifende Maßnahmen 
zumeist sehr zeitaufwendig sind, weswegen zeitnah wohl nur eine polizei-
interne Handlungsempfehlung umgesetzt werden kann. Hierbei sollte auf 
das Know-how der PolFH zurückgegriffen werden, die aufgrund der Im-
plementierung der Thematik in den Vorlesungsinhalten im Studium der 
Laufbahngruppe 2.1 bereits entspr. Vorkenntnisse einbringen kann.
In einer neuen Handlungsempfehlung sollte dabei konkretisiert wer-
den, was alles an die Fahrerlaubnisbehörde zu übermitteln ist. Seitens des 
Verfassers wird vorgeschlagen, dass der derzeitige Mitteilungsvordruck 
dabei auch überarbeitet wird und nur noch die Informationen enthält, 
die tatsächlich relevant sind. Zugleich sollten mehr Anlagen verpflichtend 
übersandt werden, wie z. B. die Anzeige und die gefertigten Berichte aus 
dem Vorgangsbearbeitungssystem der sächsischen Polizei. Ziel muss es 
sein, dass die Polizeibeamten nicht noch mehr zusätzliche Formulare aus-
zufüllen haben, sondern auf bestehende Dokumente zurückgreifen können. 
Damit könnte auch eine höhere Akzeptanz bei den Polizeibeamten erreicht 
werden. Es sind aber gerade i. Z. m. einer möglichen charakterlichen Nicht-
eignung explizit auch frühere Delikte mit aufzulisten, weswegen z. B. dem 
Schlussbericht zu Verfahrensakten eine besondere Bedeutung zukommt. 
Jedoch wird ein Abwarten bis zum Ende der Ermittlungen als nichtzielfüh-
rend gesehen, denn dadurch würde die Verkehrssicherheit der Verkehrs-
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teilnehmer zu lange durch den Betroffenen weiterhin gefährdet werden. 
Da die Fahrerlaubnisbehörde ohnehin nichteignungsrelevante Unterlagen 
unverzüglich zu löschen haben, könnte mit der Übersendung von Ermitt-
lungs- und/oder Schlussberichten eine neue Mitteilungspraxis entstehen, 
die zahlreiche Nachfragen der Fahrerlaubnisbehörden abstellen würde.
Da der kooperative Ansatz in einer Vielzahl von Aufgabenbereichen der 
Polizei eine Rolle spielt, sollte er gerade auch mit den Fahrerlaubnisbehör-
den weiterverfolgt werden und seitens der sächsischen Polizei Festlegun-
gen getroffen werden, in welcher Form und in welchem Umfang regel-
mäßige Treffen stattzufinden haben. Die Vorgehensweise des Landkreises 
Nordsachsen wird dabei als zielführend angesehen und sollte durch alle 
Polizeireviere und -direktionen angestrebt werden.
Seitens des Verfassers der vorliegenden Masterarbeit wird zudem vor-
geschlagen, das Projekt „Gelbe Karte“ auch in Sachsen zu implementieren. 
Die präventiven Erfolge können anhand der Rückfallquoten nachgewiesen 
werden und sind vielversprechend. Damit könnte ein wesentlicher Beitrag 
zur Verkehrssicherheit geleistet und der Landesverkehrsplan 2030 des 
Freistaates Sachsen erfolgreich unterstützt werden. Dies könnte z. B. als 
Pilotprojekt in einem Landkreis oder Revierbereich gestartet und nach 
einem Zeitraum von mindestens einem, besser aber zwei oder drei Jahren 
evaluiert werden.
Festzuhalten ist, dass weitere Maßnahmen für eine bessere Verkehrs-
sicherheit zwingend erforderlich sind. Die Reduzierung der Verkehrs-
unfalltoten, aber auch der Schwer- und Leichtverletzten ist eine Aufgabe, 
die aufgrund steigender Verkehrsteilnehmerzahlen essentiell ist. Der der-
zeitige negative Entwicklungstrend in Sachsen und der PD Leipzig müs-
sen zu Gegenmaßnahmen seitens der Behörden führen und hierbei be-
kommt der Polizei eine besondere Bedeutung zu. Neben der polizeilichen 
Verkehrsüberwachung – deren Intensivierung aufgrund der vielfältigen 
polizeilichen Aufgaben kurzfristig und dauerhaft kaum möglich ist – kön-
nen die angeführten Maßnahmenvorschläge einen erheblichen Teil dazu 
beitragen, die Straßen sicherer zu machen und die Verkehrsteilnehmer 
besser zu schützen. Mit einer abgestimmten Presse- und Öffentlichkeits-
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Diese Bachelorarbeit zum Thema „E-Payment“, also die Möglichkeit mit 
Karte direkt Vorort bezahlen zu können, habe ich als Abschlussarbeit mei-
nes Studiums bei der Sächsischen Polizei geschrieben. Ziel ist es, die Vor- 
und Nachteile der Einführung eines solchen Bezahlsystems aufzuzeigen 
und Erfahrungen aus anderen Bundesländern, welche bereits mit solchen 
Systemen arbeiten, einfließen zu lassen.
Während meines Grundpraktikums stellte ich fest, dass es diese Mög-
lichkeit bei der sächsischen Polizei nicht gibt. Beim Verwarnen wegen z. B. 
Fahrens ohne Sicherheitsgurt kam es des Öfteren dazu, dass der/die Be-
troffene fragte, ob mit Karte gezahlt werden könne. Meine Kollegen muss-
ten dies verneinen. Umso häufiger es zu dieser Situation kam, umso mehr 
fragte ich mich: „Warum eigentlich nicht ?“.
Ich entschloss mich, dieses Thema in meiner Bachelorarbeit aufzugrei-
fen und begann zu recherchieren. Nach kurzer Zeit erfuhr ich, dass es in 
der Polizeidirektion Dresden eine Testphase mit drei Geräten gab. Regie-
rungsrat Holger Kaatz, Leiter des Sachgebiets Verwaltung im Führungs-
stab und seine Mitarbeiterin Frau Bauer, waren von Anfang an bereit, 
mich bei meiner Arbeit zu unterstützen. Beide sind direkt mit dem Thema 
E-Payment, der Testphase, sowie der Abrechnung und Rechnungsprüfung 
vertraut und begleiteten die Arbeit bis zuletzt, in dem sie alle Fragen mit 
ihrem fundierten Wissen beantworteten. Dafür möchte ich mich beson-
ders bedanken.
Schnell stand für mich fest, dass Prof. Dr. Dieter Müller, Fachlehrer des 
Fachgebiet 1 und Dozent im Verkehrsstrafrecht, mein Erstbetreuer sein 
soll. Auch ihm danke ich für seine Erreichbarkeit, seine Antworten auf all 
meine Fragen und vor allem für den Kontakt zum Freistaat Bayern. Denn 
Frau Polizeihauptmeisterin Nicole Pickel von der Verkehrspolizeiinspek-
tion in Feucht hat mich mit dem Beantworten meines Fragebogens zu den 
Erfahrungen mit dem bayrischen Bezahlsystem sehr unterstützt. In diesem 
Sinne danke ich allen Beteiligten für ihre Bereitschaft und Unterstützung.




Beim Einkaufen, Tanken, im Restaurant oder bei anderen Freizeitaktivitä-
ten, fast überall wird gefragt: „Möchten Sie bar oder mit Karte bezahlen ?“ 
Die Möglichkeit der Kartenzahlung hat einige Vorteile: z. B. es kann immer 
passend gezahlt werden, es wird keine große Geldbörse benötigt und auf 
dem Konto sind alle Ausgaben einfach nachvollziehbar ohne lästige Quit-
tungen und Bons auswerten zu müssen.
„Nach der aktuellen Zahlungsverkehrsstatistik der Deutschen Bundes-
bank entscheiden sich die Deutschen aber immer häufiger auch für bar geld-
loses Bezahlen. Die Statistik beruft sich dabei auf Daten aller in Deutschland 
ansässigen Banken und Zahlungsdienstleister. Diese verzeichneten für das 
Jahr 2017 mehr als 21 Milliarden bargeldlose Zahlungen. Im Vergleich zum 
Vorjahr ist das ein Anstieg von drei Prozent. Ein leichter Aufwärtstrend, 
der auch schon in den vergangenen Jahren zu beobachten war. […] Den 
größten Zuwachs gab es bei den Bezahlungen mit Kreditkarte. Die Anzahl 
der Transaktionen stieg um beinahe elf Prozent auf etwa 4,5 Mil liarden, 
und auch das Volumen der Bezahlungen wuchs um neun Prozent.“1
„Die Verbraucher in Deutschland haben ihre Einkäufe 2018 erstmals 
häufiger mit Giro- und Kreditkarten als mit Bargeld bezahlt. Das geht aus 
einer Erhebung des Handelsforschungsinstitut EHI hervor. Insgesamt zahl-
ten die Kundinnen und Kunden demnach im stationären Einzelhandel rund 
209 Milliarden Euro per Karte. Das sind 12,4 Milliarden Euro mehr als im 
Vorjahr. Dadurch stieg der Umsatzanteil dieser Zahlungsart auf 48,6 Pro-
zent.“2 Die Statistiken zeigen, dass der Trend zur bargeldlosen Zahlung geht. 
Vor allem junge Menschen haben oft kaum noch Bargeld einstecken.
Ein momentan sehr aktuelles Thema sorgte zusätzlich zu einer Ver-
änderung im Zahlverhalten. „Im Zuge der Corona-Krise versuchen viele 
Menschen Bargeld zu meiden. Vor allem das kontaktlose Bezahlen beim 
Einkaufen gewinnt an Bedeutung, wie eine aktuelle Umfrage zeigt. […] 
75 Prozent der Befragten versuchen demnach aktuell, Zahlungen mit Bar-
geld so oft wie möglich zu vermeiden. Diese Corona-bedingte Zurückhal-
tung gegenüber dem Bargeld zieht sich quer durch alle Altersgruppen. […] 
1 Vgl.: Internetquelle Nr. 1 (siehe Quellenverzeichnis).
2 Vgl.: Internetquelle Nr. 2 (siehe Quellenverzeichnis).
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Zugleich wünschen sich 71 Prozent mehr Möglichkeiten, kontaktlos bezah-
len zu können.“3
Nachdem ich durch Recherchen innerhalb der Polizei an Informatio-
nen zur Testphase und die dafür zuständigen Personen in der Polizeidirek-
tion Dresden (PD Dresden) gelangt bin, habe ich Kontakt zu diesen auf-
genommen. Die bei Gesprächen mit dem Leiter des Sachgebiets Verwaltung 
und seiner Mitarbeiterin erlangten Erkenntnisse und Informationen zum 
besseren Verständnis der Thematik fließen regelmäßig in die Arbeit ein. 
Alsbald lag mir auch ein Sachstandbericht und eine ausführliche Prozess-
betrachtung von dieser Zeit vor, welche zu Beginn dieser Arbeit ausgewer-
tet werden.
Weiterhin fand ich u. a. durch Internetrecherche heraus, dass es in an-
deren Bundesländern, wie z. B. in Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen 
schon länger diese Bezahlmöglichkeit gibt. Deren Systeme und Erfahrun-
gen sollen mittels Fragebogen festgestellt werden und ebenfalls in die Ar-
beit einfließen. Die Firma TeleCash GmbH & Co. KG stellt diesen Bundes-
ländern überwiegend die Hard- und Software bereit.
Nach zusätzlichen Gesprächen mit dem Polizeiverwaltungsamt (PVA) 
stellte ich die Aktualität dieses Themas fest und erhoffte mir eine positive 
Entwicklung während der Bearbeitung dieser Arbeit. Leider wurde mir im 
Dezember 2019 kurzfristig mitgeteilt, dass die Verantwortlichen im PVA 
versetzt oder mit anderen Aufgaben betraut wurden. Obwohl man bezüg-
lich des Themas so weit vorangeschritten war, bekamen bei einer neuen 
Wichtung plötzlich andere Projekte den Vorrang. (Anlage 20) Dadurch 
wurde deutlich, welche Priorität eine Einführung der Kartenzahlung in 
der Sächsischen Polizei hat. Umso wichtiger ist es zu verdeutlichen, welche 
Vor- und Nachteile eine Einführung des „E-Payment“ bei der Sächsischen 
Polizei mit sich bringen würde.
Auf folgende Thesen soll in der Arbeit eingegangen werden:
These 1:
Der Bearbeitungsaufwand bei Verwarnungen und Sicherheitsleistungen 
ist insgesamt sehr hoch und kann durch die Einführung des „E-Payment“ 
deutlich reduziert werden.




Eine Einführung mobiler Bezahlterminals innerhalb der Polizei ist an ge-
wisse Voraussetzungen und Anforderungen gebunden.
These 3:
Die Einführung von Bezahlterminals bringt Vor- und Nachteile mit sich.





„Der Rechnungshofbericht 2013 veranlasste zum Projekt ‚E-Payment‘, das 
dem Polizeiverwaltungsamt übertragen wurde. Die Einführung von mo-
bilen Bezahlterminals für bargeldlose Zahlungen der Verwarngelder und 
Sicherheitsleistungen ist zu prüfen.“4 Innerhalb des PVA wurde die Projekt-
gruppe „Interaktiver Funkstreifenwagen Polizei Sachsen“ (PG IFPS) damit 
beauftragt.
Seit 2010 werden insgesamt drei Testterminals in der PD Dresden ge-
testet.5 Diese werden „der Staatsverwaltung aus einem Rahmenvertrag des 
Staatsbetriebes Sächsische Informatikdienste (SID) zur Verfügung gestellt. 
Die Polizei ist eine von mehreren Test-Dienststellen“ und „war an der Aus-
schreibung […] nicht beteiligt.“6 Der Sachstandbericht von Januar 2014 
sollte Aufschluss darüber geben, ob der Rahmenvertrag des SID mit der 
B+S Card Service GmbH, auch in Hinsicht auf den Personal- und Kostenauf-
wand, weiter genutzt werden sollte.7
„B+S Card Service mit Sitz in Frankfurt am Main fusioniert mit dem 
Kieler Payment Service Provider Payone: Im dritten Quartal 2017 erfolgt 
der Zusammenschluss des Acquirers und Dienstleisters für bargeldloses 
Bezahlen am Point of Sale, B+S, mit Payone, das zu den 50 am stärksten 
wachsenden deutschen Technologieunternehmen zählt. Damit entsteht ein 
Händler-Dienstleister mit umfassendem Angebot im Payment und ergän-
zenden Services. Das neue Unternehmen firmiert als BS Payone mit Sitz in 
Frankfurt am Main und Niederlassung in Kiel sowie weiteren Standorten 
in Europa.“8 Aufgrund dessen wird der Anbieter, mit dem der aktuelle Rah-
menvertrag geschlossen ist, im Folgenden als „BS PAYONE“ bezeichnet.
„Der Staatsbetrieb Sächsische Informatik Dienste (SID) ist seit 2008 der 
zentrale IT-Dienstleister für die sächsische Landesverwaltung. Er unter-
4 Siehe: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Anlage 2, Schreiben vom SMI an den SID, vom 
02. 09.  2014.
5 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, S. 3.
6 Siehe: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Anlage 2, Schreiben vom SMI an den SID, vom 
02. 09.  2014.
7 Siehe: PVA, a. a. O., ebd.
8 Vgl.: Internetquelle Nr. 4 (siehe Quellenverzeichnis).
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stützt die Erledigung von Verwaltungsaufgaben durch den Einsatz mo-
dernster Informationstechnik, ist zentraler Ansprechpartner für alle IT-
Belange seiner Kunden und bietet qualitativ hochwertige, zuverlässige und 
serviceorientierte IT-Lösungen.“9 „Der Staatsbetrieb Sächsische Informatik 
Dienste (SID) untersteht der Dienst- und Fachaufsicht der Sächsischen 
Staatskanzlei.“10
Von den drei getesteten Geräten werden zwei für Verwarngeld (VG) und 
eins für die Vereinnahmung von Sicherheitsleistungen (SL) genutzt.11 Ver-
warngelder und Sicherheitsleistungen werden durch den Polizeivollzugs-
dienst (PVD) bzw. Polizeivollzugsbeamte vereinnahmt.
Die Vereinnahmung von Verwarngeld beruht auf den Regelungen des 
§ 56 Ordnungswidrigkeitengesetz (OWiG). Die Verwaltungsbehörde, hier in 
diesem Fall der PVD der Sächsischen Polizei, kann geringfügige Ordnungs-
widrigkeiten (OWi) verwarnen und ein Verwarngeld von 5,00 bis 55,00 € 
erheben. Dazu zählen z. B. das Fahren ohne Gurt, ein kaputtes Licht oder 
auch zu schnelles Fahren in einer Tempo-30 Zone. Eine Verwarnung kann 
auch mündlich, also ohne Verwarngeld, erfolgen.12
Gemäß der Verwaltungsvorschrift (VwV) Sicherheitsleistungen handelt 
es sich hierbei um Zahlungen, welche von Beschuldigten und dringend Tat-
verdächtigen, die nicht im Geltungsbereich des jeweiligen Gesetzes woh-
nen oder einen festen Aufenthaltsort haben, geleistet werden müssen, „um 
die Durchführung des Strafverfahrens sicherzustellen“. Das heißt, es muss 
„eine angemessene Sicherheit für die zu erwartende Geldstrafe und die 
Kosten des Verfahrens“ geleistet werden.13 „Sind Personen, die im Inland 
keinen festen Wohnsitz oder Aufenthalt haben, einer Straftat oder Ord-
nungswidrigkeit dringend verdächtig, können die Ermittlungspersonen der 
Staatsanwaltschaft14 nach Maßgabe der §§ 127a, 132 Strafprozessordnung 
(StPO) Sicherheitsleistungen erheben. Von Jugendlichen wird die Leistung 
9 Vgl.: Internetquelle Nr. 5 (siehe Quellenverzeichnis).
10 Vgl.: Internetquelle Nr. 6 (siehe Quellenverzeichnis).
11 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Seite 3.
12 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 3 und 4.
13 Vgl.: Internetquelle Nr. 7 (siehe Quellenverzeichnis).




einer Sicherheit nicht verlangt.“15 Die zu erwartende Geldstrafe setzt sich 
unter anderem aus den „Gemeinsamen Richtlinien der sächsischen Staats-
anwaltschaften“ und den aus Gebühren und Auslagen bestehenden Kosten 
für das Verfahren zusammen.16 SL werden mittels SN VB 382, einem spe-
ziellen Formular dafür, auch zur Abwendung einer anstehenden Erzwin-
gungshaft oder Ersatzfreiheitsstrafe, sowie zur Zahlung eines Geldbetrages 
zum Vorschlag auf Verfahrenseinstellung erhoben (Anlage 1).
Mit dem ersten Sachstandbericht vom 7. Januar 2014 kam man zu der 
Erkenntnis, dass es durch die Terminals zwar zu einer Entlastung des Poli-
zeivollzugsdienstes kam, aber im Verwaltungsbereich ein höherer Arbeits-
aufwand entstand. Die PG IFPS riet, mit einem erweiterten Praxistest mög-
lichst bis zu einer Verbesserung des Abrechnungssystems und somit einer 
Entlastung der Verwaltung, abzuwarten. Weiterhin stellte man fest, dass 
die Geräte von BS PAYONE den polizeispezifischen Anforderungen nicht 
entsprachen. Da diese und womöglich auch andere Gründe zu einer sehr 
durchwachsenen Nutzung der Terminals führten, riet die PG IFPS weiter-
hin, bei einer Testausweitung auf die aktuelle Einnahmen von Bargeld 
mittels VG-Blocks zu verzichten.17 Nachdem die offizielle Testphase vorerst 
im September 2014 beendet wurde, beschloss man in einer Besprechung 
im Staatsministerium des Inneren (SMI) am 15. Oktober 2014, dass die PG 
IFPS einen neuen Sachstandbericht sowie eine aufschlussreiche Prozess-
betrachtung verfassen soll, um besser über das weitere Vorgehen entschei-
den zu können.18
Hervorzuheben ist: „Die Einführung mobiler Bezahlterminals wird aus-
drücklich befürwortet.“19 und ein „maßgebliches Ziel der Einführung des 
E-Payment ist insbesondere die Entlastung des PVD sowie der Verwaltung 
unter Berücksichtigung von Wirtschaftlichkeitsaspekten.“20
15 Siehe: Internetquelle Nr. 8 (siehe Quellenverzeichnis).
16 Vgl.: Internetquelle Nr. 8 (siehe Quellenverzeichnis).
17 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Seite 3.
18 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Anlage X, Schreiben vom PVA an das SMI, vom 
30. 06.  2015.
19 Siehe: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Anlage 2, Schreiben vom SMI an den SID, vom 
02. 09.  2014.
20 Siehe: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Anlage 3, Schreiben vom PVA an den SID, vom 
08. 09.  2014.
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3. Auswertung des Sachstandsberichts von 2015
Um ein hinreichendes Verständnis zu verschaffen, sollen zunächst die 
wichtigsten Punkte aus dem neuen Sachstandsbericht der Projektgruppe 
Interaktiver Funkstreifenwagen Polizei Sachsen zur Erprobung des Ein-
satzes mobiler Bezahlterminals bei der Sächsischen Polizei – E-Payment 
vom 12. Juni 2015 zusammengefasst werden.
3.1 Gerät
Bei den Terminals, welche seit 2010 von BS PAYONE zur Verfügung gestellt 
werden, handelt es sich um das Model VX680 mit WLAN-Funktion von 
CCV. (Abbildung 1) Die Maße sind 172 × 82 × 62 mm und es wiegt 477 g. 
Durch einen 400 MHz Prozessor, integriertes GPRS und einen leistungs-
starken Akku ist es gut für den Einsatz im Outdoor-Bereich geeignet. Als 
nötiges Zubehör gibt es u. a. einen Ersatz-Akku und ein Kfz-Ladekabel. Die 
Tasche, welche man ebenfalls dazu kaufen kann, hat sich als unpraktisch 
erwiesen, da sie lediglich das Gerät fasst und keinen Platz für eine weitere 
Papierrolle oder die Händlerbelege bietet (Anlage 2). Dadurch haben die 
Organisationseinheiten (OE) eigene Transportmöglichkeiten improvisiert 
(Abbildung 2 und 3).
Abbildung 1: Terminal CCV VX 680 WLAN
Quelle: Internetquelle Nr. 9 (siehe Quellenverzeichnis) 
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Abbildung 2: eigene Verpackung bei APRev Dresden (leerer Verbandskasten)
Quelle: eigene Aufnahme





Bei jeder Kartenzahlung werden zwei Belege ausgedruckt. Der Betroffene 
erhält den Kundenbeleg als Quittung, der Händlerbeleg verbleibt beim 
PVD. Die Verwarngeldhöhe wird vom Beamten manuell in das Terminal 
eingegeben und somit auf die Belege gedruckt. Auch das Datum erscheint 
automatisch auf den Belegen. Da die zwingend erforderlichen Angaben 
zur Verwarnung fehlen, muss der Verwarnungsgrund, z. B. in Form der 
Tatbestandsnummer, und die Unterschrift des PVD handschriftliche durch 
diesen ergänzt werden.21 Um den Zahlungsablauf z. B. durch eine Ein-
gabe des Tatbestands im Terminal effizienter zu gestalten, wurde sich in 
der PD Görlitz mit der Möglichkeit einer „Mini-POS Applikation (vorpro-
grammiertes Menü zur Auswahl von Tatbeständen)“ auseinandergesetzt.22 
Eine eigenständige Verwaltung der Mini-POS wurde jedoch durch den SID 
abgelehnt. Bei einer weiteren Testphase wollte die PD Görlitz auch die 
Unterschrift des PVD durch die Verwendung einer persönlichen Identifi-
kationsnummer einsparen. Diese Möglichkeit sollte durch das SMI geprüft 
werden.23 Bisher sind dazu keine neuen Erkenntnisse bekannt.
3.3 Datenschutz
„Auf dem bei der Polizeibehörde verbleibenden Händlerbeleg werden bei 
Girokarten-Zahlung die Kontonummer bzw. bei Kreditkartenzahlungen 
die Primary Account Number unmaskiert dargestellt. Im Ergebnis der da-
tenschutzrechtlichen Prüfung muss – soweit technisch nicht anders reali-
sierbar – nach Abschluss der Zahlung mit PIN-Verfahren noch vor Ort die 
Kontonummer/PAN24 durch den PVD geschwärzt werden. Dies erhöht den 
Verwaltungsaufwand gegenüber dem herkömmlichen Verfahren der Ver-
21 Vgl. PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Seite 6.
22 Vgl. PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Seite 4.
23 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Seite 6.
24 Aus den 19 Ziffern der Primary Account Number (PAN) lassen sich u. a. die Bankleit-
zahl und die Kontonummer des Kontoinhabers erkennen.
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einnahmung von VG.“25 Recht schnell wurde dieser erhebliche Mangel 
erkannt und abgestellt. Das zeitaufwendige Schwärzen ist nicht mehr not-
wendig, da sich keine personenbezogenen Daten mehr auf dem Beleg be-
finden (Anlage 3).
Online-Zahlungen durch Giro- oder Kreditkarte mit PIN-Eingabe erfol-
gen in Echtzeit, somit ist eine Speicherung oder spätere Identifizierung 
des Betroffenen nicht notwendig. Um eine freiwillige Einwilligung sicher-
stellen zu können, wird dem Betroffenen beim Ausspruch der Verwarnung 
auch eine andere Zahlungsmöglichkeit angeboten.26
3.4 Software
Das Abrechnungsverfahren in der PD Dresden gestaltet sich sehr umständ-
lich und zeitaufwendig, da es keine funktionierende Software gibt und alle 
Belege manuell abgeglichen werden müssen. Darauf wird ausführlicher 
im Kapitel 4 – Auswertung der Prozessdarstellung eingegangen.
Ende August 2014 wurde dem PVA durch den SID eine Kassenschnitts-
Vergleichs-Software (KSV-Software) vorgestellt, welche den Aufwand bei 
der Abrechnung minimieren könnte. Das System würde die Daten der 
Kassenschnitte mit den Zahlungseingängen bei der Hauptkasse27 automa-
tisch abgleichen. Der Kassenschnitt ist ein zusätzlicher Beleg, welcher alle 
Buchungen seit dem letzten Kassenschnitt beinhaltet. Nach jeder Schicht, 
in der das Terminal genutzt wurde, ist dieser auszudrucken.28 „Der zeitauf-
wendige manuelle Abgleich könnte damit entfallen. Für den automatischen 
Abgleich ist es jedoch erforderlich, die Daten des Kassenschnitts manuell in 
die KSV-Software zu übertragen.“29, bevor sie per E-Mail an den jeweiligen 
Sachbearbeiter in der PD Dresden gesandt und von diesem in das System 
25 Siehe: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Anlage 6, Schreiben vom SID an das PVA, vom 
14. 10.  2014.
26 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Anlage 5, Schreiben innerhalb des PVA, vom 
12. 09.  2014.
27 „Die Hauptkasse des Freistaates Sachsen ist zuständig für die Landesgeldgeschäfte, 
d. h. hier erfolgt die Abwicklung des Zahlungsverkehrs und der Buchungsgeschäfte 
des Freistaates Sachsen.“; siehe: Internetquelle Nr. 10 (siehe Quellenverzeichnis).
28 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Seite 4.
29 Siehe: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 20.
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importiert werden können. Erst danach könnte der automatische Abgleich 
stattfinden. Falls dabei etwas nicht übereinstimmt, muss erneut manuell 
geprüft werden. „Zu Testzwecken würde dies vorerst bei der PD Dresden 
erfolgen. Bei erfolgreichem Test könnte diese Aufgabe beim Mitarbeiter 
Innendienst (MAID) bzw. Verwalter der Geldstelle angesiedelt werden. Die 
übrigen Abläufe des Abrechnungsprozesses bleiben gleich.“30
Ein Praxistest sollte den entstehenden Aufwand bei der manuellen Er-
fassung der Kassenschnittsdaten und die allgemeine Eignung der Software 
aufzeigen. „Aufgrund Unausgereiftheit“ war dieser bisher „noch nicht 
möglich, der SID arbeitet an der Fehlerbehebung. Der weitere Fortgang 
bleibt abzuwarten.“31 Nach derzeitigem Stand wurde die Software, welche 
eine Eigenerfindung des SID war, nur sehr kurz genutzt, da sie sehr fehler-
anfällig ist. Aktuell wird ohne jegliche Software abgerechnet, da man von 
einer zeitnahen neuen Ausschreibung zum Thema „E-Payment“ ausging.
Ein weiterer großer Schwerpunkt ist, dass die Terminals von BS PAYONE 
aktuell nicht beide Funktionen, also die Vereinnahmung von Verwarngeld 
und zugleich von Sicherheitsleistungen bedienen können. Eine Anfrage 
im April 2014 beantwortete das SID damit, dass es bei BS PAYONE eine 
Lösung dafür gäbe, die Firma aber nicht weiter in Vorleistung gehen will, 
da für diese Änderung eine entsprechende Nutzung garantiert sein müsse 
bzw. die weiteren Kosten vom SID übernommen werden müssten. Da zu 
dem damaligen Zeitpunkt jedoch immer noch unklar war, ob durch die 
genannte Lösung nun beide Funktionen durch ein Gerät bedienbar sein 
könnten, die rechtlichen bzw. vertraglichen Grundlagen nicht übergeben 
wurden und vom SID keine Aussage zu anfallenden Kosten für Dienstleis-
tungen getroffen wurde, sah die Sächsische Polizei vorerst von einer ver-
bindlichen Bestellung ab.32
In einem weiteren Schreiben des SID vom 23. 09.  2014 hieß es plötzlich, 
dass eine Zusammenführung der Zahlfunktionen bei exakter Leistungs-
beschreibung möglich wäre, eine Umsetzung jedoch mehrere Monate be-
ansprucht. Trotz vorhandener Zusagen konnte auch hier noch keine Lö-
sung gefunden werden. In besagtem Schreiben wurde erstmalig auch auf 
eine mögliche Funktion eingegangen, um SL bei der Vereinnahmung di-
30 Siehe: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 20.
31 Siehe: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Seite 4.
32 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Seite 5.
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rekt an den Empfänger (z. B. an das Bundesamt für Güterverkehr (BAG)) 
weiterzuleiten. Auch hier fehlen allerdings wieder genaue Angaben dazu, 
wie dies technisch umgesetzt werden soll und mit welchen Kosten dafür zu 
rechnen ist.33
3.5 Mietdauer
Laut Sachstandsbericht lief die erste offizielle Praxistestphase von März 
bzw. Juni 2010 bis September 2014, also über vier Jahre.34
Wenn ein weiterer Praxistest von sechs Monaten keine Veränderungen 
bringen würde, werde man von einem zweijährigen Mietzeitraum abse-
hen. Der damalige Rahmenvertrag sollte Mitte 2016 ablaufen und die Ter-
minals wieder abgegeben werden.35
Die PD Dresden entschied sich dagegen, sodass der Vertrag nie gekün-
digt wurde und aktuell weiterläuft, bis es zu einer neuen Ausschreibung 
und einer neuen Vergabe bzw. zu Neuerungen durch den aktuellen An-
bieter kommt. Somit befinden sich die drei Geräte immer noch in der PD 
Dresden und werden dort auch weiterhin genutzt.
3.6 Kosten
Eine konkrete statistische Erfassung der Anzahl an eingenommenen Ver-
warngeldern liegt nicht vor. Auch gibt es keine belastbare Statistik über 
die Anzahl unbarer Belege.36
Laut Sachstandbericht von 2014 beschaffte die PD Dresden rund 2 300 
Verwarngeldblöcke zum Preis von 0,49 € für den Betrachtungszeitraum von 
zwei Jahren (563,50 €/Jahr).37 Aktuell liegt der Preis bei 1,00 € pro Block, bei 
Abnahme von 2 000 Stück. Für 2019 wurden nur 560 Verwarngeldblöcke 
33 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Anlage 4, Schreiben vom SID an das SMI und 
das PVA, vom 02. 09.  2014.
34 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Seite 3 (Tabelle).
35 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Seite 5.
36 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 4.
37 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 4.
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ausgegeben (Anlage 4). Somit kann bezüglich der Kosten in 2019 nur zu-
sammengefasst werden, dass die PD Dresden 560,00 € für die Beschaffung 
der Verwarngeldblöcke ausgegeben hat.
In dem Jahr wurden weiterhin 198 Blöcke (1 Block/20 Blatt) für die Ver-
einnahmung der Sicherheitsleistungen ausgegeben. Die Kosten für einen 
Block liegen bei 2,49 € (Anlage 4). Somit wurden 2019 493,02 € für diese 
Formulare ausgegeben.
Aus diesen Beträgen ergibt sich am Beispiel des Jahres 2019 eine Aus-
gabe von 1 053,02 € für die Beschaffung des Materials. Ungeachtet sind 
hier z. B. die Fahrtkosten, welche durch Abholen der Blöcke und das regel-
mäßige Verbringen und Abrechnen des Bargelds durch die OE in der PD 
Dresden anfallen.
Ähnliche Materialkosten verursachen die Terminals. Bei einer Berech-
nung von 12 Monatsmieten für die drei Geräte (29,16 € Brutto pro Termi-
nal, Anlage 5) und einer Bestellung von 50 Rollen (49,98 € Brutto, Anlage 6) 
ergibt sich ein Wert von 1 099,74 € pro Jahr.
Gemäß Anlage 7 haben die drei Terminals im Jahr 2019 insgesamt Kos-
ten in Höhe von 4 922,91 € verursacht. Dieser Wert hängt stark von der 
Nutzung der Terminals und den dadurch anfallenden Gebühren ab.
Die PD Dresden erhält von BS PAYONE monatlich zwei Rechnungen. 
Eine Sammelrechnung zu den drei Geräten, welche nur die Umsätze der 
Girokartenzahlungen, aber die Transaktionskosten für Giro- und Kredit-
kartenzahlungen geschlossen ausweist (Anlage 8). Der Umsatz durch Kre-
ditkarte und die Disagio-Gebühren werden auf der zweiten Rechnung an-
gegeben (Anlage 12 und 13). Auch dieser Umstand erhöht den zeitlichen 
Aufwand bei der Rechnungsprüfung.
Die Sammelrechnung enthält pro Gerät folgende Positionen (Anlage 5):
 • den Mietpreis pro Gerät von 24,50 € Netto (29,16 € inkl. MwSt.),
 • die Autorisierungsgebühr der dt. Kreditwirtschaft, welche seit 12/2015 
0,18 % vom EC-Karten Umsatz ausmacht,
 • ein Serviceentgelt, seit 2016 0,04 % vom Umsatz,
 • die Transaktionskosten mit 0,05 € Netto pro Buchung (auch bei Fehl-
buchungen) und
 • die Clearing-Gebühr je EC-Bezahlvorgang: 0,015 € Netto.
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Aus den vorangestellten Kosten und Gebühren ergab sich z. B. für den Mo-
nat Mai 2020 ein Betrag von 110,76 € für die drei Geräte und den damit 
vereinnahmten Umsätzen (Anlage 8).
Für die Kreditkarten fallen je nach Karten-Anbieter unterschiedliche 
Prozente bei der Servicegebühr an. Diese richtet sich auch hier nach dem 
Umsatz und ist u. a. als Disagio bekannt. „So handelt es sich hierbei um 
die Gebühr, die dann gezahlt werden muss, wenn man als Akzeptanzstelle 
die Kreditkarte als Zahlungsmittel anbieten möchte. […] Damit dies aber 
überhaupt möglich ist, muss erst einmal ein Kreditkartenakzeptanzvertrag 
abgeschlossen werden. […] Je höher der Umsatz desto besser sind auch 
die Vertragsbedingungen, die hier ausgehandelt werden können.“38 „Die 
Disagio-Gebühr setzt sich üblicherweise aus zwei Gebühren zusammen. 
Zum einen aus der sogenannten Transaktionsgebühr und zum anderen aus 
einer variablen Gebühr. Die Zusammensetzung und die Höhe der Gebüh-
ren wird zwischen den beiden Partnern, also der Akzeptanzstelle und dem 
Acquirer vertraglich festgelegt. Der Acquirer ist die Händlerbank, die die 
Zahlungen mit Karte für die Händler abrechnet und diese Zahlungsoption 
somit für die Akzeptanzstelle und deren Kunden möglich macht.“39 „Wie 
hoch das Disagio ist, ist abhängig von den getroffenen Vereinbarungen. In 
der Regel handelt es sich hierbei um variable Gebühren. Diese liegen bei 
rund 2 bis 3 % von dem Betrag, der von dem Kunden gezahlt wird.“40
Aktuell werden die Transaktionen und die dafür anfallenden Gebüh-
ren in der Sammelrechnung (Anlage 8) geschlossen für Giro- und Kredit-
kartenzahlungen ausgewiesen. Die variable Gebühr, das Disagio, welche 
sich aus unterschiedlichen, sich prozentual nach dem Umsatz richtenden 
Werten zusammensetzt, wird extra in der separaten Rechnung für die Kre-
ditkartenzahlungen (Anlage 12 und 13) ausgewiesen. So werden bei Visa 
und Mastercard 2,35 % und bei Maestro und VPay 0,65 % vom Umsatz fäl-
lig (Anlage 5). Für den Monat Mai 2020 fielen 280,02 € an Kosten für die 
Kreditkartenzahlungen an (Anlage 13).
Die Monatsmiete ist ausschließlich für das Gerät. Für Zubehör wie Kfz-
Ladekabel, Tasche und auch die Thermopapierrollen fallen zusätzliche 
38 Siehe: Internetquelle Nr. 11 (siehe Quellenverzeichnis).
39 Siehe: Internetquelle Nr. 12 (siehe Quellenverzeichnis).
40 Siehe: Internetquelle Nr. 11 (siehe Quellenverzeichnis).
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Kosten an. Diese können nach Notwendigkeit und Nutzung variieren. Die 
Preise sind der Anlage 6 zu entnehmen.
Weiterhin muss der Umgang mit den Terminals geschult werden. 
„Schulungen zur Handhabung des Terminals werden von B+S für 105,00 € 
angeboten.“41 Diese Schulungen sollten für je fünf Multiplikatoren pro OE 
durchgeführt werden.42 Nach Absprache ist diese in Gruppenstärke bis zu 
15 Personen möglich. Zu beachten ist, dass diese Kosten nur einmalig zur 
Einführung des Systems anfallen. Ein Multiplikator ist eine Person, welche 
erlangtes Wissen z. B. aus Schulungen oder Lehrgängen an weitere Kolle-
gen in ihrer OE intern weitergibt.
Der finanzielle Mehraufwand, welcher für eine Weiterentwicklung der 
Software durch BS PAYONE entstehen könnte, wurde trotz mehrfachem 
Nachfragen beim SID unbeantwortet gelassen.43
3.7 Nutzung
Die Dienstanweisung Nr. 451 in Verbindung mit der Festlegung der PD 
Dresden gibt vor, dass nach jeder Schicht, in der das Terminal genutzt wur-
de, ein Kassenschnitt gedruckt wird. Aus dieser Anzahl lässt sich gut auf 
die Nutzung der Geräte in den jeweiligen Bereichen schließen.44
Aus dem Sachstandbericht von 2015 geht hervor, dass die zwei Ver-
warngeldterminals in 52 bzw. 55 Monaten der offiziellen Testphase nur 
von 395 bzw. 593 Schichten genutzt wurden. Ein Gerät befindet sich in der 
Verkehrspolizeiinspektion in Dresden (VPI) im Fachdienst Verkehrsüber-
wachung (FD VÜ) und das andere auf einem Revier. Bis Februar 2012 nutz-
te das Polizeirevier (PRev) Pirna dieses Terminal, bis Oktober 2018 dann 
das PRev Meißen und seit November 2018 befindet es sich auf dem PRev 
Freital-Dippoldiswalde. In der VPI wurden durchschnittlich 10,78 Kassen-
schnitte pro Monat ausgedruckt. Bei dem Gerät auf den Revieren kam es 
dagegen durchschnittlich zu monatlich nur 7,6 Kassenschnitten. Das heißt, 
dass in einem Monat mit z. B. 30 Tagen nur an maximal 8 Tagen eine Nut-
41 Siehe: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 18.
42 Vgl.: a. a. O., ebd.
43 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Seite 6.
44 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Seite 4.
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zung des Terminals stattfand. Da die Nutzung der Geräte für die Verein-
nahmung von Verwarngeldern teilweise zurück ging bzw. sehr schwankte, 
wird für eine weitere Testphase ein Verzicht auf Verwarngeldblöcke und 
Bargeld empfohlen. Das Gerät für die Vereinnahmung von Sicherheitsleis-
tungen befindet sich ebenfalls in der VPI. Es wurde bis 2012 vom Auto-
bahnpolizeirevier (APRev) und ab 2013 bei der LKW Kontrollgruppe (LKW 
KG) genutzt. In den 52 Monaten der offiziellen Testphase kam es insgesamt 
nur in 276 Schichten zum Einsatz. Das sind durchschnittlich nur 5,31 Kas-
senschnitte pro Monat (Abbildung 4).45









Anzahl Transaktionen 06/2010–09/2014* 1 934 1 181 470
Anzahl Kassenschnitte 593 395 276
Anzahl Nutzungsmonate 55 52 52
durchschn. Transaktionen pro Monat 35 23 9
geringste monatliche Transaktionszahl 1 0 0
höchste monatliche Transaktionszahl 90 79 27
Umsatz 06/2010–09/2014 48 720 € 28 750 € 80 296 €
durchschnittlicher Umsatz/Monat 886 € 553 € 1 511 €
Januar–Dezember 2014
Anzahl Transaktionen 01/2014–09/2014 305 231 84
Anzahl Kassenschnitte 83 92 49
durchschn. Transaktionen pro Monat 2014 34 26 9
geringste monatliche Transaktionszahl 2014 18 3 1
höchste monatliche Transaktionszahl  2014 58 57 19
Umsatz 01/2014–09/2014 8 610 € 5 475 € 13 985 €
durchschnittlicher Umsatz/Monat 957 € 608 € 1 554 €
* VPI/FD VÜ schon ab 03/2010 
Quelle: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Seite 3
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Die PD Dresden forderte zur Steigerung der Nutzung auf, was leider keine 
Erhöhung zur Folge hatte. Zur Zeit der Testphase und auch bei der mo-
mentanen Nutzung ist die Verwendung des Terminals freiwillig. Das heißt, 
dass die Beamten und auch die Betroffenen entscheiden können, ob eine 
Barzahlung erfolgt oder die Karte und das Terminal genutzt wird. Sollte 
beides nicht vorhanden sein, kann auch der unbare Beleg, also eine An-
zeige bei der Bußgeldstelle, geschrieben werden. Weiterhin ist eine Ver-
wendung des Terminals nur möglich, wenn er im Funkstreifenwagen oder 
„am Mann“ mitgeführt wird und einsatzbereit ist. Allgemein ist auch zu 
erwähnen, dass das VG-Aufkommen insgesamt zurück geht und der PVD 
durch viele andere Aufgaben und Aufträge nicht die zeitlichen Reserven 
hat, um gezielt Kontrollen durchzuführen.46
46 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Seite 4.
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4. Auswertung der Prozessbetrachtung
Die Betrachtung lief über einen Zeitraum von zwei Jahren zum Vergleich 
von Bargeld- und Terminalzahlungen.47
Der komplette Prozess wird in vier Arbeitsabschnitte gegliedert:
a) Verwaltung: Beschaffung und Verwaltung der Formulare bzw. Termi-
nals
b) Verwarnungs- bzw. Erhebungsvorgang: Vereinnahmung durch den PVD
c) Abrechnung: Abrechnung, Registrierung und Verbuchung der Transak-
tionen, sowie Abführung der Einnahmen an die Hauptkasse bzw. Letzt-
empfänger, Rechnungsprüfung, usw.
d) Kontrolle: erfolgt bei den Organisationseinheiten, Zahlstellenaufsicht 
der PD Dresden kontrolliert die Zahlstelle, Kassenaufsicht des Landes-
amts für Steuern und Finanzen (LSF) kontrolliert die Zahlstelle (Kas-
senbücher)
Der Zeitaufwand für die vier Teilprozesse wird in Manntagen angegeben.48 
„Mann-Tage ist eine synonyme Bezeichnung für Tagewerke. [Sie] drücken 
praktisch aus, wie viel Arbeitstage eine einzelne Arbeitskraft (ein Mann 
bzw. ggf. eine Frau) für die Ausführung […] des Arbeitsabschnitts benöti-
gen würde. Dabei wird ein Mann-Tag auf den Umfang von 8 Arbeitsstun-
den bezogen.“49
Nachfolgend werden die einzelnen Bearbeitungsabschnitte je Verwar-
nungsvorgang und Bezahlmethode kurz erläutert und der errechnete 
Zeitaufwand dargestellt. Bei den Prozessdarstellungen handelt es sich um 
Hochrechnungen aus den Daten, welche aus der Testphase mit den drei 
Geräten ermittelt wurden.50
47 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 4.
48 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 5.
49 Siehe: Internetquelle Nr. 13 (siehe Quellenverzeichnis).
50 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 5.
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4.1 Vereinnahmung von Verwarngeld
Im Kapitel 2 wurde bereits kurz erklärt, was eine Verwarnung ist. Der Ab-
lauf wird hier nun näher erläutert.
Eine Verwarnung ist nur wirksam, wenn der Betroffene nach Beleh-
rung über sein Verweigerungsrecht einverstanden ist und sofort bar oder 
im Nachgang an die Bußgeldstelle „unbar“ zahlt. Bei Barzahlung wird der 
Betrag, das Datum, der Grund und die Unterschrift des Beamten im VG-
Block (Abbildung 5 und 6) notiert.
Den Abriss erhält der Betroffene als Bescheinigung bzw. Quittung für die 
Zahlung. Dabei fallen vor Ort keine Gebühren an. Die Quittierung erfolgt 
ohne Erhebung personenbezogener Daten. Ist die Verwarnung wirksam, so 
kann ihr nicht mehr widersprochen werden. Diese Variante der Erhebung 
ist ein vereinfachtes, in sich geschlossenes Verfahren. Will der Betroffene 
nicht zahlen, werden personenbezogene Daten für die Ordnungswidrig-
keitenanzeige erhoben. Da dann eine Zahlungsaufforderung über die Buß-
Abbildung 5: VG-Block blanko Abbildung 6: VG-Block ausgefüllt
Quelle: Eigene Aufnahme Quelle: Eigene Aufnahme
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geldstelle postalisch versandt wird, fallen hier zusätzliche Bearbeitungs-
gebühren an.51 Nimmt er den Verwarngrund an und möchte bezahlen, 
kann aber nicht, weil er z. B. kein Bargeld oder keine Geldkarte zur Hand 
hat, fallen keine Gebühren an.
Aus dem Terminaltest im Polizeirevier Meißen und einer Durchsicht 
von Verwarngeld-Büchern der PD Dresden ergab sich eine durchschnitt-
liche Verwarngeldhöhe von 30,00 bis 35,00 €. Ausgehend von den Einnah-
men ergibt sich so eine jährliche Anzahl von ca. 20 000 Verwarnungen.52
„Die Prozessbetrachtung erfolgt mithin für insgesamt zwölf Organisa-
tionseinheiten und 73 Terminals.“53 (Abbildung 7), da diese Anzahl für eine 
Testausweitung innerhalb der PD Dresden angesetzt war. Die Daten für 
die Prozessbetrachtung stammen aus den Organisationseinheiten der PD 
Dresden und beinhalten unter anderem Daten aus der Testphase.54
51 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 3 u. 4.
52 Vgl.: PVA, a. a. O., ebd.
53 Siehe: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 4.
54 Vgl.: PVA, a. a. O., ebd.












VPI, Fachdienst Verkehrsüberwachung 3
VPI, Fachdienst Autobahnpolizeirevier 3
gesamt 73
Quelle: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 4
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4.1.1 Bargeldzahlung mit VG-Block
a) Verwaltung
In der PD Dresden wird der Bedarf an Blöcken ermittelt und bestellt. An-
schließend müssen diese einzeln geprüft und registriert werden, um dann 
an die OEen übergeben werden zu können.
Die OE, in den meisten Fällen durch den MAID vertreten, fährt zweimal 
im Jahr zur PD Dresden, übernimmt dort die Blöcke, prüft und registriert 
wiederrum jeden einzeln, um dann jedem PVD einen eigenen Block zu 
übergeben. Der Zu- und Abgang ist im VG-Buch zu vermerken.
Auf zwei Jahre gesehen, ergibt sich pro Block nur für den Verwaltungs-
prozess schon ein Aufwand von 79 Manntagen bzw. 634,47 Stunden. Das 
sind knapp 40 Arbeitstage pro Jahr, damit der PVD neue VG-Blöcke erhält.55
b) Verwarnung
Für die Verwarnung an sich, also das Aussprechen, Bargeld entgegenneh-
men und Beleg aushändigen, benötigt der PVD durchschnittlich nur 4 Mi-
nuten. Auf die ermittelte Anzahl von 20 000 Verwarnungen pro Jahr ergibt 
sich für den Betrachtungszeitraum von zwei Jahren ein Aufwand von 
333,33 Manntagen bzw. 2 667 Stunden.56
c) Abrechnung
Gemäß Dienstanweisung Nr. 451 muss der PVD seinen Verwarngeldblock 
beim MAID abrechnen, wenn er 250,00 € vereinnahmt hat, der Block voll ist, 
er einen längeren Zeitraum abwesend sein wird (z. B. bei Urlaub, Lehrgang) 
oder mindestens einmal aller 4 Wochen. Für die Abrechnung eines Blockes 
innerhalb der OE werden durchschnittlich 22 Minuten benötigt. Der MAID 
verfügt über eine Anschreibeliste, welche er wiederrum bei der Zahlstelle 
in der PD Dresden abrechnen muss, wenn er einen Bargeldbestand von 
1 000,00 € erreicht hat. Bei den im Sachstandsbericht ermittelten Zahlen 
wird von 2 300 VG-Blöcken und 600 Anschreibelisten für zwei Jahre aus-
gegangen. Die Zahlstelle wird pro Liste, also von Annahme des Bargeldes 
bis zur Abführung an die Hauptkasse mit 40 Minuten belastet. Für den Be-
trachtungszeitraum ergibt das für den kompletten Abrechnungs prozess 
55 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 6 (Übersicht 1, 1. Teilprozess) u. Seite 10.
56 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 7 (Übersicht 1, 2. Teilprozess).
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insgesamt 511 Manntage bzw. 4 085,33 Stunden. Pro Jahr werden somit ca. 
256 Arbeitstage benötigt.57
d) Kontrolle
Der Polizeivollzugsbeamte, welcher einen Verwarngeldblock besitzt, ist 
gemäß Dienstanweisung einmal im Monat durch den Dienstgruppenfüh-
rer (DGF) zu kontrollieren. Dieser muss die Kontrollen nachweisen, was 
wiederrum durch den Leiter Streifendienst und den MAID zu kontrollieren 
ist. „Die Überprüfung der Geldstelle als Zahlstelle besonderer Art erfolgt 
bei einem festgelegten Ablieferungsbetrag ab 500,00 € zweimal jährlich 
auf Basis der Nr. 15.2 zu § 78 VwV-SäHO58 zu § 78 SäHO.“59 Der Kontrollauf-
wand ergibt insgesamt 371,60 Manntage bzw. 2 972,8 Stunden bei 12 Orga-
nisationseinheiten.60
57 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 8 (Übersicht 1, 3. Teilprozess) u. Seite 10.
58 Verwaltungsvorschriften des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen zur Säch-
sischen Haushaltsordnung.
59 Siehe: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 11.
60 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 9 (Übersicht 1, 4. Teilprozess).




PVD 10 333 96 299 738
dav. gD 0 0 0 161 161
dav. mD 10 333 96 139 577
PD 5 0 75 50 129
dav. gD 0 0 0 0 0
dav. mD 5 0 75 50 129
OE 65 0 340 22 427
dav. gD 0 0 0 0 0
dav. mD 65 0 340 22 427
gesamt 79 333 511 372 1 295
Quelle: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 5
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Für den gesamten Prozess der Bargeldverwarnung ergibt sich ein Aufwand 
von 1 295 Manntagen im Zweijahreszeitraum (Abbildung 8). Pro Jahr ergibt 
sich bei 20 000 Verwarnungen, durch 2 300 VG-Blöcke und in 12 OEen ein 
Aufwand von 648 Arbeitstagen.
4.1.2 Bargeld- und Kartenzahlung
Während des Betrachtungszeitraums befand sich ein VG-Terminal beim 
Revier Meißen, welches diesen leider nur wenig nutzte. So wurden nur 
10 % des gesamten Verwarngeldaufkommens mittels Kartenzahlung umge-
setzt.61 „Ausgehend von jährlich abzuarbeitenden 20 000 Verwarnungen 
erfolgt für die Hochrechnung des Aufwands eine prozentuale Aufteilung 
von mit Terminal beglichenem VG 10 % (= 2 000 Verwarnungen) und mit 
Bargeld beglichenem VG 90 % (= 18 000 Verwarnungen).“62 Statt 2 300 wird 
jetzt mit 2 070 Verwarngeldblöcken gerechnet.63
Eine häufigere Verwendung des Gerätes war nicht möglich. Dies kann 
mehrere Gründe haben, u. a. erfolgt die Nutzung des Kartenzahlterminals 
nur, wenn es der Betroffene freiwillig möchte. Der Beamte muss das Gerät 
in dem Moment mit sich führen und es muss einsatzbereit sein. Des Wei-
teren stehen die Möglichkeiten des unbaren Belegs sowie die Barzahlung 
weiterhin zur Verfügung, letztere wird vor allem von dienstälteren Beam-
ten und älteren Bürgern noch gern genutzt. Auch Umstände wie allgemein 
weniger werdende Verwarnungen und zunehmend andere Aufgaben des 
PVD, wodurch weniger Zeit für gezielte Kontrollen zur Verfügung steht, 
sind zu berücksichtigen.64
a) Verwaltung
Durch einen 10 % geringeren Beschaffungsaufwand von VG-Blöcken wer-
den schon sieben Manntage in zwei Jahren eingespart. (72 statt 79)
Dafür müssen jetzt aber zusätzlich noch die Terminals beschafft, ge-
prüft, registriert und ausgegeben werden. Inklusive Abholung und Regis-
61 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 11.
62 Siehe: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 18.
63 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 13 (Übersicht 2, 1. Teilprozess).
64 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 11.
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trierung der 73 Terminals in den 12 OEen, der Übergabe an die Dienst-
gruppen, sowie Schulungen von mindestens fünf Multiplikatoren je OE, 
kommen nur 21 Manntage, also 166 Stunden für den 2 Jahreszeitraum zu-
stande. Große Beachtung sollte hier der Umstand erhalten, dass dieser Auf-
wand nur einmal bei einer Einführung der Terminals betrieben werden 
muss.
Bei der Betrachtung von 90 % Barzahlung und 10 % Kartenzahlung ist 
die Summe der Manntage für die Verwaltung insgesamt höher (93 Mann-
tage statt 79), da beides beschafft werden muss.
b) Verwarnung
Insgesamt umfasst der Arbeitsschritt der Verwarnung mit Verwarngeld 
mittels Terminal folgende Schritte: das Aussprechen der VG, das Eingeben 
des Betrages, einstecken/durchziehen der Karte, die PIN-Eingabe oder Un-
terschrift durch den Betroffenen veranlassen, ergänzen des Verwarnungs-
grundes und der Unterschrift des Beamten.65
Wie schon unter Kapitel 3.4 erwähnt, ist das Schwärzen der Belege mitt-
lerweile nicht mehr notwendig. Dadurch entfallen ca. vier Manntage. Statt 
den 33 angegebenen Manntage, ergeben sich nun theoretisch 29.
Aufgrund der zusätzlichen Arbeit dauert der Verwarnungsvorgang mit 
329 Manntage bei Kartenzahlung nur geringfügig kürzer als die Verwar-
nung mit Block und Bargeldzahlung. Insgesamt ist die Verwarnung durch 
den PVD der Prozessschritt mit dem geringsten Zeitaufwand.
Bei dem Wagnis einer Hochrechnung auf 100 % Kartenzahlung, welche 
ausschließlich auf den in der Prozessbetrachtung genannten Zahlen be-
ruht, würden bei der Verwarnung ein Wert von 292 Manntage zustande 
kommen. Es könnten also 37 Tage einspart werden. Dies ist einzeln be-
trachtet nicht viel, wenn es aber in jedem Prozessschritt zu solchen Ein-
sparungen kommt, ergibt dies in Summe einen Vorteil zur Barzahlung mit 
VG-Block. Auch die Kosten für das benötigte Personal würden sich somit 
minimieren.
c) Abrechnung ohne & mit KSV
Der Ausdruck des Kassenschnitts nach jeder Nutzung erfolgt durch den 
PVD. Da der Kassenschnitt keine Fehlbuchungen enthält, müssen auch alle 
65 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 18.
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Einzelbelege zwingend aufgehoben und mit dem Kassenschnitt geschlos-
sen beim MAID abgegeben werden.
Wie schon unter Kapitel „Software“ erklärt, gibt es keine funktionie-
rende Abrechnungssoftware. Deshalb müssen durch den MAID und die PD 
Dresden alle Belege manuell überprüft und abgeglichen werden.
Grundsätzlich gilt es zu wissen, dass jede Polizeidirektion ein Konto 
bei einem Kreditinstitut z. B. Sparkasse besitzt. Dieses Konto wird von der 
Hauptkasse als Dienstleister durch das Mittelbewirtschaftungsprogramm 
SaxMBS (Anlage 9) verwaltet und bildet einen erforderlichen Zwischen-
schritt bei jedem Geldfluss. Durch unterschiedliche Zahlungsfristen und 
Geldeingänge ist das Konto nie 100%ig ausgeglichen.
Jede Stelle, welche Geld einnimmt, wie z. B. die Polizei, sendet dies über 
die Hauptkasse an einen bestimmten Titel im Landeshaushalt. Titel sind 
ähnlich wie Unterkonten für bestimmte Bereiche gegliedert, z. B. geht auf 
dem Titel 112 nur Verwarngeld ein. Dieses Geld nimmt das Finanzminis-
terium als Einnahmen für den Freistaat. Wird bar oder mit Karte gezahlt, 
fließt das Geld über den Titel an das Land. Wenn ein Bußgeldbescheid ge-
schrieben wird, geht der Betrag an die Kommune und bleibt auch dort.
Vereinnahmt z. B. ein Beamter Verwarngeld mittels Terminal, wird die-
ser Betrag automatisch dem Titel 112 zugeordnet. Die beiden VG-Terminals 
wurden so programmiert. Die Zahlung wird auf einem Buchungsprotokoll 
(Anlage 10), welches die PD Dresden nahezu täglich erhält, ausgewiesen. 
Im Sachgebiet Verwaltung, Sachbereich Haushalt der PD Dresden werden 
die Beträge auf dem Protokoll geprüft. Das bedeutet, dass der dazu pas-
sende Kassenschnitt (Abbildung 9) herausgesucht und manuell abglichen 
werden muss. Wenn die Zahlung als sachlich und rechnerisch richtig de-
klariert wurde, wird sie mittels Datenträgeraustausch (DTA) elektronisch 
über die Hauptkasse tatsächlich auf den Titel 112 gebucht. Jede Buchung 
erhält einen individuellen Namen, z. B. HÜL 78 (Anlage 9). Diese werden 
fortlaufend für ein Haushaltsjahr (HHJ) vergeben.
Unnötig kompliziert wird der Abgleich dadurch, dass die Zahlungen, 
welche mit Girokarte beglichen wurden, einzeln, aber alle Zahlungen, die 
mit Kreditkarte bezahlt wurden als eine Summe angegeben werden. Wei-
terhin ist bei Girokartenzahlung im Verwendungszweck erkennbar, von 
welcher OE und wann die Zahlung getätigt wurde (Abbildung 10). Bei dem 
Protokoll der Kreditkartenabrechnung ist nur zu erkennen, dass die Zah-




Am 24. 02.  2020 wurden vom Fachdienst Verkehrsüberwachung zwei Kas-
senschnitte gedruckt. Beide beinhalten jeweils Giro- und Kreditkarten-
zahlungen. Der linke Kassenschnitt in Abbildung 9 beinhaltet in Summe 
235,00 € und der rechte Kassenschnitt 35,00 €. Auf beiden wurden jeweils 
25,00 € mittels VISA-Karte bezahlt.
Abbildung 10 zeigt das Buchungsprotokoll zu den Girokartenzahlungen. 
Jeder Kassenschnitt ist einzeln angegeben und somit leicht zuzuordnen.
Bei Abbildung 11 ist zu erkennen, dass die zweimal 25,00 € zu einem Be-
trag von 50,00 € zusammenaddiert angegeben sind. Um die Kassenschnitte 
zuordnen zu können, müssen alle Belege von diesem Tag, die VISA-Karten-
zahlungen enthalten, verglichen werden.
Abbildung 9: Kassenschnitte
Quelle: PD Dresden, Führungsstab, Ref. 4, SG Verwaltung/SB Haushalt
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Dieses Beispiel ist ein sehr einfaches und damit gut geeignet, um die vielen 
kleinen Schritte zu verdeutlichen. Bei der Vorstellung, dass es sich nicht 
nur um zwei Kassenschnitte von einem Gerät handelt, sondern z. B. um 
jeweils drei KS von 73 angenommenen Terminals, wird schnell klar, wie 
aufwendig allein der Abgleich der Buchungsprotokolle ist.
Es kommt z. B. auch vor, dass von einem Kassenschnitt, welcher wie 
in Abbildung 10 Giro- und Kreditkartenzahlungen enthält, am ersten Tag 
nur der Giro-Betrag auf dem Protokoll erscheint und erst am zweiten Tag 
dann der Betrag der Kreditkartenzahlung. Der Kassenschnitt kann also 
nicht direkt abgearbeitet, sondern muss mehrfach gegengeprüft werden. 
Für manche Geldeingänge kommen auch mehrere Kassenschnitte in Frage.
Wie unter Kapitel 3.6 erwähnt, erhält die PD Dresden monatlich von 
BS PAYONE zwei Rechnungen. Zusätzlich erhält die PD Dresden vom SID 
monatlich Transaktionslisten (Anlage 11). Diese werden pro Terminal er-
stellt und enthalten alle EC- oder Kreditkarteneingänge, welche durch den 
PVD mit dem jeweiligen Kartenlesegerät eingenommen und bei der Haupt-
kasse verbucht wurden. Diese Listen müssen wieder manuell mit den vom 
MAID erhaltenen Papierbelegen und Kassenschnitten abgeglichen werden. 
Abbildung 10: Buchungsprotokoll Girokarte
Abbildung 11: Buchungsprotokoll Kreditkarte
Quelle: Darstellung der PD Dresden, Führungsstab, Ref. 4, SG Verwaltung/SB Haushalt
Quelle: Darstellung der PD Dresden, Führungsstab, Ref. 4, SG Verwaltung/SB Haushalt
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Dazu ergänzt die Mitarbeiterin im Sachbereich Haushalt bei jeder Liste, 
aus wie vielen Kassenschnitten sich die Summe pro Tag zusammensetzt 
(Anlage 11). Am Beispiel der Abbildung 9, ergab sich die Summe vom 28. 05. 
2020 aus zwei Kassenschnitten zusammen. Auch bei diesen Listen ist die 
Abrechnung wieder sehr kompliziert. Wie in Abbildung 12 zu sehen ist, 
steht vor der letzten Zahlung eine Zahlenfolge. Durch diese erkennt die 
Mitarbeiterin, dass es sich hier um eine Kreditkartenzahlung handelt. Da 
am Ende der Liste wieder nur eine Gesamtsumme angegeben wird, müssen 
alle Kreditkartenzahlungen zusammenaddiert und von der Gesamtsumme 
abgezogen werden, um einen reinen Girokarten-Betrag zu erhalten (An-
lage 11). Dieser kann dann mit dem auf der Sammelrechnung ausgewiese-
nen Gesamtumsatz des Terminals abgeglichen werden.
Am Beispiel der Anlagen 8 und 11 ist zu erkennen, dass der Umsatz der VÜ 
Dresden mit dem manuell errechneten Wert der Mitarbeiterin (1 420,00 €) 
übereinstimmt. Auch die 19 Kassenschnitte und die 52 Transaktionen stim-
men überein. Die drei darin enthaltenen Fehlbuchungen sind nicht extra 
ausgewiesen, sondern müssen anhand der Händlerbelege herausgesucht 
werden. Der errechnete Kreditkarten-Umsatz von 215,00 € findet sich auf 
der Kreditkarten-Rechnung wieder und stimmt ebenfalls überein (Anla-
ge 12). Wenn die Rechnungen sachlich richtig sind, werden sie an die Buch-
haltung weitergegeben.66
Auch hier gilt wieder: bei zwei Geräten ist dieser Prozess komplex, 
aber ausführbar. Bei einer angestrebten Terminalzahl von 73 nimmt die 
Abrechnung einen deutlich höheren Zeitaufwand ein. Zudem wird dieser 
aufgrund der komplizierten Prüfmechanismen deutlich verzögert.
In der Übersicht 2 des Sachstandsberichts wurde die mit der KSV ver-
bundene Erleichterung der Verwaltung trotz der aktuell nicht vorhande-
66 Alle Informationen bzgl. der Abrechnung wurden von Frau Bauer persönlich erklärt.
Abbildung 12: Beispiel Transaktionsliste
Quelle: Darstellung der PD Dresden, Führungsstab, Ref. 4, SG Verwaltung/SB Haushalt
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nen Nutzbarkeit in einer extra Spalte betrachtet. Durch die geringe Nut-
zung der Terminals in der Testphase, waren nur neun Kassenschnitte pro 
Monat die Grundlage für die Hochrechnung. Es wurde also davon aus-
gegangen, dass jeder der 73 Terminals nur neunmal pro Monat genutzt 
wird. Aus der Betrachtung ergeben sich für die 10 % Kartenzahlung ohne 
KSV 379 und mit KSV 347 Manntage. Für die 90 % Barzahlung werden 
461 Manntage berechnet. Somit ergeben sich insgesamt ohne KSV 840 und 
mit KSV 808 Manntage. Eine funktionierende Abrechnungssoftware würde 
somit eine Einsparung von 32 Manntagen, also 16 Arbeitstagen pro Jahr in 
der Verwaltung bedeuten. Das ist auf den ersten Blick nicht viel, aber in 
Summe ein guter Anfang, um sich die tägliche Arbeit zu erleichtern.67
d) Kontrolle
Dieser Teilprozess beinhaltet grundsätzlich den gleichen Arbeitsumfang 
wie die Vereinnahmung von VG. Aufgrund der geringen Nutzung der Ter-
minals lässt sich auch hier nur ein minimal geringerer Zeitaufwand er-
mitteln. So wurden die 372 Manntage nur um 0,4 verringert.
Insgesamt ergibt sich aus den vier Prozessschritten und dem Betrach-
tungszeitraum von zwei Jahren, bei 10 % Kartenzahlung und 90 % Bar-
zahlung mit dem aktuellen Verfahren ohne KSV, ein Gesamtaufwand von 
1 638 Manntagen. (819/Jahr) Mit KSV wären es 32 Manntage weniger (Ab-
bildung 13).68
Zusammenfassung
Eine Hochrechnung aus den sich aus der Prozessbetrachtung ergebenden 
Zahlen und einem optimierten Terminalbezahlsystem ergibt, dass bereits 
eine 60%ige Nutzung der Geräte bei den anfallenden VG-Verfahren zu 
zeitlichen und wirtschaftlichen Vorteilen führen würde. Wenn man von 
einer Verbesserung der im weiteren Verlauf zusammen gefassten Mängel 
ausgeht, dabei aber die nicht funktionierende und somit nicht testfähige 
KSV-Software außen vor lässt, ergibt sich bei einer weiteren zweijährigen 
Betrachtung mit 60 % Terminalnutzung und 40 % Bargeldeinnahme eine 
Ersparnis von 182 Manntagen (Abbildung 14).69
67 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 11.
68 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 17.












































































































































































































































































Würde eine voll funktionstüchtige Abrechnungssoftware existieren, könn-
ten im Verwaltungs- und Abrechnungsbereich der PD Dresden weitere 
50 Manntage/2 Jahre einspart werden. Auch die MAID würden mit zusätzli-
chen 80 Manntagen/2 Jahre deutliche Entlastung finden. Insgesamt könnte 
der Aufwand um weitere 156 Mannstunden pro Jahr reduziert werden.70
In der Prozessbetrachtung wurde zusammenfassend nochmals das ak-
tuelle VG-Verfahren mit einer funktionierenden KSV-Software und einem 
optimierten Modell verglichen. Durch den Wegfall der Prüfung der Ein-
zelbelege und Kassenschnitte durch MAID und PD Dresden, sowie keine 
manuelle Eingabe der Kassenschnittsdaten und die Möglichkeit die Rech-
nungsdaten automatisch abgleichen zu lassen kann weiterer Arbeitsauf-
wand eingespart.71
Es zeigt sich, dass mit zunehmender Nutzung der Kartenzahlgeräte der 
Wert der Manntage sinkt, wodurch Kosten und Personalaufwand mini-
miert werden können. Zur erfolgreichen Einführung des „E-Payment“ ist 
es jedoch unabdinglich in die adäquate Optimierung des Systems sowie 
die Implementierung einer vollumfänglichen Abrechnungssoftware zu in-
vestieren.
70 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 30.
71 Siehe: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 32.
Abbildung 14: Vergleich: 100 % Bar, 90 % Bar/10 % Karte sowie 40 % Bar/ 
60 % Karte
Prozess/Wie BAR 90 % BAR + 10 % KARTE* 40 % BAR + 60 % Karte**
a 79 93 58
b 333 333 308
c 511 379 + 461 = 840 494
d 372 372 253
Gesamt VG 1 295 1 638 1 113
* aktuelles Verfahren ohne KSV
** mit optimiertem System
Quelle: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 30
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4.2 Vereinnahmung von Sicherheitsleistungen
Die Vereinnahmung von Sicherheitsleistungen wird durch die „Gemein-
same Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz 
und für Europa und des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über 
die Erhebung von Sicherheitsleistungen durch die Polizei (VwV Sicherheits-
leistungen)“72 geregelt.
Unter Kapitel 2 wurde schon kurz erklärt, was eine Sicherheitsleistung 
ist.
Für die Vereinnahmung von SL gibt es ebenfalls ein Formular (Anla-
ge 1), „Niederschrift“ oder SN VB 382 genannt. Dieser ist allerdings von 
größerem Umfang als der VG-Block, wodurch ein deutlich höherer Auf-
wand in Bezug auf die sachgerechte Bearbeitung des Bogens entsteht.
Unter Absatz II Nr. 1 e der VwV Sicherheitsleistungen, wird die Art der 
Sicherheit bestimmt. Grundsätzlich ist diese in Euro und in bar zu beglei-
chen. Eine Abschaffung des Bargeldverfahrens wie bei der Variante der 
Verwarngeldterminals wird es hier also voraussichtlich nicht gegeben. 
Es sei denn, es würde im Zuge einer Einführung des Bezahlsystems auch 
eine Überarbeitung der VwV erfolgen. Sollte der Betroffene kein Bargeld 
in Euro mit sich führen, können auch fremde Währungen angenommen 
werden. Damit wird es dann oft kompliziert und zeitaufwendig.73 Aus ei-
genen Beobachtungen, sowie den Berichten von Beamten des Autobahn-
polizeireviers und der LKW Kontrollgruppe, stammt die Erkenntnis, dass 
mit den ausländischen Betroffenen meist erst einmal diskutiert werden 
muss. Die Kraftfahrer haben nach eigenen Aussagen meist nur sehr wenig 
Bargeld und selten eine Geldkarte dabei. Sollten die Betroffene doch mit 
Bargeld zahlen dann häufig in der eigenen Landeswährung und nur an-
teilig. Laut VwV muss „der Umrechnungskurs der Ermittlungsperson der 
Staatsanwaltschaft bekannt oder leicht zu ermitteln“74 sein. Dazu sollte 
der PVD möglichst vor Ort die „Echtheit des Geldes“75 erkennen können. 
Den größten Aufwand hat der PVD dann aber im Nachgang, denn laut VwV 
ist die ausländische SL durch diesen „nach Möglichkeit in Euro umzutau-
72 Siehe: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 21 u. 22.
73 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 22.
74 Siehe: Internetquelle Nr. 7 (siehe Quellenverzeichnis).
75 Siehe: a. a. O., ebd.
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schen“76. Selbst wenn dies eventuell später durch andere Stellen erledigt 
wird, bedeutet die Vereinnahmung von SL in fremden Geldsorten einen 
erhöhten Aufwand, da es kontrolliert und verbracht werden muss. Andere 
Arten, wie z. B. die Zahlung mit Kreditkarte sind laut VwV „im Einzelfall 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden.“77 Sollte der Betroffene im 
Besitz einer Geldkarte sein, dann wird dieser meist, falls kein Geldautomat 
in der Nähe ist, in den Funkstreifenwagen gesetzt und mit ihm zur nächs-
ten Möglichkeit um Geld abzuheben gefahren. Dies ist in der VwV so nicht 
vorgesehen und versicherungstechnisch nicht zulässig. In der Praxis wird 
es jedoch oft so gehandhabt, da es der einfachste und schnellste Weg ist, 
um an die SL, welche zur Sicherstellung der Durchführung des Strafver-
fahrens dient und oft einen höheren Betrag ausmacht, zu gelangen.
Da es für eine Hochrechnung wieder keine statistische Erfassung jähr-
licher SL gibt, wurde aus der Anzahl der ausgegebenen SL-Blöcke in der 
PD Dresden die Zahl 4 000 ermittelt. Es wurden 200 Blöcke à 20 Seiten aus-
gegeben. Durch die im Test getätigten SL bei der VPI Dresden konnte man 
einen durchschnittlichen Betrag von 170,00 € pro SL errechnen.78
Während der offiziellen Testphase gab es lediglich einen Bezahltermi-
nal für SL, welcher sich in der LKW Kontrollgruppe oder im APRev der VPI 
Dresden befand. Aus den von dieser und anderen OEen der PD Dresden 
übermittelten Daten erfolgte die Hochrechnung für die zweijährige Pro-
zessbetrachtung mit 13 OEen und 24 Terminals, da diese Anzahl für eine 
Ausweitung des Praxistests angedacht war (Abbildung 15, nächste Seite).79
4.2.1 Bargeldzahlung
a) Verwaltung
Wie die Verwarngeldblöcke müssen auch die Blöcke zur Vereinnahmung 
von Sicherheitsleistungen bestellt werden. Für die jährliche Bedarfsermitt-
lung, Bestellung, Prüfung und Registrierung im Sachgebiet Verwaltung 
und die anschließende Abholung durch den MAID kommen ca. 13 Stunden 
76 Siehe: Internetquelle Nr. 7 (Siehe Quellenverzeichnis).
77 Siehe: a. a. O., ebd.
78 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 22.
79 Vgl.: PVA, a. a. O., ebd.
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pro Jahr zu Stande. Die Registrierung in der OE und die Übergabe an die 
Dienstgruppe dauert pro Block nochmal mindestens 7 Minuten. Auf den 
Zweijahreszeitraum und einen Verbrauch von 100 Blöcken pro Jahr gese-
hen, kommt man in diesem Prozessabschnitt insgesamt auf ca. 106 Stun-
den, also 13 Manntage.80
b) Erhebung
Nach dem Anhalten oder Antreffen und dem Gespräch mit dem (auslän-
dischen) Betroffenen, welches hier keine zeitliche Beachtung findet, wird 
das Bargeld vereinnahmt, ein Vorgang im IVO (integrierte Vorgangsbear-
beitung)81 angelegt, der Vordruck ausgefüllt, die erste Seite des Formulars 
als Quittung an den Betroffenen ausgestellt und die restlichen vier Durch-
80 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 24 (Übersicht 3, 1. Teilprozess).
81 IVO ist das Bearbeitungsprogramm der Sächsischen Polizei.












VPI, Fachdienst Verkehrsüberwachung 2
VPI, Fachdienst Verkehrsunfalldienst 1
VPI, Fachdienst Autobahnpolizeirevier 3
gesamt 24
Quelle: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 22
206
Julia Klemm
schläge weitergeleitet. Pro Vorgang kommt der PVD auf ca. 46 –  48 Minuten. 
Die Erstellung einer Straftat wird mit zwei Minuten mehr berechnet. Auf 
zwei Jahre und eine Anzahl von 2 000 SL pro Jahr gerechnet, wobei 30 % 
Straftaten und 70 % Ordnungswidrigkeiten angenommen wurden, ergeben 
sich 6 213 Stunden bzw. 777 Manntage.82
c) Abrechnung
Ähnlich wie die Verwarngeldblöcke, müssen die SL beim MAID abgerech-
net und übertragen werden. Wenn die Anschreibeliste 1 000,00 € erreicht 
hat, wird diese und das Bargeld zur Zahlstelle in der PD Dresden ver-
bracht. Diese muss prüfen, quittieren und die Tagesgesamteinnahmen an 
die Hauptkasse abführen. Die Anschreibeliste beinhaltet normalerweise 
VG und SL. Für die Prozessbetrachtung wird eine Liste nur für die SL an-
genommen. Wieder auf zwei Jahre und 4 000 SL betrachtet, beläuft sich der 
Aufwand für diesen Teilprozess auf 6 112 Stunden bzw. 764 Manntage.83
d) Kontrolle
In den OEen erfolgen monatlich Kontrollen der Polizeivollzugsbeamten 
durch den DGF und den Leiter Streifendienst. Durch die Zahlstelle erfolgt 
zweimal jährlich eine Kontrolle bei den 13 OEn. Da die während der Test-
phase erhobenen statistischen Daten hierzu leider nicht schlüssig waren, 
werden die Berechnungsgrundlagen aus der Prozessbetrachtung des Ver-
warngeldverfahrens übernommen. So ergibt sich innerhalb von zwei Jah-
ren ein Zeitaufwand von 1 596 Stunden bzw. 200 Manntagen.84
Für den gesamten Prozess der Bargeldannahme bei SL folgt daraus ein 
Aufwand von 1 753 Manntagen im Zweijahreszeitraum (Abbildung 16). Pro 
Jahr summiert sich bei 2 000 Sicherheitsleistungen mittels 100 Blöcken und 
in 13 OEen ein Aufwand von 876,5 Arbeitstagen.
82 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 25 (Übersicht 3, 2. Teilprozess) u. Seite 28.
83 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 26 (Übersicht 3, 3. Teilprozess) u. Seite 28.
84 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 27 (Übersicht 3, 4. Teilprozess) u. Seite 28.
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4.2.2 Bargeld- und Kartenzahlung
Leider liegen keine verwertbaren Daten zur Nutzungshäufigkeit des Ter-
minals bei Sicherheitsleistungen vor. Der Zeitaufwand, welcher bei der Er-
stellung einer SL benötigt wird, konnte durch die LKW Kontrollgruppe der 
VPI erfasst werden. Der Ablauf beim Erheben einer SL ist ähnlich dem bei 
der Vereinnahmung von Verwarngeld. Da das Ausstellen des Formulars 
der Niederschrift als Nachweis unerlässlich ist, fällt der Zeitfaktor zur Be-
schaffung und Verwaltung der SL-Blöcke nicht weg. Die durch die Polizei 
vereinnahmten SL bleiben nicht auf den Konten der Hauptkasse, sondern 
werden als durchlaufende Posten an den Letztempfänger (z. B. BAG, Ge-
richt) weitergeleitet. Ein Abgleich der Buchungslisten durch eine KSV-Soft-
ware, wie bei dem VG-Verfahren, ist hier also nicht möglich.85
Um die Möglichkeiten der Zeiteinsparung darzustellen, wurde eine 
weitere Prozessbetrachtung mit 20 % Terminalnutzung und 80 % Bargeld-
vereinnahmung erstellt. Schon dieser geringe Prozentsatz der Terminal-
85 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 28.
Abbildung 16: Gesamtaufwand Bargeld bei Sicherheitsleistung
Verwaltung Erhebung SL Abrechnung Kontrolle gesamt
PVD 1 777 133 135 1 046
dav. gD 0 0 0 73 73
dav. mD 1 777 133 63 974
PD 3 0 159 54 216
dav. gD 0 0 0 0 0
dav. mD 3 0 159 54 216
OE 9 0 472 10 491
dav. gD 0 0 0 0 0
dav. mD 9 0 472 10 491
gesamt 13 777 764 200 1 753
Quelle: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 23
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nutzung bringt bei der Betrachtung von zwei Jahren eine Zeitersparnis 
(Abbildung 17).86
a) Verwaltung
Im Prozess der Verwaltung steigt der Zeitaufwand von 13 auf 33 Manntage, 
da auch hier die Terminals zusätzlich, wenn auch nur einmalig, beschafft, 
eingepflegt und ausgegeben werden müssen. Auch die Schulungen zum 
richtigen Umgang durch den PVD sind hier einmalig mitzurechnen. Sind 
die Geräte einmal ins Verfahren integriert, würde sich hier ein Mittelwert 
ergeben, da, wie erwähnt, die SL-Blöcke weiterhin beschafft und genutzt 
werden müssten. Eine Beschaffung von Thermopapierrollen oder der „Ver-
buchungs- und Rechnungsprüfungsaufwand“ wurden hier nicht berück-
sichtigt.87
b) Erhebung
Bei der Erhebung der Sicherheitsleistung steigt ebenfalls der zeitliche Auf-
wand. Auch hier sorgte der Umstand des Schwärzens für eine deutliche 
Mehrarbeit des PVD. Da dieser zusätzliche Schritt entfällt, bleiben die 
Manntage in diesem Teilprozess bei 777. Das Ausfüllen der Niederschrift 
und das Anlegen eines Vorgangs im IVO benötigen ohnehin schon mehr 
Zeit. Der bereits erwähnte hohe zeitliche Aufwand, mit dem Betroffenen 
an einen Geldautomaten fahren zu müssen, unterliegt keiner statistischen 
Erfassung und wurde in dieser Rechnung auch nicht bedacht. Theoretisch 
würden dadurch auch hier weniger Manntage anfallen.
c) Abrechnung
Das Abrechnungsverfahren gleicht dem der VG-Zahlungen grundlegend. 
Alle vereinnahmten Sicherheitsleistungen gehen automatisch auf einen 
Verwahrtitel. Die vereinnahmten Beträge aus Sicherheitsleistungen sind 
aufgrund des fehlenden Buchungskennzeichens nicht zuordenbar und 
werden alle zusammen in nur einem Fehlerprotokoll angezeigt. Die Proto-
kolle werden durch die Hauptkasse auf ein gemeinsames Laufwerk ge-
stellt, worauf die PD Dresden zugreifen und damit weiterarbeiten kann. 
Die Beträge von den, bei der Mitarbeiterin im Sachbereich Haushalt in 
86 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 28.
87 Siehe: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 29.
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Kopie vorliegenden, händisch ausgefüllten Formularen der Niederschrift, 
werden dann den einzelnen Beträgen im Protokoll zugeordnet. Die Zah-
lungen, welche verschiedenen Verstößen zugrunde liegen, werden an ver-
schiedene Letztempfänger weiter verbucht. So erhält z. B. die BAG Zahlun-
gen aus Verstößen gegen Lenk- und Ruhezeiten. Wird trotz Verbotszeichen 
überholt oder die vorgegebene Geschwindigkeit überschritten, erhält die 
Bußgeldstelle die Zahlungen. Die Geldstrafen wegen Fahren ohne Führer-
schein oder unter Alkoholeinfluss werden an die Landesjustizkasse Chem-
nitz gesendet. Im Buchungsprogramm SAX MBS müssen vor der Buchung 
Eingaben wie „Sicherheitsleistung durch Kartenzahlsystem“ und der Titel 
händisch geändert werden. Erst dann kann durch die Anordnungsbefug-
te die SL per Sollstellung aus dem Verwahrkonto auf das Konto z. B. der 
Landesjustizkasse Chemnitz oder der BAG ausgezahlt werden. Damit die 
Buchung besser zuordenbar ist, wird als Verwendungszweck der Name der 
zahlenden Person und die IVO-Nummer vermerkt. Wegen Unleserlichkeit 
muss teilweise erst noch über die IVO-Nummer der richtige Name heraus-
gesucht werden. Bei Zahlungen an die Landesjustizkasse muss zwingend 
das Justiz-Aktenzeichen eintragen werden, da diese sonst nicht zugeord-
net werden können. Teilweise nimmt es eine höhere Zeitspanne ein, bis 
das Aktenzeichen im IVO-Vorgang ergänzt wird. So lange liegt die offene 
Zahlung unbearbeitet im Sachbereich Haushalt. Hier ist erneut ein erheb-
licher Mehraufwand für den Verwaltungsbereich zu erkennen. Mittels 
Daten trägeraustausch (DTA) wird die durch die PD Dresden freigegebene 
Zahlung elektronisch an die Hauptkasse zur Auszahlung geschickt.
Im Abrechnungsverfahren der SL enthält der Verwendungszweck bei 
Zahlungen mit Kreditkarte wieder unzureichende Informationen (nur das 
Datum). Laut BS PAYONE wäre dies nicht anders möglich. Die Bearbeitung 
dieser SL gleicht teilweise dem Lösen von Rätselaufgaben.
Der MAID in der OE hat durch die zwei bestehenden Möglichkeiten, 
also Barzahlung und Kartenzahlung, wieder einen Mehraufwand, da in ei-
ner Liste, welche die Bußgeldstelle oder die BAG über die gezahlten SL er-
halten, die Zahlweise an die einzelnen Buchungen vermerkt werden muss, 
damit diese die Zahlungen besser zuordnen können.
Auch hier gibt es keine separate Transaktionsliste für die Kreditkarten, 
sodass die Kreditkartenzahlungen wie im Beispiel der Anlage 11 heraus-
gesucht und vom Gesamtumsatz abgezogen werden müssen. Und auch bei 
den Transaktionen sind die Fehlbuchungen nicht einzeln ausgewiesen und 
müssen anhand der Kassenschnitte herausgesucht werden. Bei monatlich 
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durchschnittlich 15,4 Kassenschnitten führt dies zu einem zeitaufwendi-
gen Arbeitsschritt. Wenn die Rechnung sachlich richtig ist, wird sie an die 
Buchhaltung weitergegeben.88
d) Kontrolle
Der Kontrollaufwand entspricht dem der Vereinnahmung von Verwarn-
geld mit Bar- und Kartenzahlung.
Hier werden 113 Manntage in 2 Jahren eingespart. (Statt 764 nur 688)
Insgesamt betrachtet, kommt es bei einer Nutzung des Terminals bei 
nur 20 % der anfallenden SL schon zu einer Zeitersparnis von 40 Mann-
tagen. Also statt 1 753 nur 1 713 Manntage.89
Zusammenfassung
Aktuell liegt nur ein Lösungsvorschlag der KSV-Software für das Verein-
nahmen von VG vor. Könnte die Optimierung der Software auf die Ver-
einnahmung von SL erweitert werden, würden eine Anpassung der unter 
Kapitel 5.1 genannten Mängel zur Verbesserung des Bezahlsystems auch 
hier zutreffen.90
Bei dem jetzigen Verfahren ist bereits eine 20%ige Nutzung des Termi-
nals bei den Sicherheitsleistungen wirtschaftlicher. „Dies ist insbesondere 
den, im Vergleich zum VG höheren, durchschnittlichen Geldbeträgen ge-
schuldet“91. Durch den Mehraufwand im Verwaltungsbereich kommt es 
hier zu einem jährlichen Anstieg um 18 Manntagen.92 Dass das Wechseln 
der fremden Geldsorten mit der Vereinnahmung der SL mittels Kartenzah-
lung teilweise wegfällt, wird hier mangels nachvollziehbarer Nachweise 
nicht weiter beachtet. Dabei würde dies wiederrum zu einem insgesamt ge-
ringeren Arbeitsaufwand bei der Erhebung und der Abrechnung führen.93
Zu den genannten Verbesserungen könnte eine automatische Weiter-
leitung der SL an den Letztempfänger viel Buchungsaufwand einsparen. 
Wäre also direkt bei der Vereinnahmung das Zielkonto z. B. der BAG aus-
88 Alle Informationen bzgl. der Abrechnung wurden von Frau Bauer persönlich erklärt.
89 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 29.
90 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Seite 7.
91 Siehe: PVA, a. a. O., ebd.
92 Vgl.: PVA, a. a. O., ebd.
93 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Seite 7.
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wählbar, würde dies eine Einsparung von 10 Minuten pro Vorgang in der 
Verwaltung ausmachen. Dafür müssten im Gerät die richtigen Daten hin-
terlegt und dem PVD der richtige Empfänger bekannt sein. Da dazu weite-
re Daten ergänzt werden müssten, würden beim PVD vor Ort ca. 5 Minuten 
Mehraufwand entstehen. In Summe würde dies trotzdem ein fünfminuti-
ges Plus im Gesamtvorgang ausmachen. Ob es durch den Terminalanbieter 
oder über die Software der LSF angepasst werden kann ist noch zu klären. 
Eine Information an die Letztempfänger, dass die Zahlungen dann direkt 
eingehen, sollte kein Problem darstellen.94
Eine erneute Betrachtung über zwei Jahre mit optimiertem Bezahlsys-
tem ergibt die gleiche Erkenntnis wie die Jetzige. Vorerst steigen die Mann-
tage bei den Prozessen Verwaltung und Erhebung an. Wie oben erwähnt, 
macht die zusätzliche Erfassung von Daten für die Weiterleitung zum 
Letztempfänger einen zeitlichen Unterschied von ca. 5 Minuten aus. Die 
Erhebung dauert also statt 64,5 jetzt 69 Minuten. Daraus resultieren jähr-
lich ca. 15 Manntage mehr für den PVD. Dafür würden aber im Bereich 
Abrechnung 24 Minuten eingespart. Die Prüfung und der Abgleich der Kas-
senschnitte und der Rechnungslegung würden kürzer ausfallen und die 
Weiterleitung der SL an den Letztempfänger wegfallen. Insgesamt ergibt 
sich eine Ersparnis von 75 Manntagen bei der Abrechnung der SL mit ei-
nem optimierten System (Abbildung 17).95
94 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 33.
95 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 34 und 35 – Übersicht 5, 2.+3. Teilprozess.
Abbildung 17: Vergleich bei SL 80 % Bar/20 % Karte
Prozess/Wie BAR 80 % BAR + 20 % KARTE* 80 % BAR + 20 % Karte**
a 13 33 33
b 777 808 823
c 764 688 638
d 200 183 183
Gesamt SL 1 753 1 713 1 678
* jetziges Verfahren
** optimiertes Bezahlsystem


















































































































































































































































































































„Ab einem Anteil von Terminalzahlung von 50 % kommt es bei dem opti-
mierten Prozessmodell jedoch aufgrund sinkenden Abrechnungsaufwands 
beim Bargeld für alle Bereiche zu einer zeitlichen Entlastung, vgl. auch 
WiBe 18, Anlage 9.“96 Mit einer Ersparnis von 408 Manntagen, ist der Vor-
teil einer Optimierung nicht mehr von der Hand zu weisen (Abbildung 18).




Nach der offiziellen Testphase mit den drei Terminals war eine Auswei-
tung des Praxistests geplant. Dazu wurde in der Prozessbetrachtung schon 
die dafür geplante Anzahl an Terminals genutzt. „Die hohe Priorität des 
Vorhabens wurde mehrfach dargelegt.“97 Nicht nur einmal wurden die un-
ter Kapitel 5.1 genannten Anforderungen erläutert und um eine zeitnahe 
Änderung der erkannten Mängel bzw. Lösungsvorschläge vom SID bzw. BS 
PAYONE dazu gebeten. Eine Entlastung vom PVD und der Verwaltung sind 
weiterhin Hauptziele.
5.1 Erkannte Mängel und deren Optimierung
Mit einem Schreiben vom SMI von September 201498 und einer ergänzen-
den Mail vom PVA99 liegt eine genaue Zusammenfassung der Anforderun-
gen an die Bezahlterminals für die Verwendung bei der sächsischen Polizei 
sowie die Antworten des SID100 dazu vor:
1. Eine Vereinnahmung von Verwarngeld und Sicherheitsleistungen mit 
einem Gerät ist zu ermöglichen. „Es ist schwer vermittelbar, dass durch 
einen Beamten zwei Geräte mitgeführt werden müssen.“101 Obwohl 
eine Lösung vom SID für 2014 angesetzt war, wurde auf Nachfragen 
damit „vertröstet“, dass BS PAYONE zwar eine Lösung umsetzen könne, 
aber diesbezüglich nicht mehr in Vorkasse gehen würde, da dafür eine 
gewisse Nutzung der Geräte gegeben sein müsse und die Kosten für die 
97 Siehe: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Anlage 3, Schreiben vom PVA an den SID, vom 
08. 09.  2014.
98 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Anlage 2, Schreiben vom SMI an den SID, vom 
02. 09.  2014.
99 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Anlage 3, Schreiben vom PVA an den SID, vom 
08. 09.  2014.
100 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Anlage 4, Schreiben vom SID an das SMI und 
das PVA, vom 02. 09.  2014.
101 Siehe: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Anlage 3, Schreiben vom PVA an den SID, vom 
08. 09.  2014.
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Entwicklung vom SID getragen werden müssen. Aufgrund dieser und 
folgender ungeklärter Probleme, sieht die Sächsische Polizei bis heute 
von einer verbindlichen Bestellung ab.102
2. Maximal zwei getrennte Konten wären möglich. Stand 2014 war, dass 
solche Anforderungen in der Wirtschaft nicht gefragt sind und es diese 
Möglichkeit deswegen noch nicht gäbe. Man könne dies aber umsetzen. 
Es wäre nur nicht möglich, da eine genaue Leistungsbeschreibung sei-
tens der Polizei fehle.103 Man könne mit einem Gerät also maximal die 
zwei genannten Titel (112 für VG und der Verwahrtitel für die SL) in der 
Hauptkasse anwählen. Dies wäre zwar noch nicht optimal, aber eine 
deutliche Verbesserung zur aktuellen Situation.
3. Eine automatische Weiterleitung der SL an den Letztempfänger ist ein 
weiteres wichtiges Leistungsmerkmal, welches eine Arbeitserleichte-
rung vor allem im Verwaltungsbereich mit sich bringen würde. Es 
müsste mit allen Empfängern eine einheitliche Art der Zahlung und der 
dafür benötigten Daten gefunden werden, sollte es zukünftig eine Mög-
lichkeit dazu geben. Die Umsetzung würde laut SID allerdings wieder 
viel Zeit in Anspruch nehmen. Weiterhin gilt es in einer erneuten Test-
phase herauszufinden, wie fehleranfällig die automatische Buchung 
mittels Terminal ist. Die Wahl des richtigen Empfängers müsste direkt 
vor Ort manuell vom PVD erfolgen. Man könne sich diesen Mehrauf-
wand aber nicht vorstellen, da ja die Entlastung des PVD angestrebt 
sei.104
4. Durch das Ausdrucken eines vollständigen Belegs, also mit VG-Höhe, 
Verwarnungsgrund, Datum und einer Identifikation des jeweiligen PVD 
z. B. durch eine persönliche Nummer, sollte das handschriftliche Ergän-
zen auf den Belegen entfallen.
5. Die Daten der Kassenschnitte sollten automatisiert an ein System, z. B. 
das KSV-System von BS PAYONE gesendet werden, welches diese dann 
auch automatisch mit den Buchungsdaten der Hauptkasse des Freistaa-
tes Sachsen abgleicht. Für ein solches System wird ein Einvernehmen 
des Staatsministeriums für Finanzen benötigt. Aktuell funktioniert die-
102 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Anlage 4, Schreiben vom SID an das SMI und 
das PVA, vom 02. 09.  2014.
103 Vgl.: PVA, a. a. O., ebd.
104 Vgl.: PVA, a. a. O., ebd.
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ses System nicht. Selbst wenn, müsste trotzdem noch eine manuelle 
Eingabe der Kassenschnittsdaten erfolgen. Eine funktionierende Ab-
rechnungssoftware ist zwingend notwendig, um viel Arbeit und Zeit 
einzusparen. Natürlich gibt es bei jeder technischen Neuerung „Kinder-
krankheiten“, welche in einer erneuten und erweiterten Testphase zu 
erkennen und zu beheben sind. Die KSV-Software muss also dringend 
optimiert und erneut getestet werden. Bestenfalls lässt dieses neue Sys-
tem auch eine Auswertung u. a. der Verwarnungsanzahl und Höhe in 
der jeweiligen Organisationseinheit zu.105
6. Das auch Fehlbuchungen Kosten verursachen, lässt sich möglicherwei-
se nicht vermeiden. Dass diese dann aber trotz der Kosten nirgendwo 
separat verzeichnet werden, sondern manuell über die Einzelbelege 
herausgefiltert werden und von der Gesamtsumme abgezogen werden 
müssen, ist keine Lösung.106
7. Der Mangel an der Tasche muss abgestellt werden. Durch die fehlende 
Möglichkeit, das Terminal z. B. durch Umhängen direkt am Körper zu 
tragen, aber dennoch beide Hände aus Gründen der Eigensicherung 
frei zu haben, ist es schwierig, das Terminal bei der Kontrolle immer 
bei sich zu haben. Entweder liegt das Gerät im Auto und muss immer 
wieder geholt werden, oder es wird in der Hand gehalten und macht 
ggf. handlungsunfähig. Auch die Aufbewahrung der Händlerbelege 
stellt sich dadurch schwierig dar. Ein Clip am Gerät oder ein Fach dafür 
in der Tasche, um sie so z. B. vor Regen oder Wind zu schützen, wäre 
ideal. Weiterhin kann eine optimale Tasche oder z. B. ein Trageriemen 
am Gerät vor Diebstahl oder Verlust durch Vergessen auf dem Autodach 
beitragen.
„Die bisher im Zusammenwirken des SID und der B+S Card Service GmbH 
vorgenommenen Anpassungen unterstützen die Zielerreichung nicht. Der 
SID teilt mit, dass aufgrund schon jetzt erbrachter „Vorleistungen“ der B+S 
Card Service GmbH weitere Änderungen lediglich begrenzt umsetzbar 
105 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Anlage 4, Schreiben vom SID an das SMI und 
das PVA, vom 02. 09.  2014.
106 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Seite 5 und 6.
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und nur bei verbindlicher Beauftragung einer weiteren Pilotierung mög-
lich sind.“107
Insgesamt lässt sich aus der Betrachtung der Testphase mit beiden Ver-
fahren erkennen, dass es durch die geringe Nutzung der Terminals und 
das nicht an die Anforderungen der Polizei angepasste Verfahren, zu einer 
höheren zeitlichen Belastung von PVD, PD und MAID kommt. Für eine 
weitere Testphase ist dringend eine Anpassung der genannten Punkte an-
zustreben oder gar ein anderer Anbieter in Betracht zu ziehen.
5.2 Die Wirtschaftlichkeit
„Die Prozessbetrachtung macht deutlich, dass mit dem jetzigen Terminal-
verfahren der Firma B+S die Erhebung von VG nicht wirtschaftlich dar-
gestellt werden kann.“108 Im Bereich der Vereinnahmung von VG würde 
sich erst mit einer funktionierenden Abrechnungs-Software und bei Weg-
lassen des Bargeldes eine wirtschaftliche Nutzung ergeben. Dazu sind um-
fangreiche Verbesserungen durchzuführen. Wenn die unter 5.1 genannten 
Mängel ausreichend behoben würden, könnte schon eine 60%ige Nutzung 
der Terminals das komplette Verfahren wirtschaftlich machen.109
Um die Nutzung der Terminals mit der Häufigkeit der Vereinnahmung 
von Bargeld bei den Sicherheitsleistungen zu vergleichen, fehlen aussage-
kräftige Daten. Dennoch ist eine Nutzung des aktuellen Systems schon ab 
30 % der SL wirtschaftlich. Dieser geringe Wert kommt durch die zumeist 
deutlich höheren Beträge zustande. Im Verwaltungsbereich der PD Dres-
den kommt es laut Prozessbetrachtung aber zu einer höheren Belastung. 
Das Umtauschen der Fremdwährung konnte aus Mangel an statistischen 
Daten jedoch nicht in die Prozessbetrachtung einbezogen werden. Würde 
dieser Arbeitsschritt wegfallen, könnte es zu einem geringeren Bearbei-
tungsaufwand in der Verwaltung und auch im gesamten Verfahren kom-
men. Die durch die Terminals wegfallende Fahrt mit dem Betroffenen zum 
Geldautomaten würde zudem den PVD entlasten, aber auch dazu gibt es 
107 Siehe: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Anlage 2, Schreiben vom SMI an den SID, vom 
02. 09.  2014.
108 Siehe: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Seite 7.
109 Vgl.: PVA, PG IFPS, Prozessbetrachtung, Seite 36.
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leider keine zeitlichen Erhebungen. Bei einer Optimierung des Verfahrens 
bei der Vereinnahmung von SL wie bei dem VG-Verfahren und einer direk-
ten Buchung an den Letztempfänger, wäre die Terminalzahlung schon ab 
50 % Nutzung für alle Bereiche entlastend.110
5.3 Auswertung vorliegender Listen + aktuelle Nutzung
In den folgenden Diagrammen werden die durchschnittlichen mo natlichen 
Kassenschnitte und Transaktionen der Geräte für Verwarngeld und Sicher-
heitsleistungen, sowie der durch Kartenzahlung vereinnahmten Anteil am 
Gesamtumsatz optisch dargestellt. Die vorliegenden Zahlen der Transak-
tionen pro Monat sind ohne Fehlbuchungen ausgewiesen. Es wurden hier 
nur alle tatsächlich gebuchten Zahlungen beachtet. Die reelle Nutzung liegt 
also etwas höher.
5.3.1 Entwicklung VG 2010 – 2019
Für den Bereich der Vereinnahmung von Verwarngeld wurden für die Test-
phase zwei Terminals zur Verfügung gestellt. Ab März 2010 war das erste 
Gerät bei der VPI Dresden, Fachdienst Verkehrsüberwachung im Einsatz 
und seit Juni 2010 wurde dann auch das zweite Gerät auf den verschiede-
nen Revieren eingesetzt. Das Diagramm in Abbildung 19 zeigt in Form der 
blauen und orangen Säulen die durchschnittlichen monatlichen Kassen-
schnitte der beiden Geräte, je nach Bereich, in dem sie genutzt wurden. 
Durch die beiden Linien werden die durchschnittlichen Transaktionen pro 
Monat und Gerät dargestellt.
Anfänglich wurde das Terminal in der VPI, FD VÜ gut genutzt, was die 
Anzahl der Transaktionen bestätigt. 2013, 2015 und 2016 gab es auffällige 
Einbrüche der Nutzung. Seit 2017 wird das Gerät wieder mehr und auch zu-
nehmend genutzt. So gab es 2015 nur durchschnittlich 4,8 Kassenschnitte 
pro Monat. Dies hat sich in 2019 um das Dreifache auf durchschnittlich 15,4 
gesteigert. Dieser Trend ist auch bei den Transaktionen zu erkennen. Wäh-
rend 2016 mit einem monatlichen Durchschnitt von 14,8 Transaktionen/
110 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Seite 7.
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Monat die geringste Nutzung zu verbuchen ist, steigt diese im Jahr 2019 
auf erstaunliche 47,1, was auch hier eine Verdreifachung des Wertes ergibt.
In den Revieren ergibt sich ein ähnliches Bild. In Pirna wurde das Ge-
rät recht häufig genutzt. Auch ab März 2012 nutzte das Revier Meißen das 
Terminal anfänglich relativ oft, dies lies aber schnell nach. Da die Anzahl 
der monatlichen Kassenschnitte trotz Aufforderung zur Mehrnutzung sehr 
gering blieb, übergab man das Gerät Ende 2018 an das Revier in Freital. 
Seit 2019 ist nun auch wieder eine deutlich intensivere Nutzung zu erken-
nen. Während 2015 durch das Revier Meißen durchschnittlich 3,2 Kassen-
schnitte monatlich ausgeführt wurden, erzielte das Revier Freital in 2019 
durchschnittlich 6,8. Der Wert wurde mehr als verdoppelt. Dies spiegelt 
sich auch ungefähr in der Anzahl der Transaktionen wider.
Das Diagramm der Abbildung 20 zeigt das Verhältnis der Einnahmen 
durch Kartenzahlung zu den Gesamteinnahmen des jeweiligen Bereichs. 
Es ist zu erkennen, dass die Säule der Kartenzahlungen mit denen der Ge-
samtumsätze steigt und fällt. Während in der VPI die Nutzung in den ers-
ten Jahren relativ konstant bleibt (zwischen 15,4 und 20,73 % des Gesamt-
umsatzes) und ab 2018 ansteigt (auf 29,49 %), ist sie in den Revieren recht 
durchwachsen und prozentual immer geringer. Im Jahr 2018, möglicher-
Abbildung 19: Ø KS + Transaktionen/Monat bei VG








2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019
FD VÜ Reviere Transaktionen VPI Transaktionen Rev.
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weise auch durch den Wechsel des nutzenden Reviers, wurden nur 3,61 % 
des Gesamtumsatzes durch Kartenzahlung vereinnahmt. Den höchsten 
Wert mit 11,43 % hatte das Revier-Terminal 2014. Aber auch hier im Dia-
gramm ist 2019 wieder ein Anstieg der Nutzung (8,47 %) zu erkennen. Auch 
der Gesamtumsatz steigt wieder an.
Parallel dazu steigen jedoch auch die Kosten für Miete und Transaktio-
nen an. In der hierzu vorliegenden Liste (Anlage 7), welche erst ab 2013 
statt 2010 beginnt, werden zunächst die ersten beiden Spalten betrachtet. 
Aus der mittleren geht hervor, dass die durchschnittlichen Kosten in den 
letzten sieben Jahren für das Revier-Terminal mit 33,36 € monatlich nahezu 
konstant geblieben sind. Der geringe Wert erklärt sich aus der verhaltenen 
Nutzung durch die Reviere. Bei dem geringsten monatlichen Umsatz von 
gerade einmal 190,00 €, wie im Jahr 2015, ist das Verhältnis zwischen Auf-
wand und Nutzen grenzwertig. Im Jahr 2019 konnte ein durchschnittlicher 
Monatsumsatz von 392,92 € erzielt werden, wodurch auch die Kosten wie-
der akzeptabler sind. Im Betrachtungszeitraum bzw. in den sieben Jahren 
seit der Einführung der Terminals wurden auf den Revieren 27 805,00 € 
Verwarngeld via Kartenzahlung eingenommen. Abzüglich der Kosten von 
2 802,34 € für dieses Gerät bleiben 25 002,66 €.
Abbildung 20: Umsatz in €/Jahr bei VG durch VPI und PRev
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Die erste Spalte der Tabelle befasst sich mit den Kosten für den VG-
Terminal im FD VÜ. Nach einer Umsatz- und Nutzungssteigerung in 2014, 
fielen beide Werte 2015 erstmal wieder. Hier gab es einen Monatsumsatz 
von 471,25 € durch Kartenzahlung. Die monatlichen Kosten von durch-
schnittlich 34,46 € sind auch hier tragbar. Auch im Bereich der VPI sind 
Umsatz und Kosten im Jahr 2019 angestiegen. So wurden durchschnittlich 
1 340,00 € pro Monat erwirtschaftet, wodurch die monatlichen Kosten auf 
53,12 € anwuchsen. Auch dieser Wert ist akzeptabel. Die Kosten bleiben 
mit 3 346,03 € für sieben Jahre positiv. Abzüglich dieser, konnte der Bereich 
FD VÜ in diesem Zeitraum mit dem Terminal 61 063,97 € vereinnahmen.
Aus diesen Zahlen wird deutlich, dass die Kosten für die Geräte tragbar 
sind.
Die vorliegende Liste (Anlage 14), welche die Einnahmen durch die Ver-
warngeldterminals monatlich angibt, zeigt, dass der Gesamtumsatz zwar 
erst etwas schwankt, aber seit 2015 immer weiter ansteigt.
Der Anteil der Einnahmen, welche via Kartenzahlung vereinnahmt 
wur den, scheint im Vergleich zum Gesamtumsatz sehr gering. Zu beach-
ten ist, dass diese Beträge nur mit jeweils einem Gerät erzielt wurden. 
Weitere Einflussfaktoren, wie Freiwilligkeit, Vorhandensein und Einsatz-
bereitschaft des Terminals kommen dazu. Wenn, wie für eine erweiterte 
Testphase angedacht, insgesamt sechs Terminals bei der VPI und am Bei-
spiel vom PRev Meißen fünf Terminals vorhanden wären (Abbildung 15), 
könnte man einen größeren Anteil der Gesamtsumme mit Kartenzahlung 
vereinnahmen.
5.3.2 Entwicklung SL von 2010 – 2019
Da es nur ein einziges Terminal zur Vereinnahmung von Sicherheitsleis-
tungen gibt, wurde dieses zwischen dem Autobahn-Polizeirevier Dresden 
und der LKW Kontrollgruppe innerhalb der VPI Dresden hin- und her ge-
tauscht. Dies wird im Diagramm der Abbildung 21 durch die blauen und 
orangen Säulen dargestellt.
Nach Startschwierigkeiten ist insgesamt ein enormes Anwachsen der 
Transaktionen pro Monat, also der grauen Linie, seit 2015 zu erkennen. 
Eine deutliche Steigerung der Kassenschnitte pro Monat ist ebenso ersicht-
lich. Von durchschnittlich vier Nutzungen in den ersten sieben Monaten 
im Jahr 2010, wurde sich im Bereich der VPI DD bei der Vereinnahmung 
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von Sicherheitsleistungen auf durchschnittlich 26,4 Kassenschnitte pro 
Monat gesteigert. Ein deutlicher Anstieg der Nutzung ab 2016, also seitdem 
das Gerät wieder beim APRev ist, lässt sich klar erkennen.
Auch im Umsatz ist diese Steigerung zu erkennen (Abbildung 22). Wo-
bei dies bei den SL keine so große Bedeutung hat, da diese Zahlungen als 
durchlaufender Posten über die Hauptkasse an den Letztempfänger wie 
z. B. die BAG weitergeleitet werden.
Die Kosten steigen mit dem wachsenden Umsatz natürlich auch an. Aus 
der vorliegenden Liste über die Kosten (Anlage 7) geht aus der rechten 
Spalte hervor, dass die durchschnittlichen Kosten pro Monat im Jahr 2014 
bei 59,00 € lagen. Für einen Umsatz von durchschnittlich 1 293,75 €/Monat 
ist das ein vertretbarer Preis. Da im Jahr 2019 der monatliche Umsatz auf 
durchschnittlich 11 738,97 € gestiegen ist, kommen hier mit 325,72 €/Monat 
auch deutlich höhere, aber trotzdem noch akzeptable Kosten zu Stande. Im 
Betrachtungszeitraum von 2013 bis 2019 wurden abzüglich der 17 745,01 € 
für die Kosten, 335 601,39 € an Sicherheitsleistungen durch Kartenzahlung 
am Bezahlterminal eingenommen.
Abbildung 21: Umsatz in €/Jahr bei VG durch VPI und PRev
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Nach dem Revierwechsel vom PRev Meißen zum PRev Freital-Dippoldis-
walde im November 2018, steigt die Nutzung wieder an. Auch bei der VPI 
geht der Gesamtbetrag der Einnahmen durch Verwarngelder und damit 
auch der Anteil an Kartenzahlungen wieder nach oben. Woran es genau 
liegt, dass es in manchen Monaten deutlich weniger Transaktionen gibt als 
in anderen, konnte nicht ermittelt werden.
Aktuell ist also ein genereller Anstieg der Nutzung der Terminals zu 
erkennen.
Abbildung 23 zeigt die Zahlen im aktuellen Jahr. Die momentan herr-
schende Corona-Krise sorgte einerseits dafür, dass die Terminals und die 
Möglichkeit kontaktlos und ohne Bargeld zu zahlen gefragter ist denn je, 
andererseits gibt es dadurch auch eine Vielzahl anderer Aufgaben für den 
PVD und durch die verhängten Ausgangssperren wurden generell weniger 
Verwarnungen vereinnahmt. Dennoch zeigt sich, dass im Vergleich zum 
Vorjahr der Gesamtumsatz bis Juni um 3 055,00 € höher ist.
Ähnliches zeigt Abbildung 24 bezüglich der Vereinnahmung von Si-
cherheitsleistungen. Durch die Corona-Krise und die damit verbundenen 
Abbildung 22: Umsatz in €/Jahr bei SL durch Kartenzahlung









































































Grenzkontrollen, welche für lange Wartezeiten der LKW sorgten, sind 
auch hier deutlich geringere Umsätze in März und April zu verzeichnen. 
Seit Mai sind die Zahlen wieder ähnlich wie im Vorjahr, im Juni sogar fast 
doppelt so hoch. Auch hier ist kein Grund für die monatlichen Schwankun-
gen zu ermitteln.
Abbildung 24: Vereinnahmung SL 2020




Bei Recherchen im Internet, Gesprächen innerhalb der PD Dresden und 
auch im Sachstandsbericht111 wurden andere Bundesländer erwähnt, wel-
che solch ein Bezahlsystem schon seit mehreren Jahren nutzen.
Baden Württemberg
19. 10.  2013: „Die 19 Autobahnpolizeireviere in Baden-Württemberg verfüg-
ten schon seit 2009 über Kartenlesegeräte.“112
Im Oktober 2013 gab es erst eine Testphase mit 13 Terminals in der 
Dienststelle in Pforzheim und später auch in Konstanz. Laut dem damali-
gen Innenminister Gall, hatte sich die Bezahlweise als zuverlässig und 
praktisch erwiesen, da mit der Zahlung direkt vor Ort das Verfahren um-
gehend abgeschlossen ist und somit der große Aufwand im Verwaltungs-
bereich deutlich minimiert wurde. Auch der Betroffene muss keine Formu-
lare mehr ausfüllen oder im Nachgang Überweisungen tätigen. Im Bereich 
der Sicherheitsleistungen erkannte man, dass die Möglichkeit mit Karte 
zu bezahlen vor allem die zeitaufwendige Fahrt mit dem Betroffenen zum 
Geldautomaten erspart. Eine Umfrage auf der Website, welche auf die Mei-
nung des Bürgers zur Einführung der Kartenzahlung bei der Polizei abzielt, 
hat bei einer Abgabe von 257 Stimmen eine Befürwortung von 64,98 % er-
geben.113
Berlin
06. 05.  2018: „Die Berliner Polizei will im gesamten Stadtgebiet das Bezah-
len von Verwarngeldern per EC-Karte ermöglichen. Bis zum Jahresende 
sollen Terminalgeräte für alle Polizeiabschnitte beschafft werden, sagte 
der Leiter der Bußgeldstelle, Christian Haegele, der ‚Berliner Morgenpost‘. 
Damit sei direkt vor Ort eine Zahlung per Sofortkasse möglich.“114 Ob ein 
solches Bezahlsystem mittlerweile in Berlin existiert konnte nicht ermittelt 
werden.
111 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Seite 5 u. 6.
112 Siehe: Internetquelle Nr. 14 (siehe Quellenverzeichnis).
113 Siehe: Internetquelle Nr. 14 (siehe Quellenverzeichnis).




09. 05.  2011: „Die Polizei in Niedersachsen kassiert Verkehrssünder künftig 
per EC- und Kreditkarte ab. Verwarnungen und Sicherheitsleistungen etwa 
von ausländischen Lastwagenfahrern sollen bargeldlos gleich am Streifen-
wagen bezahlt werden. Insgesamt sollen rund 1 600 mobile Geräte zur Kar-
tenzahlung eingesetzt werden, berichtete Innenminister Uwe Schünemann 
(CDU) am Montag in Hannover. Erste Tests beginnen in dieser Woche bei 
der Polizeiinspektion Salzgitter, Peine, Wolfenbüttel und beim Zentralen 
Verkehrsdienst in Hannover. Von Juli an sollen die Geräte landesweit im 
Einsatz sein.“115
01. 07.  2011: „Die Polizei hat das bargeldlose Zeitalter eingeläutet. Vom heu-
tigen Freitag an werden Polizeibeamte landesweit, und auch in Hannover, 
Verwarngelder nicht mehr in bar kassieren. Stattdessen sind die Beamten 
mit Lesegeräten ausgerüstet. Die Verwarngelder (von fünf bis 35 Euro) 
werden also mit EC-Karte oder Kreditkarte bezahlt. […] Die Dienststellen 
der Polizeidirektion sind inzwischen nahezu komplett ausgerüstet, insge-
samt werden in der PD Hannover 230 mobile Terminals eingesetzt.“116 Am 
Beispiel von Niedersachsen zeigt sich, dass eine Testphase und die darauf-
folgende Einführung eines solchen Systems ziemlich schnell umsetzbar 
sind.
„Bei bargeldloser Zahlung wird durch den Polizeibeamten im Terminal 
der Grund der Zahlung (z. B. Verwarngeld), eine zusätzliche Information 
(statistische Bewertung oder Aktenzeichen) und der Betrag eingegeben.“117 
Hier gibt es also eine Lösung, um den Zahlgrund und andere interessante 
oder wichtige Informationen mittels Eingabe am Terminal direkt auf dem 
Beleg zu erfassen. Laut Sachstandbericht des PVA gibt es diese Möglich-
keit in Niedersachsen auch für die Weiterleitung der Sicherheitsleistungen 
zum Letztempfänger. Durch die Eingabe einer Kennzahl und der Vorgangs-
nummer würde sich die Bearbeitung im Nachgang deutlich einfacher ge-
stalten.118
115 Siehe: Internetquelle Nr. 16 (siehe Quellenverzeichnis).
116 Siehe: Internetquelle Nr. 17 (siehe Quellenverzeichnis).
117 Siehe: Internetquelle Nr. 17 (siehe Quellenverzeichnis).
118 Vgl.: PVA, PG IFPS, Sachstandsbericht, Seite 5.
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„Die bargeldlose Zahlung ist Teil der landesweiten „Innovationsoffensi-
ve – Polizei 2015“. Ziel der technischen Verbesserungen ist die Optimierung 
der polizeilichen Arbeitsabläufe und damit eine Verbesserung der Sicher-
heit in Niedersachsen. […] Polizeivizepräsident Rainer Langer erwartet 
von den neuen Bezahlterminals eine deutliche Vereinfachung der polizei-
internen Verwaltungsabläufe.“119
Einer Anfrage bei der niedersächsischen Polizei, einen Fragebogen zu 
deren System und den gesammelten Erfahrungen zu beantworten, um dies 
in die Arbeit einfließen zu lassen, konnte nicht entsprochen werden (An-
lage 16).
Rheinland-Pfalz
18. 03.  2019: „Verwarngelder und andere Gebühren können bei der rhein-
land-pfälzischen Polizei ab dem 1. April nur noch mit Giro- oder Kredit-
karte direkt bezahlt werden. Das Bezahlen von Verwarngeldern mit Bar-
geld – wie bislang praktiziert – entfällt komplett“, teilte das Innenministe-
rium am Montag mit. Das gelte auch für andere Gebühren, beispielsweise 
für Bescheinigungen bei Wildunfällen oder Zahlungen zur Abwendung 
von Haftbefehlen. Dafür werden die Streifenwagen den Angaben zufolge 
mit Bezahlterminals ausgestattet. Sollte der Zahlende keine Girokarte oder 
Kreditkarte zur Hand haben, wird ihm laut Ministerium ein Bescheid mit 
der Post zugestellt. Das Geld könne dann überwiesen werden.“120
Nordrhein-Westfalen
26. 05.  03: „Verkehrssünder werden in Nordrhein-Westfalen bald bargeld-
los zur Kasse gebeten. Die Stuttgarter TeleCash GmbH, führender Anbieter 
für elektronisches Bezahlen in Deutschland, rüstet ab der zweiten Jahres-
hälfte die Polizei in Nordrhein-Westfalen mit 3 400 mobilen Terminals aus, 
an denen das „Knöllchen“ mit EC- oder Kreditkarte bezahlt werden kann 
(Abbildung 25).
Der Projektstart ist im Sommer. Bis Ende 2003 soll das bargeldlose Zah-
len überall in NRW gängige Praxis sein.“121 Damit ist Nordrhein-Westfalen 
119 Siehe: Internetquelle Nr. 17 (siehe Quellenverzeichnis).
120 Siehe: Internetquelle Nr. 18 (siehe Quellenverzeichnis).
121 Siehe: Internetquelle Nr. 20 (siehe Quellenverzeichnis).
229
E-Payment
das erste Bundesland, welches es schon 
vor fast 17 Jahren geschafft hat, bei die-
sem Thema Vorreiter zu sein.
Auch das System der Firma TeleCash 
GmbH & Co.KG scheint von Anfang an 
gut zu funktionieren. „Nach erfolgreicher 
Online-Übertragung der Daten an das 
TeleCash Rechenzentrum und Autorisie-
rung durch die Kreditwirtschaft wird ein 
Beleg über die Zahlung ausgedruckt. Mit 
dem mobilen Gerät können neben den 
bekannten EC- und Kreditkarten auch 
ausl ändische Bankkarten akzeptiert wer-
den. Wer keine Karte dabei hat, bekommt 
vom Beamten einen Zahlschein ausgehändigt.“122 Wie auch die anderen 
Bundesländer ging es bei der Einführung in NRW hauptsächlich darum, 
den Arbeitsaufwand innerhalb der Verwaltung zu reduzieren. Die TeleCash 
GmbH & Co.KG scheint hier ein sehr gut angepasster Anbieter zu sein, da die 
Firma nicht nur die Geräte, sondern auch das Abrechnungsprogramm zur 
Verfügung stellt bzw. diesen Vorgang als Dienstleister für NRW übernimmt. 
„Insgesamt sorgt die Lösung vor allem dafür, dass das Bargeldaufkommen 
bei der Polizei vermieden wird und sich die Kosten und Prozesse trans-
parenter und effizienter darstellen. Das System ermöglicht ein einfaches, 
übersichtliches Debitorenmanagement und liefert aussagekräftige Statisti-
ken über alle Prozesse. Die integrierte Controlling-Komponente ermöglicht 
den sicheren Abgleich zwischen Belegausdruck und den tatsächlich ver-
buchten Transaktionen.“123 Diese Variante bei der Rechnungsprüfung klingt 
deutlich einfacher und weniger aufwendig als der Prozess, der aktuell in 
der PD Dresden durchgeführt wird. Wie die TeleCash-Sprecherin richtig 
feststellt, sollten „moderne Technologien auch zu einem selbstverständli-
chen Bestandteil von Lösungen in Ämtern und Behörden“124 gehören. Sie 
bringt einen weiteren Vorteil des Kartenzahlsystems zur Sprache, nämlich: 
„Die Zahlungspflichtigen sparen durch das mobile Bezahlen eventuell an-
122 Siehe: a. a. O., ebd.
123 Siehe: Internetquelle Nr. 20 (siehe Quellenverzeichnis).
124 Siehe: a. a. O., ebd.
Abbildung 25: Terminal und 
Tasche in NRW




fallende Kosten für die Einzahlung der Beträge sowie 
spätere Mahngebühren, falls sie die Überweisung 
nicht rechtzeitig einleiten.“125
23. April 2018: In Nordrhein-Westfalen startet ein wei-
teres Pilotprojekt. Die Terminals werden in Zukunft 
die Zahlscheine, welche bisher per Hand ausgefüllt 
wurden, ausdrucken. Dieser enthält sogar ei nen QR-
Code, mit welchem ganz leicht mittels Onlinebanking 
gezahlt werden kann (Abbildung 26). Auch hier zeigt 
dieses Bundesland in Zusammenarbeit mit der Tele-
Cash GmbH & Co.KG, was in der heutigen Zeit auch 
bei der Polizei möglich sein kann.
Auch das Bundesland Nordrhein-Westfalen konn-
te der Anfrage, einen Fragebogen zu beantworten, 
um deren langjährige Erfahrungen in die Arbeit ein-
fließen zu lassen, leider nicht entsprechen. (Anlage 
17)
6.1 Freistaat Bayern
Die Kollegin Polizeihauptmeisterin Nicole Pickel von 
der VPI Feucht, welche Leiterin des Geschäftszim-
mers und mit der Abrechnung der Zahlungen betraut 
ist, hat sich bereit erklärt, ein paar Fragen zum in 
Bayern genutzten System zu beantworten und kleine 
Einblicke in die Resonanz der Beamten, welche die 
Geräte nutzen, zu geben (Anlage 18).
125 Siehe: a. a. O., ebd.
Abbildung 26: Zahlschein mit QR-Code
Quelle: TeleCash GmbH & Co.KG
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28. 11.  2014: „Verkehrssünder und säumige Steuerzahler können „Knollen“ 
und Steuerschulden in Bayern künftig auch bargeldlos berappen. Die Ver-
kehrspolizei samt ihrer 4 000 Streifenwagen […] würden derzeit mit ent-
sprechenden Lesegeräten ausgestattet, berichteten Finanzminister Mar-
kus Söder und Innenminister Joachim Herrmann (beide CSU) am Freitag 
in Nürnberg. Derzeit gibt es bereits bei Polizeibehörden in fünf Bundes-
ländern eine solche bargeldlose Zahlungsmöglichkeit. […] Mehrere Pilot-
versuche hätten gezeigt, dass die inzwischen weit verbreitete bargeldlose 
Kartenzahlung nicht nur sicher und zuverlässig sei, sondern auch den 
Anforderungen des Datenschutzes genüge. Barzahlungen und Banküber-
weisungen seien bei Polizei und den Finanzämtern aber trotzdem weiter-
hin möglich, betonten die Ressortchefs. […] Die Polizei erhofft sich von der 
bargeldlosen Zahlungsmöglichkeit nach Herrmanns Darstellung weniger 
bürokratischen Aufwand. Pro Jahr kassierten die Uniformierten in Bayern 
von Verkehrssündern 7,6 Millionen Euro Bargeld. Weitere drei Millionen 
Euro Bargeld nehme die Polizei – vor allem von ausländischen Autofah-
rern – als sogenannte Sicherheitsleistung ein. Bisweilen müssten Polizei-
beamte Verkehrssünder zu Bankautomaten begleiten, damit diese ihre 
Sicherheitsleistungen bezahlen könnten. ‚Das war zeitweise sehr zeitauf-
wendig‘, sagte Herrmann.“126
Die VPI in Feucht nutzt das Bezahlsystem „CardCash“ mit insgesamt 
sieben Terminals seit Dezember 2017. Bayern arbeitet, wie andere Bun-
desländer auch, mit der Firma TeleCash GmbH & Co.KG zusammen. Frau 
Pickel arbeitet selbst erst seit August 2018 mit dem System. Wie sie bei 
Frage 4 schreibt, gab es anfänglich wohl vor allem im Bereich der Rech-
nungen Probleme, welche aber behoben werden konnten. Im Gegensatz zu 
einigen anderen Bundesländern und der Erkenntnis im Sachstandsbericht 
vom PVA in Sachsen, bietet man in Bayern weiterhin auch die Möglichkeit 
der Barzahlung an. Wie bei Frage 6 beschrieben, würden „die Beamten die 
Möglichkeit der Barzahlung eigentlich eher abschaffen […]. Somit haben 
sie nicht ständig höhere Geldbeträge bei sich, für die sie schließlich die 
Verantwortung haben und auch schnellstmöglich wieder bei der Zahlstelle 
der Dienststelle abgeben müssen.“127 Grundsätzlich ist die Resonanz der 
mit den Terminals arbeitenden Beamten sehr positiv, was auch die stän-
126 Siehe: Internetquelle Nr. 21 (siehe Quellenverzeichnis).
127 Siehe: Anlage 16, Antwort zu Frage 6.
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dige Nutzung der Geräte wiederspiegelt. Ebenso sei Ihr eher selten von 
negativen Reaktionen der Bürger bzw. Betroffenen berichtet worden. Zur 
Frage 8, welche vor allem auf das Nutzungsverhalten durch die Beamten 
abzielt, berichtet Frau Pickel, sie könne sich „gut vorstellen, dass es am 
Anfang ein bisschen gedauert hat bis die Geräte so richtig regelmässig in 
Benutzung waren, das liegt aber mehr daran, dass es etwas Neues für den 
Beamten war.“128 Wie oben erwähnt, erfreuen sich die Terminals mittler-
weile einer ständigen Nutzung und gehören „eigentlich zum Ausrüstungs-
gegenstand jeder Streifenbesatzung.“129. Eine weitere positive Auswirkung 
hatte die Einführung der Kartenzahlung wohl auch auf die Anzahl der 
ausgesprochenen Verwarnungen, da es dadurch zu einer deutlichen Zeit-
ersparnis im gesamten Vorgang kommt. Auch bei der Vereinnahmung der 
Sicherheitsleistung konnte man deutliche Vorteile des Bezahlsystems er-
kennen.
Im Bereich der Abrechnung sind Parallelen zum aktuellen Verfahren in 
der PD Dresden zu erkennen. Die Händlerbelege müssen gesammelt und 
zur Zahlstelle verbracht werden, bei welcher sie archiviert werden. Auch 
Frau Pickel erhält monatlich zwei getrennte Rechnungen. „Die eine Rech-
nung sind nur Kreditkartenabrechnungen und auf der anderen Rechnung 
wird zusätzlich die Anzahl der Geräte unserer Dienststelle und die darüber 
entstandenen Gebühren aufgeführt.“130 Im Gegensatz zu einigen anderen 
Bundesländern, welche das komplette Verfahren der Firma TeleCash 
GmbH & Co.KG als Dienstleister überlassen, wurde in Bayern vom Polizei-
verwaltungsamt ein eigenes Abrechnungssystem „CardCash Polizei“ ent-
wickelt, welches offensichtlich gut funktioniert und zur Prüfung beider 
Rechnungen ausreicht. Auch hier lassen sich Parallelen zur in Sachsen ent-
wickelten, aber leider nicht fehlerfrei arbeitenden KSV-Software erkennen.
Eine ähnliche Funktion wie die Hauptkasse in Sachsen hat in Bayern die 
Zentrale Bußgeldstelle (ZBS). Alle Zahlungen gehen als Zwischenschritt auf 
ein Konto bei der ZBS. Verwarnungsgelder werden direkt weitergeleitet. 
„Sicherheitsleistungen, die andere Verfolgungsbehörden betreffen, werden 
von der ZBS auf unser Dienststellenkonto zurücküberwiesen und dann von 
unserer Zahlstelle der Dienststelle auf die jeweiligen Konten weitergelei-
128 Siehe: Anlage 16, Antwort zu Frage 8.
129 Siehe: a. a. O., ebd.
130 Siehe: Anlage 16, Antwort zu Frage 10.
233
E-Payment
tet.“131 Auch dieses Verfahren scheint dem sächsischen sehr ähnlich. Nur, 
dass auch in Bayern direkt am Terminal Eingaben vorgenommen werden 
können, welche zu einer schnelleren Abrechnung beitragen. Bedenken, 
dass es durch die manuelle Eingabe des PVD vor Ort vermehrt zu Fehlern 
kommt, konnte Frau Pickel nicht bestätigen. Bezüglich des Arbeitsauf-
wands berichtet die Polizeihauptmeisterin von einer insgesamt positiven 
Entwicklung für den PVD auf der Straße als auch für die Bearbeitung in der 
Verwaltung. „Nachteile in diesem Sinne sind mir nicht bekannt. Es werden 
natürlich überall Fehler gemacht, die aber ganz leicht wieder zu korrigie-
ren sind.“132 So lässt sich eine falsche Eingabe am Terminal ganz einfach 
per Mail oder Nachzahlung an die ZBS korrigieren.
Die Frage, ob Frau Pickel ein solches System anderen Bundesländern, 
welche noch ohne arbeiten, empfehlen würde, beantwortet sie mit einem 
klaren „definitiv“. Die hohe Arbeitserleichterung und die Wahrscheinlich-
keit, dass der Betroffene eine Geldkarte einstecken hat, sind nicht zu miss-
achten.
6.2 TeleCash GmbH & Co.KG
Aus den ausgewerteten Internetquellen zu den anderen Bundesländern 
und den Antworten der VPI Feucht ist zu erkennen, dass die Firma Tele-
Cash GmbH & Co.KG bei den deutschen Polizeien bezüglich der Karten-
zahlung oft vertreten ist. Offensichtlich funktioniert die Zusammenarbeit 
in jedem Bundesland anders, aber erfolgreich. Die TeleCash GmbH & Co.KG 
scheint sich optimal und zeitnah auf die individuellen Bedürfnisse und An-
sprüche des jeweiligen Bundeslandes anpassen zu können. Mit der Einfüh-
rung des bargeldlosen Bezahlens in Niedersachen wirbt die Firma sogar 
auf ihrer Homepage.133 Dabei werden die Ansprüche der Polizei und das 
Ziel einer Einführung eines Kartenzahlsystems erkannt und gut beschrie-
ben. Auch hier geht es wieder um die Minimierung des Arbeitsaufwands 
und vor allem auch darum, dass die Polizei mehr ihren Hauptaufgaben 
nachkommen kann. Auch in Niedersachsen wurde 2009 eine „eigens ein-
131 Siehe: Anlage 16, Antwort zu Frage 11.
132 Siehe: Anlage 16, Antwort zu Frage 13.
133 Vgl.: Internetquelle Nr. 22 (siehe Quellenverzeichnis).
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gerichtete Projektgruppe“ damit beauftragt, dieses System genau zu begut-
achten und eine passende Ausschreibung zu entwerfen. TeleCash GmbH & 
Co.KG konnte diese für sich entscheiden. Sie führten 1 500 Terminals ein 
und übernahmen die „Wartung der Hardware sowie die Einweisung der 
Anwender.“134 Auch hier werden mobile Terminals der Firma CCV verwen-
det. Im Ergebnis wird festgestellt, dass der Arbeitsaufwand seit der Einfüh-
rung gesunken ist und die Bezahlmethode beim Bürger gut angenommen 
wird.135
Die Anfrage bei der Firma TeleCash GmbH & Co.KG, ob sie durch das Be-
antworten eines Fragebogens nähere Informationen zu ihrem System, den 
Möglichkeiten damit und den Erfahrungen vermitteln würden, um diese 
in der Arbeit genauer darstellen zu können, war aus mehreren Gründen 
letztendlich leider nicht möglich.
134 Siehe: a. a. O., ebd.




Schon im Sachstandbericht von 2015 wurde erkannt, dass die Möglich-
keit der Kartenzahlung eine zeitgemäße und bürgerfreundliche Neuerung 
darstellt. Umso schwieriger ist es nachzuvollziehen, dass es in diesem 
Bereich immer noch keine bedeutenden Veränderungen gibt. Im Jahr 2019 
ging es mit großen Schritten vorwärts, die Mängel waren erkannt und 
es war deutlich formuliert, welche Anforderungen die sächsische Polizei 
an ein solches Bezahlsystem hat. Der Weg für eine neue und ggf. vorerst 
letzte Ausschreibung war geebnet und es sollte möglich sein, einen pas-
senden Anbieter dafür zu finden. Aus welchen Gründen dies zum Jahres-
wechsel 2020 plötzlich wieder zurückgestellt wurde, konnte bis heute nicht 
geklärt werden. Es ist nur bekannt, dass andere Projekte Vorrang er hiel- 
ten.
Zusammenfassend ist festzustellen, dass es Möglichkeiten gibt, die mo-
derne Kartenzahlung bei der Sächsischen Polizei einzuführen. Die durch-
geführte Testphase mit den drei Geräten von BS PAYONE, welche nach wie 
vor in der PD Dresden genutzt werden, konnte zu einigen wichtigen Er-
kenntnissen beitragen. Plötzliche Umstände, wie z. B. die Corona-Pandemie, 
verdeutlichen, welche Vorteile kontaktloses Bezahlen haben kann. Nicht 
nur der Corona-Virus, sondern auch Grippeviren und andere übertragbare 
Krankheitserreger können durch Bargeld verbreitet werden. Davor sollte 
der Beamte geschützt werden. Zudem ist der technische Fortschritt unauf-
haltsam und der Mensch wird sich diesem zwangsläufig anpassen. Somit 
ist eine Einführung des „E-Payment“ weiterhin als wichtiger Schritt in der 
sächsischen Polizei zu betrachten.
These 1:
Der Bearbeitungsaufwand bei Verwarnungen und Sicherheitsleistungen 
ist insgesamt sehr hoch und kann durch die Einführung des „E-Payment“ 
deutlich reduziert werden.
Bei der Zusammenfassung und Auswertung des Sachstandsberichts und 
der Prozessbetrachtung konnte festgestellt werden, dass die Terminalzah-
lung den PVD zwar entlasten, dem aber ein sehr hoher Verwaltungsauf-
wand entgegensteht. Somit wurde durch die zuständige Projektgruppe 
schon vor ca. fünf Jahren empfohlen, auf einen erneuten und breiteren 
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Praxistest zu verzichten, bis die Abrechnungsproblematik überarbeitet 
bzw. optimiert wurde.
Zu beachten ist, dass aus den Zahlen der leicht veralteten Prozess-
betrachtung keine eindeutige Schlussfolgerung zum Zeitaufwand möglich 
ist, da manche Mängel, wie z. B. das Problem mit dem Datenschutz und 
dem Schwärzen der Belege mittlerweile geklärt werden konnten, aber da-
mals mit in die Betrachtung und Berechnung einbezogen wurde.
Beim Vergleich der 1 295 Manntage, die bei der Vereinnahmung von 
Verwarnungsgeld ausschließlich durch Bargeld und VG-Block anfallen, mit 
den beim aktuellen System mit 90 % Bar- und 10 % Kartenzahlung anfal-
lenden 1 638 Manntagen, ist ein höherer Aufwand zu erkennen. Dies liegt 
vor allem an der Beschaffung von Blöcken und Terminals, sowie an der 
doppelten Abrechnung und vor allem an der unausgereiften und aktuell 
ungenutzten Abrechnungs-Software (KSV). Die bei 40 % Barzahlung und 
60 % Kartenzahlung und einem nach der Theorie optimierten System an-
fallenden 1 113 Manntage, zeigen, dass dieses System die Erwartung der 
Reduzierung des Arbeitsaufwands schon unter einer Terminalnutzung 
von 100 % erfüllen kann.
Bei der Vereinnahmung der Sicherheitsleistungen zeigt sich, dass sogar 
mit dem aktuell nicht perfekt funktionierenden Verfahren eine Wirtschaft-
lichkeit ab 30 % Nutzung gegeben ist. Bei Gesprächen in der PD Dresden 
und in den beiden OEen, welche den Terminal für SL nutzen, ging hervor, 
dass beide die Vorteile der Kartenzahlung, z. B. das nicht zum Bankauto-
maten fahren und keine fremden Geldsorten umtauschen müssen, erkannt 
haben. Aktuell unterstützen sich die LKW Kontrollgruppe und das APRev, 
in welchem sich das Gerät aktuell fest befindet, in dem das Terminal zum 
Ort der Vereinnahmung verbracht wird, wenn es die LKW Kontrollgruppe 
benötigt und es die Auftragslage zulässt.
Gewiss fordert die Einführung eines neuen Systems mit neuen Geräten, 
Schulungen usw. anfänglich erst einmal mehr Aufwand und Zeit. Aber, 
dass diese Bezahlmöglichkeit in einigen anderen Bundesländern schon 
länger erfolgreich eingeführt wurde und es keinerlei negativ-Meldungen 




Eine Einführung mobiler Bezahlterminals innerhalb der Polizei ist an ge-
wisse Voraussetzungen und Anforderungen gebunden.
Bei der Software, aber vor allem im Verwaltungsbereich und bei der Rech-
nungsprüfung gibt es bei der aktuell in Sachsen getesteten Methode noch 
große Mängel und somit einen hohen Arbeitsaufwand. Dadurch zeigt 
sich momentan keine lohnenswerte Effektivität. Die Geräte wurden und 
werden zwar genutzt, aber solange das altbewährte Verfahren noch funk-
tioniert und das neue Verfahren kaum Zeiteinsparung aufweist, ist eine 
Einführung nicht zweckmäßig. Eine Überarbeitung und Optimierung der 
Abrechnungssoftware und der Rechnungslegung würde den Arbeitsauf-
wand deutlich minimieren. Wie unter den Kapiteln 4.1.2 und 4.2.2 detail-
liert erklärt, ist das Abrechnungsverfahren und die Rechnungsprüfung 
durch viele manuelle und teilweise unlogische Prozessschritte unnötig 
kompliziert. Dadurch ist es schon bei den aktuell nur drei Geräten und 
der noch relativ geringen Nutzung mit hohem Aufwand verbunden, die 
Rechnungen und Zahlungen zuzuordnen und auf Richtigkeit zu prüfen. 
Zusätzlich sollte, wie in einigen anderen Bundesländern, auf die Verein-
nahmung von Bargeld via VG-Block verzichtet werden. Die VPI Feucht aus 
Bayern beantwortete einen Fragenbogen zu Ihrem System „CardCash“. Aus 
diesem geht u. a. hervor, dass die Beamten dazu tendieren, die Vereinnah-
mung von Bargeld komplett abzuschaffen, da die „am Mann“ getragenen 
Summen an Bargeld eine größere Verantwortung abverlangen und die Ab-
gabe und Abrechnung wieder Zeit beansprucht, welche effektiver genutzt 
werden könnte. Eine weitere enorm wichtige Anforderung ist, dass die Ver-
einnahmung von VG und SL mit einem Gerät funktioniert. Das würde die 
Effizienz eines Terminals deutlich steigern. Ob eine manuelle Eingabe des 
Letztempfängers für SL durch den PVD vor Ort sehr fehleranfällig wäre, 
muss definitiv vor einer Einführung getestet werden. In den anderen Bun-
desländern wird es offensichtlich ohne große Probleme so durchgeführt. 
Auch die VPI Feucht hat sich zu diesem Schritt nicht negativ geäußert. Die 
Beleginhalte müssen soweit angepasst werden, dass durch den PVD vor 
Ort so wenig wie möglich manuell ergänzt werden muss. Am Beispiel der 
Abbildung 26 ist zu erkennen, dass es auch für das Problem der unprakti-
schen Tasche zum Gerät bereits eine bessere Lösung gibt.
Laut Sachstandsbericht sollten die drei Geräte in der PD Dresden ver-
bleiben, um die KSV-Software weiterentwickeln zu können. Leider lässt 
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sich nicht erkennen, dass sich seitdem etwas an System oder Software ver-
ändert oder sogar verbessert hat.
Weiterhin wird behauptet, dass eine Zwischenschaltung des PVA als 
zentrale Beschaffungseinrichtung bei der Beschaffung und Verwaltung 
der Terminals obsolet wäre. Im Zuge der Erstellung dieser Arbeit fiel auf, 
dass das SID als „externer“ Dienstleister nicht zwingend benötigt wird, da 
das PVA und somit die Sächsische Polizei selbst am besten weiß, welche 
Anforderungen sie an ein Bezahlsystem haben. Das PVA verfügt über einen 
eigenen IT-Bereich, welcher sicherlich ebenso geeignet ist, dieses Projekt 
selbst und intern zu betreuen. Am Beispiel von NRW und Bayern zeigt sich, 
dass eine Einführung unter der Verantwortung der Polizei selbst möglich 
ist. In NRW gibt es das Landesamt für Zentrale Polizeiliche Dienste und in 
Bayern wurde die Abrechnungssoftware „CardCash Polizei“ vom dortigen 
PVA selbst entwickelt. Weiterhin darf eine erneute Ausschreibung nicht 
nochmal ohne eine Beteiligung der Polizei erfolgen.
Eine neue erweiterte Testphase, mit einem optimierten oder anderen 
System ist ratsam, aussagekräftiger und zielführend.
These 3:
Die Einführung von Bezahlterminals bringt Vor- und Nachteile mit sich.
Wie hat sich die Einführung in anderen Bundesländern ausgewirkt ? (Fra-
gebogen)
Die Auswertung des Fragebogens der VPI Feucht ergibt, dass die Resonanz 
durchweg positiv ist. Das Terminal gehört bei den Beamten mittlerweile 
zur täglichen Ausrüstung und wird von diesen und den Betroffenen gut 
angenommen. Die Zahlen der Verwarnungen haben sich erhöht und der 
Arbeitsaufwand wurde minimiert. Auch bei den Sicherheitsleistungen gibt 
es nur Vorteile zu berichten.
Zusammenfassend ist zu sagen, dass eine Einführung des „E-Payment“ 
in die Sächsische Polizei hauptsächlich Vorteile mit sich bringen würde. 
Leider ist eine Nennung von Vor- und Nachteilen nicht abschließend mög-
lich. Der Sachstandbericht und die Prozessbetrachtung sind ausführlich 
und bilden eine gute Grundlage für die Beleuchtung dieses Themas. Da 
es aber nach wie vor ein sehr aktuelles Thema ist und sich im Laufe der 
letzten Jahre so mancher Umstand etwas verändert hat, ist dringend eine 
Anpassung und eine neue Testphase anzuraten.
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Eine Einführung des „E-Payment“ in der Sächsischen Polizei kann funk-
tionieren und würde einen großen technischen Fortschritt für die Kollegen 





Polizeiverwaltungsamt: Projektgruppe Interaktiver Funkstreifenwagen Polizei 
Sachen (12. Juni 2015): „Erprobung des Einsatzes mobiler Bezahlterminals bei 
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Anlage 2: Technische Daten Terminal
Quelle: PD Dresden, Führungsstab, Ref. 4, SG Verwaltung/SB Haushalt
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Anlage 3: Schreiben zum Schwärzen
Quelle: PD Dresden, Führungsstab, Ref. 4, SG Verwaltung/SB Haushalt
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Anlage 4: Schreiben zur Anzahl der Blöcke
AW: Bachelorarbeit
Von: „Bauer, Bettina – Polizei, PD-DD“ <Bettina.Bauer@polizei.sachsen.de> 
An: „j.klemm86@gmx.de“ <j.klemm86@gmx.de>
Datum: 23.06.2020 13:53:33 
Hallo Frau Klemm, 
wie gestern besprochen, erhalten Sie die getroffenen Festlegungen der PD 
DD zum bargeldlosen Vereinnahmen von Verwarnungsgeldern bzw. Sicher-
heitsleistungen. Die Abbildung zur HÜL 78 sowie die Produktbeschreibung 
des mobilen Terminals füge ich ebenfalls bei. 
Das Schreiben betreffs „Schwärzen“ von Daten habe ich auch gefunden. 
Ist aber seit längerem als gegenstandslos zu betrachten. Der Name des Kre-
ditkarteninhabers erscheint nicht mehr.
Des Weiteren habe ich folgendes in Erfahrung gebracht:
– 2019 wurden 198 Blöcke (1 Block/20 Blatt) für Sicherheitsleistungen aus-
gegeben – Kosten für einen Block = 2,49 €
– ein VG-Block kostet jetzt ca. 1,00 € (bei Abnahme von 2000 Stück)






Ref. 4, SG Verwaltung/SB Haushalt 




Quelle: PD Dresden, Führungsstab, Ref. 4, SG Verwaltung/SB Haushalt
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Anlage 6: Preisliste Zubehör
Quelle: PD Dresden, Führungsstab, Ref. 4, SG Verwaltung/SB Haushalt
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Anlage 7: Kosten für Kartenlesegeräte
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Quelle: Darstellung der PD Dresden, Führungsstab, Ref. 4, SG Verwaltung/SB Haushalt
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Anlage 8: Sammelrechnung Girokartenzahlung
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Quelle: PD Dresden, Führungsstab, Ref. 4, SG Verwaltung/SB Haushalt
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Anlage 9: Sax MBS




Quelle: PD Dresden, Führungsstab, Ref. 4, SG Verwaltung/SB Haushalt
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Anlage 11: Transaktionsliste, Beispiel Fachdienst 
Verkehrsüberwachung
Quelle: PD Dresden, Führungsstab, Ref. 4, SG Verwaltung/SB Haushalt
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Anlage 12: Kreditkarten-Rechnung, Seite 1 von 4
Quelle: PD Dresden, Führungsstab, Ref. 4, SG Verwaltung/SB Haushalt
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Anlage 13: Kreditkarten-Rechnung, Seite 3 von 4
Quelle: PD Dresden, Führungsstab, Ref. 4, SG Verwaltung/SB Haushalt
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Anlage 14: Umsätze der Verwarngeldterminals
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Quelle: Eigene Darstellung der PD Dresden, Führungsstab, Ref. 4, SG Verwaltung/SB Haushalt
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Anlage 15: Umsätze des Sicherheitsleistung-Terminals
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Quelle: Eigene Darstellung der PD Dresden, Führungsstab, Ref. 4, SG Verwaltung/SB Haushalt
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Anlage 16: Ablehnung der Unterstützungsanfrage 
von Niedersachsen
Quelle: Antwort der Pressestelle der Polizei Hannover per E-Mail
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Anlage 17: Ablehnung der Unterstützungsanfrage 
Nordrhein-Westfalen
Quelle: Antwort des Ministeriums des Inneren NRW per E-Mail
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Anlage 18: Fragenbogen: beantwortet von PHMin Pickel, 
VPI Feucht (Bayern)
1. Seit wann nutzen Sie die Möglichkeit der Kartenzahlung ? 
Bei der Verkehrspolizeiinspektion Feucht wird der bargeldlose Zahlungs-
verkehr „CardCash“ seit Dezember 2017 genutzt
2. Wie nennt sich ihr System und mit welchem Partner arbeiten Sie dies-
bezüglich zusammen ? 
Das System ansich nennt sich wie oben bereits erwähnt „CardCash“. Wir 
erhalten zwei verschiedene Rechnungen pro Monat. Einmal von der Tele-
cash und einmal von FirstData.
3. Mit wie vielen Geräten/Terminals pro Organisationseinheit bzw. Dienst-
schicht arbeiten Sie ?
Die Verkehrspolizeiinspektion Feucht hat insgesamt 7 Terminals zur Ver-
fügung.
4. Wie lange hat es gedauert, bis das System inklusive Ausschreibung und 
Testphase eingeführt wurde ? Gab es dabei Probleme ?
Soweit mir bekannt wurde vorher ein Probelauf in Oberfranken gestartet, 
somit kann ich zur Dauer bis Einführung und Testphase nichts sagen. Nach 
dieser Testphase wurden CardCash dann bei uns eingeführt. 
Anfangsprobleme gab es wohl. Aber eigenlich auf die Rechnungen be-
zogen, die anfangs desöfteren bemängelt werden mussten, jetzt treten ei-
gentlich nur noch ganz selten Fehler dort auf.
5. Welche Möglichkeiten gibt es bei Ihnen, um z. B. eine Ordnungswidrig-
keit zu bezahlen ? Nutzen Sie ausschließlich unbare Varianten zur Zah-
lung oder gibt es auch die Möglichkeit der Barzahlung.
Bei uns gibt es die Möglichkeit bar zu bezahlen, sowohl im Bereich der Ver-
warnungen als auch im Bereich der Sicherheitsleistungen. Weiterhin gibt 
es bei uns die bargeldlose Zahlung also CardCash.
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6. Wie ist die Resonanz der Beamten, die damit direkt arbeiten ? Sind die-
se zufrieden und werden die Terminals gern genutzt ?
Die Resonanz der Beamten ist sehr gut. Es ist eigentlich festzustellen, dass 
die Beamten die Möglichkeit der Barzahlung eigentlich eher abschaffen 
würden. Somit haben sie nicht ständig höhere Geldbeträge bei sich, für die 
sie schließlich die Verantwortung haben und auch schnellstmöglich wie-
der bei der Zahlstelle der Dienststelle abgeben müssen.
Die Terminals werden bei uns alle sehr gut genutzt, sind eigentlich 
ständig im Einsatz.
7. Was wird über die Akzeptanz der Bürger berichtet ? Wird es positiv auf-
genommen oder gibt es viele negative Reaktionen ?
Ich habe von meinen Kollegen kaum negative Reaktionen der Bürger er-
zählt bekommen, somit gehe ich davon aus, dass auch der Bürger zufrie-
den mit dieser Möglichkeit ist.
8. Wie beurteilen Sie das Nutzungsverhalten ? Gab es z. B. Startschwierig-
keiten oder wurden die Geräte seit der Einführung konstant genutzt ? 
Ist eine Steigerung zu Verbuchen ? Gibt es Auffälligkeiten, wie z. B., dass 
es im Winter weniger genutzt wird ?
Ich selbst habe erst seit August 2018 mit diesem Geräten Erfahrung. Ich 
könnte mir gut vorstellen, dass es am Anfang ein bisschen gedauert hat bis 
die Geräte so richtig regelmässig in Benutzung waren, das liegt aber mehr 
daran, dass es etwas Neues für den Beamten war.
Mittlerweilen werden die Geräte ständig und sehr regelmässig ge-
nutzt. Es gehört eigentlich zum Ausrüstungsgegenstand jeder Streifenbesat-
zung.
9. Konnten Sie feststellen, dass sich durch die Einführung des „E-Pay-
ments“ die Anzahl der Verwarnungen oder Sicherheitsleistungen, die 
durch den PVD ausgesprochen und vereinnahmt wurden, erhöht hat ?
Nach meiner Einschätzung und Erfahrung hat sich gerade die Anzahl der 
Verwarnungen deutlich erhöht mit der Einführung von CardCash. Der ge-
samte Vorgang um eine Ordnungswidrigkeit zur verwarnen benötigt we-
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sentlich weniger Zeit und ist für den Beamten auch einfacher in der Durch-
führung.
Bei den Sicherheitsleistungen ist es genauso. Denn gerade der auslän-
dische Verkehrsteilnehmer hat nicht immer dementsprechendes Bargeld 
dabei. So kann auch dieser ganz einfach mit Karte bezahlen.
10. Können Sie mir bitte näheres zum Verfahren der Abrechnung bei Ih-
rem System erläutern ? Z. B. Wie ist der Ablauf nach der Vereinnah-
mung durch den PVD ? In welcher Form, wie oft und wie ausführlich 
erhalten Sie die Rechnungen und kommen Kreditkartenzahlungen 
und Girokartenzahlungen zur gleichen Zeit an ? Muss noch oft manuell 
nachgearbeitet werden oder läuft alles automatisch ? Läuft alles über 
Ihren Partner oder wurde intern bei Ihnen noch ein unterstützendes 
Programm zur Auswertung und Weiterleitung entwickelt ?
Nachdem ein Beamter eine Zahlung mit CarCash durchgeführt hat be-
kommt die Zahlstelle der Dienststelle alle Belege, die dort nach Geräten 
sortiert aufbewahrt werden.
Einmal im Monat bekommen wir zwei Rechnungen von Telecash und 
Firstdata (gehört eigentlich alles zusammen). Die eine Rechnung sind nur 
Kreditkartenabrechnungen und auf der anderen Rechnung wird zusätz-
lich die Anzahl der Geräte unserer Dienststelle und die darüber entstande-
nen Gebühren aufgeführt.
Beide Rechnungen können wir mittlerweile ganz einfach über ein Pro-
gramm des PVA (CardCash Polizei) selbst prüfen und geben sie dann an 
das zuständige SG V1 beim Präsidium zur Durchführung der Zahlung und 
Aufbewahrung ab.
Auf diesen beiden Rechnungen befinden sich alle Transaktionen mit 
unseren Geräten und ausser einer kurzen Prüfung durch das interne Pro-
gramm ist weiter nichts damit zu tun.
11. Nutzen Sie ein Poolkonto und gibt es bei Ihrem System die Möglichkeit, 
dass der PVD direkt Vorort und mittels des Terminals z. B. die Sicher-
heitsleistung direkt an den Letztempfänger wie die BAG weiterleitet ? 
Wenn ja, funktioniert das gut oder gibt es damit Probleme ?
Prinzipiell gehen alle Zahlungen über diese Geräte zunächst an die ZBS 
Viechtach auf deren Konto.
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Verwarnungsgelder werden von der ZBS direkt an die StoK weiterge-
leitet. 
Sicherheitsleistungen, die die ZBS betreffen bleiben auf den Konto der 
ZBS zur Weiteren Bearbeitung. Sicherheitsleistungen, die andere Verfol-
gungsbehörden betreffen, werden von der ZBS auf unser Dienststellen-
konto zurücküberwiesen und dann von unserer Zahlstelle der Dienststelle 
auf die jeweiligen Konten weitergeleitet.
An den Terminals können verschiedene Eingaben durch die Beamten 
gemacht werden.
SLP (Sicherheitsleistung Polizei – somit weiß ZBS, dass das Geld bei Ihnen 
bleibt)
SLS (Sicherheitsleistung Sonstige – somit weiß ZBS, dass das Geld zur wei-
teren Bearbeitung zurück aufs Dienststellenkonto muss.
VG – Verwarnungsgeld (sonst weiter nichts zu tun)
Bei den Sicherheitsleistungen, die an uns zurücküberwiesen werden zur 
weiteren Bearbeitung, gibt es eigentlich keine Probleme. Zwischen Zahlung 
am Terminal und Eingang dieses Geldes bei uns und Weiterüberweisung 
an zuständige Behörde liegen im Schnitt ca. 4 –  5 Tage.
12. Würden Sie sagen, dass sich durch die Einführung der Kartenzahlung 
eine positive Entwicklung im Bereich der Verwaltung und Abrechnung 
verbuchen lässt und dass es dadurch zu einer Kosten- und Zeitersparnis 
bzw. insgesamt zu weniger Aufwand gekommen ist ?
Insgesamt gesehen würde ich auf alle Fälle sagen, dass sich durch die Ein-
führung von CardCash bei uns eine sehr positive Entwicklung abzeichnet. 
Für die Beamten draussen ist es auf alle Fälle eine hohe Arbeitserleichte-
rung und für die Zahlstelle auf der Dienststelle gibt es zwar nach der 
Zahlung einige Dinge zu tun, die sich aber im Rahmen halten. Z. B. Rech-
nungsprüfung und Weiterleitung dieser einmal im Monat und Weiterüber-
weisung von einigen Sicherheitsleistungen an andere Verfolgungsbehör-
den BAG etc.
13. Sind Ihnen eventuell auch Nachteile an den Terminals oder dem Sys-




Nachteile in diesem Sinne sind mir nicht bekannt. Es werden natürlich 
überall Fehler gemacht, die aber ganz leicht wieder zu korrigieren sind. 
Wenn also ein Beamter den falschen Zahlgrund (VG, SLS, SLP) in den Ter-
minal eintippt, dann muss entweder eine dementsprechende E-Mail zur 
Korrektur an das PVA geschrieben werden oder eine Überweisung an die 
ZBS getätig werden. Je nach Fehler.
14. Würden Sie anderen Bundesländern, welche so ein System noch nicht 
besitzen, eine Einführung empfehlen ? Können Sie dies bitte kurz be-
gründen ?
Eine Empfehlung für andere Bundesländer kann ich definitiv aussprechen. 
Es ist wie auch oben bereits angemerkt eine definitive Arbeitserleichte-
rung. Weiterhin kann sich kein Bürger mehr herausreden, kein Geld dabei 
zu haben. Eine Bankkarte hat eigentlich jeder einstecken!
Quelle: PHMin Pickel von der VPI Feucht, per E­Mail erhalten
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Anlage 19: Einverständniserklärung PHMin Pickel, VPI Feucht 
(Bayern)
Quelle: PHMin Pickel von der VPI Feucht, per E­Mail erhalten
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Anlage 20: Fragebogen: beantwortet von Regierungsrat 
Holger Kaatz, PD Dresden
1. Wie lange arbeiten Sie bei der Sächsischen Polizei und was ist Ihre 
genaue Funktion ?
Bei der Sächsischen Polizei arbeite ich von Anfang an und bin generell seit 
über 40 Jahren bei der Polizei. Meine Aufgaben waren und sind die Tätig-
keitsfelder aus dem Aufgabenbereich Verwaltung. Gegenwärtig bin ich als 
Leiter Sachgebiet Verwaltung eingesetzt.
2. Sie sind seit Beginn an mit dem Projekt des „E-Payment“ betraut. 
Welche Funktion erfüllen Sie in diesem Projekt ?
Ja, zunächst als Projektleiter in der Polizeidirektion und mit Einrichtung 
einer Arbeitsgruppe beim Polizeiverwaltungsamt neben Frau Bauer als 
Vertreter der Polizeidirektion bestellt.
3. Wie haben Sie davon erfahren, dass dieses Projekt ab 2020 erstmal 
wieder ausgesetzt wird ? Sind Ihnen Gründe dafür bekannt ?
Kenntnis erhielt ich davon auf Nachfrage im Polizeiverwaltungsamt und 
Sächsische Staatsministerium des Innern, wonach andere IT-Projekte eine 
höhere Wertigkeit erhielten.
4. Wie schätzen Sie die Entwicklung der Nutzung der drei sich in der 
Polizeidirektion Dresden befindlichen Terminals ein ?
Da nur drei Geräte im Einsatz sind, muss man den Einsatz der Geräte etwas 
relativieren. Die Geräte werden aber gerne eingesetzt, was in den Ergeb-
niszahlen nicht immer so sichtbar ist.
5. Woran liegt es Ihrer Meinung nach, dass es in der Sächsischen Poli-
zei nach ca. zehn Jahren Testphase noch keine Möglichkeit mit Karte 
zu zahlen gibt ? Am Anbieter, an der Aufgabenverteilung, oder ähn-
liches ?
Es mussten zunächst Erfahrungswerte gesammelt werden. Die Ergebnis-
se fanden dann im Abschlussbericht, u. a. Wirtschaftlichkeitsbetragungen 
gemäß Sächsischer Haushaltsordnung ihren Niederschlag.
Die folgenden Ausschreibungen gestalteten sich schwierig, da die An-
bieter nicht alle Anforderungskriterien erfüllten, u. a. der Datenabgleich.
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6. Welche Funktionen erfüllen das SID und das Polizeiverwaltungsamt 
in diesem Projekt ?
Das Polizeiverwaltungsamt ist mit der Projektleitung vom SMI beauftragt 
worden und nutzt die Fachkompetenz des SID, da das SID für alle IT-Lösun-
gen grundsätzlich im Freistaat Sachsen zuständig ist.
7. Könnten Sie mir bitte kurz berichten, wie die aktuelle Resonanz der 
nutzenden Organisationseinheiten ist ? Wurden z. B. beim Terminal 
für Sicherheitsleistungen besondere Vorzüge erkannt ? Wie hat sich 
die Corona-Pandemie ausgewirkt ?
Der Polizeivollzugsdienst wartet auf die Einführung der bargeldlosen Ab-
rechnung, da folgend der Verwaltungsaufwand sich verringert, der Kon-
trollaufwand erheblich minimiert werden kann und der Bargeldverkehr 
nur noch bei Sicherheitsleistungen eintreten könnte.




Anlage 21: Einverständniserklärung Herr Kaatz, 
Regierungsrat, PD Dresden
Quelle: Herr Kaatz von der PD Dresden, per E­Mail erhalten
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Anlage 22: Einverständniserklärung Frau Bauer, Mitarbeiterin, 
PD Dresden
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Diese Bachelorarbeit befasst sich mit dem Thema der Verkehrssicherheit. 
Dabei soll speziell die Verkehrsüberwachung im Bereich der Geschwindig-
keitskontrolle mittels ProViDa-Technik untersucht werden. Es stellt sich 
insoweit die Frage, wie durch effiziente und sinnvolle Kontrolltätigkeiten, 
Personal- und Technikeinsätze intensiv auf die Verkehrssicherheit Einfluss 
genommen werden kann und sich dadurch die bekannte Unfallursache 
der „Geschwindigkeitsüberschreitung“ reduziert ?
Den Impuls zur Erstellung der Bachelorarbeit gab Herr Prof. Dr. jur. 
Dieter Müller in einer seiner ersten Vorlesung im Audimax an der Hoch-
schule der sächsischen Polizei mit Standort in Rothenburg/Oberlausitz. Da-
bei stellte er in einer beeindruckenden Art und Weise die Möglichkeiten 
der Verkehrsüberwachung in Sachsen dar und erklärte, welche positiven 
Ergebnisse durch gezielte Verkehrsüberwachung bei entsprechender Res-
sourcennutzung möglich sind. Unter anderem wurde dargelegt, dass im 
Freistaat Sachsen im Jahr 2018 pro eine Million Einwohner achtundvierzig 
Personen bei Verkehrsunfällen tödlich verunglückten und im Vergleich 
dazu in Nordrhein-Westfalen „nur“ sechsundzwanzig. Auch beim verbots-
widrigen Benutzen des Mobiltelefons war im Jahr 2015 ein eklatanter Un-
terschied zwischen Nordrhein-Westfalen und Sachsen in der Statistik ab-
lesbar. In Nordrhein-Westfalen konnten insoweit 124 362 Verstöße gemäß 
§ 23 Abs. 1a StVO festgestellt werden, wohingegen im Freistaat Sachsen im 
selben Zeitraum 7 930 dieser Verstöße erfasst wurden. Dies spricht für eine 
gute Verkehrssicherheitsarbeit der Polizei von Nordrhein-Westfalen. Im 
Gegensatz dazu ergab sich aus dem in der Vorlesung gezeigten Diagramm, 
welches die Jahre 2010 bis 2017 verglich, dass die Ergebnisse und Einsatz-
stunden im Bereich der Geschwindigkeitsüberwachung durch ProViDa-
Technik im Freistaat Sachsen kontinuierlich seit 2013 abnahm1.
Durch die oben genannte Vorlesung wurde das Interesse der Verfasser 
dieser Bachelorarbeit geweckt, da es Ursachen, Gründe oder Fehlentwick-
lungen durch stark abweichende Ergebnisse in der Verkehrsüberwachung 
geben muss. Für die Verfasser stellte die Frage, wie Nordrhein-Westfalen 
1 Vgl.: Powerpoint: Prof. Dr. D. Müller, Tätigkeitsbilanz Polizei und Justiz in Sachsen bis 
2018, Folie 18.
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so effektive Ergebnisse erzielen kann ? Gibt es dort bessere bzw. andere 
Technik oder steht mehr Personal zur Verfügung ? Um dies zu erörtern 
strebten die Verfasser einen Vergleich beider Bundesländer an.
Der Vergleich konnte jedoch zwischen den Bundesländern Sachsen und 
Nordrhein-Westfalen nicht gezogen werden, da in einem von der Hoch-
schule der Polizei Sachsen (FH) gestellten Unterstützungsantrag zur Er-
stellung der Bachelorarbeit eine Ablehnung seitens des Ministeriums des 
Innern Nordrhein-Westfalen formuliert worden war. Konkret wurde die 
Unterstützung der Bachelorarbeit mit dem Titel: „Effiziente Verkehrsüber-
wachung durch ProViDa-Technik – Vergleich der Bundesländer Nordrhein-
Westfalen und Sachsen“, untersagt. Zur Begründung wurde auf den Erlass 
vom 31. 05.  2010 – 45.4/5-27.00, welcher vom Ministerium für Inneres und 
Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen ausgestellt wurde, verwie-
sen. Durch diese politische Entscheidung wurde die ursprünglich geplante 
wissenschaftliche Arbeit verhindert und blockiert.
Da die Verfasser sich mit der Thematik inhaltlich schon intensiv befasst 
hatten und einen Vergleich der Nutzung der ProViDa-Technik innerhalb 
der Polizei für sinnvoll hielten, um die Geschwindigkeitskontrolle mittels 
ProViDa möglicherweise effizienter zu machen und damit die Verkehrs-
sicherheit zu erhöhen, wurde nach Rücksprache mit dem Zweitgutachter 
Herrn Polizeidirektor Uwe Heinrich der Vergleich auf die fünf Polizeidirek-
tionen des Freistaates Sachsen reduziert. Bei der oberflächlichen Betrach-
tung der einzelnen vollzugspolizeilichen Statistiken der einzelnen Polizei-
direktionen fiel auf, dass erhebliche Unterschiede in Bezug auf die Anzahl 
der Kontrollen, die Kontroll- und Einsatzstunden und die daraus resul-
tierenden Arbeitsergebnisse (Verkehrsverstöße) zwischen den jeweiligen 
Polizeidirektionen bestanden.
Daher wurde der Titel: „Effiziente Verkehrsüberwachung durch Pro-
ViDa-Technik – Vergleich der Polizeidirektionen in Sachsen“, für diese 
Bachelorarbeit gewählt.
Der Schwerpunkt des Vergleichs der Polizeidirektionen liegt beim Per-
sonaleinsatz, bei vorhandener Technik, Einsatz- und Kontrollstunden so-
wie der damit verbundenen Ergebniserzielung. Weiterhin soll dokumen-
tiert werden, welcher zeitliche Aufwand pro Verkehrsverstoß erbracht 
werden muss und welche gerichtliche Beweiskraft durch diese ProViDa-
Technik erzielt werden kann. Zudem ist von Interesse, ob im Freistaat 
Sachsen neue Technik im Bereich der Verkehrsüberwachung (ProViDa) 
vorgesehen ist.
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2. Untersuchungsmethodik
Um eine umfangreiche Analyse führen zu können, wurde eine subjektive 
und objektive Betrachtung der Problematik durchgeführt.
Der subjektive Aspekt konnte durch die Durchführung von Exper-
teninterviews und Fragebögen betrachtet werden. Hierfür wurden die 
Inter views mit Experten durchgeführt, welche erfahrene Anwender der 
ProViDa-Technik waren und zum anderen diese Technik im Auftrag des 
Innenministeriums beschaffen.
Anwender waren in diesem Kontext somit Polizeibeamte, die die Fahr-
zeuge mit ProViDa-Technik in ihrem Dienst seit mehreren Jahren zur Ver-
kehrsüberwachung einsetzen. Den Verfassern war bei der Auswahl dieser 
Experten wichtig, dass die interviewten Polizeibeamten einen hohen Erfah-
rungsschatz haben, also schon über einen längeren Zeitraum im Rahmen 
der Geschwindigkeitsüberwachung ProViDa-Technik umfangreich nutz-
ten. Zweck dieser Auswahl war, aus diesen Erfahrungen eine Vielzahl von 
Informationen, wie Vor- und Nachteile, Grenzfälle, gerichtsverwertbare 
Beweiskraft der Technik, aber auch Besonderheiten, zu erheben. Zudem 
sollte die tatsächliche Praxis des ProViDa-Einsatzes erfragt werden.
Als Beschaffer wurden Mitarbeiter befragt oder zum Ausfüllen des 
Frage bogens gebeten, welche im Polizeiverwaltungsamt zuständig für die 
Beschaffung und Wartung der Technik sind. Es sollte dabei erhoben wer-
den, welche Technik vorhanden ist, in welcher Anzahl diese vorhanden ist 
und welche konkrete Technik zukünftig beschafft und eingesetzt werden 
soll. Der Fokus lag dabei auf dem Zusammenhang der tatsächlich vorhan-
denen Technik und der daraus möglichen Anwendungsmöglichkeiten und 
-kapazitäten.
Die objektive Betrachtung erfolgte durch Auswertung der vollzugspoli-
zeilichen Statistik des Freistaat Sachsens. Dabei wurden die Gesamtstatis-
tik und die Statistik jeder einzelnen Polizeidirektion analysiert.
Ziel war eine objektive und amtliche Erhebung um einen Vergleich der 
angeführten Polizeidirektionen des Freistaates Sachsens darstellen und 
die Effektivität des ProViDa-Einsatzes beurteilen zu können.
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3. Grundlagen
3.1 Verkehrssicherheit
Wie lässt sich Verkehrssicherheit definieren ? Die Recherche in einschlägi-
ger Fachliteratur erbrachte, dass keine Legaldefinition für Verkehrssicher-
heit vorhanden ist. Allgemein kann der Begriff Verkehrssicherheit in Ver-
kehr und Sicherheit geteilt werden. Daraus ergibt sich, dass Verkehr als 
Beförderung, Bewegung von Fahrzeugen und Personen verstanden wer-
den kann2 und Sicherheit einen Zustand des Sicherseins, Geschützseins 
vor Gefahr oder Schaden und höchstmögliches Freisein von Gefährdungen, 
darstellt.3
Der Begriff Verkehrssicherheit lässt sich aber im Bezug auf diese Arbeit 
nicht trennen und muss deshalb als ganzeinheitlicher Begriff betrachtet 
werden. Die oben angeführte Art der Definition ist folglich zu allgemein 
gefasst und bedarf daher einer Konkretisierung.
Es ist in diesem Zusammenhang folgende Formulierung möglich: „Ver-
kehrssicherheit beschreibt einen Zustand, in dem alle Verkehrsteilnehmer 
am Straßenverkehr teilnehmen können, ohne dass dabei ein Schaden an-
fällt. Dies beinhaltet sowohl verletzte Personen als auch materielle Schä-
den an Fahrzeugen und Verkehrseinrichtungen.“4
Um diesen Zustand zu gewährleisten, können auch alle Maßnahmen 
unter den Begriff gefasst werden, die dazu dienen Gefahren und Risiken 
bei der Teilnahme am bzw. im Straßenverkehr zu reduzieren, um die Zahl 
der verletzten bzw. getöteten Personen im Straßenverkehr, als auch mate-
rielle Schäden an Fahrzeugen und Verkehrseinrichtungen, zu minimieren.5
Nach Schnieder wird Verkehrssicherheit durch ein komplexes Zusam-
menspiel von technischen Einrichtungen und menschlichen Handlungen 
2 Vgl.: https://www.duden.de/suchen/dudenonline/verkehr [Zugegriffen am 14. 01.  2020].
3 Vgl.: https://www.duden.de/rechtschreibung/Sicherheit [Zugegriffen am 14. 01.  2020].
4 Vgl.: https://www.bussgeldkataloge.de/verkehrssicherheit [Zugegriffen am 14. 01. 
2020].
5 Vgl.: https://www.bussgeldkataloge.de/verkehrssicherheit [Zugegriffen am 14. 01. 
2020].
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im Rahmen geordneter betrieblicher Abläufe erreicht.6 Für die vorliegen-
de Arbeit ist also das komplexe Zusammenspiel aus Verkehrsmittel, hier 
Kraftfahrzeuge wie PKW, LKW, KRAD und das menschliche Fahrverhalten, 
also dem Befolgen der gegebenen oder angezeigten zulässigen Höchstge-
schwindigkeit und auch dem Anpassen der Geschwindigkeit in Anbe tracht 
der örtlichen Straßen- und Wetterverhältnissen, von zentraler Be deutung. 
Das pflichtgemäße Verhalten jedes einzelnen Verkehrsteilnehmers ist 
demnach eine elementare Voraussetzung für Verkehrssicherheit. Für den 
Verkehrsteilnehmer ergeben sich diese Verhaltenspflichten vor allem aus 
der Straßenverkehrsordnung. Im Bezug auf diese Arbeit sind vor allem die 
§§ 1 I, II und 3 I StVO maßgeblich.
§ 1 Grundregeln
(1) Die Teilnahme am Straßenverkehr erfordert ständige Vorsicht und gegen-
seitige Rücksicht.
(2) Wer am Verkehr teilnimmt hat sich so zu verhalten, dass kein Anderer ge-
schädigt, gefährdet oder mehr, als nach den Umständen unvermeidbar, behin-
dert oder belästigt wird.7
§ 3 Geschwindigkeit
(1) Wer ein Fahrzeug führt, darf nur so schnell fahren, dass das Fahrzeug ständig 
beherrscht wird. Die Geschwindigkeit ist insbesondere den Straßen-, Verkehrs-, 
Sicht- und Wetterverhältnissen sowie den persönlichen Fähigkeiten und den 
Eigenschaften von Fahrzeug und Ladung anzupassen. Beträgt die Sichtweite 
durch Nebel, Schneefall oder Regen weniger als 50 m, darf nicht schneller als 
50 km/h gefahren werden, wenn nicht eine geringere Geschwindigkeit geboten 
ist. Es darf nur so schnell gefahren werden, dass innerhalb der übersehbaren 
Strecke gehalten werden kann. Auf Fahrbahnen, die so schmal sind, dass dort 
entgegenkommende Fahrzeuge gefährdet werden könnten, muss jedoch so lang-
sam gefahren werden, dass mindestens innerhalb der Hälfte der übersehbaren 
Strecke gehalten werden kann.8
6 Vgl.: Schnieder, Eckehard/Schnieder, Lars, 2013. Verkehrssicherheit – Maße und Mo-
delle, Methoden und Maßnahmen für den Straßen- und Schienenverkehr, 1. Auflage, 
Springer-Verlag, Berlin Heidelberg, Kapitel 11.6.4.
7 Vgl.: https://dejure.org/gesetze/StVO/1.html [Zugegriffen am 15. 01.  2020].
8 Vgl.: https://dejure.org/gesetze/StVO/3.html [Zugegriffen am 15. 01.  2020].
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Für den Staat und dessen Behörden, also vor allem auch für die Polizei, er-
geben sich Überwachungspflichten, bedeutet die Kontrolle der Einhaltung 
dieser Pflichten.
Aus welchen Rechtsvorschriften resultiert aber der gesetzliche Auftrag 
an den Staat und somit auch an die Polizei ?
Eines der bedeutsamsten und wichtigsten Gesetzte des geltenden deut-
schen Rechtes ist das Grundgesetz. Auch hier gibt es einen Zusammenhang 
zur Verkehrssicherheit nämlich in Art. 2 II 1 GG, in welchem das Recht auf 
Leben und körperliche Unversehrtheit für jeden Bürger festgeschrieben 
ist. Jeder Verkehrsteilnehmer hat streng ausgelegt somit das Recht, durch 
den Staat und damit durch die Polizei bei seiner Teilnahme am öffent-
lichen Straßenverkehr geschützt zu werden.
Speziell für die Polizei des Freistaates Sachsen gehört unter anderem 
der Grundrechtsschutz jedes Einzelnen gemäß § 2 I 2 SächsPVDG zur Auf-
gabe der Polizei.
§ 2 Aufgaben der Polizei
(1) 2Sie schützt die freiheitliche demokratische Grundordnung und gewährleis tet 
die ungehinderte Ausübung der Grundrechte und der staatsbürgerlichen Rechte.9
Verkehrssicherheit ist somit als Grundrechtsschutz zu verstehen, der als 
polizeiliche Aufgabe im SächsPVDG verankert ist. Diese Arbeit muss sich 
demnach auch damit auseinandersetzen, ob die sächsische Polizei dieser 
gewichtigen Aufgabe allumfänglich im Bereich der mobilen Geschwindig-
keitsüberwachung mittels ProViDa-Technik gerecht wird.
3.2 Verkehrsüberwachung
Auch bei der Verkehrsüberwachung lässt sich wie bei der Verkehrssicher-
heit keine allgemeingültige Legaldefinition finden, dennoch gibt es mehre-
re verschiedene Definitionsansätze, welche die Inhalte und Bedeutung der 
Verkehrsüberwachung nahebringen. Um dies zu verdeutlichen wurde der 
Definitionsansatz von Hr. Schipper herangezogen:
9 Vgl.: https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/18193-Saechsisches-Polizeivollzugs-
dienstgesetz-#p2 [Zugegriffen am 15. 01.  2020].
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„Bei der Verkehrsüberwachung handelt es sich um Maßnahmen der Polizei, die 
auf der Basis der Verkehrsvorschriften im weitesten Sinne durch die Verfolgung 
von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten sowie zur Beseitigung von Störungen 
oder zur Abwehr von Gefahren auf Verkehrsteilnehmer, Verkehrsmittel und 
Verkehrsraum bezogen dem Ziel dienen sollen, in eigener Zuständigkeit oder 
durch Zusammenarbeit mit den Straßenverkehrs-, Straßenbau-, Justiz- und 
Bußgeldbehörden durch Untersagung oder Beschränkung der Verkehrsteilnah-
me, Verkehrsforschung, Planung und Bau von Verkehrsanlagen, Verfolgung und 
Sanktion von Rechtsverletzungen, Öffentlichkeitsarbeit, Verkehrserziehung und 
andere Maßnahmen die Sicherheit, Leistung und Wirtschaftlichkeit des Ver-
kehrsablaufs zu gewährleisten und zu fördern.“10
Um nicht nur einen Blickwinkel auf die Verkehrsüberwachung zu haben, 
wurde noch eine andere Sichtweise herangezogen. In dieser wird die An-
nahme vertreten, dass es sich bei der Verkehrsüberwachung, um eine Über-
wachung des Straßenverkehrs und nicht um eine Bewachung des Straßen-
verkehrs handelt. Diese Überwachung soll ein hoheitliches Handeln der 
zuständigen staatlichen Organe wie Polizeibeamte darstellen, welches 
die zielgerichtete Präsenz dieser Überwachungsorgane im Verkehrsraum 
auch ohne tätige Maßnahmen rechtfertigt und die Gewährleistung bzw. Er-
höhung der Sicherheit, Leistung (Wirtschaftlichkeit) des Straßenverkehrs 
zum Ziel hat. Daher ergibt sich folgender Definitionsvorschlag:
„Unter polizeilicher Verkehrsüberwachung (VÜ) sind alle auf dem geltenden Ver-
kehrsrecht beruhenden präventiven und repressiven polizeilichen Aktivitäten 
im Verkehrsraum zu verstehen, welche die Sicherheit, Leistung (und damit Wirt-
schaftlichkeit) des öffentlichen Straßenverkehrs gewährleisten bzw. erhöhen 
sollen“11
Um das rechtskonforme Verhalten jedes einzelnen Verkehrsteilnehmers 
bewerten zu können und um die Sicherheit im Straßenverkehr zu über-
10 Vgl.: Günzel, Hans-Peter/Ketzner, Bernd/Koslowsky, Uwe/Mönnighoff, Martin, 2009. Ver-
kehrslehre – Leitfaden für Verkehrssicherheitsarbeit der Polizei in Studium und Pra-
xis, 11. Auflage, Verlagsanstalt Deutsche Polizei GmbH, Hilden, S. 149.
11 Vgl.: Stastny, Oswald, 1983. Polizeiliche Verkehrsüberwachung: (VÜ); Methodik und 
Technik, Strategie und Taktik, 1. Auflage, Richard Boorberg Verlag, Hannover, Mün-
chen, Stuttgart, S. 11.
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wachen, stehen der exekutiven Verfolgungsbehörde (Polizei) mehrere 
Rechtsvorschriften bzw. Regelungen als Grundlage zur Verfügung, hier z. B. 
der § 36 V der Straßenverkehrsordnung (StVO) und die Verwaltungsvor-
schrift Verkehrsüberwachung (VwV VKÜ).
Die ProViDa-Technik stellt einen wichtigen Bestandteil der Verkehrs-
überwachung dar und dient somit zum überwiegenden Teil der Überwa-
chung des fließenden Straßenverkehrs. Hierbei wird die ProViDa-Technik 
vor allem bei bedeutenden Ordnungswidrigkeiten, aber auch bei der Ver-
folgung von Straftaten im Straßenverkehr verwendet. Durch die Aufzeich-
nung der Verkehrsverstöße mittels Videotechnik ist die ProViDa-Technik 
ein sehr wichtiges Beweismittel. Erst auf einem Video kann zweifelsfrei 
veranschaulicht werden, wie sich der Verkehrsteilnehmer rechtswidrig, 
rücksichtslos oder sogar grob verkehrswidrig im Straßenverkehr verhal-
ten hat. Durch diese rechtwidrige, rücksichtlos oder sogar grob verkehrs-
widrige Verkehrsteilnahme unter Miteinbeziehung einer Geschwindig-
keitsüberschreitung werden jährlich nicht unerhebliche Verkehrsunfälle 
mit Personenschäden verursacht.
Nachfolgend veranschaulicht ein Diagramm die vier häufigsten Ur-
sachen von Straßenverkehrsunfällen mit Personenschäden im Freistaat 














 Ein- und Anfahren
Januar – Oktober 2019 Januar – Oktober 2018
Abbildung 1: Ursachen von Straßenverkehrsunfällen mit Personenschaden 
im Freistaat Sachsen
Quelle: https://www.statistik.sachsen.de/html/444.htm [Zugegriffen am 21. 01.  2020].
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Auffällig ist hier, dass alle Ursachen einen rückläufigen Trend aufweisen, 
außer die Ursache Geschwindigkeit, welche einen Anstieg von 78 Unfällen 
zum Vorjahr zeigt. Dies entspricht einer Steigerung von 4,43 % zum Vor-
jahr. Somit bleibt die Ursache Geschwindigkeit ein aktuelles und wichtiges 
Thema im Bereich der Verkehrsüberwachung.
3.3 Begriffserklärung ProViDa
Welche Bedeutung hat eigentlich ProViDa und was genau steht dahinter ? 
Der nachfolgende Abschnitt dieser Bachelorarbeit beschäftigt sich genau 
mit den zuvor genannten Fragen und erklärt den Begriff ProViDa.
Bei ProViDa handelt es sich um eine Abkürzung und bedeutet aufge-
schlüsselt: „Proof Video Data System“ und kann somit als Beweisvideo-
Datensystem übersetzt werden. Es ist ein mobiles Verkehrsüberwachungs-
system, welches ausschließlich von der Polizei genutzt wird und bei dem 
indiziert werden kann, dass Verkehrsverstöße anhand spezifischer Daten 
in Kombination mit einer Videoanlage beweissicher erfasst werden kön-
nen. Somit ist es möglich jeden Verkehrsverstoß zweifelsfrei videotech-
nisch aufzuzeichnen und als Beweismittel einzusetzen.12
Diese Technik der Verkehrsüberwachung ist in Sachsen ausschließlich 
in zivilen Polizeifahrzeugen verbaut und wird vorrangig für die Verkehrs-
überwachung von Bundesautobahnen im Freistaat Sachsen eingesetzt.
Nach einem festgestellten Verkehrsverstoß durch die Polizeibeamten, 
hat jeder Betroffene die Möglichkeit sich sein Fehlverhalten im öffent-
lichen Straßenverkehr, auf einem Monitor im Polizeifahrzeug anzusehen. 
Der Betroffene kann demnach sein ordnungswidrig behaftetes Fahrverhal-
ten nicht abstreiten. Das Abspielen der Videoaufzeichnung hat neben dem 
Beweiszweck auch eine verkehrserziehende Wirkung auf den Betroffenen, 
welche sich in den meisten Fällen auf die Verkehrssicherheit positiv aus-
wirkt. Voraussetzung ist hierbei die Einsicht des Fehlverhaltens.
12 Vgl.: http://www.radarfalle.de/technik/ueberwachungstechnik/provida.php [Zugegrif-
fen am 28. 01.  2020].
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4. Übersicht ProViDa Technik
Die nachfolgenden Punkte dieser Bachelorarbeit werden den derzeitigen 
ProViDa-Fahrzeugbestand darstellen und die Geschwindigkeitsmessanla-
ge ProViDa 2000 Modular sowie das damit verbundene Messverfahren er-
klären.
4.1 Der aktuelle ProViDa-Fahrzeugbestand
Nach vorliegender Erhebung vom Polizeiverwaltungsamt Sachsen kann 
folgender Fahrzeugbestand mit ProViDa-Technik aufgeführt werden:
Insgesamt stehen der Polizei in Sachsen zehn Fahrzeuge zur Geschwin-
digkeitsüberwachung mittels ProViDa-Technik zur Verfügung. Dabei war 
festzustellen, dass es sich nur um Pkws mit o. a. Technik handelte. Von den 
zehn Fahrzeugen sind fünf Pkw BWM 330d, drei Pkw BMW 335xd, ein Pkw 
BMW 340iA x-Drive und ein Pkw VW Passat.
In der folgenden Tabelle ist die Verteilung der Fahrzeuge auf die Poli-
zeidirektionen dargestellt:13
Polizeidirektion Messtechnik Marke Typ
Dresden ProViDa 2000 Modular BMW (nicht einsatzbereit) 
330 d
Dresden ProViDa 2000 Modular BMW 330 d
Dresden ProViDa 2000 Modular BMW 335 xd
Leipzig ProViDa 2000 Modular BMW 330 d
Leipzig ProViDa 2000 Modular BMW 340iA x­Drive
Chemnitz ProViDa 2000 Modular BMW 330 d
Chemnitz ProViDa 2000 Modular BMW 335 xd
Görlitz ProViDa 2000 Modular BMW 330 d
Görlitz ProViDa 2000 Modular BMW 335 xd
Zwickau ProViDa 2000 Modular VW Passat
13 Vgl.: Excel-Tabelle aus E-Mail PVA-Sachsen, Doreen Kreßner, vom 16. 01.  2020.
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4.2 Darstellung der aktuell genutzten 
ProViDa-Fahrzeugtypen
Abbildung 2: Das aktuelle ProViDa-Fahrzeug der Polizeidirektion Bautzen
Abbildung 3: Das aktuelle ProViDa-Fahrzeug der Polizeidirektion Zwickau
Quelle: Persönliche Dokumentation durch POM Riemer.
Quelle: Persönliche Dokumentation durch PHM Jung.
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4.3 Explizite Dokumentation über sichtbare eichamtliche 
Sicherungszeichen beim ProViDa-Fahrzeug VW Passat
In diesem Abschnitt werden die sichtbaren eichamtlichen Sicherungskenn-
zeichen visuell dargelegt, um eine Veranschaulichung zu erzeugen. Die 
Sicherungszeichen sind Markierungen für den ordnungsgemäßen Einbau 
der ProViDa-Technik und dienen dem Schutz vor unautorisiertem Umbau 
der Technik. Als Beispielfahrzeug wurde das ProViDa-Fahrzeug VW Passat 
mit dem amtlichen Kennzeichen DD-Q 2153 herangezogen. Dieses Fahr-
zeug befindet sich derzeit einsatzbereit in der Polizeidirektion Zwickau. 
Jedes Fahrzeug in dem die ProViDa-Technik verbaut ist, ist ein Unikat, da 
die Sicherungszeichen manuell angebracht werden und von Fahrzeugtyp 
zu Fahrzeugtyp unterschiedlich platziert sein können. Die nachfolgenden 
Abbildungen dienen dementsprechend der Veranschaulichung bei einem 
ProViDa-VW Passat.
Die Abbildung 4 zeigt die Menü-Tatstatur im VW Passat mit einem Eich-
kennzeichen, welches sich links unterhalb der Ein-/Aus-Taste befindet. Auf 
diesem Eichkennzeichen ist das Eichungsjahr, sowie das Bundesland (SN = 
Sachsen) und die Länderkennung ersichtlich (D = Deutschland).
Abbildung 4: Die Menü-Tastatur im VW Passat
Quelle: Persönliche Dokumentation durch PHM Jung.
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Die Abbildung 5 zeigt die linke Seite der Fernbedienung mit zwei roten Si-
cherungszeichen, welche einmal am oberen und einmal am unteren Ende 
angebracht sind.
Die Abbildung 6 zeigt die rechte Seite der Fernbedienung mit insgesamt 
drei Sicherungszeichen. Am unteren Ende befindet sich ein weißes und 
orangenes und am oberen Ende ein gelbes Sicherungszeichen.
Die Abbildung 7 zeigt die Rückseite der Fernbedienung mit insgesamt 
drei Sicherungszeichen. Zwei davon sind weiß und eins ist rot. Von den 
beiden weißen befindet sich jeweils eins am oberen und eins am unteren 
Ende. Das rote Sicherungskennzeichen befindet sich am unteren Ende um 
die Kante herum angebracht.
An der Fernbedienung im VW-Passat befinden sich somit insgesamt 
acht Sicherungszeichen. Darunter drei rote, drei weiße, ein gelbes und ein 
orangenes Sicherungszeichen.
Abbildung 5 – 7 (von links nach rechts): zeigen die Fernbedienung
Quelle: Persönliche Dokumentation durch PHM Jung.
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Die Abbildung 8 zeigt die linke Seite der Frontkamera mit insgesamt drei 
Sicherungszeichen. Zwei davon sind rot und eins ist weiß. Die beiden roten 
befinden sich einmal oben links und einmal oben rechts. Zwischen den bei-
den roten Sicherungszeichen befindet sich das weiße Sicherungszeichen, 
welches halb auf dem Typenschild (ProViDa 2000 Modular) angebracht ist.
Die Abbildung 9 zeigt die rechte Seite der Frontkamera mit insgesamt 
zwei gelben Sicherungszeichen. Diese sind an der oberen Kante jeweils 
eins auf der rechten und linken Seite angebracht.
Die Abbildung 10 zeigt die Unterseite der Frontkamera mit einem wei-
ßen Sicherungszeichen. Dieses befindet sich mittig angebracht und ist zum 
Teil auf dem Typenschild des Zulassungsinhabers (TERNICA) und dem 
E-Ken nungsschildes angebracht.
Die Abbildung 11 zeigt die Oberseite der Frontkamera mit einem gelben 
Sicherungszeichen, welches am Stromkabel und dem Gehäuse der Front-
kamera angebracht ist.
Abbildung 8 – 11 (von links oben nach rechts unten): zeigen die Frontkamera
Quelle: Persönliche Dokumentation durch PHM Jung.
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Die Abbildung 12 zeigt den Wegstreckensignalkonverter WSK3 mit einem 
Sicherungszeichen und einer Plombe. Das angebrachte Sicherungszeichen 
ist durch die eins im roten Kreis und dem roten Pfeil markiert und die 
Plombe ist mit der zwei im roten Kreis und dem roten Pfeil markiert.
Der Wegstreckensignalkonverter WSK3 ist bei dem VW Passat im Zwi-
schenboden unter der Hutablage im Kofferraum verbaut.
Abbildung 12: Wegstreckensignalkonverter (WSK3)
Quelle: Persönliche Dokumentation durch PHM Jung.
Abbildung 13: Hauptmodul
Quelle: Persönliche Dokumentation durch PHM Jung.
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Die Abbildung 13 zeigt das Hauptmodul (Modular 2000) der ProViDa-Tech-
nik mit insgesamt zehn Sicherungszeichen. Sieben davon sind rot und drei 
davon sind weiß. Die Lage der einzelnen Sicherungszeichen ist mit roten 
Pfeilen gekennzeichnet.
4.4 Geschwindigkeitsmessanlage ProViDa 2000 Modular
Bei der sächsischen Polizei ist in allen unter Pkt. 4.1 aufgeführten Fahr-
zeugen die Geschwindigkeitsmessanlage ProViDa 2000 Modular eingebaut 
und kommt entsprechend zur amtlichen Überwachung des Straßenver-
kehrs zum Einsatz. Entwickelt wurde das ProViDa 2000 Modular durch die 
Firma Ternica Systems GmbH, welche bei der Haberl Electronic GmbH & 
Co.KG im Jahr 2013 als eigenständiges Unternehmen aufgenommen wor-
den war, und daher Inhaber der Zulassung und des deutschlandweiten 
Vertriebes dieser Technik ist.
Bei dieser Anlage handelt es sich um ein mobiles Verkehrsüberwachungs-
system, welches eichpflichtig ist. Das genannte Verkehrsüberwachungs-
system kann sowohl in Pkws als auch in Krädern montiert werden. In der 
sächsischen Polizei ist diese Technik bisher allerdings nur in Pkws ein-
Abbildung 14: ProViDa 2000 Modular
Quelle: Gebrauchsanweisung ProViDa 2000 Modular, Stand 2012.
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gebaut worden. Bei der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt (PTB) ist 
die Geschwindigkeitsmessanlage ProViDa 2000 Modular mit einem Zulas-
sungszeichen (siehe Abb. 15) zur Eichung zugelassen.
Die Geschwindigkeitsmessanlage ProViDa 2000 Modular ermöglicht, dass 
die Geschwindigkeit des verfolgten Fahrzeuges präzise ermittelt werden 
kann, also während der Fahrt des Einsatzfahrzeuges. Zudem kann das Ein-
satzfahrzeug mit ausgestatteter Technik auch stehend die Geschwindig-
keit eines fahrenden Fahrzeuges messen. Durch die parallel zur Messung 
erfolgende Videodokumentation, wird der Verkehrsverstoß beweissicher 
festgehalten.
Die Geschwindigkeitsermittlung der Anlage erfolgt durch eine Weg-





berechnet. Das bedeutet also, dass die benötigte Zeit der zurückgelegten 
Wegstrecke gemessen und dokumentiert wird.14
In der unten angeführten Grafik wird der Aufbau der ProViDa-Modu-
lar-Anlage dargestellt.
14 Vgl.: Ternica GmbH (Herausgeber), 2012. Gebrauchsanweisung ProViDa 2000 Modular, 
2. Auflage, Wedel, S. 3 f.
Abbildung 15: Zulassungszeichen nach PTB für ProViDa 2000 Modular
18.03
04.01
Quelle: Gebrauchsanweisung ProViDa 2000 Modular, Stand 2012.
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Das Grundprinzip und der Systemaufbau der Geschwindigkeitsmessanla-
ge ProViDa 2000 Modular kann wie folgt beschrieben werden:
Die Geschwindigkeitsanlage ist mit einem Wegimpulsgeber, dem 
Hauptmodul, einem Monitor, dem Videosystem, welches aus einer Kamera 
und einem Rekorder besteht, einer Fernbedienungseinheit und der Menü-
Tastatur ausgestattet.
Die vom Einsatzfahrzeug zurückgelegte Wegstrecke wird über die Rä-
der gemessen. Hierzu wird der Ablauf der Räder gemessen, da der Weg-
impulsgeber bei jeder Radumdrehung einen elektrischen Impuls zum 
Hauptmodul sendet.
Die Dokumentation der Abweichung, welche zwischen dem zurückge-
legten Weg und der durch jede Radumdrehung gesandten Impulse ermit-
telt wird, wird am Hauptmodul eingestellt. Diese Dokumentation wird im 
Hauptmodul dann zur Zeitmessung, Wegstreckenmessung und zur Berech-
nung der Durchschnittsgeschwindigkeit analysiert. Mit den im Einsatz-
fahrzeug montierten Videokameras (Front- und Heckkamera) wird das ak-
tuelle Verkehrsgeschehen, also die eigentliche Geschwindigkeitsmessung, 
das reale Verkehrsgeschehen und die örtlichen Gegebenheiten erfasst und 
Abbildung 16: Aufbau der ProViDa-Modular-Anlage
Quelle: Gebrauchsanweisung ProViDa 2000 Modular, Stand 2012.
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im Zusatzmonitor mit den Messwerten angezeigt. Durch den eingebauten 
Videorecorder wird die Geschwindigkeitsmessung aufgezeichnet.
Um einen Überblick zu bekommen wie die Kameras zum einen ausse-
hen und zum anderen im Fahrzeug positioniert sind, verdeutlichen dies 
die nachfolgenden Abbildungen.
Abbildung 17: Angebrachte Frontkamera
Abbildung 18: Angebrachte Heckkamera
Quelle: Persönliche Dokumentation durch PHM Jung.
Quelle: Persönliche Dokumentation durch PHM Jung.
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Die Abbildungen 17 und 18 verdeutlichen die exakte Lage der verbauten 
Kameras. Diese wurden jeweils mit einer roten Ellipse markiert und sicht-
bar gemacht.
Damit das aktuelle Verkehrsgeschehen, also die eigentliche Geschwin-
digkeitsmessung, das reale Verkehrsgeschehen und die örtlichen Gegeben-
heiten erfasst werden können, braucht es einen Zusatzmonitor. Dieser 
Zusatzmonitor ermöglicht den Beamten den jeweiligen Verkehrsverstoß 
vor Ort auszuwerten, da auf diesem die Messwerte angezeigt werden. Die 
folgenden Abbildungen dienen der Verdeutlichung eines solchen Monitors.
Zur Geschwindigkeitsmessung stehen dem Bediener vier Messmethoden 
zur Verfügung. Der Hersteller der Technik bezeichnet diese Messmethoden 
wie folgt:
AUTO 1: Zeitmessung bei bekannter Messstreckenlänge
AUTO 2: Messung der Eigengeschwindigkeit beim Nachfahren mit glei-
chem Anfangs- und Endabstand
MAN: Geschwindigkeitsbestimmung durch Nachfahren mit unglei-
chem Anfangs- und Endabstand
SPLIT: Geschwindigkeitsbestimmung durch Nachfahren mit unglei-
chem Anfangs- und Endabstand15
15 Vgl.: Ternica GmbH (Herausgeber), 2012. Gebrauchsanweisung ProViDa 2000 Modular, 
2. Auflage, Wedel, S. 4 f.
Abbildung 19 und 20: Zusatzmonitor mit Messwerten
Quelle: Persönliche Dokumentation durch PHM Jung.
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Im nachfolgenden Abschnitt werden diese vier Messemethoden beschrie-
ben und die Funktionsweise erläutert.
4.5 Die Messmethoden des ProViDa 2000 Modular
Wie bereits im vorangegangenen Abschnitt 4.4 thematisiert, verfügt das 
ProViDa Modular 2000 über vier Messmethoden um einen Geschwindig-
keitsverkehrsverstoß im öffentlichen Straßenverkehr festzustellen.
Hinter der Auto 1 – Messmethode verbirgt sich die Zeitmessung bei be-
kannter Messstreckenlänge. Voraussetzung für diese Methode ist, dass die 
überwachte Wegstrecke bekannt und ausgemessen ist. Wenn diese Werte 
ermittelt wurden, werden diese zunächst am Gerät eingestellt. Nach dieser 
Einstellung wird die Zeit des Fahrzeugführers manuell gestoppt, welche 
dieser für die Zurücklegung der bekannten Strecke benötigt hat. Anschlie-
ßend berechnet das System automatisch die Geschwindigkeit des Fahrzeu-
ges. Diese Messmethode kann sowohl aus einem stehenden, als auch aus 
einem fahrenden Einsatzfahrzeug durchgeführt werden.
Die Auto 2 – Messmethode beinhaltet die Messung der Eigengeschwin-
digkeit beim Nachfahren mit gleichem Anfangs- und Endabstand. Diese 
Methode berechnet somit die Durchschnittsgeschwindigkeit des Einsatz-
fahrzeugs über eine bestimmte Wegstrecke, welche vorher am Gerät fest-
gelegt und eingestellt wird. Gestartet wird diese Messung durch das ma-
nuelle betätigen einer Taste. Voraussetzung hierfür ist die Anpassung der 
Geschwindigkeit mit dem Einsatzfahrzeug an die des zu messenden Fahr-
zeuges. Sobald diese Anpassung beendet ist, startet das Gerät die simul-
tane und kontinuierliche Zeitmessung und Wegstreckenmessung. Beendet 
werden diese, wenn die zuvor eingegebene Wegstrecke erreicht ist. Diese 
Messmethode ist ebenso möglich, wenn keine Wegstrecke vorher definiert 
wurde. Dabei ist allerdings zu beachten, dass die Messung manuell und 
nicht automatisch beendet wird. Nach Beendigung der Messung wird die 
Durchschnittsgeschwindigkeit des Einsatzfahrzeuges berechnet und kann 
als Mindestgeschwindigkeit des Tatfahrzeuges verwendet werden. Die Ver-
wendung der Mindestgeschwindigkeit setzt voraus, dass sich der Abstand 
zum vorausfahrenden Tatfahrzeug nicht verringert hat, zwischen Beginn 
und Ende der Messung. Um dies zu überprüfen dient die Vi deoaufzeichnung.
Die MAN-Messmethode beinhaltet die Geschwindigkeitsbestimmung 
durch Nachfahren mit ungleichem Anfangs- und Endabstand. Im Gegen-
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satz zur Auto 2 Messmethode werden die Messungen der Zeit und Weg-
strecke nicht simultan, sondern getrennt voneinander manuell gestartet 
und gestoppt. Mit dem Einsatzfahrzeug erfolgt die Wegstreckenmessung, 
indem beim Nachfahren des zu messenden Fahrzeuges die Strecke abge-
fahren wird. Die Zeitermittlung ergibt sich daraus, wie lange das Tatfahr-
zeug für diese abgefahrene Strecke benötigt hat. Ein großer Vorteil bei die-
ser Messmethode ist, dass für die Geschwindigkeitsmessung der Abstand 
zwischen Einsatzfahrzeug und Tatfahrzeug variieren kann.
Die Messmethode SPLIT beinhaltet ebenso wie die Messmethode MAN 
die Geschwindigkeitsbestimmung durch Nachfahren mit ungleichem An-
fangs- und Endabstand. Zwischen diesen beiden Messmethoden, gibt es 
lediglich einen Unterschied der sich wie folgt beschrieben werden kann:
Nach einer Beendigung der Messung in der Messmethode MAN ist nur 
ein Neustart möglich um eine weitere Messung zu tätigen. Die Folge von 
dem Neustart ist, dass die Werte von Wegstrecke sowie Zeit wieder auf null 
zurückgesetzt werden. Anders ist dies bei der Messmethode SPLIT, bei dem 
die Wegstreckenmessung sowie die Zeitmessung intern kontinuierlich 
weiterlaufen. Möglich ist nun die Durchführung von Zwischenmessungen 
beliebiger Anzahl.16
4.6 Ziviles ProViDa-Krad
Die oben angeführte und beschriebene Messtechnik, ProViDa 2000 Modu-
lar, wird auch in Kräder eingebaut und als Einsatzmittel in anderen Bun-
desländern, unter anderem Nordrhein-Westfalen, Hessen, Bayern, genutzt. 
Ein solches ProViDa-Krad ist im Freistaat Sachsen nicht vorhanden und 
somit als Einsatzmittel nicht verfügbar, obwohl dieses Krad als zusätzli-
ches Einsatzmittel zur effektiven Verkehrsüberwachung genutzt werden 
könnte. Denkbar wäre der Einsatz an den zahlreichen Hotspots der Mo-
torradszene im Freistaat Sachsen. Hier zu nennen ist das Erzgebirge, der 
Sachsenring (Hohenstein-Ernstthal) und die Sächsische Schweiz. Nicht nur 
die oben angeführten Messverfahren des ProViDa 2000 Modular könnten 
angewandt werden, sondern auch der Verkehrsvorgang an sich, also das 
16 Vgl. Ternica GmbH (Herausgeber), 2012. Gebrauchsanweisung ProViDa 2000 Modular, 
2. Auflage, Wedel, S. 4 f.
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rücksichtslose oder das grob fahrlässig und riskante Fahrverhalten von 
Krad-Fahrern könnte beweissicher dokumentiert werden.
Die nachfolgenden Abbildungen zeigen ein sogenanntes ziviles ProVi-
Da-Krad der nordrhein-westfälischen Polizei des Fabrikats BMW R1200 RT. 
In diesem Krad ist das Modular 2000 verbaut und einsatzfähig.
Die Abbildung 21 zeigt eine Übersichtsaufnahme der zivilen BMW R1200 
RT. Die verbaute Messtechnik ist äußerlich nicht erkennbar, sodass das 
Krad nicht als polizeiliches Einsatzmittel im Straßenverkehr wahrgenom-
men wird.
Die Abbildung 22 zeigt die verbaute Frontkamera unterhalb des Küh-
lers, die erst bei genauerer Inaugenscheinnahme erkennbar ist.
Abbildung 21 – 24 (von links oben nach rechts unten): ProViDa-Krad
Quelle: https://www.presseportal.de/blaulicht/pm/43777/4021430 [Zugegriffen am 08. 07.  
2020].
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Die Abbildung 23 zeigt den Heckbereich des Krades mit der verbauten 
Signalanlage. Diese dient als Anhalteaufforderung für den betroffenen 
Verkehrsteilnehmer nach einem Verkehrsverstoß.
Die Abbildung 24 zeigt den geöffneten rechten Seitenkoffer des Krades. 
In diesem Seitenkoffer ist die Messtechnik verbaut. Hier befinden sich der 
Videorekorder, die Fernbedienung und die Menü-Tastatur. Der gelbe Pfeil 
kennzeichnet die erforderliche Eichmarke und die roten Pfeile markieren 
die erforderlichen und vorhandenen Sicherungsmarken.
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5. Rechtliche Voraussetzungen
5.1 Verwaltungsvorschrift Verkehrsüberwachung Sachsen
Die Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums des Innern 
zur Überwachung des Straßenverkehrs regelt alle Maßnahmen der Ver-
kehrsüberwachung und ist für den Polizeivollzugsdienst (PVD) des Frei-
staates Sachsen bindend.
Im allgemeinen Teil A der VwV VKÜ Punkt (Pkt.) I ist folgende Begriffs-
bestimmung zu finden:
„Verkehrsüberwachung umfasst alle Maßnahmen im öffentlichen Verkehrsraum 
zur Abwehr von Gefahren, die vom Verkehr ausgehen oder den Verkehrsteilneh-
mern drohen, zur Beseitigung von Verkehrsstörungen und zur Verhinderung 
und Verfolgung von Verkehrsverstößen.“17
Die Maßnahmen nach dieser Begriffsbestimmung sind dann in den wei-
teren Abschnitten der VwV VKÜ beschrieben. Da sich diese Arbeit mit der 
der Geschwindigkeitsmessung ProViDa beschäftigt, sollen explizit die Re-
gelungen der VwV VKÜ zum Einsatz dieser Technik herausgearbeitet wer-
den.
Unter Pkt. III Teil A, welcher Regelungen zur Planung und Koordinie-
rung der Verkehrsüberwachungsmaßnahmen des PVD enthält, wird das 
Ziel von Verkehrsüberwachungsmaßnahmen definiert. Demnach sollen 
die Maßnahmen vor allem auf die Verringerung von Verkehrsunfällen, 
von Unfallfolgen und dem Schutz schwacher Verkehrsteilnehmer zielen. 
Die Auswertung der örtlichen Unfalluntersuchung sowie die Elektronische 
Unfalltypensteckkarte (EUSKa) sollen für die Planung der Verkehrsüber-
wachungsmaßnahmen maßgeblich sein.
Um diese Ziele zur erreichen, ist eine effektive Verkehrsüberwachung 
zu gewährleisten und ein möglichst hoher Überwachungsdruck aufzubau-
en. Eine Zusammenarbeit der zuständigen Polizeidirektion mit benachbar-
ten Polizeidirektionen, angrenzenden Bundesländern, sowie der unmittel-
baren Nachbarländer Tschechische Republik und der Republik Polen ist 
17 VwV Verkehrsüberwachung – VwV VKÜ, Teil A Pkt. I.
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dabei anzustreben. Gemeinsame Maßnahmen sind zu vereinbaren. Im Ab-
schnitt C der VwV VKÜ sind die Maßnahmen des PVD aufgeführt. Demnach 
soll der PVD, immer auch im Kontext mit den festgestellten Hauptunfall-
ursachen, Verkehrsteilnehmer kontrollieren, Fahrzeuge überprüfen und 
den Verkehrsraum beobachten. Zur Vermeidung schwerer Unfallfolgen 
ist die Verkehrsüberwachung unter anderen in den Maßnahmenfeldern 
Geschwindigkeit und Abstand sicherzustellen. Daraus ergibt sich auch der 
Auftrag zum Gebrauch von Einsatzfahrzeugen mit ProViDa-Technik.
Die Durchführung der Kontrollen des PVD soll grundsätzlich als An-
haltekontrolle erfolgen. Dieser Grundsatz wird gerade beim Einsatz mit 
ProViDa gewährleistet, da der Betroffene unmittelbar nach dem Verstoß 
angehalten und mit seinem Fehlverhalten konfrontiert wird. Dies hat nicht 
nur einen disziplinarischen Effekt, sondern dient auch im Sinne dieser 
Vorschrift der Kontrolle des geführten Fahrzeuges, der möglichen Begut-
achtung des Fahrzeugführers und der Kriminalitätsbekämpfung.
In der Anlage 2 zu Großbuchstabe D ist speziell die Verkehrsüberwa-
chung des PVD durch videografische Aufzeichnungen im Straßenverkehr 
geregelt.
Pkt. 1 dieser Anlage beschreibt, welches regelwidrige Verkehrsverhal-
ten durch videografische Aufzeichnungen dokumentiert werden soll. Der 
Einsatz in der Verkehrsüberwachung soll insbesondere für:
1. Fehler beim Überholen,
2. verkehrsgefährdende Fahrbahnbenutzung,
3. ungenügenden Sicherheitsabstand,
4. erhebliche Geschwindigkeitsüberschreitungen und
5. zur Überwachung von Lichtzeichenanlagen
dienen. Pkt. 2 dieser Anlage beschreibt explizit den Einsatz von Videofahr-
zeugen im Allgemeinen und im Speziellen. Danach soll der Einsatz von 
ProViDa-Fahrzeugen auf Bundesautobahnen und Straßen außerhalb von 
geschlossenen Ortschaften erfolgen. Nur im Ausnahmefall kommt eine 
stationäre Überwachung mittels ProViDa-Fahrzeugen infrage.
Weitere Pkt. dieser Anlage beinhalten Vorschriften zum Einsatz der 
ProViDa-Technik, welche durch die Bediener einzuhalten sind.
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5.2 Grundlegende Rechtsprechungen im Bereich ProViDa
Dieser Abschnitt der Bachelorarbeit beschäftigt sich mit der grundlegen-
den herrschenden Rechtsprechung in Deutschland, welche sich auf das 
Geschwindigkeitsmessverfahren mittels ProViDa-Technik bezieht. Bei dem 
ProViDa-Messsystem handelt es sich um ein sogenanntes standardisiertes 
Messverfahren, welches durch den BGH (BGH, Beschl. v. 30. 10.  1997 – 4 StR 
24/97) als solches anerkannt wurde18. Allerdings muss bei einem solchen 
standardisierten Messverfahren der Toleranzabzug beachtet werden. Die 
herrschende Meinung geht hierbei von einem Toleranzabzug von 5 % der 
ermittelten Geschwindigkeit bei Werten über 100 km/h aus, wenn keine 
besonderen Umstände vorliegen (OLG Köln (Beschluss vom 30. 07.  1999 – 
Ss 343/99 B)).19 Dieser Abzug von 5 % ist laut herrschender Meinung aus-
reichend, um erkennbaren Fehlerquellen genügend Rechnung zu tragen. 
Er setzt sich aus folgenden Parametern zusammen: „Gerätefehler, Anglei-
chung und Reifenabnutzung werden mit 2 %, der Auslösefehler ebenfalls 
mit 2 % und der Sicherheitszuschlag mit 1 % berücksichtigt“.20 Bei einer 
Messung durch Nachfahren mit gleichbleibendem Abstand und einer er-
mittelten Geschwindigkeit von unter 100 km/h, wird nach herrschender 
Meinung anstatt des 5 % Toleranzabzugs, der 5 km/h Toleranzabzug (OLG 
Düsseldorf VRS 99, 297 f.; OLG Celle VRS 92, 435) für notwendig erachtet, 
um die erkennbaren Fehlerquellen auszugleichen.21
Damit diese Toleranzabzüge tatsächlich berücksichtigt werden können, 
muss vorausgesetzt sein, dass das Eichgültigkeitsdatum der ProViDa-Mess-
anlage noch nicht abgelaufen ist. Bei einer Messung mit fehlender/abge-
laufener Eichung ist nach obergerichtlicher Rechtsprechung ein Toleranz-
abzug von 20 % auf die ermittelte Geschwindigkeit anzurechnen (OLG 
Hamm, Beschluss vom 16. 01.  2009 – Ss OWi 767/07).22 Weitere obergericht-
liche Rechtsprechung regelt die Neueichung nach Wechsel von Sommer-
18 Vgl.: https://www.juris.de/perma?d=KORE304279700 [Zugegriffen am 10. 04.  2020].
19 Vgl.: https://verkehrslexikon.de/Texte/GSMessung09.php [Zugegriffen am 18. 02.  2020].
20 Vgl.: Becker, Klaus-Peter, 2000. Geschwindigkeitsüberschreitung im Straßenverkehr, 
2. Auflage, Luchterhand, Neuwied, S. 209.
21 Vgl.: https://openjur.de/u/354698.html [Zugegriffen am 18. 02.  2020].
22 Vgl.: https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=3%20Ss%20OWi%20
767/07 [Zugegriffen am 18. 02.  2020].
312
Thomas Schüßl & Toni Riemer
reifen auf Winterreifen und wieder auf Sommerreifen. Hier wurde durch 
das OLG Hamm (Beschluss vom 07. 06.  2011 – III-1 RBs 75/11) entschieden, 
dass es keiner Neueichung bedarf, solange die gleichen Dimensionen der 
Reifen verwendet werden. Dieser Entscheidung folgte auch das OLG Celle 
(OLG Celle VRS 92, Seite 435) und betonte nochmals, dass die gültige Ei-
chung vor dem Reifenwechsel nicht beeinflusst wird, solange die Dimen-
sionen, welche in der Eichung erfasst wurden auch eingehalten werden.23
Auch bei der gerichtsverwertbaren Anwendung der ProViDa-Technik 
z. B. bei einer Messung durch Nachfahren gibt es obergerichtliche Recht-
sprechung, welche für den Einsatz der ProViDa-Technik von Bedeutung ist. 
Hierbei muss die Messstrecke bei einer solchen Messung möglichst gerade 
und ausreichend lang sein. Dazu fordert die herrschende Meinung folgen-
de von der Geschwindigkeit abhängige Mindestlängen. Das Hanseatisches 
Oberlandesgericht Hamburg, erachtete bei einer gefahrenen Geschwindig-
keit von 50 bis 70 km/h eine Messstrecke von mindestens 300 bis 400 m, 
als notwendig (OLG Hamburg, Beschluss vom 01. Juni 1976 – 1 Ss 94/76 
OWi)24. Auch das OLG Braunschweig befasste sich mit der Länge der Mess-
strecke und entschied, dass die Messstrecke bei Geschwindigkeiten von 
unter 100 km/h mindestens 300 m und bei Geschwindigkeiten ab 100 km/h 
mindestens 500 m lang sein sollte. Im gleichen Urteil legte das OLG Braun-
schweig auch den einzuhaltenden Abstand zwischen dem Polizeifahrzeug 
und dem zu messenden Fahrzeug wie folgt fest: „Der Abstand soll in der 
Regel bei 61 bis 90 km/h 50 m und bei 91 bis 120 km/h 100 m nicht über-
schreiten“ (OLG Braunschweig, Beschluss vom 21. November 1988 – Ss (BZ) 
103/88).25 Diese Auffassungen spiegeln die Entscheidung des OLG Hamm 
aus dem Jahre 1975 wieder, in der ebenfalls schon bei einer Geschwindig-
keit von 91 bis 120 km/h eine Messstrecke von mindestens 500 m und ein 
Abstand von 100 m als ausreichend angesehen wurde (OLG Hamm, Be-
schluss vom 9. Mai 1975, 5 Ss OWi 94/75).26
23 Vgl.: https://www.burhoff.de/asp_beschluesse/beschluesseinhalte/1241.htm [Zugegrif-
fen am 18. 02.  2020].
24 Vgl.: https://www.juris.de/perma?d=BORE014470000 [Zugegriffen am 07. 04.  2020].
25 Vgl.: https://www.juris.de/perma?d=KORE524278915 [Zugegriffen am 07. 04.  2020].
26 Vgl.: https://www.juris.de/perma?d=BORE117917922 [Zugegriffen am 10. 04.  2020].
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6. Personelle Voraussetzungen 
zur ProViDa-Berechtigung
Die Einsatzbesatzung eines ProViDa-Fahrzeugs wird in der VwV VKÜ als 
Videotrupp bezeichnet. Dieser Videotrupp besteht aus zwei Beamten. In 
der oben genannten VwV wird die Arbeitsteilung während des ProViDa-
Einsatzes beschrieben und die dafür erforderlichen Berechtigungen be-
nannt.
Der Fahrzeugführer ist demnach während des Einsatzes für den ver-
kehrs- und fahrtechnischen Ablauf verantwortlich. Dafür muss dieser ein 
für diese Art der Verkehrsüberwachung spezifisches Sicherheits- und Ge-
fahrentraining nachweisen. Das absolvierte Sicherheits- und Gefahren-
training muss in der Folge innerhalb von fünf Jahren wiederholt werden.
Der Beifahrer ist während der Einsatzfahrt für die Bedienung der Vi-
deoanlage und die Dokumentation der Einsatzfahrt, also die wesentlichen 
beweisrelevanten Feststellungen des Verkehrsverstoßes verantwortlich 
und muss deshalb im Besitz einer Berechtigung zum Bedienen der Video-
anlage sein.27
Daraus folgend muss der Fahrzeugführer diese Lehrgänge
 • Sicherheitstraining Pkw/Transporter – Grundkurs (SuGT 0101)
 • Sicherheitstraining Pkw/Transporter – Spezialkurs (SuGT 0101-02)
und für Fahrzeugführer und Bediener der Videoanlage gleichermaßen die 
Lehrgänge
 • Einsatz und Bedienung des ProViDa 2000 modular (VL 0301)
 • ProViDa 2000 modular – Aufbaumodul (VL 0301-02)
absolvieren.
Im Weiteren wird beschrieben, welche wesentlichen Inhalte in den 
oben angeführten Lehrgängen vermittelt werden.
Der Grundkurs des Sicherheitstrainings (SuGT 1001) richtet sich allge-
mein an alle Bedienstete der Polizei, welche Dienstfahrzeuge führen und 
27 Vgl.: VwV Verkehrsüberwachung, Anlage 2, Pkt. 2a lit. bb.
314
Thomas Schüßl & Toni Riemer
bis dato kein oder schon vor längerer Zeit das Sicherheits- und Gefahren-
training absolviert haben. Für Beamte, welche zukünftig ProViDa-Fahrzeu-
ge führen, ist dieser Grundkurs Pflicht, da der weiterführende Spezialkurs 
(SuGT 0101-02) nur mit nachgewiesenem Grundkurs absolviert werden 
kann.
Im Grundkurs wird folgender Inhalt vermittelt
 • Kenntnisse der Fahrphysik
 • Vertiefung von Kenntnissen über Sonder- und Wegerecht
 • Anwendung technischer Einrichtungen am Kraftfahrzeug (Kfz)
 • Erleben und Üben von Gefahrensituationen
 • Bewältigung von Notsituationen
 • Sicheres Beherrschen von Kraftfahrzeugen im täglichen Dienst
Ziel dieses Grundkurses ist es, dass die Teilnehmer nach Vermittlung der 
oben angeführten Inhalte die von ihnen geführten Kraftfahrzeuge sicher 
beherrschen und somit Gefahren für sich selbst und andere Verkehrsteil-
nehmer vermeiden sowie Gefahren ausweichen können. Oberstes Ziel soll 
die weitestgehende Verhinderung von Personen- und Sachschäden sein.28
Der Spezialkurs zum Sicherheitstraining Pkw/Transporter (SuGT 0101-
02) richtet sich nun speziell an Beamte der Laufbahngruppen 1.2 und 2.1. 
Die Beamten müssen der Verkehrsüberwachung, einer Fahndungsgruppe 
oder Sondereinheiten bzw. Spezialkräften angehören, weil speziell diese 
Kraftfahrzeuge mit hohen Geschwindigkeiten, also ProViDa-Fahrzeuge, 
Fahrzeuge des Personenschutzes, des SEK oder auch der GFG führen. Vor-
aussetzung zur Teilnahme am Spezialkurs ist ein absolvierter Grundkurs 
im Sicherheitstraining Pkw/Transporter (SuGT 0101). Die oben angeführ-
ten Inhalte des Grundkurses werden gemäß der Beschreibung im Fort-
bildungskatalog nochmals vermittelt, vertieft und wohl in Grenzbereichen 
geübt. Die Fortbildungsdauer des Grundkurses sowie des Spezialkurses 
beträgt einen Tag.29
Der Lehrgang „Einsatz und Bedienung des ProViDa 2000 modular“ 
richtet sich nun spezifisch an Beamte der Laufbahngruppe 1.2 und 2.1, die 
28 Vgl.: Fortbildungskatalog: Information zum Produkt: Sicherheitstraining PKW/Trans-
porter Grundkurs, SuGT 0101.
29 Vgl.: Fortbildungskatalog: Information zum Produkt: Sicherheitstraining PKW/Trans-
porter Spezialkurs, SuGT 0101-02.
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in ihrer Dienstverrichtung die ProViDa-Technik nutzen sollen und somit 
in der Verkehrsüberwachung eingesetzt sind. Als Voraussetzung zur Teil-
nahme an diesem Lehrgang wird im Fortbildungskatalog das Zertifikat zur 
Teilnahme an den Sicherheitstrainings Pkw/Transporter explizit genannt. 
Daraus lässt sich folgern, dass der Fahrzeugführer und der Videoanlagen-
bediener gleichermaßen diese Kurse absolvieren müssen.
Folgende Inhalte werden im Lehrgang: Einsatz und Bedienung des Pro-
ViDa 2000 modular VL0301 vermittelt:
 • Einsatzgrundlagen und die VwV Verkehrsüberwachung
 • Rechtliche Grundlagen im StVG, StGB, OWiG, StPO, StVO, VwV-StVO, FeV
 • Inhalt des Bundeseinheitlichen Tatbestandkatalogs
 • Bedienungsanleitung der ProViDa-Technik
 • Einsatz der ProViDa-Technik im öffentlichen Straßenverkehr
 • Auswertung der ProViDa-Aufnahmen durch Sachverständige
 • Fehlerentstehung, Fehlerbewertung
 • Anzeigenbearbeitung
 • Lernzielkontrolle
Dieser Lehrgang hat eine Länge von einer Woche und findet im Fortbil-
dungszentrum Bautzen statt. Das Lernziel soll sein, dass die Teilnehmer 
die verkehrsrechtlichen Grundlagen beherrschen, das Videosystem und 
die Messanlage bedienen können und die vorhandene Gebrauchsanwei-
sung umsetzen können. Zudem sollen die Teilnehmer die Einsatzmöglich-
keiten von ProViDa-Fahrzeugen, die technischen Funktionen der einzel-
nen Anlagebestandteile und den Inhalt der PTB-Zulassung kennen lernen.
Bei erfolgreichem Abschluss des Lehrganges erhalten die Teilnehmer 
ein Zertifikat (siehe Abb. 25), welches unbedingte Voraussetzung zum Füh-
ren eines ProViDa-Fahrzeugs sowie der Bedienung der Videotechnik ist.30
Der Lehrgang ProViDa 2000 modular – Aufbaumodul (VL 0301-02) soll-
te durch Beamte absolviert werden, welche bereits Erfahrungen im Ein-
satz mit dem ProViDa-Fahrzeug haben und dies Bestandteil ihres täglichen 
Dienstes in der Verkehrsüberwachung ist.
30 Vgl.: Fortbildungskatalog: Information zum Produkt: Einsatz und Bedienung der Pro-
vida 2000 modular, VL 0301.
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Abbildung 25: Beispiel Fortbildungsnachweis: Einsatz und Bedienung des 
ProViDa 2000 modular (VL 0301)
Quelle: POK Stefan Nowotnik.
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Inhalt dieses Lehrganges ist die Festigung und Auffrischung der vermit-
telten Rechtsprechung und Vorschriften des Grundlehrganges VL 0301. Zu 
diesen Inhalten soll aber auch eine Diskussion über Einsatzprobleme statt-
finden.
Ziele des Aufbaumoduls sind, dass die Teilnehmer
 • den aktuellen technischen Stand des ProViDa-Fahrzeuges,
 • Neuerungen beim Einsatz des Systems zur Verkehrsüberwachung im 
fließenden Verkehr,
 • aktuelle Rechtsprechung zu ProViDa 2000 und
 • die Auswertung von ProViDa-Aufnahmen durch Sachverständige ken-
nen lernen.
Auch dieser Lehrgang wird mit einem Fortbildungsnachweis abgeschlos-
sen.
318
Thomas Schüßl & Toni Riemer
7. Struktur der Verkehrsüberwachung 
der Polizeidirektionen in Sachsen
Die oben dargestellte Abbildung zeigt das Organigramm der Polizeidirek-
tion Dresden mit den jeweiligen Abteilungen. Dieses Organigramm steht 
symbolisch für alle fünf Polizeidirektionen des Freistaates Sachsen, da sich 
die Struktur der allgemeinen Aufbauorganisation in den verglichenen Po-
lizeidirektionen nicht unterscheidet.
Unter der Abteilung Verkehrspolizeiinspektion gliedert sich der Fach-
dienst Verkehrsüberwachung, der Fachdienst Verkehrsunfalldienst und 
das Autobahnpolizeirevier. In der Polizeidirektion Dresden sind die drei 
vorhandenen Fahrzeuge direkt am Autobahnpolizeirevier angegliedert. In 
den Polizeidirektionen Zwickau und Chemnitz sind die Fahrzeuge bei der 
Verkehrsüberwachung angegliedert und in den Polizeidirektionen Leipzig 
Abbildung 26: Organigramm der Polizeidirektion Dresden
Quelle: Vgl. VwV Polizeiorganisation – VwV PolOrg, Anlage 2.
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und Görlitz, jeweils ein Fahrzeug bei der Verkehrsüberwachung und ein 
Fahrzeug bei dem Autobahnpolizeirevier.
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8. Zuständigkeitsbereich, Personalbestand 
mit Berechtigung und Fahrzeugeinsatz 
in den Polizeidirektionen des Freistaates Sachsen
8.1 Polizeidirektion Chemnitz
Der Zuständigkeitsbereich der Verkehrspolizeiinspektion/Autobahnpoli-
zeirevier Chemnitz umfasst insgesamt 263,47 Kilometer. Dieser setzt sich 
wie folgt zusammen:
 • BAB 72 von km 83,04, AS Hartenstein, bis km 161,11, AS Rötha, und der 
Gegenfahrbahn,
 • BAB 4 von km 30,3, AS Siebenlehn, bis km 83,96, AS Hohenstein-Ernst-
thal, und der Gegenfahrbahn.
Zudem befinden sich die im Straßennetz vorhanden Verkehrsflächen mit 
unterschiedlichen Widmungen im jeweiligen Zuständigkeitsbereich der 
Polizeidirektion.
Laut den Angaben des Leiters der Verkehrsüberwachung der Verkehrs-
polizeiinspektion Chemnitz besitzen insgesamt sechs Beamtinnen und 
Beamte die Berechtigung zum Führen und Bedienen der ProViDa-Einsatz-
fahrzeuge.
Im täglichen Dienst nutzen tatsächlich zwei Beamtinnen und Beamte 
ein ProViDa-Fahrzeug, welches täglich acht Stunden eingesetzt wird.
In der Verkehrsüberwachung der Verkehrspolizeiinspektion Chemnitz 
sind zwei Fahrzeuge mit ProViDa-Technik vorhanden und einsatzbereit.
Derzeit sind keine weiteren Fahrzeugzuweisungen geplant.31
8.2 Polizeidirektion Görlitz
Der Zuständigkeitsbereich der Verkehrspolizeiinspektion Görlitz/Auto-
bahnpolizeirevier Bautzen umfasst insgesamt 177,4 Kilometer. Dieser setzt 
sich wie folgt zusammen:
31 Vgl.: Antworten Fragebogen Seven Krahnert (Leiter VKÜ Chemnitz).
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 • BAB 4 von km 7,8, Hermsdorf, bis km 96,5, An der Neiße, und der Ge-
genfahrbahn.
Zudem befinden sich die im Straßennetz vorhanden Verkehrsflächen mit 
unterschiedlichen Widmungen im jeweiligen Zuständigkeitsbereich der 
Polizeidirektion.
Laut der Angaben des Leiters der Verkehrspolizeiinspektion Görlitz 
besitzen insgesamt neunzehn Beamtinnen und Beamte die Berechtigung 
zum Führen und Bedienen der ProViDa-Einsatzfahrzeuge. Elf Beamtinnen 
und Beamte mit dieser Berechtigung sind dabei im Autobahnpolizeirevier 
Bautzen tätig, zwei gehören dem Verkehrsunfalldienst an und sechs ver-
richten ihren Dienst im Verkehrsüberwachungsdienst.
Im täglichen Dienst nutzen tatsächlich fünfzehn Beamtinnen und Be-
amte regelmäßig die ProViDa-Fahrzeuge. Jeweils ein ProViDa-Fahrzeug ist 
der Verkehrsüberwachung und dem Autobahnpolizeirevier Bautzen zuge-
teilt. Eine eigenständige ProViDa-Gruppe existiert nicht. Im Autobahnpoli-
zeirevier Bautzen wird das ProViDa-Fahrzeug dann eingesetzt, wenn zwei 
Funkstreifenwagen koloriert sind oder während Verfügungseinsätzen.
In der Verkehrsüberwachung der Verkehrspolizeiinspektion Görlitz 
sind zwei Fahrzeuge mit ProViDa-Technik vorhanden und einsatzbereit.
Derzeit sind keine weiteren Fahrzeugzuweisungen geplant.32
8.3 Polizeidirektion Zwickau
Der Zuständigkeitsbereich der Verkehrspolizeiinspektion Zwickau/Auto-
bahnpolizeirevier Reichenbach umfasst insgesamt 195,28 Kilometer. Die-
ser setzt sich wie folgt zusammen:
 • BAB 4 von km 83,7 bis km 114 und der Gegenfahrbahn,
 • BAB 72 von km 15,7 bis km 83,4 und der Gegenfahrbahn.
Zudem befinden sich die im Straßennetz vorhanden Verkehrsflächen mit 
unterschiedlichen Widmungen im jeweiligen Zuständigkeitsbereich der 
Polizeidirektion.
32 Vgl.: Antworten Fragebogen Wobst (Leiter Verkehrspolizeiinspektion Görlitz).
322
Thomas Schüßl & Toni Riemer
Laut der Angaben der Leiterin des Fachdienstes Verkehrsüberwachung 
der Verkehrspolizeiinspektion Zwickau besitzen insgesamt drei Beamtin-
nen und Beamte die Berechtigung zum Führen und Bedienen der ProViDa- 
Einsatzfahrzeuge. Zwei Beamtinnen und Beamte nutzen die ProViDa-Tech-
nik im täglichen Dienst. Der Einsatz erfolgt derzeit lagebezogen und ist 
vom aktuellen Personalbestand abhängig. Im zweiten Halbjahr 2020 wird 
eine Qualifikation weiterer Beamter angestrebt und eine monatliche Pla-
nung des ProViDa-Einsatzes soll vorgenommen werden.
In der Verkehrsüberwachung der Verkehrspolizeiinspektion Zwickau 
ist ein Fahrzeug mit ProViDa-Technik vorhanden und einsatzbereit.
Derzeit ist eine Fahrzeugzuweisung geplant, welche aber nur im Aus-
tausch mit dem derzeitigen ProViDa-Fahrzeug einhergeht.33
8.4 Polizeidirektion Dresden
Der Zuständigkeitsbereich der Verkehrspolizeiinspektion Dresden/Auto-
bahnpolizeirevier Dresden umfasst insgesamt 265,6 Kilometer. Dieser setzt 
sich wie folgt zusammen:
 • BAB 4 von km 0,0, AB-Dreieck DD-Nord, bis km 7,8, AS Hermsdorf und 
der Gegenfahrbahn,
 • BAB 4 von km 0,0 AB-Dreieck DD-Nord, bis km 30,3, AB-Dreieck Nossen 
und der Gegenfahrbahn,
 • BAB 13 von km 124,7, Landesgrenze Brandenburg, bis km 153,2, AS DD-
Flughafen, und der Gegenfahrbahn,
 • BAB 14 von km 0,0, AB-Dreieck Nossen, bis km 21,6, AS Döbeln-Nord, 
und der Gegenfahrbahn,
 • BAB 17 von km 0,0, AB-Dreieck DD-West, bis km 44,625, Grenzbrücke, 
und der Gegenfahrbahn.
Zudem befinden sich die im Straßennetz vorhanden Verkehrsflächen mit 
unterschiedlichen Widmungen im jeweiligen Zuständigkeitsbereich der 
Polizeidirektion.
33 Vgl.: Antworten Fragebogen Claudia Walter-Thümmler (Ltr. FD VKÜ).
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Laut den Angaben des Leiters des Ermittlungsdienstes des Autobahn-
polizeirevieres Dresden besitzen insgesamt fünfzehn Beamtinnen und 
Beamte die Berechtigung zum Führen und Bedienen der ProViDa-Ein-
satzfahrzeuge. Zehn dieser Beamtinnen und Beamten nutzen die Pro-
ViDa-Technik regelmäßig. Im Autobahnpolizeirevier Dresden wird das 
ProViDa-Fahrzeug als regulärer ziviler Funkstreifenwagen eingesetzt. Das 
ProViDa-Fahrzeug wird aber wetter- und lageabhängig eingesetzt, wenn 
einschließlich dieses Fahrzeuges drei Funkstreifenwagen koloriert sind.
Im Autobahnpolizeirevier Dresden sind zwei Fahrzeuge mit ProViDa-
Technik vorhanden und einsatzbereit. Derzeit sind keine weiteren Fahr-
zeugzuweisungen geplant.
Eventuell ist ein Austausch mit einem älteren ProViDa-Fahrzeug vor-
stellbar.34
8.5 Polizeidirektion Leipzig
Der Zuständigkeitsbereich der Verkehrspolizeiinspektion Leipzig/Auto-
bahnpolizeirevier Leipzig umfasst insgesamt 312,6 Kilometer. Dieser setzt 
sich wie folgt zusammen:
 • BAB 9 von km 133,9 AS Halle, bis km 105,3, AS Leipzig-West, und der 
Gegenfahrbahn,
 • BAB 14 von km 1,6, AS Nossen-Ost, bis km 99,5, Landesgrenze Sachsen-
Anhalt, und der Gegenfahrbahn,
 • BAB 38 von km 219,3, Dreieck Parthenaue, bis km 189,5, Landesgrenze 
Sachsen-Anhalt, und der Gegenfahrbahn.
Zudem befinden sich die im Straßennetz vorhanden Verkehrsflächen mit 
unterschiedlichen Widmungen im jeweiligen Zuständigkeitsbereich der 
Polizeidirektion.
Laut den Angaben des Leiters der Verkehrspolizeiinspektion Leipzig 
besitzen über die Jahre circa zwanzig Beamtinnen und Beamte die Berech-
tigung zum Führen und Bedienen der ProViDa-Einsatzfahrzeuge, wobei 
34 Vgl.: Antworten Fragebogen PHK Hildebrand (Ltr. Ermittlungsdienst).
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nicht alle dieser Beamtinnen und Beamten für die Nutzung der ProViDa-
Technik zur Verfügung stehen.
Der tägliche Einsatz der ProViDa-Fahrzeuge wurde wie folgt angegeben: 
ein Fahrzeug des Autobahnpolizeireviers und ein Fahrzeug der Verkehrs-
überwachung wird ständig im Früh- und Spätdienst eingesetzt.
In der Verkehrspolizeiinspektion Leipzig sind zwei Fahrzeuge mit Pro-
ViDa-Technik vorhanden, aber nur eins davon einsatzbereit.
Fahrzeugzuweisungen sind nicht geplant, da dass das System ProViDa 
Modular 2000 in dieser Form nicht mehr verbaut werde und der Istbestand 
von zwei Fahrzeugen auch den Sollbestand der Verkehrspolizeiinspektion 
Leipzig darstellt.35
35 Vgl.: Antworten Fragebogen Peter Keller (Ltr. Fachdienst Verkehrsüberwachung).
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9. Vollzugspolizeiliche Statistik Sachsen 2019
In diesem Abschnitt der Bachelorarbeit erfolgt die Auswertung der statis-
tischen Erhebung. Dabei wurden alle Zahlen im Kontext mit dem ProViDa-
Einsatz aus der vollzugspolizeilichen Statistik Sachsen, sowie der jeweils 
konkreten vollzugspolizeilichen Statistik der einzelnen Polizeidirektionen 
ausgewertet, dargestellt und erklärt.
Im oben abgebildeten Diagramm (Abb. 27) sind die ProViDa-Einsätze, die 
damit verbundenen Einsatzstunden und die festgestellten Verstöße, wel-
che im gesamten Freistaat Sachsen im Jahr 2019 durch den Einsatz von 
ProViDa-Fahrzeugen festgestellt wurden, ersichtlich. Zudem wurden die 
festgestellten Verkehrsverstöße aufgeschlüsselt in Geschwindigkeitsver-
stöße, Abstandsverstöße und Verkehrsstraftaten. Werden die ProViDa-Ein-
sätze, die Einsatzstunden und die festgestellten Verstöße ins Verhältnis 
gesetzt, dauert ein ProViDa-Einsatz durchschnittlich ca. 5,62 Stunden, bei 
welchem jeweils ca. 4,34 Verkehrsverstöße festgestellt werden. Bei Be-
trachtung der Geschwindigkeitsverstöße, Abstandsverstöße und Verkehrs-
straftaten zusam men, machen diese ca. 71,12 % der festgestellten Ver-



















Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an die vollzugspolizeiliche Statistik Sachsen 2019.
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kehrsverstöße mittels ProViDa-Technik aus. Es ist anzumerken, dass die 
Geschwindigkeitsverstöße den größten Anteil mit ca. 65,14 % darstellen im 
Gegensatz zu Abstandsverstößen mit ca. 3,38 % und Verkehrsstraften mit 
ca. 2,59 %.
9.1 Polizeidirektion Chemnitz
Entsprechend der vollzugspolizeilichen Statistik für ganz Sachsen gibt es 
auch für jede Polizeidirektion eine separate vollzugspolizeiliche Statistik, 
welche die Einsätze der ProViDa-Technik ausweist. Im oben abgebildeten 
Diagramm (Abb. 28) erfolgt eine Darstellung der Einsätze der Polizeidirek-
tion Chemnitz.
Werden die ProViDa-Einsätze, die Einsatzstunden und die festgestellten 
Verstöße ins Verhältnis gesetzt, dauert ein ProViDa-Einsatz durchschnitt-
lich ca. 4,48 Stunden, bei welchem jeweils ca. 5,11 Verkehrsverstöße fest-
gestellt werden. Bei Betrachtung der Geschwindigkeitsverstöße, Abstands-
verstöße und Verkehrsstraftaten zusammen, machen diese ca. 74,42 % der 
festgestellten Verkehrsverstöße, mittels ProViDa-Technik aus. Hierbei ist 
aber anzumerken, dass die Geschwindigkeitsverstöße den größten An-



















Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an die vollzugspolizeiliche Statistik Sachsen 2019.
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teil mit ca. 70,46 % darstellen im Gegensatz zu Abstandsverstößen mit ca. 
3,20 % und Verkehrsstraften mit ca. 0,77 %.
9.2 Polizeidirektion Zwickau
Im oben abgebildeten Diagramm (Abb. 29) erfolgt eine Darstellung der Ein-
sätze der Polizeidirektion Zwickau.
Werden die ProViDa-Einsätze, die Einsatzstunden und die festgestellten 
Verstöße ins Verhältnis gesetzt, dauert ein ProViDa-Einsatz durchschnitt-
lich ca. 3,17 Stunden, bei welchem jeweils 1,50 Verkehrsverstöße festge stellt 
werden. Bei Betrachtung der Geschwindigkeitsverstöße, Abstandsver stöße 
und Verkehrsstraftaten zusammen, machen diese ca. 33,33 % der festge-
stellten Verkehrsverstöße, mittels ProViDa-Technik aus. Hierbei ist aber 
anzumerken, dass die Geschwindigkeitsverstöße den größten Anteil mit 
ca. 33,33 % darstellen im Gegensatz zu Abstandsverstößen und Verkehrs-
straften. Im Jahr 2019 konnten keine Verstöße dieser Art, mittels ProViDa-
Technik festgestellt werden.


















Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an die vollzugspolizeiliche Statistik Sachsen 2019.
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9.3 Polizeidirektion Dresden
Im oben abgebildeten Diagramm (Abb. 30) erfolgt eine Darstellung der Ein-
sätze der Polizeidirektion Dresden.
Werden die ProViDa-Einsätze, die Einsatzstunden und die festgestellten 
Verstöße ins Verhältnis gesetzt, dauert ein ProViDa-Einsatz durchschnitt-
lich ca. 5,96 Stunden, bei welchem jeweils ca. 4,89 Verkehrsverstöße fest-
gestellt werden. Bei Betrachtung der Geschwindigkeitsverstöße, Abstands-
verstöße und Verkehrsstraftaten zusammen, machen diese ca. 77,14 % der 
festgestellten Verkehrsverstöße, mittels ProViDa-Technik aus. Hierbei ist 
aber anzumerken, dass die Geschwindigkeitsverstöße den größten An-
teil mit ca. 72,84 % darstellen im Gegensatz zu Abstandsverstößen mit ca. 
2,15 % und Verkehrsstraften mit ca. 2,15 %.



















Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an die vollzugspolizeiliche Statistik Sachsen 2019.
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9.4 Polizeidirektion Görlitz
Im oben abgebildeten Diagramm (Abb. 31) erfolgt eine Darstellung der Ein-
sätze der Polizeidirektion Görlitz.
Werden die ProViDa-Einsätze, die Einsatzstunden und die festgestellten 
Verstöße ins Verhältnis gesetzt, dauert ein ProViDa-Einsatz durchschnitt-
lich ca. 5,39 Stunden, bei welchem jeweils ca. 4,66 Verkehrsverstöße fest-
gestellt werden. Bei Betrachtung der Geschwindigkeitsverstöße, Abstands-
verstöße und Verkehrsstraftaten zusammen, machen diese ca. 16,55 % der 
festgestellten Verkehrsverstöße, mittels ProViDa-Technik aus. Hierbei ist 
aber anzumerken, dass die Geschwindigkeitsverstöße den größten Anteil 
mit ca. 8,80 % darstellen im Gegensatz zu Abstandsverstößen mit ca. 2,82 % 
und Verkehrsstraften mit ca. 4,93 %.


















Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an die vollzugspolizeiliche Statistik Sachsen 2019.
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9.5 Polizeidirektion Leipzig
Im oben abgebildeten Diagramm (Abb. 32) erfolgt eine Darstellung der Ein-
sätze der Polizeidirektion Leipzig.
Werden die ProViDa-Einsätze, die Einsatzstunden und die festgestellten 
Verstöße ins Verhältnis gesetzt, dauert ein ProViDa-Einsatz durchschnitt-
lich ca. 6,11 Stunden, bei welchem jeweils 2,50 Verkehrsverstöße fest-
gestellt werden. Bei Betrachtung der Geschwindigkeitsverstöße, Abstands-
verstöße und Verkehrsstraftaten zusammen, machen diese ca. 48,64 % der 
festgestellten Verkehrsverstöße, mittels ProViDa-Technik aus. Hierbei ist 
aber anzumerken, dass die Geschwindigkeitsverstöße den größten An-
teil mit ca. 35,91 % darstellen im Gegensatz zu Abstandsverstößen mit ca. 
5,22 % und Verkehrsstraften mit 7,50 %.


















Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an die vollzugspolizeiliche Statistik Sachsen 2019.
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10. Zwischenfazit zum Vergleich der Polizeidirektionen
Der Vergleich aus den bisherigen Erhebungen der fünf Polizeidirektionen 
des Freistaates Sachsen in Bezug auf den Personalbestand von Beamten 
mit Berechtigung zur Anwendung der ProViDa-Technik, die vorhandenen 
ProViDa-Fahrzeuge, die territorialen Zuständigkeitsbereiche, die vollzugs-
polizeiliche Statistik und die daraus ersichtlichen ProViDa-Einsätze, Pro-
ViDa-Einsatzstunden und die festgestellten Verkehrsverstöße erbrachte 
erhebliche Unterschiede.
Diese Unterschiede werden vor allem in der nachfolgenden Gesamt-
übersicht der vollzugspolizeilichen Statistik und der daraus resultierenden 
prozentualen Darstellung deutlich.









Dresden PD Görlitz PD Leipzig
Einsätze gesamt 757 153 6 361 61 176
Einsatzstunden 4258 685 19 2150 329 1075
Verstöße gesamt 3282 782 9 1767 284 440
Geschwindgkeit 2138 551 3 1287 25 158
Abstand 111 25 0 38 8 23











Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an die vollzugspolizeiliche Statistik Sachsen 2019.
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Aus den oben abgebildeten Diagrammen ist ersichtlich, dass die Polizeidirek-
tion Dresden in jedem Punkt der Statistik deutlich vor den anderen Polizei-
direktionen liegt. In Dresden wurden ca. 47,69 % der Gesamteinsätze, ca. 
50,49 % der Einsatzstunden und ca. 53,84 % der Gesamtverkehrsverstöße 
im Jahr 2019 registriert. Das Schlusslicht im Vergleich ist die Polizeidirek-
tion Zwickau. Hier wurden nur ca. 9,79 % der Gesamteinsätze, ca. 0,45 % 
der Einsatzstunden und ca. 0,27 % der Gesamtverkehrsverstöße im Jahr 
2019 registriert. Nicht viel besser arbeitete die Polizeidirektion Görlitz. Hier 
wurden ca. 8,06 % der Gesamteinsätze, ca. 7,73 % der Einsatzstunden und 
ca. 4,24 % der Gesamtverkehrsverstöße im Jahr 2019 statistisch erfasst. Die 
beiden anderen Polizeidirektionen halten sich die Waage und befinden sich 
Abbildung 34: Prozentuale Darstellung der VPS Sachsen 2019 im PD-Ver-
gleich
PD
Chemnitz PD Zwickau PD Dresden PD Görlitz PD Leipzig
Einsätze gesamt in % 20,21 9,79 47,69 8,06 23,25
Einsatzstunden in % 16,09 0,45 50,49 7,73 25,25
Verstöße gesamt in % 23,83 0,27 53,84 4,24 13,41
Geschwindigkeit in % 25,77 0,14 60,2 1,17 17,39
Abstand in % 22,57 0 34,23 7,21 20,72















Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an die vollzugspolizeiliche Statistik Sachsen 2019.
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damit im Mittelfeld dieser Statistik. Es stellt sich nun die Frage, wie kommen 
diese Unterschiede zu Stande ? Das nachfolgende Diagramm beleuchtet und 
vergleicht den Personaleinsatz, die Anzahl der vorhandenen ProViDa-Fahr-
zeuge und den Zuständigkeitsbereich jeder einzelnen Polizeidirektion.
In der Polizeidirektion Dresden besitzen derzeit fünfzehn Beamtinnen und 
Beamte die Berechtigung zum Führen eines ProViDa-Fahrzeuges. Diesen 
Kollegen stehen zwei Fahrzeuge mit entsprechender Technik zur Verfü-
gung in einem Zuständigkeitsbereich von 263,47 Km. Aufgrund der zuvor 
erhobenen Ergebnisse dient die Polizeidirektion Dresden als oberstes Maß 
in Bezug auf den Einsatz der ProViDa-Technik im Jahr 2019 und wird nach-
folgend mit den anderen Polizeidirektionen verglichen.
Abbildung 35: PD-Vergleich


























Quelle: Eigene Darstellung persönlich erhobener Daten.
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In der Polizeidirektion Zwickau besitzen derzeit lediglich drei Beamtin-
nen und Beamte die Berechtigung zum Führen eines ProViDa-Fahrzeuges. 
Diesen Kollegen steht auch nur ein Fahrzeug mit entsprechender Technik 
bei einem Zuständigkeitsbereich von 195,28 Km zur Verfügung. Fällt dieses 
Fahrzeug aufgrund von technischen Problemen oder Wartung aus, kön-
nen keine ProViDa-Einsätze durchgeführt werden. Dies würde auch die 
schlechten Ergebnisse aus dem Jahr 2019 rechtfertigen. Es kann aber nicht 
sein, dass in einer Polizeidirektion nur ein einziges ProViDa-Fahrzeug vor-
handen ist, da stets damit zu rechnen ist, dass dieses nicht ununterbrochen 
einsatzbereit ist. Bei solch einem Problem muss es über das Polizeiver-
waltungsamt eine Lösung geben und mindestens ein Ersatzfahrzeug für 
jede Polizeidirektion vorhanden sein. Generell ist ein einziges ProViDa-
Fahrzeug in der Polizeidirektion Zwickau auch zu wenig, um 195,28 Km 
Bundesautobahn effektiv zu überwachen.
In der Polizeidirektion Görlitz besitzen derzeit fünfzehn Beamtinnen 
und Beamte die Berechtigung zum Führen eines ProViDa-Fahrzeuges. Die-
sen Kollegen stehen zwei Fahrzeuge mit entsprechender Technik in einem 
Zuständigkeitsbereich von 177,40 km zur Verfügung. Somit hat die Polizei-
direktion Görlitz genauso viel geschultes Personal wie die Polizeidirektion 
Dresden und sogar 78,2 km weniger an Bundesautobahn zu überwachen. 
Trotzdem gibt es einen eklatanten Unterschied zwischen beiden Polizei-
direktionen. An diesem Beispiel ist zu sehen, dass Dresden vermutlich ihre 
ProViDa-Technik effektiver einsetzt als Görlitz. Es ist insoweit keine ver-
nünftige Begründung dafür ersichtlich, dass mit gleichen personellen und 
technischen Voraussetzungen solch unterschiedliche Ergebnisse erzielt 
werden. Außerdem kommt sogar noch hinzu, dass die Polizeidirektion 
Görlitz aufgrund der kürzeren Bundesautobahnstrecken diesen Verkehrs-
raum viel effektiver und öfter frequentiert überwachen kann.
In der Polizeidirektion Leipzig besitzen derzeit zwanzig Beamtinnen 
und Beamte die Berechtigung zum Führen eines ProViDa-Fahrzeuges. Die-
sen Kollegen stehen zwei Fahrzeuge mit entsprechender Technik in einem 
Zuständigkeitsbereich von 312,60 km zur Verfügung. Somit ist der mög-
liche Personaleinsatz der Polizeidirektion Leipzig sogar um fünf Kollegen 
höher als in der Polizeidirektion Dresden. Trotz des personellen Über-
hanges erzielte die Polizeidirektion Leipzig nur ca. die Hälfte der ProViDa-
Einsätze sowie Einsatzstunden im Vergleich zur Polizeidirektion Dresden. 
An diesen Parametern ist ersichtlich, dass in Leipzig die ProViDa-Technik 
nicht so effektiv genutzt wird wie in Dresden.
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In der Polizeidirektion Chemnitz besitzen derzeit sechs Beamtinnen 
und Beamte die Berechtigung zum Führen eines ProViDa-Fahrzeuges. 
Diesen Kollegen stehen zwei Fahrzeuge mit entsprechender Technik in 
einem Zuständigkeitsbereich von 263,47 km zur Verfügung. Im Vergleich 
zur Polizeidirektion Dresden kann festgestellt werden, dass in Dresden 
2,5 mal so viel geschultes Personal in den Dienststellen verteilt ist, um die 
ProViDa-Technik zu nutzen. Um die Zahlen aus der vollzugspolizeilichen 
Statistik auf ein vergleichbares Niveau zu bringen, müssten diese vorlie-
genden Zahlen mit 2,5 multipliziert werden. So würde die Polizeidirektion 
Chemnitz auf ca. 383 ProViDa-Einsätze, 1 712,50 Einsatzstunden, 1 955 Ge-
samtverkehrsverstöße und ca. 1 378 Geschwindigkeitsverstöße kommen. 
Mit diesen neuen Zahlen würde die Polizeidirektion Chemnitz sogar die 
Polizeidirektion Dresden übertreffen. Dies zeigt dass auch in Chemnitz die 
ProViDa-Technik effektiv eingesetzt wird und mit einem Personalzuwachs 
sogar die Polizeidirektion Dresden in den Schatten gestellt werden könnte.
Eine Hochrechnung der Zahlen erfolgte bei den anderen Polizeidirek-
tionen nicht, da offensichtlich ist, dass hier die Werte der Polizeidirektion 
Dresden deutlich unterschritten werden.
Zusammenfassend kann also für alle Polizeidirektionen gesagt werden, 
dass die effektive Nutzung der ProViDa-Technik vor allem in Chemnitz und 
Dresden schon jetzt auf einem guten Stand ist und die anderen drei Polizei-
direktionen noch enormen Nachholbedarf haben.
Aber auch dort, wo bereits eine effektive Nutzung der ProViDa-Technik 
erfolgt, könnten vor allem durch höheren Personalansatz die Ergebnisse 
verbessert werden, um die Verkehrsüberwachung und somit auch die Ver-
kehrssicherheit auf den deutschen Straßen zu erhöhen.
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11. Die ProViDa-Technik aus Sicht des direkten 
Anwenders
Dieser Abschnitt der Bachelorarbeit beschäftigt sich mit der Sicht der di-
rekten Anwender im Hinblick auf die Erfahrungen, Verwertbarkeit und 
zukünftige Verbesserungen der ProViDa-Technik. Hierzu wurden die je-
weiligen Verkehrspolizeiinspektionen der einzelnen Polizeidirektion ange-
schrieben und die jeweiligen Kollegen mit den erforderlichen Berechtigun-
gen mittels eines Fragebogens befragt. Desweiteren wurde der jeweilige 
Leiter über seine derzeitigen Verwendungsmöglichkeiten dieser Technik 
befragt.
Der zugesandte Fragebogen enthielt vierzehn Fragen. Schwerpunkte 
waren der tägliche Einsatz und dessen Dauer, die Gerichtsverwertbarkeit, 
die Zufriedenheit der derzeit zur Verfügung stehenden Fahrzeuge, der Ein-
satz von neuartiger Technik in Sachsen, der Personaleinsatz im Dienst-
bereich, die Befreiung von anderen dienstlichen Aufgaben und zukünfti-
gen Verbesserungsvorschlägen und Anregungen.
Um den Zusammenhang der Antworten in den folgenden Schwerpunk-
ten dieser Bachelorarbeit werten zu können, gibt die folgende Auflistung 
einen Überblick über die Beteiligung der jeweiligen Polizeidirektionen. 
Diese wurde mittels der ersten Frage des Fragebogens erhoben. Die Polizei-
direktion Görlitz beantwortete im Rahmen dieser Umfrage acht Fragebö-
gen, die Polizeidirektion Chemnitz einen, die Polizeidirektion Dresden vier, 
die Polizeidirektion Zwickau zwei und die Polizeidirektion Leipzig sechs.36
In der zweiten Frage ging es darum wie lange die Anwender bereits 
die ProViDa Technik im Zusammenhang mit der Verkehrsüberwachung 
nutzen. In der Polizeidirektion Görlitz nutzten die Anwender die ProViDa 
Technik zwischen einem Jahr bis zu fünfundzwanzig Jahren. Der Anwen-
der der Polizeidirektion Chemnitz gab eine Anwendungszeit von dreiund-
zwanzig Jahren an. Die Kollegen der Polizeidirektion Dresden hingegen 
haben eine Erfahrung von drei Jahren bis sechsundzwanzig Jahren an-
gegeben. Die beiden Nutzer der ProViDa-Technik aus der Polizeidirektion 
Zwickau haben einmal eine vierjährige und einmal eine zwanzig jährige 
36 Vgl.: Frage 1 der Fragebögen.
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Erfahrung mit der Technik und in der Polizeidirektion Leipzig liegen die 
Erfahrungen bei einem Jahr bis zu zwölf Jahren.37
11.1 Der tägliche Einsatz und dessen Dauer
In diesem Schwerpunkt werden die Fragen drei, vier und fünf des Frage-
bogens thematisiert. Die Frage drei beinhaltet die wöchentliche durch-
schnittliche Nutzung der ProViDa Technik. Die vierte Frage bezieht sich 
auf die Dauer des jeweiligen Einsatzes und die fünfte Frage befasst sich mit 
den dabei festgestellten Verkehrsverstößen.
In der Polizeidirektion Görlitz wird die ProViDa-Technik von sieben 
Kollegen weniger als einmal wöchentlich und von einem Kollegen einmal 
wöchentlich genutzt. Wenn diese Technik allerdings genutzt wird, dann 
von jedem Beamten mehr als zwei Stunden. Sieben Kollegen stellen dabei 
mehr als zwei Verkehrsverstöße und ein Kollege stellt zwei Verkehrsver-
stöße durchschnittlich fest.
Der Anwender aus der Polizeidirektion Chemnitz nutzt die ProViDa 
Technik mehr als zweimal wöchentlich. Dabei nutzt er diese mehr als zwei 
Stunden und stellt in dieser Zeit mehr als zwei Verkehrsverstöße fest.
Die vier Bediener der Polizeidirektion Dresden nutzen die ProViDa-
Technik zweimal wöchentlich für eine Dauer von mehr als zwei Stunden 
und stellen dabei mehr als zwei Verkehrsverstöße fest.
Die zwei Kollegen der Polizeidirektion Zwickau nutzen die Technik wie 
folgt: Ein Kollege nutzt sie weniger als einmal die Woche und der zweite 
Kollege einmal die Woche. Wenn die Technik allerdings genutzt wird dann 
immer mehr als zwei Stunden. Dabei werden durch den einen Kollegen 
zwei Verkehrsverstöße und durch den anderen Kollegen mehr als zwei 
durchschnittlich festgestellt.
In der Polizeidirektion Leipzig wird die Technik von einem Kollegen 
weniger als einmal die Woche genutzt und von fünf Kollegen mehr als 
zweimal wöchentlich. Dabei wird sie ausschließlich mehr als zwei Stunden 
genutzt und währenddessen mehr als zwei Verkehrsverstöße festgestellt.38
37 Vgl.: Frage 2 der Fragebögen.
38 Vgl. Frage 3, 4, 5 der Fragebögen.
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11.2 Die Gerichtsverwertbarkeit
In diesem Schwerpunkt werden die Fragen sechs, sieben und acht des Fra-
gebogens thematisiert. Die Frage sechs beinhaltet persönliche Erfahrungen 
der Kollegen in Bezug auf die Gerichtsverwertbarkeit von ProViDa-Aufnah-
men. Die siebente Frage bezieht sich auf die Erfahrungen der Kollegen bei 
Gerichtsverhandlungen in Bezug auf die ProViDa-Aufnahmen und die ach-
te Frage befasst sich mit den Messfehlern bei ordnungsgemäßer Benutzung.
In der Polizeidirektion Görlitz sind die Erfahrungen der Kollegen in Be-
zug auf die Gerichtsverwertbarkeit von ProViDa-Aufnahmen gut, sehr gut 
und hoch, aber es kommt auf die Richter an. Es wurde nur bemängelt, dass 
die Bildqualität besser sein könnte. Am Messverfahren ist lediglich bei ei-
ner Fehlbedienung der Technik etwas anzuzweifeln. Im Hinblick auf die 
Gerichtsverhandlungen hat ein Kollege bisher noch keine Erfahrungen als 
Zeuge vor Gericht gemacht. Bei einem zweiten Kollegen lag die letzte Ver-
handlung bereits zu lange zurück, sodass dort ebenfalls keine Erfahrungen 
mehr vorhanden waren. Die anderen fünf Kollegen haben durchweg gute 
Erfahrungen gemacht, vor allem bei ordnungsgemäßer Protokollierung. Es 
wurde ebenfalls angeführt, dass bei den meisten Verhandlungen ein Gut-
achter anwesend ist, welcher meistens das Verfahren als gut verwertbar 
einschätzt. Die einheitliche Meinung der befragten Kollegen in Bezug auf 
die Messfehler war, dass diese selten bis sehr selten auftreten oder noch 
gar nicht festgestellt wurden. Laut einem Kollegen passieren die meisten 
Messfehler aufgrund von Bedienerfehlern oder aufgrund von technischen 
Defekten.
Abschließend ist für die Polizeidirektion Görlitz zu sagen, dass bei ord-
nungsgemäßer Bedienung der Messtechnik sehr selten Messfehler auftre-
ten, die Erfahrungen bei Gerichtsverhandlungen sehr gut sind und die 
ProViDa-Aufnahmen eine sehr hohe Gerichtsverwertbarkeit aufweisen.
Der Bediener aus der Polizeidirektion Chemnitz sieht aus seiner Er-
fahrung heraus die Gerichtsverwertbarkeit von ProViDa-Aufnahmen als 
eine Aufzeichnung, welche eine hohe Akzeptanz vor Gericht aufweist, da 
diese Videoaufzeichnungen über eine längere Zeit das Fahrverhalten der 
Betroffenen dokumentieren. Er gibt ebenfalls an, dass sich das Verfahren 
vor Gericht zu zwei Dritteln auf die Rechtsfolgen beschränkt. Auch in Hin-
blick auf die Messfehler kommt es aus seiner Sicht nur dazu, wenn die An-
lage fehlerhaft bedient wird bzw. das Fahrverhalten während der Messung 
nicht ordnungsgemäß ist.
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Zusammengefasst kann also für die Polizeidirektion Chemnitz gesagt 
werden, dass der Kollege gute Erfahrungen in Bezug auf die Gerichtsver-
wertbarkeit bislang gemacht hat, dass bei Gerichtsverhandlungen über-
wiegend die Rechtsfolgen im Vordergrund stehen und es zu Messfehlern 
nur durch Bedienungsfehler der Technik kommt.
In der Polizeidirektion Dresden haben drei von vier Kollegen bislang 
sehr gute Erfahrungen in Bezug auf die Gerichtsverwertbarkeit von ProVi-
Da-Aufnahmen gemacht und ein Kollege meint, dass bei ordnungsgemäßer 
Messung die Gerichtsverwertbarkeit gegeben ist. Er monierte jedoch die 
verdachtsabhängige Videoaufzeichnung. Die vier befragten Kollegen ha-
ben überwiegend gute Erfahrungen bei Gerichtsverhandlungen gemacht. 
Es wurde auch hier auf die Verdachtsabhängigkeit der Videoaufnahme 
hingewiesen und dass dadurch teilweise wichtige Verkehrsschilder für die 
Bestimmung der Rechtsfolgen, nicht auf dem Video zu sehen sind. Auch bei 
tatmehrheitlich begangenen Verkehrsverstößen gibt es teilweise Probleme 
vor Gericht, wenn bei einer laufenden Messung aufgrund einer Geschwin-
digkeitsüberschreitung, eine Rotlichtfahrt begangen wird, plädieren die 
Anwälte der Betroffenen auf die Verdachtsabhängigkeit. Ein weiteres Pro-
blem vor Gericht ist die veraltete ProViDa-Technik, welche die Messungen 
auf Kassetten aufnimmt und somit diese das Gericht teilweise nicht mehr 
abspielen kann. Es liegt dem Gericht das Originalvideo bei dessen Sichtung 
demzufolge nicht vor. Zurzeit ist dies aber noch kein Angriffspunkt für die 
anwaltschaftliche Vertretung der Betroffenen. In Bezug auf die Messfehler 
sind sich die Bediener der Polizeidirektion Dresden einig. Es kommt selten 
bzw. sehr selten zu diesen Fehlern. Sie tendieren daher gegen Null. Wenn 
es allerdings zu Fehlern kommt, spielt auch hier die veraltete Technik eine 
Rolle, da es systembedingte Fehler gibt. Dieser Fehler wird „Zeit-Basisfeh-
ler“ genannt und beinhaltet den Systemabsturz. Das Gute daran ist, dass 
dieser einfach zu beheben ist, indem das System einmal neu startet wird. 
Zum anderen gibt es natürlich auch Messfehler aufgrund fehlerhafter 
Fahrweise zum Beispiel durch starkes Bremsen oder Beschleunigen, wobei 
sich der Abstand zum messenden Fahrzeug zu sehr verringert oder ver-
größert und somit die Toleranzwerte nicht mehr einhält.
Letztendlich schätzen die Kollegen der Polizeidirektion Dresden die 
Gerichtsverwertbarkeit von ProViDa-Aufnahmen sehr gut ein, haben über-
wiegend gute Erfahrungen bei Gerichtsverhandlungen gemacht und sind 
der Meinung, dass es bei ordnungsgemäßer Benutzung der Technik selten 
bzw. sehr selten zu Messfehlern kommt.
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Die beiden Kollegen aus der Polizeidirektion Zwickau haben bislang 
sehr gute Erfahrungen in Bezug auf die Gerichtsverwertbarkeit der Pro-
ViDa-Aufnahmen gemacht und sehen diese als bestes Beweismittel an. In 
Hinblick auf die Erfahrungen bei Gerichtsverhandlungen gab ein Kollege 
an, dass einige Anwälte die ProViDa-Aufnahmen als Beweismittel nicht zu-
lassen möchten. Grund hierfür ist die Anzweifelung der Verdachtsunab-
hängigkeit in Bezug auf die Aufnahmen. Der zweite Kollege konnte zu den 
Erfahrungen bei Gerichtsverhandlungen keine Stellung nehmen, da dieser 
bei noch keiner Verhandlung war. Auch in Bezug auf die Messfehler bei 
ordnungsgemäßer Benutzung gab es unterschiedliche Betrachtungswei-
sen. Einem Kollegen sind keine Messfehler bei der normalen Bedienung 
der Technik bekannt. Der zweite Kollege gab an, dass dies nur ein Gut-
achter bestimmen und beantworten kann.
Zusammenfassend für die Polizeidirektion Zwickau kann damit gesagt 
werden, dass die Kollegen im Punkt der Gerichtsverwertbarkeit sich einig 
waren und diese bislang als sehr gut bislang empfunden haben. In den 
beiden anderen Punkten sind sie aber eher geteilter Meinung.
In der Polizeidirektion Leipzig haben zwei von sechs Kollegen bislang 
sehr gute Erfahrungen in Bezug auf die Gerichtsverwertbarkeit von Pro-
ViDa-Aufnahmen gemacht und zwei weitere Kollegen gute Erfahrungen. 
Die beiden anderen Kollegen gehen von einer hohen bzw. sehr hohen Be-
weiskraft dieser Aufnahmen sowohl im Ordnungswidrigkeitenverfahren 
als auch im Strafverfahren aus. Grund hierfür ist, dass der Tatrichter 
das Geschehen visuell gezeigt bekommt. Es handelt sich eben um keine 
Momentaufnahme wie ein Blitzerfoto, sondern zeigt über einen längeren 
Zeitraum das Fahrverhalten eines Betroffenen. Demzufolge ist das Video 
ein unabhängiger Eindruck des Geschehens. Aber es wurde auch darauf 
hingewiesen, dass jedes Amtsgericht anders urteilt. Es sei wohl üblich dass 
bei drohendem Fahrverbot ein Gutachten erstellt wird. Dabei wird das Vi-
deomaterial detailliert durch einen unabhängigen Sachverständigen aus-
gewertet und die Verwertbarkeit der Aufnahme begutachtet. Ein Kollege 
meinte sogar, dass alle Gutachten welche gerichtlich in Auftrag gegeben 
wurden zugunsten der Polizei ausgegangen sind. Er konnte sich nicht dar-
an erinnern, dass es eine Einstellung aufgrund einer Messung gab. Eine 
weitere Erfahrung eines Kollegen in Bezug auf die Gerichtsverhandlungen 
ist, dass meistens durch den Rechtsanwalt des Betroffenen versucht wird, 
dem Messbeamten einen Bedienfehler zu unterstellen. Aber nicht nur die 
ordnungsgemäße Bedienung wird oft angezweifelt, sondern auch die ord-
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nungsgemäße Eichung der Fahrzeuge und dessen Lebensakte. Natürlich 
werden auch Eichprotokolle eingefordert. Im Hinblick darauf, ob es bei 
ordnungsgemäßer Bedienung der Anlage zu Messfehlern kommt, waren 
sich alle sehr einig. Sie meinten, dass es sehr selten bis gar nicht zu Mess-
fehlern kommt und bei eingespielten Teams fast jede Messung verwertbar 
ist. Ein seltener Fehler ist laut einem Kollegen der „Zeit-Basisfehler“. Dieser 
ist auf die veraltete Technik zurückzuführen. Um diesen Fehler zu behe-
ben, soll einfach die Anlage heruntergefahren und wieder hochgefahren 
werden. Ein Kollege gab an, dass Messfehler nur entstehen, wenn bei der 
Messung der „Zoom“ betätigt wurde oder der Fahrer während der Mes-
sung zu nah aufgefahren ist. Normalerweise erfolgt regelmäßig eine War-
tung der Anlage durch die Technikabteilung in Chemnitz, um technischen 
Defekten präventiv entgegenzuwirken.
Schlussendlich ergab die Auswertung der Polizeidirektion Leipzig, dass 
die sechs Kollegen bisher sehr gute Erfahrungen mit der Gerichtsverwert-
barkeit der ProViDa-Aufnahmen gemacht haben und die Erfahrungen bei 
Gerichtsverhandlungen stets positiv waren. Auch mit Blick auf die Mess-
fehler waren sie sich einig und gaben an, dass es sehr selten bis zu gar 
keinem Fehler bei ordnungsgemäßer Bedienung kommt.39
11.3 Die Zufriedenheit mit den derzeit zur Verfügung 
stehenden Fahrzeugen
In diesem Schwerpunkt wird die Frage neun des Fragebogens thematisiert. 
Die Frage neun beinhaltet die Zufriedenheit mit den derzeit zur Verfügung 
stehenden ProViDa-Fahrzeugen.
In der Polizeidirektion Görlitz sind drei von acht Kollegen zufrieden 
mit der vorhandenen Fahrzeugtechnik, vier Kollegen sind damit gar nicht 
zufrieden und ein Kollege ist hin- und hergerissen und konnte sich nicht 
entscheiden. Er hat zwar grundsätzlich nichts an der Technik auszusetzen, 
aber ein 3er BMW ist ihm als Arbeitsplatz etwas zu klein.
Somit stimmt die Mehrheit der Kollegen für nein und wünscht sich folg-
lich eine bessere Technik.
39 Vgl.: Frage 6, 7, 8 der Fragebögen.
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Der Bediener der ProViDa-Technik aus der Polizeidirektion Chemnitz 
ist mit seinem zur Verfügung stehendem Arbeitsgerät zufrieden und hat an 
diesem nichts auszusetzen.
Die vier Kollegen der Polizeidirektion Dresden waren sich fast zu 
100 Prozent einig und gaben an, dass die vorhandenen Fahrzeuge ihren 
Vorstellungen entsprechen. Nur ein Kollege war hin- und hergerissen und 
stimmte für beides. Er meinte, dass der neue BMW 335 D ihn zufrieden 
stellt, aber das alte Modell der BMW 330 D mit seinen 240 PS nicht mehr 
zeitgemäß sei.
Die beiden Kollegen aus der Polizeidirektion Zwickau sind mit der vor-
handenen Fahrzeugtechnik zufrieden und haben an ihr nichts auszu setzen.
Auch die sechs Kollegen der Polizeidirektion Leipzig gaben einstimmig 
an, dass die ihnen zur Verfügung stehende Fahrzeugtechnik ihren Vorstel-
lungen entspricht. Ein Kollege fügte noch hinzu, dass sie generell bei der 
Auswahl und Ausrüstung der Fahrzeuge frühzeitig beteiligt werden.40
Zusammenfassend kann für diesen Schwerpunkt gesagt werden, dass 
die überwiegende Zahl der Kollegen aus allen Polizeidirektion Sachsens 
mit der ihnen zur Verfügung gestellten Fahrzeugtechnik zufrieden sind.
11.4 Der Einsatz von neuartiger Technik in Sachsen
In diesem Schwerpunkt wird die Frage zehn des Fragebogens thematisiert. 
Die Frage zehn beinhaltet die Sichtweise der Kollegen in Bezug auf den Ein-
satz ziviler Polizeikräder für die Überwachung der Verkehrssicherheit als 
Alternative zum ProViDa-PKW.
In der Polizeidirektion Görlitz finden zwei von acht Kollegen den Einsatz 
von zivilen Polizeikrädern für die Überwachung der Ver kehrssicherheit zu 
gefährlich. Aber es gab auch andere Meinungen unter den Kollegen. Fünf von 
acht meinten, die Einführung solcher Kräder klinge gut, wobei auch hier ein 
Kollege gespaltener Meinung war und zwar in Hinblick darauf, dass diese 
Technik unbedingt eingeführt werden muss. Ein weiterer Kolle ge entschied 
sich komplett für die unbedingte Einführung der zivilen Po lizeikräder. Es 
wurden auch Bedenken geäußert in Hinblick auf den Personalmangel, wel-
cher die Durchführbarkeit sehr unwahrscheinlich machen wird.
40 Vgl.: Frage 9 der Fragebögen.
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Trotzdem kann gesagt werden, dass die Polizeidirektion Görlitz mehr-
heitlich für den Einsatz ziviler Polizeikräder ist und damit die Überwa-
chung der Verkehrssicherheit verbessern will.
Der Kollege aus der Polizeidirektion Chemnitz ist der Meinung, dass zi-
vile Polizeikräder für die Überwachung der Verkehrssicherheit zu gefähr-
lich sind und ist somit gegen die Einführung dieser Technik.
In der Polizeidirektion Dresden ist die Meinung der Kollegen in Bezug 
auf die Einführung ziviler Polizeikräder zur Überwachung der Verkehrs-
sicherheit relativ klar. Drei von vier Kollegen sind gegen die Einführung 
dieser Technik mit dem Zusatz, dass diese zu gefährlich ist. Der vierte Kol-
lege war komplett der Meinung, dass diese Technik zu gefährlich sei.
Abschließend für die Polizeidirektion Dresden kann also gesagt werden, 
dass die Kollegen gegen die Einführung ziviler Polizeikräder sind.
Die beiden Kollegen aus der Polizeidirektion Zwickau sind sich bei die-
ser Frage einig und stimmten für die unbedingte Einführung ziviler Poli-
zeikräder zur Überwachung der Verkehrssicherheit. Ein Kollege wies noch 
zusätzlich darauf hin, dass er sich schon einmal für die Einführung dieser 
Technik eingesetzt und bereits Bemühungen mit dem MZ-Werk in Zwickau 
unternommen hatte. Diese Bemühungen wurden damals jedoch abgelehnt.
Abschließend ergibt sich für die Polizeidirektion Zwickau also die ab-
solute Befürwortung für die Einführung der zivilen Polizeikräder.
Die sechs Kollegen der Polizeidirektion Leipzig sind in Hinblick auf 
diese Frage eher geteilter Meinung. Zwei der sechs Kollegen sind gegen die 
Einführung ziviler Polizeikräder zur Überwachung der Verkehrssicherheit 
und einer der beiden hatte noch den Zusatz, dass es ihm zu gefährlich ist, 
da die Erkennbarkeit im Einzelfall bzw. der Anhaltewille mittels geeigneter 
Signalisierung schwer umsetzbar wäre. Es sei wohl auch schwierig, geeig-
netes sowie vernünftiges Personal für diesen Bereich zu finden. Ein weite-
rer Kollege schloss sich der Meinung an, dass es ihm ebenfalls zu gefähr-
lich wäre. Die anderen drei Kollegen finden, dass der Einsatz von Krädern 
klinge und sind somit für die Einführung der Technik.
Folglich kann für die Polizeidirektion Leipzig gesagt werden, dass drei 
Kollegen für die Einführung und drei Kollegen gegen die Einführung dieser 
Technik sind. Insoweit ist von einer vollständigen Uneinigkeit innerhalb 
dieser Polizeidirektion auszugehen.41
41 Vgl.: Frage 10 der Fragebögen.
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Zusammenfassend ist für die Einführung der zivilen Polizeikräder zur 
Überwachung der Verkehrssicherheit die Meinung der Kollegen im Frei-
staat Sachsen gespalten. In den Polizeidirektionen Görlitz und Zwickau ist 
die Mehrheit der Kollegen für die Einführung dieser Technik. In den Poli-
zeidirektionen Chemnitz und Dresden sieht es da wieder ganz anders aus. 
Hier sind die Kollegen einstimmig gegen die Einführung der Technik. Nur 
in der Polizeidirektion Leipzig konnte sich keine Mehrheit heraus kristal-
lisieren, hier haben wir drei Kollegen für die Einführung der Technik und 
drei dagegen. Es ist also davon auszugehen, dass es viele Befürworter aber 
auch Gegensprecher für diese Technik geben wird. Um dieses Problem zu 
lösen und die Kollegen gegebenenfalls davon zu überzeugen, ist hier ein 
Erfahrungsaustausch mit Kollegen aus anderen Bundesländern notwendig, 
wo es diese Technik schon einige Zeit gibt. Denn nur echte Erfahrungen mit 
der Technik können den tatsächlichen Einsatz widerspiegeln und andere 
Sichtweisen eröffnen.
11.5 Der Personaleinsatz im Dienstbereich
In diesem Schwerpunkt wird die Frage elf des Fragebogens thematisiert. 
Die Frage elf beschäftigt sich mit der Einschätzung der Kollegen in Bezug 
auf den Personaleinsatz in ihrem Dienstbereich in Hinblick auf den ProVi-
Da-Einsatz.
In der Polizeidirektion Görlitz schätzen vier von acht Kollegen den Per-
sonaleinsatz in ihrem Dienstbereich als zu wenig ein und sind somit unzu-
frieden mit der derzeitigen Personalsituation. Weitere zwei Kollegen sind 
der Meinung, dass der Personaleinsatz grenzwertig ist und die anderen 
zwei Kollegen erachten diesen als ausreichend.
Abschließend kann demzufolge gesagt werden, dass auch hier eher 
eine geteilte Meinung unter den Kollegen herrscht und es ein ausgegliche-
nes Verhältnis zwischen zu wenig, grenzwertigem und ausreichendem 
Personaleinsatz in ihrem Dienstbereich vorhanden ist.
Der Kollege aus der Polizeidirektion Chemnitz erachtet den vorhande-
nen Personaleinsatz in seinem Dienstbereich als grenzwertig und ist somit 
auch nicht vollkommen damit zufrieden, wie die derzeitige Personalsitua-
tion ist.
In der Polizeidirektion Dresden sind die Kollegen geteilter Meinung in 
Bezug auf den derzeitigen Personaleinsatz in ihrem Dienstbereich. Zwei 
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der vier Kollegen erachten diesen als zu wenig, mit der Begründung, dass 
zu wenige Lehrgänge in Bautzen angeboten werden um mehr Personal 
diesbezüglich zu schulen. Die beiden anderen Kollegen sind der Meinung, 
dass der Personaleinsatz in der Polizeidirektion Dresden ausreichend ist 
und nicht weiter aufgestockt werden müsste.
Letztendlich gibt es auch in der Polizeidirektion Dresden keine klare Po-
sitionierung bzw. Einstimmigkeit in Bezug auf den Personaleinsatz. Grund 
hierfür ist, dass jeder Kollege eine andere subjektive Empfindung hat.
Die beiden Kollegen der Polizeidirektion Zwickau sind sich im Punkt 
des Personaleinsatzes in ihrem Dienstbereich einig und erachten diesen 
als zu wenig. In welcher Form sich diese Empfindung äußert, konnte in 
den beantworteten Fragebögen nicht erörtert werden. Für dieses subjekti-
ve Gefühl können mehrere Faktoren sprechen. Hier könnte es an Kollegen 
mangeln, welche eine ProViDa-Berechtigung überhaupt besitzen oder ge-
nerell Personalmangel des ganzen Dienstbereiches vorliegen. Es scheint so, 
als könnten die zugewiesenen Aufgaben durch die vorhandenen Kollegen 
nur unter größten Bemühungen erledigt werden.
Abschließend für die Polizeidirektion Zwickau kann gesagt werden, dass 
die Kollegen derzeit mit dem vorhandenen Personaleinsatz nicht zufrieden 
sind und eine Aufstockung ihres Dienstbereiches begrüßen würden.
In der Polizeidirektion Leipzig erachten fünf von sechs Kollegen den 
derzeitigen Personaleinsatz in ihrem Dienstbereich aus ausreichend und 
ein Kollege als grenzwertig. Hieraus kann geschlussfolgert werden, dass 
die Kollegen mit dem vorhandenen Personaleinsatz zufrieden sind und die 
ihnen zugewiesenen Aufgaben gut bewältigt werden können. Ebenfalls ist 
aus diesem Ergebnis zu entnehmen, dass sich ausreichend geschultes Per-
sonal mit ProViDa-Berechtigungen im Dienstbereich befindet.
Abschließend kann für die Polizeidirektion Leipzig gesagt werden, dass 
die Kollegen mit dem derzeitigen Personaleinsatz sehr zufrieden sind und 
dieser völlig ausreichend erscheint. Dies hat zur Folge, dass eine der wich-
tigsten Aufgaben ihres Dienstbereiches, nämlich die Überwachung der 
Verkehrssicherheit gut bewältigt werden kann.42
Zusammenfassend für alle Polizeidirektionen im Freistaat Sachsen 
kann somit gesagt werden, dass die Mehrheit der Kollegen den derzeitig 
vorhandenen Personaleinsatz als ausreichend empfindet. Kurz dahinter 
42 Vgl.: Frage 11 der Fragebögen.
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folgt mit einer Stimme weniger die Meinung, dass der Personaleinsatz 
als zu wenig erachtet wird. Lediglich ein abgeschlagener Anteil der Betei-
ligten sieht den Personaleinsatz als grenzwertig an. Es scheint regionale 
Unterschiede in der Personalzuweisung zu geben, womit die gespaltene 
Meinung zu rechtfertigen wäre. Gerade in den Dienstbereichen, wo der 
Personaleinsatz als zu wenig erachtet wird, muss ein Umdenken stattfin-
den, damit die zugewiesenen Aufgaben des Dienstbereiches auch erfüllt 
und bewältigt werden können und somit die Überwachung der Verkehrs-
sicherheit zufriedenstellend erfolgen kann.
11.6 Die Befreiung von anderen dienstlichen Aufgaben
In diesem Schwerpunkt wird die Frage zwölf des Fragebogens thematisiert. 
Die Frage zwölf beschäftigt sich damit, ob ein ProViDa-Fahrzeugführer von 
anderen Tätigkeiten und dienstlichen Aufgaben befreit ist und somit nur 
die Nutzung der Technik als primäre Aufgabe zu erfüllen hat.
In der Polizeidirektion Görlitz sind fünf von acht Kollegen nicht von an-
deren Aufgaben befreit und müssen sozusagen das normale Dienstgeschäft 
ebenfalls mit abdecken. Ein Kollege ist teilweise von anderen Tätigkeiten 
und dienstlichen Aufgaben befreit und zwei Kollegen sind generell von 
anderen Aufgaben befreit. Einer davon ist dem Verkehrsüberwachungs-
dienst zugeordnet, dessen Hauptaufgabe die Überwachung des Straßen-
verkehrs ist, welche die Verkehrssicherheit und somit auch die Nutzung 
der ProViDa-Technik mit einschließt. Der Zweite Kollege gab an, dass er 
größtenteils befreit ist, aber nur wenn er die ProViDa-Technik nutzt. Sonst 
stellt diese bei der Bewältigung des normalen Dienstgeschäftes nur eine 
Nebenaufgabe dar.
Abschließend kann also gesagt werden, dass die Mehrheit der Kolle-
gen nicht von dienstlichen Aufgaben und anderen Tätigkeiten befreit sind, 
außer wenn sie einem bestimmten Bereich, in diesem Falle dem Verkehrs-
überwachungsdienst angehören. Dort stellt die Verkehrsüberwachung die 
Hauptaufgabe des Dienstbereiches dar. Die ProViDa-Technik ist somit in 
das tägliche Dienstgeschäft einbezogen.
Der Kollege aus der Polizeidirektion Chemnitz ist nicht von anderen Tä-
tigkeiten und dienstlichen Aufgaben befreit und muss sozusagen das nor-
male tägliche Dienstgeschäft mit abdecken. Der ProViDa-Einsatz stellt also 
auch hier eine Nebentätigkeit zum normalen Dienstgeschäft dar.
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In der Polizeidirektion Dresden gaben zwei Kollegen an nicht von an-
deren Tätigkeiten und dienstlichen Aufgaben befreit zu sein. Ein Kollege 
ist teilweise befreit und ein weiterer ist komplett von anderen Tä tigkeiten 
und dienstlichen Aufgaben befreit. Wie diese Abstufung zu erklären ist, 
konnte aus den beantworteten Fragebögen nicht entnommen werden. 
Es hängt wahrscheinlich auch hier von der expliziten Zugehörigkeit des 
Dienstbereiches ab, wie die Technik in das tägliche Dienstgeschäft einbezo-
gen werden kann.
Die beiden Kollegen der Polizeidirektion Zwickau gaben einstimmig an, 
dass sie nicht von anderen Tätigkeiten und dienstlichen Aufgaben befreit 
sind, sodass sie ebenfalls das normale Dienstgeschäft mit abdecken und 
die Nutzung der ProViDa-Technik nur bei entsprechendem Freilauf ein-
gesetzt werden kann.
Für die Polizeidirektion Zwickau ist damit festzuhalten, dass auch hier 
der Einsatz der ProViDa-Technik für die Kollegen mit der entsprechenden 
Berechtigung nur eine Nebenaufgabe des täglichen Dienstgeschäftes dar-
stellt und diese nicht im Vordergrund und primär realisiert werden kann.
In der Polizeidirektion Leipzig sind vier von sechs Kollegen nicht von 
anderen Tätigkeiten und dienstlichen Aufgaben befreit und zwei Kollegen 
teilweise. Somit muss auch hier die Mehrheit der Kollegen vorrangig das 
normale Dienstgeschäft vorrangig abdecken, bevor bei entsprechenden 
Kapazitäten die ProViDa-Technik zum Einsatz kommt.43
Zusammenfassend für alle Polizeidirektionen lässt sich ein Trend er-
kennen: Der Einsatz der ProViDa-Technik steht nicht im Vordergrund und 
nur in einzelnen Dienstbereichen wird diese Technik primär im täglichen 
Dienstgeschäft eingesetzt. Sobald die Kapazitäten den Einsatz nicht mehr 
zulassen, wird dieser vernachlässigt und hinten angestellt. Aus diesem 
Grund lässt sich eine Wertigkeit der Technik erkennen. Diese steht nicht 
im Vordergrund, was eigentlich das Ziel sein sollte. Denn mit dieser Tech-
nik ist es möglich, die Verkehrserziehung der Verkehrsteilnehmer voran-
zutreiben und somit präventiv auf eine positive Entwicklung der Verkehrs-
sicherheit hinzuarbeiten. Um den Einsatz effektiver zu gestalten, müssen 
die Prioritäten der einzelnen Dienstbereiche überdacht werden. Klar ist 
in diesem Zusammenhang, wenn sich mehr Verkehrsteilnehmer an die 
bestehenden Verkehrsregeln halten, desto weniger Verkehrsunfälle mit 
43 Vgl.: Frage 12 der Fragebögen.
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schweren Folgen würden entstehen. Das Resultat hieraus wäre somit, dass 
die Verkehrssicherheit im Straßenverkehr erhöht ist.
11.7 Verbesserungsvorschläge und Anregungen 
für die Zukunft
In diesem Schwerpunkt werden die Fragen dreizehn und vierzehn des 
Frage bogens thematisiert. Die Frage dreizehn beinhaltete die Aufforde-
rung Verbesserungsvorschläge für die zukünftige ProViDa-Technik zu ge-
ben und die Frage vierzehn beleuchtet Anregungen bzw. Hinweise, welche 
im Zusammenhang mit dem Einsatz von ProViDa-Technik noch nicht in 
diesem Fragebogen angesprochen wurden.
In der Polizeidirektion Görlitz haben die Kollegen eine Reihe von Ver-
besserungsvorschlägen für die zukünftige Technik in ihren Fragebögen 
formuliert. Die Vorschläge beziehen sich einerseits auf die vorhandenen 
Fahrzeuge, die damit verbundene Technik sowie die Speicherung der er-
hobenen Verkehrsverstöße. In Bezug auf das Fahrzeug wurde ein Einsatz 
von größeren Limousinen angeregt, da der derzeitige 3er BMW einen zu 
kleinen Arbeitsplatz bietet, vor allem bei Beamten welche größer als 1,80 m 
sind. Auch der kurze Radstand wurde bemängelt, da bei diesem das Fahr-
zeug relativ stark „hüppelt“. Als nächstes wurde angeregt, eine breitere 
Auswahl von Fahrzeugherstellern wie Mercedes, Audi oder Skoda in Be-
tracht zu ziehen. Ein großes Problem stellt aus Sicht der Kollegen, die vor-
handene und verbaute Messtechnik dar, diese ist schon über zwanzig Jah-
re alt und müsste vielmehr digitalisiert werden. Einhergehend mit diesem 
Problem ist auch die Auswertetechnik, welche laut den Kollegen völlig un-
zureichend und nicht praktikabel ist. Dies ist ersichtlich bei den Speicher-
medien, weil immer noch jeder Verkehrsverstoß auf Kassetten aufgenom-
men wird. Hier ist auf zeitgemäße Speichermedien überzugehen wie z. B. 
SD-Karten oder USB-Sticks. Auch im Hinblick auf die verbauten Kameras ist 
wohl noch einiger Nachholbedarf vorhanden, sodass eine bessere Bildqua-
lität von den Bedienern gefordert wird. Abschließend gab es noch einen 
Vorschlag durch einen Kollegen, welcher separate Anzeigemonitore für die 
Betroffenen als Standard bevorzugen würde und diese ortsbeweglich sein 
sollten. Dieses Anliegen war verbunden mit der Aussage dass die Bedien-
elemente für die Kollegen in Augenhöhe neben dem Bildschirm angebracht 
sein sollten um die Bedienung der Anlage zu vereinfachen.
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In der Polizeidirektion Görlitz beantwortete nur ein Kollege die vier-
zehnte Frage und gab an, dass durch fehelende Beamte in den Dienstgrup-
pen keine Zeit mehr für die ProViDa-Einsätze bliebe, er fordert daher zehn 
Beamte mehr pro Diensteinheit, um diese Einsätze wieder problemlos 
realisieren zu können. Als Diensteinheit ist hier nicht die Dienstgruppe an-
zusehen, sondern beispielsweise das Autobahnpolizeirevier.
Abschließend kann gesagt werden, dass die Polizeidirektion Görlitz 
viele Verbesserungsvorschläge für die zukünftige ProViDa-Technik aufzei-
gen konnte und somit einige Problemfelder für die weitere Beachtung ans 
Licht gekommen sind.
Der Kollege aus der Polizeidirektion Chemnitz, sprach als Verbesse-
rungsvorschläge für die zukünftige Technik ebenfalls die Digitalisierung 
der Messtechnik und der Speichermedien an. Ebenfalls bemängelte er die 
alte Auswertetechnik auf der Dienststelle und regte zur Verbesserung die-
ser an. Weitere Punkte wurden nicht erwähnt in diesem Fragebogen, was 
auf eine Zufriedenheit der sonstigen Gegebenheiten schließen lässt.
Die Kollegen aus der Polizeidirektion Dresden haben in ihren Fragebö-
gen einige Verbesserungsvorschläge für die zukünftige Technik erwähnt. 
Hier geht es vor allem um die Verbesserung der Aufnahmetechnik der ge-
filmten Verkehrsverstöße. Beispielsweise wird eine Dokumentation auf 
Datenträgern wie einer SD-Karte oder einem USB-Stick angeregt. Außer-
dem scheint die Zufriedenheit mit den verbauten Kameras, sowohl Front- 
als auch Heckkamera, eher gering zu sein. Hier wurde bemängelt, dass 
die Qualität der Kameras zu wünschen übrig lässt, gerade bei schwierigen 
Lichtverhältnissen, wie Gegenlicht durch die Sonne oder bei Dunkelheit. 
Das Problem besteht laut den Kollegen darin, dass auf dem Video dadurch 
keine Verkehrszeichen, speziell die LED-Verkehrszeichen, erkennbar sind. 
Ein weiteres Problem mit der ordnungsgemäßen Erfassung der statio-
nären Verkehrszeichen bei Dunkelheit stellen die LED-Scheinwerfer des 
ProViDa-Fahrzeuges dar. Durch diese werden die Verkehrsschilder „über-
strahlt“ und somit unkenntlich auf dem Beweisvideo. Um bei den verbau-
ten Kameras zu bleiben, wurde durch einen Kollegen eine Heckkamera mit 
Zoomfunktion für die bessere Erkennbarkeit des Fahrers vorgeschlagen. 
Auch die Kombination mit einer integrierten Abstandsmesstechnik wurde 
durch die Kollegen angesprochen, sowie ein größerer Bildschirm zum aus-
werten von Abstandsverstößen vor Ort.
Durch die Kollegen wurden auch weitere Anregungen und Hinweise im 
Zusammenhang mit dem Einsatz von ProViDa-Technik gegeben, explizit 
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zum Thema Eichschein, Luftdruckmessgerät, Reifen und das verdachts-
abhängige Filmen. Zum Eichschein wurde ausgeführt, dass auf diesem die 
zahlenmäßige Benennung aller sichtbaren Eichmarken/Sicherungsmar-
ken vermerkt werden sollte. Auf allen Dienststellen mit ProViDa-Fahrzeu-
gen sollte in Zukunft ein geeichtes Luftdruckmessgerät vorhanden sein um 
die vorgeschriebenen Angaben einzuhalten. In puncto Reifen, wurde die 
Mindestprofiltiefe von 1,6 mm als zu wenig angesehen und eine Mindest-
profiltiefe von 4 mm als besser erachtet, sowohl bei Sommer- als auch bei 
Winterreifen. Gründe hierfür waren die permanente hohe Geschwindig-
keit mit dem ProViDa-Fahrzeug, Geschwindigkeitsmessungen auch bei 
Nässe und ungünstigen Witterungsverhältnissen und natürlich die damit 
verbundene Sicherheit der Beamten. Diese Regelung zur Mindestprofiltiefe 
sollte zusätzlich in der VwV Verkehrsüberwachung geändert werden. Als 
letztes wurde noch das verdachtsabhängige Filmen angesprochen und um 
eine Änderung der rechtlichen Grundlage gebeten, da sonst beispielsweise 
Rotlichtverstöße kaum zu dokumentieren seien, denn der Videorekorder 
benötigt ca. zwei bis drei Sekunden, bis die Aufnahme gestartet wird. Die-
se verstreichende Zeit macht es wie gesagt fast unmöglich, beispielsweise 
Rotlichtverstöße zu ahnden.
Zusammenfassend für die Polizeidirektion Dresden kann gesagt wer-
den, dass die Kollegen zahlreiche Verbesserungsvorschläge für die zukünf-
tige Technik geben konnten. Auch in Hinblick auf weitere Hinweise gab 
es interessante Anregungen für die weitere Verbesserung und die damit 
verbundene Effektivität der ProViDa-Technik.
Die beiden Kollegen aus der Polizeidirektion Zwickau sprachen als Ver-
besserungsvorschläge für die zukünftige Technik die Verbesserung der 
verbauten Kameras, eine Endlosschleife im Videorekorder und die Ein-
blendung der Navigations- bzw. GPS-Daten an. Weitere Punkte in Bezug 
auf Verbesserungsvorschläge wurden in den Fragebögen nicht erwähnt, 
was auf eine Zufriedenheit der sonstigen Gegebenheiten schließen lässt. 
Als Hinweis gaben sie noch mit auf den Weg, dass es eine zu geringe Anzahl 
an ausgebildeten Fahrzeugführern mit ProViDa-Berechtigungen gibt und 
dies somit ein großes Problem darstellt.
Die sechs Kollegen aus der Polizeidirektion Leipzig haben in ihren 
Frage bögen einige Verbesserungsvorschläge für die zukünftige Technik 
erwähnt. Hier geht es vor allem um die Front- und Heckkamera, die Auf-
nahmequalität und die Auswertetechnik. In Bezug auf die Frontkamera 
wurde angeregt diese zu verkleinern und beweglich zu gestalten, sodass 
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diese einen 180 Grad-Bereich abdecken kann. Zur Heckkamera wurde an-
geregt, dass diese in die Eichung mit aufgenommen und mit einer Zoom-
funktion ausgestattet werden sollte. Dies hätte zur Folge, dass dadurch eine 
bessere Beobachtung und Identifizierung des Betroffenen möglich wäre. 
In puncto Aufnahmequalität wurde die veraltete Technik angesprochen, 
welche eine nachträgliche Auswertung in der Dienststelle erschwert, aber 
auch bei der Vorführung des dokumentierten Verkehrsverstoßes gegen-
über dem Betroffenen als unpraktisch empfunden wird. Wünschenswert 
wäre an dieser Stelle auch der Einbau von einem größeren Display für die 
Vorführung des Verkehrsverstoßes vor Ort. Als letztes äußerte ein Kollege, 
dass es besser wäre ein Mitspracherecht bei der Beschaffung neuer Pro-
ViDa-Fahrzeuge zu haben um diese dann bestmöglich nutzen zu können.
Auch hier gab es durch einige Kollegen noch weitere Anregungen und 
Hinweise im Zusammenhang mit dem Einsatz der ProViDa-Technik. Bei 
der Beschaffung neuer Fahrzeuge mit ProViDa-Technik sollte auf eine ge-
wisse Unauffälligkeit des Fahrzeuges geachtet werden, beispielsweise bei 
der Farbauswahl. Die Fahrzeuge sollten auch keine markanten Auffällig-
keiten, wie zum Beispiel die Funkantenne beim BMW, besitzen. Eine wei-
tere Anregung war, dass es ein Austauschfahrzeug im Pool geben müsste, 
auf welches unproblematisch und jederzeit zugegriffen werden kann. Ein 
Kollege gab den Hinweis die VwV Verkehrsüberwachung bezüglich der 
150m-Regel für Geschwindigkeitsmessungen nach dem Verkehrszeichen 
zu ändern. Diese sollte für ProViDa-Fahrzeuge nicht gelten. Auch ein statio-
närer Einsatz, beispielsweise die Lichtzeichenanlagenüberwachung, sollte 
Standardeinsatzbedingung sein, wie die bereits bestehenden Geschwindig-
keitskontrollen und Abstandsmessungen. Der letzte Hinweis durch einen 
Kollegen bezieht sich auf die Streichung, dass die ProViDa-Technik vor-
rangig auf Bundesautobahnen und Bundesstraßen, sowie außerhalb ge-
schlossener Ortschaften eingesetzt werden soll.44
Schlussendlich sind durch alle beteiligten Kollegen der jeweiligen Poli-
zeidirektion viele interessante und hilfreiche Verbesserungsvorschläge 
sowie Anregungen und Hinweise mitgeteilt worden, welche nur noch auf 
die Umsetzung warten. Durch diese kann die Effektivität der Verkehrs-
überwachung mittels ProViDa-Technik deutlich verbessert und damit die 
Verkehrssicherheit erhöht werden.
44 Vgl.: Frage 13, 14 der Fragebögen.
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12. Auswertung der Experteninterviews
Im Rahmen der Bachelorarbeit wurden vier Experteninterviews durchge-
führt. Als Experten wurde ein Anwender der ProViDa-Technik im täglichen 
Einsatz (Experte F. M.), ein hauptamtlicher Fachlehrer für Verkehrstechnik, 
zgl. polizeilicher Sachverständiger für den Einsatz und die Ausbildung von 
Verkehrsüberwachungstechnik (Experte P. B.) und jeweils ein Dienstgrup-
penleiter der Verkehrsüberwachung (Experte R. S.) sowie eines Autobahn-
polizeireviers (Experte A. R.) ausgewählt und interviewt.
Nach Durchführung der Experteninterviews wurden diese in Katego-
rien eingeteilt, welche in diesem Teil der Bachelorarbeit angesprochen 
und ausgewertet werden sollen.
12.1 Effektivität/Beweiskraft
Die Experten bewerteten den Einsatz und den Anwendungsbereich der 
ProViDa-Technik als effektiv. Experte P. B. führte dazu aus, dass es sich da-
bei um ein universelles Einsatzmittel handelt, welches vielseitig einge setzt 
werden kann. Benannt wurde dabei, dass Geschwindigkeits- und Abstands-
messungen, die Dokumentation eines Verkehrsvorganges, aber auch die 
Darstellung einer größeren Verkehrsunfallstelle möglich sind. Das Primat 
des Einsatzes soll aber die Geschwindigkeits- und Abstandsmessung sein. 
Zur Effektivität gehört laut Experte F. M. aber auch, dass das standardisierte 
Messverfahren gemäß der Gebrauchsanweisung angewandt wird, um die 
Beweiskraft nicht zu gefährden und dadurch die Effektivität des Einsatzes 
zu verringern. Nur die ordnungsgemäße Anwendung der ProViDa-Tech-
nik nach der PTB-Zulassung, Eichung und Gebrauchsanweisung macht den 
Einsatz effektiv, da die Messung dann der gerichtlichen Überprüfung zur 
Rechtsfolge standhält. F. M. bewertet den Einsatz auch deshalb als effektiv, 
da nach der Messung in der Regel der Anhaltevorgang erfolgt und der Be-
troffene mit dem Verstoß zugleich konfrontiert wird und dessen Identität 
vor Ort zweifelsfrei geklärt werden kann. Es braucht somit keine weiteren 
Ermittlungen zur Feststellung des Fahrzeugführers. Damit wurden auch 
immer vor Gericht gute Erfolge erzielt und positive Erfahrungen gemacht. 
Zur Gerichtverwertbarkeit gab Experte P. B. an, dass darauf besonderer 
Wert gelegt wird, da auch das poli zeiliche Gegenüber, nämlich die Fach-
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anwälte, über Fachwissen, Literatur und auch Sachverstand verfügen. 
Gerade deshalb ist es wichtig, sich bei der Anwendung nicht angreifbar 
zu machen. Die Beweiskraft der ProViDa-Technik betrachtet P. B. gespalten. 
Zum einen für den Verkehrsvorgang an sich, der aus der Video-Aufnahme 
besteht und die Fahrt dokumentiert. Dadurch wird die Beweiskraft her-
gestellt, die relativ hoch ist, da das Fahrverhalten und der Verstoß gefilmt 
werden, ohne eine Messung vorzunehmen. Die Gerichtsverwertbarkeit 
entstehe aber erst im Gerichtssaal. Dort mittels des gesprochenen Wor-
tes und der Sichtung des Videos. Umso aussagekräftiger das Beweisstück 
in Form des Videos ist, desto höher ist die Gerichtsverwertbarkeit. Zum 
anderen betrachtet er die Geschwindigkeitsmessungen. Hier sind die An-
forderungen an das Beweisverfahren um ein Vielfaches höher. Es handelt 
gemäß des BGH um ein Standardmessverfahren, welches sich aus Zulas-
sung, Eichung und Anwendung nach der Gebrauchsanweisung mit dessen 
Auflagen zusammensetzt. Jedes ProViDa-Fahrzeug ist laut P. B. ein Unikat. 
An die Technik werden hohe Anforderungen gestellt, daher wird auch eine 
Toleranz je nach gemessener Geschwindigkeit von 5 % oder 5 km/h ein-
geräumt. Der Luftdruck der Reifen, die Zuladung und die Eichung müssen 
genau eingehalten und vor jeder Einsatzfahrt/Messung überprüft wer-
den. Jeder Anwender sollte somit auch sein Unikat kennen und bei Nach-
fragen vor Gericht auch Auskunft über dessen ordnungsgemäßen Zustand 
und den Ort der aufgebrachten Eichmarken geben können. Nur so entsteht 
ein Beweismittel, dass eine hohe Gerichtsverwertbarkeit erzielt. P. B. gibt 
dazu auch noch zu verste hen, dass die wörtliche Dokumentation der Ge-
schwindigkeitsmessung oder eines Verkehrsvorganges auch eine starke 
Beweiskraft haben und daher unbedingt durchgeführt werden sollte.
Einig sind sich die Experten, dass eine hohe Beweiskraft der ProViDa-
Messungen bei Einhaltung des vorgeschriebenen Verfahrens besteht und 
daher auch eine hohe Gerichtsverwertbarkeit erzielt wird.
Die Dienstgruppenleiter als Experten gaben in ihren Interviews an, dass 
die Effektivität der Einsätze aber nur mit ausreichend Personal realisiert 
werden könne. Sobald Beamtinnen und Beamte mehrere Funktionen beglei-
ten und etwa auch Aufgaben der Lkw-Kontrollgruppe wahrnehmen, fehlen 
sie für den täglichen Einsatz der ProViDa-Technik. Dies ist auch dann der 
Fall, wenn die Dienstgruppenstärke in den Autobahnpolizeirevieren oder 
in der Verkehrsüberwachung nicht dem Soll entspricht und so die originä-
ren Aufgaben des Streifendienstes vorrangig erfüllt werden müssen. Ohne 
Personal kann also kein effektiver Einsatz der ProViDa-Technik erfolgen.
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12.2 Der Personal- und Fahrzeugeinsatz
Der derzeitige Personal- und Fahrzeugeinsatz wird unterschiedlich be-
wertet. P. B. gab in seinem Interview an, dass in den 1990er Jahren drei-
ßig Fahrzeuge mit ProViDa-Technik im Freistaat Sachsen zur Verfügung 
standen. Derzeit sind es zehn Fahrzeuge und damit zu wenig. Als gering 
sieht P. B. auch den derzeitigen Personalbestand in den Verkehrsüber-
wachungsdiensten und den Personalbestand mit Berechtigung zum Bedie-
nen der ProViDa-Technik an. Dieser Zustand sei auf politische Entschei-
dungsprozesse, vor allem auf die Strukturreform Polizei 2020 und den 
damit einhergehenden Personalabbau zurückzuführen. Vorrangig wurde 
in den letzten Jahren der Streifendienst der Polizeireviere mit Personal 
ausgestattet und die Verkehrspolizeiinspektionen wurde vernachlässigt. 
Durch das Gegensteuern der Politik hin zu mehr Personal wäre es deshalb 
wünschenswert, wenn in der Zukunft auch die Verkehrspolizeiinspektion 
und damit die VKÜ mit Personal bedacht wird und somit auch in diesen 
Dienststellen mehr Personal zum Einsatz von Verkehrsüberwachungs-
technik zu Verfügung steht. Perspektivisch ist dies aber wohl nicht vor 
2025 realisierbar. Derzeit wird wieder ein Grundlehrgang ProViDa im 
Fortbildungszentrum des Freistaates Sachsen angeboten. Bei acht zur Ver-
fügung stehenden Plätzen haben sich bis dato sechs Teilnehmer einge-
schrieben.
Auch Experte R. S. sieht den derzeitigen Personalbestand als zu gering 
an und begründet diesen Zustand auch mit der Polizeireform 2020. Durch 
die Aufgabenwahrnehmung von mehreren Spezialisierungen kann der 
tägliche Einsatz der ProViDa-Technik in seinem Bereich der Verkehrsüber-
wachung nicht ausreichend realisiert werden. So sind Beamtinnen und Be-
amte mit der Berechtigung zum Bedienen der ProViDa-Technik auch in der 
Lkw-Kontrollgruppe eingesetzt und nehmen dort ihre Aufgaben im Rah-
men der Verkehrsüberwachung war. Dies hat aber zur Folge, dass diese 
Kollegen dann auf dem ProViDa-Einsatzgebiet fehlen. Zukünftig sollte nach 
Expertenmeinung dieser Missstand beseitigt werden und die Beamtinnen 
und Beamten jeweils nur in einem Spezialgebiet eingesetzt werden, sodass 
gleichzeitig die ProViDa-Technik zum Einsatz kommt und auch Lkw-Kon-
trollen durchgeführt werden können. Es bedarf weiteren Personals in den 
Verkehrspolizeiinspektionen.
Den Fahrzeugbestand sieht R. S. immer auch in Anbetracht des zur Ver-
fügung stehenden Personals als ausreichend an.
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F. M. und A. R. sehen den Bestand an Fahrzeugen, also zwei Fahrzeuge 
für eine Dienststelle (Autobahnpolizeirevier oder Verkehrsüberwachung) 
als ausreichend an, da diese Fahrzeuge dann bei entsprechend ausreichen-
der personeller Dienststärke pro Dienstschicht eingesetzt werden können.
12.3 Verbesserung der ProViDa-Technik
Die Experten waren sich einig, dass die ProViDa-Technik verbessert wer-
den muss. Hier stand im Vordergrund, dass die analoge Aufnahmetechnik 
digitalisiert werden muss. P. B. merkte dazu an, dass die Aufnahmerecorder 
nicht mehr zu beschaffen seien und sich auch die Reparatur der Recorder 
als schwierig bis unmöglich darstellt. Eine analoge Aufnahme mit Recorder 
und Videokassette sei einfach nicht mehr zeitgemäß. Derzeit werde seitens 
des Herstellers an einer digitalen Lösung gearbeitet. Es sei aber nicht zu 
erwarten, dass die entsprechende digitale Speicherung der Messung oder 
Filmaufnahme vor 2023 zur Verfügung steht.
P. B. spricht in seinem Interview weitere technische Verbesserungen an. 
So sollte die Abstandsmessung zum vorausfahrenden Fahrzeug exakter 
angegeben werden können und dem Anwender zugleich anzeigen, ob der 
Abstand ordnungsgemäß eingehalten wird oder eben nicht. Genauer wäre 
es, mit einer konkreten Meterzahl unter Einbeziehung der tatsächlich ge-
fahrenen Geschwindigkeit zu arbeiten. Dies sollte dann entsprechend prä-
zise im Display angezeigt werden.
Zudem sollte auch das Fahrzeug den Fahrer besser durch sogenannte 
Assistenzsysteme unterstützen zum Beispiel durch Kollisionswarnungen 
oder Bremswegberechnungen, die dementsprechend frühzeitig warnen 
oder eingreifen.
F. M. gibt auch zu verstehen, dass eine genauere Abstandsmessung 
wünschenswert wäre. Hier spricht er auch ein Kombinationssystem zwi-
schen Abstand- und Geschwindigkeitsmessung an. Dieses System sollte 
dem Anwender im Monitor die genauen Abstände anzeigen und auf eine 
Unterschreitung von Abständen hinweisen. F. M. fügt dazu auch an, dass 
der Monitor zu klein ist und zukünftig eine größere Diagonale haben sollte. 
Die jetzige hintere Kamera sollte durch eine zoombare Heckkamera er-
setzt werden. Dies ermöglicht, dass relevante Umstände größer dargestellt, 
erkannt und somit auch gesichert werden können. Verbesserungen hält 
F. M. auch für die vordere Kamera für unablässig. Die durch die LED-
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Scheinwerfer des ProViDa-Fahrzeuges angestrahlten Verkehrszeichen bei 
schlechter Witterung oder schlechten Sichtverhältnissen reflektieren das 
Licht so stark, dass die Kamera die Blendung aufnimmt, dementsprechend 
darstellt und somit das Verkehrszeichen im Rahmen der Videoauswertung 
nicht mehr zu erkennen ist. Das Darstellen der Verkehrszeichen ist aber 
für die Beweiskraft der Aufnahme wichtig, da es hier um die Gerichtsver-
wertbarkeit geht.
12.4 ProViDa-Krad
In den Experteninterviews wurde die Frage nach der Akzeptanz der Be-
schaffung und des Einsatzes eines ProViDa-Krades gestellt. In anderen Bun-
desländern, wie zum Beispiel Nordrhein-Westfalen, Bayern, Hessen, sind 
solche Kräder im Bestand der Polizei und werden erfolgreich eingesetzt.
Die Experten waren hier unterschiedlicher Meinung.
P. B. und R. S. stehen der Anschaffung und dem Einsatz solcher Krä-
der offen gegenüber. Gemäß P. B. ist hier der Einsatzzweck entscheidend. 
Dieser müsste klar definiert werden und bei der Anmeldung beim Poli-
zeiverwaltungsamt überzeugend vorliegen. Hier wäre nur eine zielge-
richtete Beschreibung des Einsatzbereiches denkbar und eine detaillierte 
Leistungsbeschreibung ist notwendig.
R. S. gibt zu dieser Thematik an, dass er sich mit dieser Technik und dem 
Einsatzbereich eines ProViDa-Krades in der Vergangenheit bereits beschäf-
tigt habe und es auch einen Erfahrungsaustausch mit Kollegen anderer 
Bundesländer gab, die diese Fahrzeuge aktiv nutzen. So verwies R. S. auf den 
sogenannten „Kulmbacher Verkehrssicherheitsevent“, wo Kollegen aus vie-
len Bundesländer zu gegen waren und auch die ProViDa-Kräder vorgesellt 
wurden. Dort konnte ein Erfahrungsaustausch stattfinden und die Tech-
nik in Augenschein genommen werden. Für seinen Organisationsbereich 
spricht er seinen Beamtinnen und Beamten die Befähigung zum Führen 
eines solchen Krades aus. Seine Kollegen sind den Krädern gegenüber auch 
positiv eingestellt. Anwendungsbereiche gäbe es in seinem Zuständigkeits-
bereich viele, da es sich um eine Flächendirektion handelt, in der sich ge-
rade im Erzgebirge und auch im Bereich der Bundesstraße 180 zwischen 
Frankenberg und Flöha, am Wochenende sogenannten „Hotspots“ der Mo-
torradszene und zu Rennstrecken entwickeln. Die dabei durchgeführten 
Verkehrsüberwachungsmaßnahmen mit normalen Polizeirädern erbrach-
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ten zahlreiche Feststellungen. Gerade für die angesprochene Bundesstra-
ße 180 sieht R. S. den Einsatz eines ProViDa-Krades zur Geschwindigkeits-
messung der Kräder als zielführend an. Zudem könnte mit der Aufnahme 
auch das Fahrverhalten der Kradfahrer dokumentiert werden.
Diese Aussage traf der Experte auch deshalb, da seine Krad-Staffel offi-
ziell über das Sächsische Innenministerium Actionkameras beschaffte. 
Eine beim sächsischen Datenschutzbeauftragten gestellte Anfrage bezüg-
lich des Einsatzes der Kameras ergab keine Bedenken gegen die Anwen-
dung und damit auch kein Verstoß gegen den Datenschutz. Diese Kameras, 
die zwar nicht über die Möglichkeit einer spezifischen Messung verfügen, 
zeichnen aber bei entsprechender Aktivierung des Fahrers den Verkehrs-
vorgang auf. Die Kamera ist entweder am Helm des Kradfahrers oder am 
Krad selbst moniert und kann an der Kamera selbst oder am Lenker an-
gebrachten Bedienteil aktiviert werden. Die nachfolgenden Abbildungen 
visualisieren die beschriebene Kamera und das Bedienteil.
Abbildung 36 – 39 (von links oben nach rechts unten): Actionkamera
Quelle: Persönliche Dokumentation durch PHM Schüßl.
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A. R. und F. M. stehen dem ProViDa-Krad skeptisch gegenüber. Probleme 
sind hier die fehlende Eigensicherung, da der Krad-Fahrer in der Regel 
allein unterwegs ist. Gerade mit der sich ändernden Gesellschaft hin zu 
mehr Gewalt und Widerstand gegen Polizeibeamte wird ein solcher Ein-
satz kritisch gesehen. A. R. sieht die Kombination aus hoher Geschwindig-
keit, Abstand einhalten und die Messtechnik bedienen als zu gefährlich 
an, da schon bei der Verfolgung mit dem Pkw eine hohe Konzentration 
erforderlich ist.
12.5 ProViDa-Einsatztag
Einen solchen Einsatztag gibt es laut der Experten im Freistaat Sachsen 
nicht.
R. S. verwies darauf, dass es wohl früher einen solchen Tag gab, bei dem 
ProViDa-Fahrzeuge der Polizeidirektionen Dresden, Leipzig und Chemnitz 
gemeinsam zum Einsatz kamen. Ein gemeinsamer Einsatztag wäre aber 
aus Sicht von R. S. heute aufgrund der derzeitigen Personalsituation und 
der vielseitigen Einsatzlagen kaum durchführbar.
Im sogenannten „Blitzermarathon“ sind die ProViDa-Fahrzeuge einge-
bunden und werden dementsprechend eingesetzt. Hier ist aber anzufü-
gen, dass die ProViDa-Fahrzeuge dann aber auch nur in dem Zuständig-
keitsbereich der jeweiligen Polizeidirektion eingesetzt werden. Bezweifelt 
werden darf, so P. B. zum Thema „Blitzermarathon“, ob der Einsatz der 
ProViDa-Technik an diesem einen Tag zielführend sei. Durch die mediale 
Berichterstattung und das Bewusstsein der Verkehrsteilnehmer, dass an 
diesem Tag eine massive Verkehrsüberwachung erfolgt, wird die Technik 
zwar an diesem einzigen Tag zur Verkehrsberuhigung beitragen, aber nicht 
zur generellen Verhinderung von erheblichen Verkehrsverstößen führen.
P. B. führte an, dass ein solcher Einsatztag nicht im Verkehrskalender 
vorhanden sei und es aber sinnvoll wäre, einen ProViDa-Einsatztag gerade 
in diesem Verkehrskalender aufzunehmen. Eine Zusammenarbeit der Poli-
zeidirektionen im Rahmen eines solchen Einsatztages befindet P. B. als gut, 
da gerade bei Schwerpunktlagen in den einzelnen Polizeidirektionen ge-
meinsam aktiv gehandelt und somit wohl auch mehr Erfolg erzielt werden 
könne. Für den Bereich der Polizeidirektion Görlitz nannte er den Flug-
platz Bauten in Kubschütz, wo jährlich Tuningtreffen stattfinden und um 
diesen Event herum auch Verkehrsverstöße begangen werden.
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F. M. wertet den Einsatz der ProViDa-Technik ganz allgemein als we-
sentlichen Anteil zur Erhöhung der Verkehrssicherheit. Auch den damit 
einhergehenden Bürgerkontakt zur Disziplinierung und Ahndung sieht er 
positiv. Einen ProViDa-Einsatztag würde er auch befürworten, aber nicht 
nur im eindimensionalen Sinn, hier dem Ahnden von Verkehrsverstößen. 
Vielmehr wäre es als positiv anzusehen, auch mit den anderen Kollegen 
aus anderen Polizeidirektionen einen Erfahrungsaustausch bei der Aus-
wertung eines solchen Einsatztages herbeizuführen.
12.6 Effektiver Einsatz der ProViDa-Technik
Auch in dieser Kategorie besteht Einigkeit der Experten. Um den ProViDa- 
Einsatz effektiv gestalten zu können, muss ein Konglomerat aus vielen 
einzelnen Aspekten vorhanden sein. Als Fundament dafür ist der Perso-
nalbestand maßgeblich. Hier bedarf es politischer Entscheidungen hin 
zu mehr Ausbildungs- und Studienplätzen. Diese wurden in den letzten 
Jahren nach zuvor erfolgter Personalreduzierung, deutlich um eintausend 
Plätze pro Jahr angehoben. Es ist nach Meinung der Experten zunächst der 
Streifendienst vorrangig, da in diesem Bereich wohl am meisten Stellen 
unbesetzt sind oder durch zukünftige Altersabgänge frei werden. Erst 
wenn der Personalbestand in den Polizeirevieren im Soll ist, werden die 
Verkehrspolizeiinspektionen mit Personal bedacht.
A. R. sieht die Notwendigkeit, mehr Beamtinnen und Beamte entspre-
chend zu spezialisieren, also im Rahmen der ProViDa-Lehrgänge zu schu-
len. Umso mehr Beamtinnen und Beamte über die Berechtigung zur An-
wendung der ProViDa-Technik verfügen, umso mehr Anwendungs- und 
Einsatzmöglichkeiten ergeben sich. Daher sollten nach A. R. die angebote-
nen Lehrgänge auf drei Lehrgänge pro Jahr angehoben werden. Nach Mei-
nung des Experten A. R. ist ein Einsatz der ProViDa-Technik dann effektiv, 
wenn die ProViDa-Fahrzeuge rund um die Uhr zum Einsatz gebracht wer-
den könnten.
R. S. sieht die Erhöhung der Effektivität ebenso nur mit entsprechend 
ausreichend Personal als realisierbar an. In seinem Bereich ist vorgesehen, 
zwei weitere Stammfahrer als ProViDa-Team in seiner Organisationsein-
heit einzusetzen. Effektiv wäre es dann, wenn die ProViDa-Bediener nur 
im Rahmen des Einsatzes der ProViDa-Technik eingesetzt werden und 
demzufolge die Beamtinnen und Beamten der Lkw-Kontrollgruppe nur für 
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Lkw-Kontrollen zuständig sind. R. S. sieht auch den Einsatz von ProViDa-
Krädern in seinem Zuständigkeitsbereich als effektives Einsatzmittel an.
Auch P. B. gab einfach zu verstehen, mehr Personal, mehr Fahrzeuge, 
mehr Einsätze gleich Kriminalitätsbekämpfung. Zur Personalthematik 
führte er weiter aus, dass die Teamarbeit ein wesentlicher Bestandteil 
des ProViDa-Einsatzes ist. Hier gehe es in erster Linie um Vertrauen und 
Erfahrung. Deshalb müsste ein zweier Team für mindestens drei Monate 
durchgehend zusammenarbeiten, um die Abläufe zu festigen, Vertrauen 
zu schaffen und demzufolge auch gemeinsam Erfahrungen durch Einsätze 
zu sammeln.
Zudem beginne Effektivität bei der Planung der Einsätze. Dabei müsse 
auf örtliche und zeitliche Schwerpunktlagen reagiert werden. Denkbar ist 
nach P. B. ein flexibler Einsatz der ProViDa-Teams, bei dem auch das An-
passen von Schichten möglich sein müsste.
Effektiv wird der Einsatz auch durch die durch Experten angesproche-
ne Verbesserung der Technik. Im Vordergrund dabei stand die Umstellung 
von analoger Speicherung hin zur Digitalisierung. Das mache vor allem 
die Auswertung einfacher und ermögliche eine bessere Beweisführung der 
getätigten Aufnahmen. Auch eine bessere Kamera, welche die Lichtrefle-
xionen besser kompensiert, wird ausdrücklich von F. M. und P. B. erwähnt. 
Effektiver wäre dies deshalb, da im Nachhinein das Nichterkennen von 
Verkehrszeichen vor Gericht nicht explizit gerechtfertigt oder erklärt wer-
den müsse. Eine genaue Darstellung der Verkehrszeichen bedeutet auch 
eine höhere Beweiskraft und damit auch eine bessere Gerichtsverwertbar-
keit. Somit sind sich alle interviewten Experten einig, dass der Einsatz der 
ProViDa-Technik effizienter gestaltet werden kann.45
45 Vgl.: Experteninterviews von A. R.; F. M.; P. B.; R. S.
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13. Effektive Einsatzdarstellung anhand 
der „ProViDa-Streife“ der Verkehrsdirektionen 
der Hansestadt Hamburg
In der Hansestadt Hamburg werden bereits regelmäßig Einsatztage durch-
geführt, an denen die ProViDa-Technik gebündelt verwendet wird. Hierbei 
werden sehr gute Ergebnisse erzielt. Diese werden von der Pressestelle der 
Polizei Hamburg aufbereitet und an die hiesigen Medien zur Veröffent-
lichung weitergegeben.
Exemplarisch dafür ist der Einsatz vom 27. 02.  2020, 17:30 bis 03:00 Uhr 
im Stadtgebiet Hamburg. In diesem Einsatzzeitraum stellten die eingesetz-
ten Beamten einen Kradfahrer ohne die erforderliche Fahrerlaubnis fest 
und leiteten das daraus resultierende Strafverfahren gemäß § 21 StVG ein, 
konnten eine erhebliche Geschwindigkeitsüberschreitung in Höhe von 
95 km/h beweissicher dokumentieren und ein Fahren unter Einfluss von 
Betäubungsmittel mit Ausfallerscheinungen feststellen.
Den Schlusssatz, welchen die Pressestelle der Polizei Hamburg unter 
die Veröffentlichung setzt,
„Die Beamten der Verkehrsdirektionen werden weiterhin gezielt die 
Fahrzeugführer aus dem Verkehr ziehen, die mit ihrem Fehlverhalten fol-
genschwere Verkehrsunfälle riskieren“, ist Ausdruck für gelungene Gene-
ralprävention.46
Als weiteres Beispiel für effektiv durchgeführte ProViDa-Streifen ist der 
Einsatz in Hamburg vom 11. 03.  2020, 17:00 bis 02:00 Uhr mit folgenden 
Arbeitsergebnissen:
 • vierzehn Geschwindigkeitsverstöße mit Fahrverboten
 • zwei Rotlichtfahrten mit Fahrverbot
 • eine Gefährdung des Straßenverkehrs mit einer Atemalkoholkonzen-
tration von 0,84 Promille, Blutprobenentnahme und Sicherstellung des 
Führerscheins
46 Vgl.: https://www.presseportal.de/blaulicht/pm/6337/4533269 [Zugegriffen am 16. 06. 
2020].
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Zudem wurde in dieser Einsatzzeit ein verbotenes Kraftfahrzeugrennen 
unterbunden und zur Anzeige gebracht. Auch hier wurde der Führer-
schein beschlagnahmt.47
Auch die Einsätze am 18. 03.  2020 und 19. 03.  2020 in der Zeit von 14:00 
bis 22:00 Uhr in Nordniedersachsen, im Hamburger Stadtgebiet sowie 
auf den zuständigen Bundesautobahnen skizzieren eine positive Einsatz-
bilanz. Unter der einheitlichen Führung der Verkehrsdirektion Ost wurden 
in den oben angeführten Zeiträumen gemeinsam, also durch die Verkehrs-
direktion Ost, die Hamburger Verkehrsdirektion und die Polizeiinspektion 
Heidekreis zielgerichtete Verkehrskontrollen zur Ahndung von Geschwin-
digkeits- und Abstandsverstößen sowie zur Bekämpfung von aggressiven 
Fahrverhalten durchgeführt.
In diesen Zeiträumen wurden neunzig Fahrzeuge angehalten und ein-
hundertvier Personen dabei überprüft. Es wurden elf Strafanzeigen, unter 
anderem:
 • viermal Fahren ohne Fahrerlaubnis,
 • zweimal Verdacht des Fahrens unter Betäubungsmittel-Einfluss
 • zweimal Verdacht Gefährlicher Eingriff in den Straßenverkehr sowie
 • neunundfünfzig Geschwindigkeitsverstöße und ein Abstandsverstoß 
festgestellt und geahndet.48
Zweifelsohne erzielen die Einsatzbeamten der Verkehrspolizeiinspektio-
nen im Freistaat Sachsen ähnlich gute Ergebnisse mit entsprechend gutem 
Engagement. Hier soll der Fokus aber gerade auf einen ProViDa-Einsatztag 
und die gute Präsentation zur Prävention gelegt werden. Zudem zeigen die 
oben dargestellten Beispiele auch, dass ein überregionaler Aktionstag un-
ter einheitlicher Führung einer Polizeidirektion ein echter Zugewinn für 
die Verkehrssicherheit wäre und dabei ebenso erhebliche Erfolge gene-
riert werden könnten. Nicht nur aus Sicht der Verkehrssicherheit, welche 
durch einen solchen Einsatztag maßgeblich erhöht wird, sondern auch aus 
fiskalischer Sicht ist ein solcher Aktionstag nicht gänzlich unerheblich.
47 Vgl.: https://www.presseportal.de/blaulicht/pm/6337/4545048 [Zugegriffen am 16. 06. 
2020].
48 Vgl.: https://www.presseportal.de/blaulicht/pm/6337/4553840 [Zugegriffen am 16. 06. 
2020].
363
Effiziente Verkehrsüberwachung durch ProViDa­Technik
14. Fazit
Schlussfolgernd aus den Erhebungen, Fragebögen und Experteninterviews 
kann festgestellt werden, dass sich der Einsatz der ProViDa-Fahrzeuge in 
den Polizeidirektionen des Freistaates Sachsen effektiver gestalten lässt. Es 
muss ein einheitlicher Maßstab an Personal, Einsatzstunden, Fahrzeugen 
und somit auch in den statistischen Zielen erreicht werden.
Kurzfristig sind strukturelle Veränderungen gemäß der Polizeiorgani-
sationsverordnung nicht möglich und wohl politisch auch nicht gewollt. 
Hier muss zumindest Kontinuität in Führung und Personal oberstes Gebot 
sein, um die Erfahrungen und das know how der Beamten langfristig für 
das bestmöglichste Ergebnis im Sinne der Verkehrssicherheit zu erzielen. 
Zudem muss das Personal gerade in den Verkehrspolizeiinspektionen er-
höht werden, sodass die Spezialisten, hier die ProViDa-Anwender, von an-
deren Arbeitsfeldern befreit sind und die vorhandene Technik dadurch 
effektiv täglich in der Verkehrsüberwachung eingesetzt werden kann. Es 
ist kontraproduktiv, wenn diese Spezialisten, welche auf dem Gebiet der 
ProViDa-Technik gut ausgebildet und erfahren sind, für die Verkehrsüber-
wachung oder für Unterstützungseinsätze jeglicher Art eingesetzt werden 
und dadurch ihre originäre Aufgabe nicht wahrnehmen können. In der 
Polizeidirektion Zwickau fand 2019 dazu auch ein Umdenken statt. Polizei-
präsident a. D. Conny Stiehl, hat durch deutlichen Personalzuwachs die 
Sollstärke der Verkehrspolizeiinspektion erhöht und zur Stammdienst-
stelle Reichenbach eine Außenstelle in Hohenstein-Ernstthal geschaffen. 
Diese Personalerhöhung muss aber nun auch im Sinne der Verkehrsüber-
wachung genutzt und somit zum effektiven Einsatz der ProViDa-Technik 
führen.
Zum Personalansatz kann abschließend angeführt werden, dass dieser 
in allen Polizeidirektionen auch im Hinblick auf weiter zunehmenden Ver-
kehr nicht ausreichend ist und daher erhöht werden muss. Dabei ist es 
wichtig, frühzeitig auch jüngere Kollegen als Bediener auszubilden, damit 
sie im täglichen gemeinsamen Einsatz mit erfahrenen Kollegen das über 
Jahre angeeignete Fachwissen nutzen können.
Seitens der Führung müssen klare Aufgabenstellungen, Ziele und 
Strukturen geschaffen werden, die den täglichen Einsatz der Fahrzeuge 
gewährleisten, damit dadurch die Verkehrssicherheit erhöht und gerade 
auch die Zielgruppe erreicht wird. Nur durch den täglichen Einsatz der 
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ProViDa-Technik auf den Bundesautobahnen und Bundesstraßen des 
Freistaates Sachsen wird ein Kontrolldruck erzielt, der wesentlich zur 
Verkehrssicherheit beiträgt. Zu den Strukturen sollte auch ein „Aktionstag 
ProViDa“ zählen, welcher im Verbund der Polizeidirektionen unter ein-
heitlicher Führung stattfindet. Hier wäre denkbar, dass die Führung dieses 
Aktionstages im Wechsel der Polizeidirektionen stattfindet und so mindes-
tens fünf Aktionstage im Jahr durchgeführt werden können. Beispiele der 
Polizei Hamburg zeigten, dass an solchen Aktionstagen erhebliche Erfolge 
erzielt werden können.
Diese Erfolge sollten dann auch über die Pressestellen der Polizei-
direktionen entsprechend dargestellt und medienwirksam veröffentlicht 
werden. Diese Art der Prävention wird leider zu oft unterschätzt. Auch ent-
sprechende Einsatzerfolge der ProViDa-Einsatzfahrzeuge werden selten 
medial dargestellt. Hier müsste offensiver gehandelt werden und entspre-
chende Ergebnisse den Medien zur Verfügung gestellt werden. Es kann auf 
jeden Fall präventiv wirken, wenn dargestellt wird, dass ein ProViDa-Fahr-
zeug in einer bestimmten Einsatzzeit mehrere erhebliche Geschwindig-
keitsverstöße feststellte, beweissicher dokumentierte und zur Anzeige 
brachte. Es wird somit öffentlichkeitswirksam dargestellt, dass der Staat, 
die Polizei, ihrer Aufgabe gerecht wird und aktiv die Verkehrssicherheit 
erhöht. Das stärkt zum einen das subjektive Sicherheitsgefühl der sich im 
Straßenverkehr ordnungsgemäß verhaltenden Verkehrsteilnehmer und 
zum anderen soll es gerade bei der genannten Zielgruppe zum regelkon-
formen Verhalten führen.
Die Erhebung des derzeitigen Fahrzeugpools im Freistaat Sachsen, wel-
cher mit ProViDa-Technik ausgestattet ist, ergab, dass von insgesamt zehn 
Fahrzeugen neun davon der Marke BMW entsprachen und ein VW Pas-
sat mit der Technik ausgestattet war. Gemäß dem Polizeiverwaltungsamt 
Sachsen ist derzeit auch nicht davon auszugehen, dass andere Fahrzeug-
marken mit der ProViDa-Technik ausgestattet werden. Die technischen 
Daten der Fahrzeuge mit ProViDa-Technik sollen bei der Bewertung der 
Effektivität nicht im Vordergrund stehen, da davon ausgegangen werden 
kann, dass beispielsweise ein BMW 335xd, der in den Polizeidirektionen 
Dresden, Chemnitz und Görlitz im Einsatz ist, mit 306 PS und einer Höchst-
geschwindigkeit von 250 km/h ausreichend für die Überwachung des Stra-
ßenverkehrs ist.
Um die Verkehrssicherheitsarbeit, speziell mit ProViDa-Fahrzeugen 
effektiver zu gestalten, sollte jedoch trotzdem ein Umdenkungsprozess 
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beginnen. Effektiver wäre es, mehrere unterschiedliche Fahr zeugmarken 
anzuschaffen und diese mit der ProViDa-Technik auszustatten. Zwar fin-
det gerade auf den von den einzelnen Polizeidirektionen zu betreuenden 
und zu überwachenden Bundesautobahnen überregionaler Verkehr statt. 
Es besteht aber auch ein erheblicher regionaler Verkehr, der täglich die 
Autobahn frequentiert. Dieser ansässige Verkehr und hier gerade die 
Zielgruppen der Fahrzeugführer mit erheblichen Geschwindigkeitsüber-
schreitungen, der rechts Überholenden, der den Abstand nicht Einhalten-
den oder sonst rücksichtlos Fahrenden, kennen in der Regel die Einsatz-
fahrzeuge der Polizei. Die Fahrzeugmarke und der Fahrzeugtyp sowie 
Kennzeichen der ProViDa-Fahrzeuge werden somit auch über die sozialen 
Medien weitergegeben. Es ist daher sinnvoll, dass ein breiter Fahrzeug-
pool mit verschiedenen Marken angeschafft wird. Zudem sollte dieser Pool 
einheitlich vom Polizeiverwaltungsamt verwaltet werden und in bestimm-
ten Zeitabschnitten ein festgelegter Wechsel der Fahrzeuge zwischen den 
Polizeidirektionen erfolgen. Die Effektivität dieses wechselnden Fahrzeug-
pools liegt darin, dass den Zielgruppen bei der Prüfung des Verkehrs nach 
bekannten Polizeifahrzeugen zuvorgekommen werden kann. Es besteht 
dann ein gewisses zeitliches Fenster, indem die ProViDa-Einsatzfahrzeuge 
in der jeweiligen Polizeidirektion eingesetzt werden können, bevor sich 
die die Zielgruppen auf dieses Fahrzeug einstellen.
Weiterhin wurde im Rahmen der Bachelorarbeit festgestellt, dass der-
zeit auch die Anschaffung von alternativer Technik im Freistaat Sachsen 
nicht vorgesehen ist. Trotz der Anregung von einsatzerfahrenden Beamten, 
die täglich als Kradfahrer unterwegs sind und die Effektivität eines Krades 
mit ProViDa-Technik entsprechend darstellten, sperrt sich der Freistaat 
Sachsen gegen die Anschaffung eines ProViDa-Krades. Die Auswertung 
der Fragebögen zu der Frage, ob ein solches Krad angeschafft werden soll, 
verlief ausgeglichen. Es gab zu gleichen Teilen Befürworter und Ablehner 
dieser Technik. Hier müsste Überzeugungsarbeit geleistet werden, indem 
mit Beamten anderer Bundesländer, hier vor allem Hessen und Nord-
rhein-Westfalen, gesprochen wird und so über deren Erfahrungen und 
Chancen dieser Technik Auskunft erhält. Es gilt, die Verkehrssicherheit zu 
erhöhen. Daher muss es selbstverständlich sein, einen Mehrwert für die 
Überwachung der selbigen zu schaffen. Ein ProViDa-Krad kann dazu sinn-
voll sein und gerade in Regionen, die als Hotspot für Kradfahrer gelten, 
zum Einsatz kommen. Hier ist an Strecken in der Sächsischen Schweiz 
und auf dem ehemaligen Sachsenring Hohenstein-Ernstthal zu denken. 
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Es müssten weitere Voraussetzungen geschaffen werden, um die Krad-
fahrer für diesen Einsatz professionell vorzubereiten. Hier vor allem, an 
ein regelmäßiges spezielles Gefahren- und Sicherheitstraining zu denken, 
welches ein sicheres Hinterherfahren, den Anhaltevorgang und spezielles 
Handling im Grenzbereich schult. Letztendlich ist auch der Kradfahrer 
gefragt, der wie auch bei einem Pkw für seine Fahrt verantwortlich ist und 
abschätzen muss, wann ein Risiko für sich und andere Verkehrsteilnehmer 
nicht mehr zu verantworten ist und er die Verfolgung und damit auch die 
Aufzeichnung beenden muss. Um hier aber zu sensibilisieren und zu über-
zeugen, bedarf es des Austausches und der Selbsterfahrung. Der Mehrwert 
eines Krades liegt hierbei gerade in seiner Wendigkeit und darin, dass 
bisher ein Kradfahrer im dichten Verkehr einem nachfolgenden ProViDa-
Einsatzfahrzeug überlegen war. Zudem ist die Beweisführung mit statio-
nären Messgeräten bei Kradfahrern schwierig, wenn nicht gar unmöglich. 
Durch den Einsatz eines ProViDa-Krades könnten nicht nur entsprechende 
Anhaltekontrollen bei Geschwindigkeitsverstößen ihre verkehrserzieheri-
sche Wirkung entfalten, sondern auch andere Verkehrsverstöße der Krad-
fahrer könnten beweissicher dokumentiert und geahndet werden. Gerade 
im Freistaat Sachsen wäre ein solches Krad in puncto Verkehrssicherheits-
arbeit ein echter Zugewinn. Denkbar wäre auch, in Sachsen mit einem 
Pilotprojekt zu starten, um den Einsatzwert praxisnah zu erproben. Ge-
eignete Kradfahrer, die sich ein solches Einsatzfahrzeug für die Verkehrs-
überwachung wünschen, stehen zum Beispiel in der Polizeidirektion 
Chemnitz zur Verfügung.
In der Motorradszene ist bekannt, dass in Sachsen derzeit ein solches 
Krad nicht im Einsatz ist. Allein der präventive Ansatz, also zum Beispiel 
das mediale Verkünden einer solchen Einsatztechnik, würde im Rahmen 
der Generalprävention wirken.
Auch die derzeitige ProViDa-Technik selbst entspricht nicht mehr dem 
aktuellen technischen Stand. So sollte es im Jahr 2020 möglich sein, Auf-
nahmen digital zu speichern und entsprechend schneller bearbeiten und 
auswerten zu können. Das Display des Monitors sollte eine bessere Bild-
qualität aufweisen und zusätzliche Informationen dem Bediener anzeigen. 
Hier nannten die Experten vor allen eine verbesserte Darstellung einer 
Abstands- und Geschwindigkeitskombinationen, um zeitnah Verstöße an-
ge zeigt zu bekommen und entsprechende Folgemaßnahmen treffen zu 
können. Die Kamera sollte ebenso verbessert werden, um Reflexionen 
des Scheinwerferlichtes auf Verkehrszeichen besser zu absorbieren und 
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damit die Beweiskraft zu erhöhen. Zudem sollte die Heckkamera über ei-
nen Zoom verfügen, weil dadurch beweiserhebliche Vorgänge besser dar-
gestellt werden können.
Wie dargestellt muss es ein Konglomerat aus mehreren Ansätzen sein, 
die den ProViDa-Einsatz effektiver machen. Dieses Ziel muss immer unter 
dem Gesichtspunkt der Erhöhung der Verkehrssicherheit und der Redu-
zierung von Verkehrsunfällen mit Todesfolge oder schweren Verletzun-
gen infolge von erheblichen Geschwindigkeitsüberschreitungen gesehen 
werden. Dieses Ziel dient dem Grundrechtsschutz und muss damit oberste 
Priorität genießen.
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Anhang
Anhang 1: Fragebogen
Sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen,
wir sind Studenten im 25. Studienjahrgang an der Hochschule der Sächsi-
schen Polizei (FH) mit Standort in Rothenburg.
Für die Erstellung unserer Bachelorarbeit mit dem Titel: „Effiziente Ver-
kehrsüberwachung durch ProViDa-Technik – Vergleich der Polizeidirek-
tionen in Sachsen“, haben wir einen Fragebogen erstellt.
Der Fragebogen ist anonym und somit werden auch keine Rückschlüsse 
auf die an der Umfrage teilnehmenden Beamten und Beamtinnen gezogen.
Hintergrund für die Erhebung ist die Frage, ob die jetzige Praxis der 
Verkehrsüberwachung mittels ProViDa-Technik in Sachsen effektiv einge-
setzt wird oder ob eine Effizienzsteigerung optional möglich ist ?
Um realistische Daten erheben zu können, bitten wir Sie, die nachfol-
genden Fragen ehrlich und gewissenhaft zu beantworten.
Für die Beantwortung des Fragebogens benötigen Sie ca. 15 Minuten.
Bitte schicken sie den ausgefüllten Fragebogen bis spätestens 02. 03. 
2020, mit der Dienstpost an folgende Dienstanschrift zurück:
Hochschule der Sächsischen Polizei (FH)
z. H. PHM Thomas Schüßl, POM Toni Riemer
Friedensstraße 120
02929 Rothenburg/O. L.
Wir bedanken im Voraus für ihre Unterstützung.
Mit freundlichen Grüßen
PHM Thomas Schüßl POM Toni Riemer
372
Thomas Schüßl & Toni Riemer
Fragebogen zum Thema
„Effiziente Verkehrsüberwachung durch ProVida-Technik –  
Vergleich der Polizeidirektionen in Sachsen“
1. In welcher Polizeidirektion sind Sie derzeit tätig ?
□ PD Chemnitz  □ PD Dresden  □ PD Görlitz  □ PD Leipzig  
□ PD Zwickau
2. Seit wann führen Sie Verkehrsüberwachung mittels ProViDa-Tech-
nik durch ?
………… Jahre !
3. Wie oft nutzen Sie durchschnittlich die ProViDa-Technik wöchent-
lich ?
□ weniger als 1mal  □ 1mal  □ 2mal  □ mehr als 2mal
4. Wie viele Stunden sind Sie dabei im Einsatz ? (bezogen auf Frage 3)
□ weniger als 1h  □ 1h  □ 2h  □ mehr als 2h
5. Wie viele Verkehrsverstöße stellen Sie dabei fest ?
□ weniger als 1  □ 1  □ 2  □ mehr als 2
6. Wie schätzen Sie die Gerichtsverwertbarkeit von ProViDa-Aufnah-
men ein ?
Antwort:
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8. Wie oft kommt es zu Messfehlern bei der ordnungsgemäßen Benut-
zung ?
Antwort:
9. Sind Sie mit den zur Verfügung stehenden Fahrzeugen zufrieden ?
□ ja  □ nein
10. Was halten Sie von dem Einsatz ziviler Polizeikräder für die Über-
wachung der Verkehrssicherheit ?
□ bin dagegen  □ zu gefährlich  □ klingt gut  □ unbedingt
11. Wie schätzen Sie den Personaleinsatz in Ihrem Dienstbereich für 
den ProViDa Einsatz ein ?
□ zu wenig  □ grenzwertig  □ ausreichend  □ zu viel
12. Sind sie als ProViDa-Fahrzeugführer von anderen Tätigkeiten/
dienstlichen Aufgaben befreit ?
□ nein  □ teilweise  □ größtenteils  □ ja
13. Welche Verbesserungsvorschläge haben Sie für die zukünftige Pro-
ViDa-Technik ?
Antwort:
14. Können Sie weitere Anregungen/Hinweise, welche in den obigen 
Fragen noch nicht angesprochen wurden im Zusammenhang mit dem 
Einsatz der ProViDa-Technik geben ?
Antwort:
Vielen Dank für Ihre Mitarbeit und Unterstützung !
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Anhang 2: Anschreiben an die jeweiligen Organisationsleiter
Betreff: Antrag auf Unterstützung im Rahmen der Bachelorarbeit
Sehr geehrte/r Leiter/in der Verkehrspolizeiinspektion,
wir bitten Sie im Rahmen unserer Bachelorarbeit mit dem Thema
„Effiziente Verkehrsüberwachung durch ProViDa-Technik Vergleich 
der einzelnen Polizeidirektionen in Sachsen“,
den in der Anlage beigefügten Fragebogen von drei bis vier geeigneten 
Mitarbeitern, welche in ihrem Dienstbereich Fahrzeuge mit ProVida-Tech-
nik im Einsatz nutzen, ausfüllen zu lassen.
Weiterhin bitten wir Sie oder einen von Ihnen beauftragten Mitarbeiter 
die unten aufgeführten Fragen zu beantworten und mit den anderen aus-
gefüllten Fragebögen bis spätestens 01. März 2020 zurück zu senden.
1. Frage: Wie viele Fahrzeuge mit ProVida-Technik sind in Ihrer Dienst-
stelle im Bestand ?
2. Frage: Wie viele dieser Fahrzeuge sind derzeit einsetzbar ?
3. Frage: Sind weitere Fahrzeugzuweisungen geplant ? Wenn ja, wie viele ?
4. Frage: Wie viele Beamte Ihres Dienstbereiches haben die Berechtigung 
zur Nutzung der ProVida-Technik ?
5. Frage: Wie viele der berechtigten Beamten, nutzen die ProVida-Technik 
tatsächlich im täglichen Dienst ?
6. Frage: Wie wird der ProVida-Technik-Einsatz in den täglichen Dienst-
betrieb eingeplant ?
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Bei Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung und sind unter Tel.: 0151/ 
61109793 oder unter den dienstlichen E-Mail-Adressen (thomas.schuessl@
polizei.sachsen.de; toni.riemer1@polizei.sachsen.de) erreichbar.
Wir bedanken uns im Voraus für Ihre Unterstützung.
Mit freundlichen Grüßen
Schüßl Thomas Riemer Toni
Anlage: Fragebogen Bachelorarbeit
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Anhang 3: Experteninterview/Leitfadeninterview
Leitfadeninterview
zur Bachelorarbeit mit dem Titel:
„Effiziente Verkehrsüberwachung durch ProViDa-Technik –  
Vergleich der Polizeidirektionen im Freistaat Sachsen“
Geplanter Ablauf:
01 Vorstellung
Erhebung von persönlichen Daten, Dienstgrad, Funktionsbeschreibung
02 Fragen
Welche Erfahrungen haben Sie bezüglich des Einsatzes der ProVida-Tech-
nik ?
Wie effektiv bewerten Sie den derzeitigen Einsatz der ProVida-Technik ?
Wie bewerten Sie den derzeitigen Personal- und Fahrzeugansatz im Be-
reich des Einsatzes der ProVida-Technik ?
Gibt es im Freistaat Sachsen einen einheitlichen „ProVida-Einsatz-Tag“, an 
welchem alle PDen im der Verkehrsüberwachung zusammenarbeiten ?
Wie bewerten Sie die Gerichtsverwertbarkeit (Beweiskraft) der durch den 
ProVida-Einsatz festgestellten Verkehrsverstößen ?
Wie stehen Sie dem Einsatz der ProVida-Technik in Kraftkrädern der Poli-
zei gegenüber ?
Über welche Verbesserungen soll zukünftige ProVida-Technik verfügen ?
Wie sollte aus ihrer Sicht der ProVida-Einsatz zukünftig effektiv gestaltet 
werden ?
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Gibt es aus ihrer Sicht weitere Anregungen oder Verbesserungsvorschläge 
im Kontext eines effektiven ProVida-Einsatzes ?
03 Verabschiedung
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Anhang 4: Einverständniserklärung der Experten
Einverständniserklärung
Hiermit erkläre ich mein Einverständnis mein geistiges Eigentum, welches 
ich im Rahmen des Experteninterviews abgegeben habe, für die Bachelor-
arbeit mit dem Titel
„Effiziente Verkehrsüberwachung durch ProViDa-Technik –  
Vergleich der einzelnen Polizeidirektionen in Sachsen“
verwenden zu dürfen. Das Interview erfolgte mündlich und das gesproche-
ne Wort wurde aufgezeichnet.
___________________________________
Datum, Unterschrift des Experten
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Anhang 5: Beteiligung Verschriftung
Themenkomplex 
siehe Inhaltsverzeichnis
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In diesem Bericht finden sich wichtige Ergebnisse des 2015 begonnenen 
Projektes „Vergleichbarkeit des beweissicher festgestellten Atemalkoholwer-
tes mit dem beweissicher festgestellten Blutalkoholwert“ mit entsprechen-
den Datenanalysen und auf das Wesentliche bezogenen Interpretationen. 
Dieser „Abschlussbericht“ ergänzt und rundet den bereits im Jahr 2016 vor-
gelegten „Zwischenbericht“ ab, wobei sowohl die Daten dieses Zwischen-
berichts wie auch die zwischenzeitlich, also ab 1. September 2016 bis Ende 
Dezember 2017, zusätzlich eingegangenen Daten Berücksichtigung finden.
Zu den 290 Datensätzen des ersten Erhebungsabschnitts kamen weite-
re 239 Datensätze dazu. Dabei verbesserte sich auch die Datenqualität ge-
ringfügig. Waren es von den 290 Datensätzen zunächst nur 63, also knapp 
22 Prozent, die – soweit erkennbar – allen methodischen Vorgaben ent-
sprachen, so sind es nunmehr 61 von 239 Datensätzen, also gut 25 Prozent. 
Dies ist recht ernüchternd und lässt als eine erste praktische Folgerung er-
kennen, dass auf dem bisher eingeschlagenen Erhebungsweg – anders als 
ursprünglich erwartet und auch nach dem Zwischenbericht noch erhofft – 
nicht genügend Daten für das geplante Gesamtvorhaben in einem akzep-
tablen Zeitraum gewonnen werden können, so dass in dieser Hinsicht an-
dere Wege beschritten werden müssen.
Zugleich sprechen die gewonnenen inhaltlichen und methodischen 
Er kenntnisse deutlich für eine vom methodischen Ansatz her gezielt ver-
besserte Fortführung des Vorhabens, das – so der wesentliche Befund die-
ses Abschlussberichts – mit hoher Wahrscheinlichkeit ein tragfähiges und 
beweissicheres Endergebnis im Sinne der Ausgangsannahme erwarten lässt. 
Diese Annahme besagt, dass bei den gegenwärtigen mess- und analyse-
technischen Verfahren und beim nach unseren empirischen Untersuchun-
gen gegebenen Erkenntnisstand eine hinreichend weitgehende Übereinstim-
mung der Atemalkoholmessungen und der Blutalkoholmessungen gegeben 
erscheint, so dass die Blutalkoholmessung in normalen Fällen, also in Fällen, 
die nicht mit Schadensereignissen oder mit absehbaren rechtlichen Folge-
auseinandersetzungen verbunden sind, auch bei über 1,1 Promille ohne 
Bedenken durch eine Atemalkoholmessung ersetzt werden kann.
Um allerdings einwandfreie empirische Grundlagen für ent sprechende 
gesetzliche Änderungen oder eine Änderung der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes zu schaffen, erscheint eine re-
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präsentative Stichprobe von ca. 3 000 Personen erforderlich, die auf dem 
Wege der bisherigen Felderhebungen, nach den von uns gewonnenen Er-
fahrungen, leider nicht zu erreichen sein dürfte, zumal die Bereitschaft der 
freiwilligen Mitwirkung der bei einer Trunkenheitsfahrt festgestellten Per-
sonen sehr gering erscheint und daher nicht nur von einem viel zu langen 
Erhebungszeitraum, sondern auch von einer problematischen Selbstselek-
tivität der gewonnenen Stichproben, die die Bedingung einer tatsächlichen 
Zufallsstichprobe deshalb vermutlich nicht erfüllen, auszugehen ist.
Daher werden am Ende dieses Berichts die wichtigsten vorliegenden 
inhaltlichen und methodischen Erkenntnisse wie auch verschiedene Mög-
lichkeiten der Fortführung des Vorhabens umrissen, die versprechen, doch 
noch zu einem empirisch ausreichend untermauerten und abgesicherten 
Erkenntnisstand im Hinblick auf das praktische Ergebnis entsprechender 
gesetzlicher Änderungen zu gelangen.
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Ziele des bisherigen Forschungsprojekts
Die mit dem Forschungsprojekt (Feldstudie) verfolgten ursprünglichen 
Ziele lassen sich wie folgt umreißen:
1. Feststellen der statistisch hinreichenden Übereinstimmung des beweis-
sicher festgestellten Atemalkoholwertes (bei zwei Messungen, vor und 
nach der Blutalkoholmessung) mit dem beweissicher festgestellten 
Blutalkoholwert (Reliabilität)
2. Feststellen des Grades der Abweichungen zwischen Promillewert der 
BAK und mg/l AAK, umgerechnet in Promillewert, unter Berücksichti-
gung eines Gütekriteriums
3. Statistischer und juristischer Nachweis einer Beweisbarkeit der alko-
holbedingten Fahrunsicherheit im Rahmen der Trunkenheitsfahrt des 
§ 316 StGB durch eine beweissichere Atemalkoholanalyse
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Vorgeschichte des Forschungsprojekts
Die Geschichte des Einsatzes der Atemalkoholmesstechnik in der Verkehrs-
überwachung von Kraftfahrzeugführern überdauert inzwischen schon 
viele Jahrzehnte. Dabei ist zunächst grundsätzlich zwischen der Atemalko-
holmesstechnik als nicht beweissicherer Vortest und dem forensisch be-
weissicheren Nachweis des Vorliegens eines Alkoholdelikts im Straßen-
verkehr zu unterscheiden. Während die technische Entwicklung des nicht 
beweissicheren Atemalkoholvortests in den 1970er-Jahren insbesondere 
durch die Forschungs- und Entwicklungsstelle an der damaligen Polizei-
Führungsakademie in Münster-Hiltrup einen enormen technischen Schub 
erhielt (näher dazu Schoknecht et al., S. 6), soll in der hier vorgelegten 
Studie ausschließlich die forensisch beweissichere Atemalkoholanalyse in 
den Fokus der Betrachtungen gestellt werden, weil nur diese Messmetho-
dik zumindest das Potenzial für eine Beweisverwertbarkeit der juristisch 
im Raum stehenden Verkehrsstraftat einer Trunkenheitsfahrt gem. § 316 
StGB in sich trägt.
Noch im Jahr 1990 schätzte Huppertz in der verkehrsjuristischen Dis-
kussion im Rahmen einer kritischen Betrachtung die Bedeutung von 
Atemalkoholtests in realistischer Weise so ein, dass diese juristisch keine 
Chance darauf hatten, als beweissichere Messmethodik von der Strafjustiz 
anerkannt zu werden (Huppertz, S. 16).
Die erste auch forensisch fachwissenschaftlich ernst zu nehmende Un-
tersuchung zur Atemalkoholanalyse veröffentlichten Schoknecht et al. im 
Jahr 1991 und legten mit ihrer im Auftrag der Bundesanstalt für Straßen-
wesen durchgeführten Untersuchung und dem formellen Nachdruck einer 
Studie der Bundesoberbehörde Bundesgesundheitsamt einen Grundstein 
für die technische Weiterentwicklung dieser neuen Form der polizeiliche 
eingesetzten Messtechnik. Bereits damals stellten die Forscher mit einer 
gewissen Resignation fest, dass „die Atemalkoholanalyse in zahlreichen 
an deren Ländern bereits forensisch anerkannt“ (Schoknecht et al., S. 6) 
war und Deutschland hinter zahlreichen anderen Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Gemeinschaft verkehrsjuristisch nachstand (dazu ausführlich 
Hardegger, S. 53 ff.).
Schon ein Jahr später, im Jahr 1992, befasste sich vor diesem Hinter-
grund eines europapolitischen Treffens der Arbeitskreis VII des 30. Deut-
schen Verkehrsgerichtstages (VGT) unter der Thematik „Atemanalyse zur 
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Feststellung der Alkoholfahrt“ mit den zahlreichen juristischen und prak-
tischen Fragen der Atemalkoholmessung und gab die folgenden Empfeh-
lungen an die Verkehrspolitik ab:
„1. Alkohol im Straßenverkehr stellt – trotz aller bisherigen Verkehrssicherheits-
bemühungen – noch immer ein zu hohes Unfallrisiko dar und ist gekennzeichnet 
durch extrem hohe Dunkelziffern bei Alkoholfahrten. Deshalb sind alle Anstren-
gungen zu unternehmen, um die Verkehrssicherheit in diesem Bereich – ins-
besondere durch Intensivierung der Überwachung – zu steigern.
2. Nach geltendem Recht (§ 36 Abs. 5 StVO) ist der Polizei zwar bereits jetzt erlaubt, 
ohne Verdacht Verkehrsteilnehmer zu allgemeiner Verkehrskontrolle anzuhal-
ten. Nach dazugehörender Verwaltungsvorschrift erstreckt sich die präventive 
Verkehrskontrolle auch auf die Prüfung der Fahrtüchtigkeit der Fahrzeugführer. 
Es würde der Rechtssicherheit dienen und eine wirksamere Bekämpfung der Un-
fallursache ‚Alkohol‘ durch gezielte Alkoholkontrollen ermöglichen, wenn jene 
Zweckbestimmung in den Verordnungstext übernommen würde.
3. Darüber hinaus ist es erforderlich, eine gesetzliche Grundlage für verdachts-
freie Alkoholtests zu schaffen. Hierzu ist die Atemalkoholanalyse ein geeigneter 
Weg.
4. Eine gesetzliche Vorschrift für solche Alkoholkontrollen ist nur sinnvoll, wenn 
– unbeschadet möglicher verfassungsrechtlicher Bedenken – eine Pflicht zur 
Mitwirkung geschaffen wird.
5. Für die forensische Verwertbarkeit der Atemalkoholanalyse müssen Geräte se-
rienreif hergestellt werden, die mindestens den Anforderungen des Gutachtens 
des Bundesgesundheitsamtes vom April 1991 (‚Prüfung der Beweissicherheit der 
Atemalkoholanalyse‘) entsprechen. Dazu gehören insbesondere Messungen mit 
zwei sich gegenseitig kontrollierenden Meßsystemen, Messung und gerätemäßi-
ge Auswertung der Atemtemperatur, die Berücksichtigung eines Mindestaus-
atmungsvolumens und im Gutachten näher beschriebene verfahrenstechnische 
Sicherheitsvorkehrungen.
6. Der Arbeitskreis ist der Auffassung, dass die im Gutachten des Bundesgesund-
heitsamtes ausgesagte Gleichwertigkeit von Atem- und Blutalkoholanalyse 
durch Labor- und Feldversuche noch weiter abgesichert werden muss.
7. Da eine Umrechnung von Atem- auf Blutalkoholwerte nicht möglich ist, bedarf 
es der Aufnahme eines eigenen Atemalkohol-Grenzwertes in § 24a StVG (buß-
geldbewehrter Promilletatbestand).
8. Die Diskussion im Arbeitskreis hat ergeben, dass auf die Blutalkoholanalyse in 
bestimmten Bereichen auch in Zukunft nicht verzichtet werden kann.“
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Zwischenzeitlich folgte der Deutsche Bundestag mit seinem Gesetz vom 
27. 04.  1998 der Empfehlung Nr. 7 des VGT und führte im § 24a Abs. 1 StVG 
neben dem bereits vorhandenen 0,8-Promille-Grenzwert für die Blutalko-
holkonzentration (BAK) auch einen 0,4 mg/l-Grenzwert für die Atemalko-
holkonzentration (AAK) ein (BGBl. I, S. 795). Der Gesetzgeber hatte es als 
notwendig angesehen, „die Festlegung eigener Grenzwerte für die Alko-
holkonzentration in der Atemluft (Alveolarluft)“ vorzusehen, „um die 
Atemalkoholanalyse als beweissicher forensisch anzuwenden“ (BT-Drucks. 
13/1439, S. 4).
Zwei Jahre später und acht Jahre nach dem verkehrspolitischen Aus-
löser des 30. Verkehrsgerichtstages hat sich im Jahr 2000 der 38. Deutsche 
Verkehrsgerichtstag erneut in seinem Arbeitskreis IV „Atemalkoholana-
lyse“ mit der Atemalkoholmessung und deren Analysemethodik beschäf-
tigt und sich dort u. a. wiederum grundsätzlich zum juristischen Problem 
bezüglich deren potenzieller Anwendung im Strafrecht positioniert. Im Ar-
beitskreis IV wurden die folgenden Empfehlungen gefasst:
„1. Der Arbeitskreis unterstützt alle Bestrebungen, alkoholisierte Kraftfahrer 
schnell, mit geringen personellen und sachlichen Mitteln unter Wahrung der 
Verhältnismäßigkeit beweissicher zu erkennen und der gesetzlichen Ahndung 
zuzuführen.
2. Der Arbeitskreis begrüßt deshalb grundsätzlich die Einführung der Atemalko-
holprobe im Ordnungswidrigkeitenbereich.
3. Er ist allerdings der Auffassung, dass die Atemalkoholanalyse gegenwärtig 
kein geeignetes Beweismittel im Strafrecht ist.
4. Zur Vermeidung von Schwierigkeiten in der gerichtlichen Praxis wird der Ge-
setz- oder Verordnungsgeber aufgefordert, die technischen Mindestanforderun-
gen an die Beweissicherheit der verwendeten Messgeräte zu normieren, z. B. An-
zahl der Einzelmesswerte und deren Ausdruck, höchstzulässige Variationsbreite 
sowie Anzahl und Art der Messmethoden.
5. Wegen der bekannten Unterschiede der Messergebnisse bei Atemalkohol-
bestimmung und Blutalkoholbestimmung ist dem Betroffenen auf Verlangen 
nach durchgeführter Atemalkoholprobe eine Blutprobe zu entnehmen. Bei Ab-
weichungen kommt derzeit der Blutalkoholkonzentration der höhere Beweis-
wert zu.“
Vor diesem Hintergrund einer anhaltenden verkehrspolitischen Diskus-
sion und einer ersten Reaktion des Gesetzgebers nahm auch die einschlä-
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gige Rechtsprechung Fahrt auf und widmete sich der Thematik, indem sie 
den neu geschaffenen Tatbestand auslegte.
Im Jahr 2000 hatte das Bayerische Oberste Landesgericht im Fall des 
Vorliegens einer Verkehrsordnungswidrigkeit nach dem neuen Tatbestand 
des § 24a Abs. 1 StVG über die Messgenauigkeit des beweissicheren Atem-
alkoholtestgeräts zu entscheiden und stellte fest: „Bei der hier durchge-
führten Analyse der AAK des Betroffenen mit dem Gerät Alcotest 7110 
Evidential MK III der Firma D handelt es sich um ein standardisiertes Meß-
verfahren, das mittlerweile tagtäglich praktiziert wird: Die Zuverlässigkeit 
und die Meßpräzision des Gerätes sind grundsätzlich anerkannt. … Das 
Analysegerät Dräger Alcotest 7110 Evidential MK III mißt die AAK grund-
sätzlich zuverlässig; ein Sicherheitszuschlag ist weder den gemessenen 
Einzelwerten noch dem aus ihnen (ohne Aufrundung) zu errechnenden 
Mittelwert hinzuzufügen.“ (Bayerisches Oberstes Landesgericht, Beschluss 
vom 12. Mai 2000 – 2 ObOWi 598/99, juris)
Ohne im zu entscheidenden Fall explizit dazu gezwungen zu sein, 
nahm das Gericht auch Stellung zur Frage einer möglichen Konvertier-
barkeit eines AAK-Wertes in einen BAK-Wert, indem es formulierte: „Daß 
aus physiologischen Gründen eine durchgehende Konvertierbarkeit zwi-
schen AAK und BAK nicht besteht mit der Folge, daß aus einem gemesse-
nen AAK-Wert die BAK nicht zuverlässig berechnet werden kann, recht-
fertigt es nicht, die vom Gesetzgeber in § 24a StVG getroffene Regelung 
in Frage zu stellen. Gerade wegen dieser Problematik, die ihm bewußt 
war, hat der Gesetzgeber in dieser Vorschrift eigene Grenzwerte der AAK 
neben denen für die BAK festgelegt. Er stützt sich dabei auf das genann-
te Gutachten, in dem (S. 4) ausdrücklich gesagt wird: ‚Eine Bestimmung 
des Ethanolgehalts der Atemluft darf deshalb nicht dazu benutzt werden, 
quantitative Aussagen zur BAK zu machen‘. Für die Feststellung, ob ein 
Betroffener den BAK-Grenzwert erreicht oder überschritten hat, ist des-
halb nach wie vor die Bestimmung der BAK aus einer Blutprobe erforder-
lich; nicht etwa hat der Gesetzgeber mit der Neufassung des § 24 a StVG 
die Möglichkeit eröffnet, die BAK aufgrund eines gemessenen AAK-Wertes 
(durch Umrechnung) zu bestimmen. Er hat lediglich an bestimmte AAK-
Werte dieselben Rechtsfolgen geknüpft wie an bestimmte BAK-Werte. 
Damit stellen sich diejenigen Probleme, die in der rechtsmedizinischen 
Wissenschaft aus der Unmöglichkeit einer präzisen Bestimmung der BAK 
aus einer gemessenen AAK und der vermeintlichen Gleichsetzung von 
AAK und BAK abgeleitet werden, hier von vornherein nicht.“ (Bayerisches 
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Oberstes Landesgericht, Beschluss vom 12. Mai 2000 – 2 ObOWi 598/99, 
Rn. 8, juris)
Im selben Jahr entschied das OLG Naumburg: „Aus einem Atemalkohol-
konzentrationswert (AAK) von 0,82 mg/l kann nicht zuverlässig auf einen 
Blutalkoholkonzentrationswert (BAK) von 1,1 g ‰ geschlossen werden. 
Eine AAK von 0,82 mg/l hat nicht stets absolute Fahruntüchtigkeit zur 
Folge.“ (Oberlandesgericht des Landes Sachsen-Anhalt, Urteil vom 29. No-
vember 2000 – 2 Ss 318/00, juris) Anlass dieser Entscheidung war ein 
Strafbefehl der Staatsanwaltschaft Magdeburg, die den Atemalkoholwert 
als forensisch beweissicher bewertete und den Kraftfahrzeugführer nach 
§ 316 StGB sanktioniert wissen wollte. Da das Amtsgericht Magdeburg aber 
nach § 24a Abs. 1 StVG zu einer Geldbuße verurteilte, führte die Revision 
der StA zum OLG Naumburg/Saale, das wie o. g. gegen eine forensische Ver-
wertbarkeit des Atemalkoholwertes im Strafverfahren entschied.
Im Jahr 2001 nahm schließlich der Bundesgerichtshof klärend Stel-
lung zur Beweisverwertbarkeit der Atemalkoholanalyse. Das ranghöchste 
deutsche Strafgericht entschied: „Bei der Bestimmung der Atemalkohol-
konzentration im Sinne von § 24a Abs. 1 StVG unter Verwendung eines 
Atemalkoholmeßgerätes, das die Bauartzulassung für die amtliche Über-
wachung des Straßenverkehrs erhalten hat, ist der gewonnene Meßwert 
ohne Sicherheitsabschläge verwertbar, wenn das Gerät unter Einhaltung 
der Eichfrist geeicht ist und die Bedingungen für ein gültiges Meßver-
fahren gewahrt sind.“ (BGH, Beschluss vom 03. April 2001 – 4 StR 507/00, 
BGHSt 46, 358 –  373, auch zum Folgenden) Der BGH stellte in Übereinstim-
mung mit dem Gutachten von Schoknecht et al. fest, „daß ungeachtet eines 
vom Gesetzgeber insoweit gewählten konstanten Umrechnungsfaktors 
von 1 : 2000 eine direkte Konvertierbarkeit von AAK- in BAK-Werte ausge-
schlossen ist.“ Dabei ginge „das Gutachten zunächst von einem wissen-
schaftlich gesicherten mittleren Umrechnungsfaktor von 1 : 2100 aus, was 
angesichts des bei der Festlegung der AAK-Grenzwerte in § 24 a Abs. 1 StVG 
gewählten Umrechnungsfaktors von 1 : 2000 eine Besserstellung der Atem-
alkoholergebnisse im Vergleich zur Blutalkoholanalyse um prinzipiell 5 % 
bedeutet.“
Tatsächlich erfolgte die Festlegung der Grenzwerte für die AAK unter 
dem Gesichtspunkt, „daß Personen, die sich der Atemalkoholbestimmung 
unterziehen, in rechtlicher Hinsicht nicht Personen gegenüber benachtei-
ligt sind, bei denen eine Blutalkoholbestimmung durchgeführt wird. Da 
diese Forderung wegen der fehlenden durchgängigen Konvertierbarkeit 
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zwischen AAK und BAK nicht in jedem Einzelfall zu erfüllen ist, ohne die 
AAK-Grenzwerte unvernünftig hoch … anzusetzen, sind Wahrscheinlich-
keitsaussagen erforderlich. Die Forderung hinsichtlich eines AAK-Grenz-
wertes muß danach lauten, daß bei Vorliegen einer BAK, die einem BAK-
Grenzwert entspricht, die Wahrscheinlichkeit mehr als 50 % dafür beträgt, 
daß der gleichzeitig gemessene AAK-Wert unter dem ausgewählten AAK-
Grenzwert liegt“ (Schoknecht et al., S. 15).
Der BGH kam bei seiner abschließenden Bewertung des forensischen 
Beweiswertes der AAK zu dem Ergebnis, dass „die AAK immer nur einen 
‚Hinweis‘ auf die alkoholische Beeinflussung des Betroffenen liefern kann“ 
und „jedem AAK-Wert eine gewisse ‚Bandbreite‘ von BAK-Werten entspre-
chen kann“ (BGH, Beschluss vom 03. April 2001 – 4 StR 507/00, BGHSt 46, 
358 –  373, Rn. 22).
Mit dieser höchstrichterlichen Bewertung war der Forschungsauf-
trag für künftige Forschungsbemühungen vorformuliert, nämlich mittels 
Labor- und Feldstudien auszuloten, wie groß die vermutete Bandbreite 
zwischen AAK- und BAK-Werten tatsächlich ist. Bei einer statistisch er-
mittelten geringen und vor allem stets berechenbaren und festen Gesetz-
mäßigkeiten unterworfenen Bandbreite dürfte nämlich einer Bewertung 
der AAK als forensisch verwertbares Beweismittel auch im Strafverfahren 
kein Hindernis mehr entgegenstehen.
Mit seinem zeitlich vor der wegweisenden Entscheidung des BGH ver-
abschiedeten Gesetz vom 19. 03.  2001 verschärfte der Deutsche Bundes-
tag vor dem realpolitischen Hintergrund einer anhaltend hohen Zahl von 
Trunkenheitsfahrten im Straßenverkehr und den damit zwangsläufig ver-
bundenen hohen Unfallrisiken, die durch alkoholberauschte Kraftfahr-
zeugführer hervorgerufen werden, die Alkoholgrenzwerte auf 0,25 mg/l 
Alkohol in der Atemluft und 0,5 Promille Alkohol im Blut (BGBl. I, S. 386).
Auf Grundlage eines Beschlusses des Arbeitskreises II „Innere Sicherheit“ 
der Ständigen Konferenz der Innenminister/-senatoren der Länder sollte 
durch das Polizeitechnische Institut (PTI) an der Deutschen Hochschule 
der Polizei (der früheren Polizei-Führungsakademie) eine Länderstudie 
zur Vergleichbarkeit der Atemalkoholanalyse mit der Blutalkoholanalyse 
initi iert werden. Diese Studie sollte unter der Leitung der beiden einschlä-
gig ausgewiesenen und anerkannten Wissenschaftler Schoknecht und Sle-
meyer das Ziel verfolgen, die im III. Quartal 2001 in den Bundeslän dern 
erhobenen Daten einer Feldstudie zur Vergleichbarkeit der Atemalkohol-
analyse mit der Blutalkoholanalyse auszuwerten und deren Erkenntnisse 
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in eine umfangreichere Feldstudie münden zu lassen. In dem Erhebungs-
jahr 2005/2006 sollten Vergleichsdaten aus den sich beteili genden 14 Bun-
desländern erhoben werden, um auf diesem Wege „eine ge sicherte Aus-
sage zur Gültigkeit des bestehenden Grenzwertes von 0,55 mg/L und zur 
Zuverlässigkeit der Atemalkohol-Analyse – auch über diesen Grenzwert 
hinaus – zu erzielen“ (Slemeyer/Schoknecht, S. 50).
Die Ergebnisse wurden unter dem Begriff „Länderstudie 2006“ im Jahr 
2006 in der Fachzeitschrift „Blutalkohol“ publiziert. Nach Ansicht der bei-
den Forscher zeigte sich bei dem vorgenommenen Vergleich der beiden 
Verfahren im Bereich ihrer Grenzwerte, „wie gut die damit verbunde-
nen Bewertungsmaßstäbe miteinander korrelieren“ (Slemeyer/Schoknecht, 
S. 58), indem festgestellt werden konnte, dass für sämtliche ermittelten 
AAK-Werte über 0,55 mg/l galt, dass auch der jeweils dazugehörige BAK-
Wert über dem Grenzwert von 1,1 ‰ lag (Slemeyer/Schoknecht, S. 59).
Zu diesem den Forschungsansatz bestätigenden Ergebnis der Länder-
studie 2006 nahm auch die Ständige Konferenz der Innenminister und 
Innensenatoren des Bundes und der Länder (IMK) Stellung und beschloss 
in ihrer Zusammenkunft vom 07. 12.  2007 in Berlin:
„1. Die IMK nimmt die Länderstudie 2006 ‚Beweiswert der Atemalkohol-Analyse 
im strafrechtlich relevanten Konzentrationsbereich‘ – Interner Bericht für die 
Innenminister/-senatoren der Länder und des Bundes sowie die Grundsätze aus 
der Fachkonferenz vom 05. 09.  02 beim PTI ‚Beweissichere Atemalkoholanalyse – 
Einstieg in das Strafrecht‘ (nicht freigegeben) und den hierzu ergangenen Be-
schluss des AK II vom 24./25. 10. 07 zur Kenntnis.
2. Sie spricht sich erneut für die Einführung der Atemalkoholanalyse bei Ver-
kehrsstraftaten aus und hält für diesen Zweck eine Ergänzung der gemeinsamen 
Verwaltungsvorschrift über die ‚Feststellung von Alkohol-, Medikamenten- und 
Drogeneinfluss bei Straftaten und Ordnungswidrigkeiten; Sicherstellung von 
Fahrausweisen‘ für erforderlich.
3. Die IMK bittet ihren Vorsitzenden, die Länderstudie 2006 ‚Beweiswert der 
Atemalkohol-Analyse im strafrechtlich relevanten Konzentrationsbereich‘ – In-
terner Bericht für die Innenminister/-senatoren der Länder und des Bundes 
sowie die Grundsätze aus der Fachkonferenz vom 05. 09.  02 beim PTI ‚Beweis-
sichere Atemalkoholanalyse – Einstieg in das Strafrecht‘ und den hierzu ergan-
genen Beschluss an die Konferenz der Justizministerinnen und -minister zu 
übermitteln und um eine Unterstützung des Vorhabens zu bitten.“
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Angestoßen durch diese Bitte der Ministerkollegen diskutierte auch die 
79. Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister des Bundes und 
der Länder, die am 11. und 12. Juni 2008 stattfand, u. a. die „Einführung der 
Atemalkoholanalyse in Verkehrsstrafsachen“ und lehnte diese im Ergebnis 
wie schon der VGT zuvor ebenfalls ab, jedoch unter demselben schon vom 
VGT geäußerten Forschungsvorbehalt.
Die Justizministerinnen und Justizminister kamen im Einzelnen zu fol-
gendem Beschluss:
„1. Die Justizministerinnen und Justizminister nehmen den Bericht des Straf-
rechtsausschusses zur Einführung der Atemalkoholanalyse in Verkehrsstraf-
sachen zur Kenntnis.
2. Die Justizministerinnen und Justizminister vermögen die von der Ständigen 
Konferenz der Innenminister und -senatoren befürwortete Einführung der 
Atemalkoholanalyse bei Verkehrsstraftaten derzeit nicht zu unterstützen. Die für 
die Allgemeinheit besonders gefährlichen, unter Alkoholeinfluss begangenen 
Straßenverkehrsstraftaten bedürfen der effektiven und konsequenten Ahndung. 
Ob eine solche bei teilweiser Ersetzung der Blutalkoholanalyse durch die Atem-
alkoholanalyse gewährleistet wäre, steht nicht mit hinreichender Sicherheit fest. 
In der Wissenschaft ist weiter umstritten, ob eine Atemalkoholanalyse als allei-
niges Beweismittel zur sicheren Feststellung der Fahruntüchtigkeit im Sinne der 
einschlägigen Strafvorschriften ausreicht. Die strafrechtliche Praxis befürchtet 
u. a. eine erhebliche Erschwerung der forensischen Beweisführung. Sie hat sich 
deshalb gegen eine teilweise Ersetzung der allseits anerkannten Blutalkoholana-
lyse durch die Atemalkoholanalyse ausgesprochen.
3. Die Justizministerinnen und Justizminister werden die weitere Entwicklung 
des wissenschaftlichen Forschungsstands und die Diskussion zur Beweistaug-
lichkeit der Atemalkoholanalyse im Strafprozess aufmerksam beobachten.“
Zwischenzeitlich hat in der obergerichtlichen Rechtsprechung eine be-
deutsame Entwicklung stattgefunden, indem die Ergebnisse der Atemalko-
holanalyse bei folgenlosen Trunkenheitsfahrten gem. § 316 StGB in der 
ersten Tatalternative einer relativen Fahrunsicherheit zumindest mit in-
dizieller Wirkung in die Beweiswürdigung Einzug hielt. Den Boden dafür 
bereitete eine Entscheidung des Berliner Kammergerichts, das entschied, 
es sei rechtlich nicht „zu beanstanden, dass die Strafkammer angesichts 
der deutlich über dem Grenzwert des § 24a Abs. 1 StVG liegenden AAK des 
Angeklagten davon ausgegangen ist, dass der Grad dessen Alkoholisierung 
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der Annahme durch sie bedingter Fahrunsicherheit nicht entgegen steht.“ 
Zudem seien „die Anforderungen an die neben der AAK vorhandenen Be-
weisanzeichen für eine relative Fahruntauglichkeit um so höher, je gerin-
ger der Grad der Alkoholisierung ist. Bei einem – wie hier – niedrigeren 
Wert von 0,41 mg/l müssen daher die Urteilsgründe die als Anzeichen einer 
Fahrunsicherheit gewerteten Fahrfehler oder Auffälligkeiten nicht nur 
im Einzelnen näher feststellen, sondern auch deutlich machen, weshalb 
sie als alkoholbedingt eingestuft worden sind.“ (KG Berlin, Beschluss vom 
22. März 2007 – (3) 1 Ss 515/06 (32/07), Rn. 5, juris)
Noch klarer bestätigte das OLG Stuttgart, die Atemalkoholmessung sei 
„zwar im Strafverfahren nicht zum Nachweis einer bestimmten Blutalko-
holkonzentration geeignet, jedoch dürfen diese Messergebnisse im Zusam-
menwirken mit anderen Indizien bei der Prüfung der Fahruntüchtigkeit 
berücksichtigt werden.“ (OLG Stuttgart, Beschluss vom 17. April 2009 – 2 Ss 
159/09, Rn. 9, juris)
Beide Obergerichte schlossen sich damit einer älteren Rechtsprechungs-
linie der beiden Oberlandesgerichte Koblenz und Düsseldorf an. Überein-
stimmend hatten diese beiden Gerichte bereits in den Jahren 1977 und 
1989, also vor der gesetzlichen Einführung von Grenzwerten für Atem-
alkoholkonzentrationen einer polizeilich mittels Vortestgeräten gemesse-
nen Atemalkoholkonzentration eine indizielle Wirkung in Richtung einer 
folgenlosen Trunkenheitsfahrt gem. § 316 StGB in der Tatalternative einer 
relativen Fahrunsicherheit zuerkannt (OLG Koblenz, Urteil vom 13. Okto-
ber 1977 – 1 SS 390/77, juris; OLG Düsseldorf, Beschluss vom 20. Juni 1989 – 
2 Ss 154/89 – 25/89 III, juris).
Dennoch ist durch die Rechtsprechung der genannten vier Obergerich-
te keineswegs der verkehrsjuristische Boden bereitet oder gar geklärt, dass 
die beweissichere Atemalkoholanalyse auch zum Beweis für die absolute 
Fahrunsicherheit geeignet ist.
Weitere neun Jahre nach dem vorhergehenden einschlägig beratenden 
Verkehrsgerichtstag beschäftigte sich nämlich der Arbeitskreis III des 
47. Deutschen Verkehrsgerichtstages 2009 unter der Thematik „Atem- und 
Blutalkoholmessung auf dem Prüfstand“ wiederum mit den grundsätzli-
chen Problemen von Atem- und Blutalkoholmessungen. Neben den Ver-
fahrensfragen und den Möglichkeiten für eine Steigerung der Effektivität 
der Blutalkoholbestimmung wurde im Arbeitskreis auch die Frage nach 
der Vereinbarkeit von „Atemalkohol und Strafrecht“ näher untersucht. 
Das Expertengremium kam zu den folgenden Empfehlungen:
397
Vergleichbarkeit des beweissicher festgestellten Atemalkoholwertes
„1. Die Atemalkoholanalyse kann die Blutalkoholanalyse bei der strafrechtlichen 
Ahndung von Alkoholfahrten nicht ersetzen. Die Blutalkoholanalyse bleibt viel-
mehr weiterhin unverzichtbar. Der Arbeitskreis ist der Auffassung, dass die 
Atemalkoholanalyse gegenwärtig kein geeignetes Beweismittel zur Feststellung 
sog. ‚absoluter‘ Fahrunsicherheit ist. Der Arbeitskreis empfiehlt weitere umfas-
sende Forschungsarbeit unter Einbeziehung der Rechtsmedizin, der Justiz und 
der Polizei.
2. Fahrten unter der Wirkung von Alkohol und anderen Rauschmitteln (Trun-
kenheitsfahrten) müssen im Interesse der Verkehrssicherheit effektiv geahndet 
werden. Dafür ist es wegen des raschen Abbaus der Wirkstoffkonzentration 
unabdingbar, dass eine erforderliche Blutprobe möglichst zeitnah entnommen 
wird. Der Arbeitskreis ist im Hinblick auf die andernfalls zu befürchtende Beein-
trächtigung des Beweisergebnisses der Auffassung, dass bei Trunkenheitsfahr-
ten typischerweise jedes Zuwarten eine Gefährdung des Untersuchungserfolges 
nach sich zieht, die die Anordnung der Blutentnahme durch die Ermittlungs-
personen der Staatsanwaltschaft rechtfertigt. Der Gesetzgeber sollte die in der 
Frage der Anordnungskompetenz derzeit zu konstatierende Rechtsunsicherheit 
beseitigen. Der Richtervorbehalt bei Anordnung der Blutentnahme sollte jeden-
falls in Verkehrsstrafsachen wegfallen.
3. Zwei unabhängige gaschromatographische Verfahren (GC-Verfahren) sind 
aus medizinisch-naturwissenschaftlicher Sicht zur sicheren forensischen BAK-
Bestimmung geeignet. Daher sollten auch Doppelbestimmungen mit zwei un-
abhängigen GC-Verfahren als eigenständige Methoden zur BAK-Bestimmung 
anerkannt werden.“
Im Ergebnis wurde die Atemalkoholanalyse als alternatives Beweismittel 
für die in der zweiten Tatalternative des § 316 StGB notwendige absolute 
Fahrunsicherheit (1,1 ‰ BAK) – wie auch in allen anderen zuvor abgege-
benen verkehrs- und rechtspolitischen Statements – nicht per se abgelehnt, 
sondern wiederum unter den Vorbehalt „umfassender Forschungsarbeit“ 
gestellt.
Sowohl der Deutsche Verkehrsgerichtstag, als auch die Ständige Kon-
ferenz der Justizminister sehen demnach die Ergebnisse der Länderstudie 
2006 nicht als eine ausreichende wissenschaftliche Grundlage an, an ih-
rer übereinstimmenden kritischen Auffassung zur forensischen Verwert-
barkeit der beweissicheren Atemalkoholanalyse bei der absoluten Fahr-
unsicher heit zu rütteln. Die neben der fehlenden Konvertierbarkeit von 
AAK-Werten in BAK-Werte erhobenen grundsätzlichen Bedenken resul-
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tieren nach wie vor aus den folgenden Argumenten (vgl. dazu umfassend 
Hardegger, S. 72 ff.):
 • Fehlende Überprüfbarkeit von Nachtrunkbehauptungen,
 • fehlende Möglichkeit von Begleitstoffanalysen,
 • fehlende Reproduzierbarkeit (keine „B-Probe“ vorhanden),
 • Manipulierbarkeit der Atemalkoholprobe,
 • fehlender ärztlicher Untersuchungsbericht.
Diesen prozessual relevanten Nachteilen stellen die Befürworter folgende 
Argumente entgegen (vgl. dazu ausführlich Hardegger, S. 66 ff.):
 • Beschleunigung des Strafverfahrens,
 • Vereinfachung des Strafverfahrens,
 • Erhöhung der Überwachungseffizienz im Straßenverkehr,
 • Reduzierung der Verfahrenskosten, insbesondere für den Beschuldig-
ten,
 • Reduzierung von typischen Begleittatbeständen wie z. B. Widerstands-
handlungen,
 • Wegfall des körperlichen Eingriffs (Verhältnismäßigkeit der Mittel),
 • bessere Repräsentation der AAK für die Alkoholkonzentration im Ge-
hirn.
Diese rechtspolitische Diskussion wird in der Literatur teilweise mit nicht 
immer sachlicher Argumentation geführt, wenn z. B. Mußhoff das gewich-
tigste verfahrenspraktische Argument eines erheblichen Zeitgewinns da-
durch zu entkräften versucht, ein die Blutentnahme durchführender Arzt 
könne zeitgleich mit dem Tatverdächtigen in der Polizeidienststelle ein-
treffen, wenn er bereits vor Ort der Tat telefonisch in die Dienststelle ge-
beten werde (Mußhoff, S. 316). Beweist doch eine solche Argumentation 
die Realitätsferne von manchen Vertretern der Rechtsmedizin, die zwar 
bei passender Gelegenheit auch Kostenargumente diskutieren, aber dabei 
vollends verschweigen, dass ihre Motivation, am derzeit praktizierten aus-
schließlich blutalkoholbasierten System forensischer Beweisführung fest-
zuhalten, in erster Linie durch die Befürchtung wirtschaftlicher Verluste 
begründet ist.
Schließlich wurde der Koalitionsvertrag der Großen Koalition in 
der 18. Legislaturperiode des Deutschen Bundestages unter dem Motto 
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„Deutschlands Zukunft gestalten“ betitelt, und als eines der Ziele für die 
Zukunft formulierte man im Jahr 2013 übereinstimmend: „Bei Verkehrs-
delikten streben wir an, zur Bestimmung der Blutalkoholkonzentration auf 
körperliche Eingriffe zugunsten moderner Messmethoden zu verzichten. 
Eine Blutentnahme wird durchgeführt, wenn der Betroffene sie verlangt.“ 
(Koalitionsvertrag, Kapitel Moderner Staat, innere Sicherheit und Bürger-
rechte, S. 146) Umgesetzt wurde dieses Ziel bekanntlich nicht. Vollkommen 
systemwidrig ist allerdings die Tatsache, dass eine Fahrerlaubnisbehörde 
nach § 13 Satz 1 Nr. 2d FeV zwingend eine medizinisch-psychologische 
Untersuchung anordnen muss, wenn eine Atemalkoholkonzentration von 
0,8 mg/l oder mehr beweissicher gemessen wurde. Im Fahreignungsrecht 
hat also der forensische Beweiswert einer beweissicher erhobenen Atem-
alkoholprobe schon seit dem Jahr 1998 Einzug gefunden, und zwar ohne 
vom Bundesrat problematisiert worden zu sein (vgl. Bundesratsdruck-
sache 443/98, S. 260 f.). Durch diese forensische Gleichwertigkeit mit einer 
Blutprobe muss zwar ein Verwaltungsgericht auf eine vorliegende Atem-
alkoholkonzentration zwingend die Rechtmäßigkeit einer solchen Anord-
nung durch die Fahrerlaubnisbehörde bestätigen, aber für eine Bestrafung 
nach § 316 StGB wegen einer absoluten Fahrunsicherheit reicht es nach 
Ansicht der Strafjustiz nicht. Das Bundesverwaltungsgericht sieht die Vor-
schrift mitsamt der Beweisführung über eine Atemalkoholkonzentration 
jedenfalls nicht als diskussionswürdig an (BVerwG, Beschluss vom 20. Juni 
2013 – 3 B 102/12, juris). Dass übrigens ein solcher Fall nie vor dem Bundes-
verfassungsgericht ausgefochten werden muss, ist tatsächlich damit zu 
begründen, dass die Polizei bei diesen hohen Alkoholkonzentrationen im-
mer noch die kostspielige und zeitaufwändige Blutprobe gewinnen muss, 
während das Verwaltungsrecht schon lange die Atemalkoholkonzentration 
für ausreichend beweissicher erachten würde. Diese Systemwidrigkeit des 
Verkehrsrechts gilt es schnellstens zu beseitigen.
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Methodik
In dem Projekt geht es materiell-rechtlich um die Verkehrsstraftat gem. 
§ 316 StGB (Trunkenheit im Straßenverkehr in der Tatalternative Alkohol).
Die Anzahl der zu erhebenden Vergleichsfälle sollte bundesweit ca. 
3 000 umfassen, die anteilig auf die teilnehmenden Bundesländer verteilt 
werden sollten.
In den am Forschungsprojekt beteiligten Bundesländern sollten die Be-
schuldigten einmal direkt vor und noch einmal im Anschluss an eine an-
geordnete Blutentnahme um eine freiwillige Teilnahme an beweissiche ren 
Atemalkoholanalysen gebeten werden. Die Entnahme der Atemalko hol-
proben unmittelbar vor und in einem Zeitfenster von höchstens 15 Minuten 
nach der Blutentnahme erhöht die statistische Wertigkeit des Forschungs-
projekts erheblich und stellt gegenüber der im Jahr 2006 durchgeführten 
ersten Länderstudie ein qualitatives Alleinstellungsmerkmal dar. Aus 
Gründen der Verhältnismäßigkeit des Einsatzes von Polizeipersonal und 
auch gegenüber dem freiwillig teilnehmenden Beschuldigten bot sich die 
Entnahme von Atemluft und Blut in den Dienststellen an, wo auch die Blut-
entnahme durch den Arzt durchgeführt wird.
Zu dem Zweck der Untersuchung sollen die Beschuldigten mündlich 
und schriftlich über die Freiwilligkeit und den Zweck dieses Projektes 
informiert werden. Zudem erhielten die Beschuldigten – quasi als Bonus 
für ihre freiwillige Teilnahme – einen für sie kostenfreien Ausdruck beider 
AAK-Ergebnisse.
Methodisch geht es um einen Reliabilitätstest (Zuverlässigkeitstest) un-
ter Berücksichtigung der beiden folgenden Komponenten, erstens der ein-
gesetzten Messtechnik und zweitens der polizeipraktischen Arbeit bei der 
Entnahme der Atemalkoholprobe mit nachfolgender beweissicherer Atem-
alkoholanalyse. In diesem Rahmen wurden für die Messungen der ent-
stehenden Abweichungen zwischen AAK-Werten und BAK-Werten Güte-
kriterien festgelegt. Über den Weg einer Festsetzung solcher Gütekriterien 
können Abweichungen, d. h. prozentuale Anteile nicht hinreichend zuver-
lässiger Fälle errechnet werden. Zwischen den drei Messreihen können 
Korrelationen nach anerkannten statistischen Verfahren berechnet und 
gleichzeitig entsprechende Signifikanztests durchgeführt werden, die in 
der Ergebnisdarstellung der Länderstudie des Jahres 2006 in dieser Form 
noch fehlten. Zusätzlich kann die Zuverlässigkeit der Messungen auch da-
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durch strenger geprüft werden, dass die Reliabilitätsprüfungen auf ver-
schiedene Teilgruppen der Beschuldigten vorgenommen werden.
Die Feldstudie konnte durch einen Labortest, der im Januar 2017 an der 
Hochschule der Sächsischen Polizei (FH) mit freiwilligen Probanden durch-
geführt wurde und in einer anderen Variante des Untersuchungsdesigns 
im Jahr 2018 nochmals wiederholt wurde, ergänzt werden. Die alters-
gemischt zusammengestellten Gruppen sollten sich mittels eines kontrol-
lierten Konsums vordefinierter Alkoholmengen an die relevante Grenze 
von 1,1 ‰ BAK heran trinken und begleitend vor bzw. nach Erreichen des 
vergleichbaren AAK-Grenzwertes von 0,55 mg/l mehrere beweissichere 
Atemalkoholtests durchführen. In der neuen Variante des Untersuchungs-
designs sollten systematisch kontrolliert verschiedene Zeitabstände zum 
Zeitpunkt des Trinkereignisses berücksichtig werden.
Das Untersuchungsdesign wie auch die angesprochenen Reliabilitäts-
tests und statistischen Datenanalysen versprachen den empirischen Aus-
sagegehalt und die Belastbarkeit der im Feld und im Labor gewonnenen 
Untersuchungsergebnisse gegenüber den bereits vorliegenden Studien 
deutlich zu steigern.
Folgende Daten werden je übermitteltem Datensatz der Feldstudie er-
hoben:
1. Kennziffer Bundesland (gleichbleibend)
2. Kennziffer Datensatz
3. Kennziffer Tatdatum
4. Persönliches Merkmal Geschlecht der/des Beschuldigten
5. Persönliches Merkmal Alter der/des Beschuldigten
6. Sachmerkmal Ergebnis der Blutalkoholanalyse in Promille BAK
7. Sachmerkmal Ergebnis der Atemalkoholanalyse in mg/l AAK
8. Sachmerkmal Gerät Dräger Alcotest 7110 Evidential oder Gerät Dräger 
Alcotest 9510 DE
9. Sachmerkmal Ergebnis der Blutanalyse hinsichtlich Mischkonsum Al-
kohol plus BtM
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Übersicht und Anmerkungen zu den Datensätzen
Da die aus den verschiedenen Bundesländern erhaltenen Daten nicht in 
allen Fällen vollständig waren und zudem häufig auch nicht die strengen 
methodischen Anforderungen eines bestimmten Zeitlimits zwischen den 
einzelnen Messungen erfüllten, wurde der gesamte Datenbestand in meh-
rere, entsprechend definierte Datensätze untergliedert, die getrennt aus-
gewertet wurden, um zusätzliche methodische Erkenntnisse zu gewinnen. 
Im Einzelnen handelt es sich um folgende Datensätze.
Datensatz 1: Alle bis zum 1. September 2016 erhaltenen und erfassten 
Daten: 292 (−2 Fälle Doppelerfassung): 290 Fälle + alle vom 1. September 
2016 bis 31. Januar 2018 erhaltenen und erfassten Daten: 239 Fälle = ∑ 529 
Fälle (wird in den weiteren Analysen so nicht berücksichtigt)
Datensatz 2: Alle bis zum 1. September 2016 erhaltenen und erfassten Da-
ten, bei denen mindestens ein Messwert (erste Atemalkoholmessung, zwei-
te Atemalkoholmessung oder Blutalkoholmessung) vorliegt, unabhängig 
davon, ob das Zeitlimit eingehalten wurde: 289 Fälle + alle vom 1. Septem-
ber 2016 bis 31. Januar 2018 erhaltenen und erfassten Daten, bei denen 
mindestens ein Messwert (erste Atemalkoholmessung, zweite Atemalko-
holmessung oder Blutalkoholmessung) vorliegt, unabhängig davon, ob das 
Zeitlimit eingehalten wurde: 239 Fälle = ∑ 528 Fälle (wird in den weiteren 
Analysen zunächst so nicht berücksichtigt, sondern nur in der weiter be-
reinigten Form).
Datensatz 3: Alle bis zum 1. September 2016 erhaltenen und erfassten Da-
ten, bei denen mindestens zwei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, 
zweite Atemalkoholmessung oder Blutalkoholmessung) vorliegen, unab-
hängig davon, ob das Zeitlimit eingehalten wurde: 285 Fälle + alle vom 
1. September 2016 bis 31. Januar 2018 erhaltenen und erfassten Daten, bei 
denen mindestens zwei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, zweite 
Atemalkoholmessung oder Blutalkoholmessung) vorliegen, unabhängig 
davon, ob das Zeitlimit eingehalten wurde: 237 Fälle = ∑ 522 Fälle. Wird in 
die Analyse einbezogen.
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Datensatz 4: Alle bis zum 1. September 2016 erhaltenen und erfassten 
Daten, bei denen alle drei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, zweite 
Atemalkoholmessung und Blutalkoholmessung) vorliegen, unabhängig da-
von, ob das Zeitlimit eingehalten wurde: 239 Fälle + alle vom 1. September 
2016 bis 31. Januar 2018 erhaltenen und erfassten Daten, bei denen alle 
drei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, zweite Atemalkoholmessung 
und Blutalkoholmessung) vorliegen, unabhängig davon, ob das Zeitlimit 
eingehalten wurde: 204 Fälle = ∑ 443 Fälle. Wird in die Analyse einbezogen.
Datensatz 5: Alle bis zum 1. September 2016 erhaltenen und erfassten 
Daten, bei denen alle drei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, zweite 
Atemalkoholmessung und Blutalkoholmessung) vorliegen, bei Berücksich-
tigung eines Zeitlimits von jeweils höchstens 30 Minuten: 150 Fälle + alle 
vom 1. September 2016 bis 31. Januar 2018 erhaltenen und erfassten Daten, 
bei Berücksichtigung eines Zeitlimits von jeweils höchstens 30 Minuten: 
137 Fälle = ∑ 287 Fälle. Wird in die Analyse einbezogen.
Datensatz 6: Alle bis zum 1. September 2016 erhaltenen und erfassten 
Daten, bei denen alle drei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, zweite 
Atemalkoholmessung und Blutalkoholmessung) vorliegen, bei Berücksich-
tigung eines Zeitlimits von jeweils höchstens 15 Minuten: 63 Fälle + alle 
vom 1. September 2016 bis 31. Januar 2018 erhaltenen und erfassten Daten, 
bei Berücksichtigung eines Zeitlimits von jeweils höchstens 15 Minuten: 
61 Fälle = ∑ 124 Fälle. Wird in die Analyse einbezogen.
Datensatz 6a: Alle bis zum 1. September 2016 erhaltenen und erfassten 
Daten, bei denen alle drei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, zweite 
Atemalkoholmessung und Blutalkoholmessung) vorliegen, bei Berücksich-
tigung eines Zeitlimits von jeweils höchstens 15 Minuten, 63 Fälle + alle 
vom 1. September 2016 bis 31. Januar 2018 erhaltenen und erfassten Daten, 
bei Berücksichtigung eines Zeitlimits von jeweils höchstens 15 Minuten: 
61 Fälle = ∑ 124 Fälle, wobei bei diesem Datensatz zusätzlich eine Zusam-
menfassung beider Atemalkoholmessungen zu einer Messreihe erfolgte: 
248 Fälle.
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Analysen zu den einzelnen Datensätzen
Datensatz 3: Alle bis zum 1. September 2016 erhaltenen und erfassten Da-
ten, bei denen mindestens zwei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, 
zweite Atemalkoholmessung oder Blutalkoholmessung) vorliegen, unab-
hängig davon, ob das Zeitlimit eingehalten wurde: 285 Fälle + alle vom 
1. September 2016 bis 31. Januar 2018 erhaltenen und erfassten Daten, bei 
denen mindestens zwei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, zweite 
Atemalkoholmessung oder Blutalkoholmessung) vorliegen, unabhängig 
davon, ob das Zeitlimit eingehalten wurde: 237 Fälle = ∑ 522 Fälle.
Korrelationskoeffizient zwischen erster und zweiter Atemalkoholmessung: 
rAAK1/AAK2 = 0,926; Zahl der Fälle: 453; Signifikanzniveau: 0,0000 < 0,001 → hoch  
signifikant auf dem 0,001 Signifikanz-Niveau (***); 
Determinationskoeffizient r²AAK1/AAK2 = 0,857
(Zwischenergebnis 2016: Zahl der Fälle: 244: rAAK1/AAK2 = 0,938***; 
r²AAK1/AAK2 = 0,879; Steigung der Regressionsgeraden = 0,984)
Steigung der Regressionsgeraden (empirischer Umrechnungsfaktor) = 0,9537
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 26
Anteil der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 
4,98 Prozent (ist vor allem komparativ interessant)
Regression
95% Konfid.
 AAK1 vs. AAK2 (MD fallweise)
 AAK2 = −,0120 + ,95378 * AAK1
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Datensatz 3: Alle bis zum 1. September 2016 erhaltenen und erfassten Da-
ten, bei denen mindestens zwei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, 
zweite Atemalkoholmessung oder Blutalkoholmessung) vorliegen, unab-
hängig davon, ob das Zeitlimit eingehalten wurde: 285 Fälle + alle vom 
1. September 2016 bis 31. Januar 2018 erhaltenen und erfassten Daten, bei 
denen mindestens zwei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, zweite 
Atemalkoholmessung oder Blutalkoholmessung) vorliegen, unabhängig 
davon, ob das Zeitlimit eingehalten wurde: 237 Fälle = ∑ 522 Fälle.
Korrelationskoeffizient zwischen erster Atemalkoholmessung und Blutalkohol-
messung: rAAK1/BAK = 0,938; Zahl der Fälle: 492; Signifikanzniveau: 0,0000 < 0,001 → 
hoch signifikant auf dem 0,001 Signifikanz-Niveau (***); 
Determinationskoeffizient r²AAK1/BAK = 0,880
(Zwischenergebnis 2016: Zahl der Fälle: 272; rAAK1/BAK = 0,962***; 
r²AAK1/BAK = 0,925; Steigung der Regressionsgeraden = 2,126)
Steigung der Regressionsgeraden (empirischer Umrechnungsfaktor) = 2,0559
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 36




 AAK1 vs. BAK (MD fallweise)
 BAK = ,03552 + 2,0559 * AAK1











−0,2 0,0 0,2 0,4 0,6 0,8 1,0 1,2 1,4 1,6
406
Dieter Müller, Anton Sterbling & Erik Fritzsche 
Datensatz 3: Alle bis zum 1. September 2016 erhaltenen und erfassten Da-
ten, bei denen mindestens zwei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, 
zweite Atemalkoholmessung oder Blutalkoholmessung) vorliegen, unab-
hängig davon, ob das Zeitlimit eingehalten wurde: 285 Fälle + alle vom 
1. September 2016 bis 31. Januar 2018 erhaltenen und erfassten Daten, bei 
denen mindestens zwei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, zweite 
Atemalkoholmessung oder Blutalkoholmessung) vorliegen, unabhängig 
davon, ob das Zeitlimit eingehalten wurde: 237 Fälle = ∑ 522 Fälle.
Korrelationskoeffizient zwischen zweiter Atemalkoholmessung und Blutalkohol-
messung: rAAK2/BAK = 0,936; Zahl der Fälle: 463; Signifikanzniveau: 0,0000 < 0,001 → 
hoch signifikant auf dem 0,001 Signifikanz-Niveau (***); 
Determinationskoeffizient r²AAK2/BAK = 0,876
(Zwischenergebnis 2016: Zahl der Fälle: 246; rAAK2/BAK = 0,936***; 
r2AAK2 = 0,876; Steigung der Regressionsgeraden = 1,976)
Steigung der Regressionsgeraden (empirischer Umrechnungsfaktor) = 1,9814
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 19




 AAK2 vs. BAK (MD fallweise)
 BAK = ,17451 + 1,9814 * AAK2
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Interpretative Zwischenergebnisse
Zwischen allen drei Messreihen sind recht enge Zusammenhänge (Kor-
relationen) von rAAK1/AAK2 = 0,926, rAAK1/BAK = 0,938 und rAAK2/BAK = 0,936, die 
auf dem 0,001 Signifikanzniveau statistisch hoch signifikant erscheinen, 
festzustellen, wobei die Korrelationen zwischen der ersten Atemalkohol-
messung und der Blutalkoholmessung mit rAAK1/BAK = 0,938 und der zweiten 
Atemalkoholmessung und der Blutalkoholmessung rAAK2/BAK = 0,936 sogar 
etwas stärker als die zwischen den zeitlich am weitesten auseinander-
liegenden beiden Atemalkoholmessungen von rAAK1/AAK2 = 0,926 erscheinen.
Der empirisch ermittelte Umrechnungsfaktor zwischen ersten Atem-
alkoholmessung und der Blutalkoholmessung liegt bei 2,0559, also über 
dem konventionell angenommenen Wert von 2,0, während der empirisch 
ermittelte Umrechnungsfaktor zwischen der Blutalkoholmessung und der 
zweiten Atemalkoholmessung mit 1,9814 etwas unter 2,0 liegt.























0,720 0,707 0,740 0,69 0,050 1,479 0,055 0,234 0,010
AAK2 
N = 473
0,677 0,665 0,698 0,65 0,000 1,710 0,059 0,243 0,011
BAK 
N = 512
1,521 1,499 1,565 1,46 0,080 2,980 0,259 0,509 0,023
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Datensatz 4: Alle bis zum 1. September 2016 erhaltenen und erfassten Da-
ten, bei denen alle drei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, zweite 
Atemalkoholmessung und Blutalkoholmessung) vorliegen, unabhängig da-
von, ob das Zeitlimit eingehalten wurde: 239 Fälle + alle vom 1. September 
2016 bis 31. Januar 2018 erhaltenen und erfassten Daten, bei denen alle 
drei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, zweite Atemalkoholmessung 
und Blutalkoholmessung) vorliegen, unabhängig davon, ob das Zeitlimit 
eingehalten wurde: 204 Fälle = ∑ 443 Fälle. Wird in die Analyse einbezogen.
Korrelationskoeffizient zwischen erster und zweiter Atemalkoholmessung: 
rAAK1/AAK2 = 0,924; Zahl der Fälle: 443; Signifikanzniveau: 0,0000 < 0,001 → hoch signifi-
kant auf dem 0,001 Signifikanz-Niveau (***); 
Determinationskoeffizient r²AAK1/AAK2 = 0,855
(Zwischenergebnis 2016: Zahl der Fälle: 239; rAAK1/AAK2 = 0,938***;  
r2AAK1/AAK2 = 0,879; Steigung der Regressionsgeraden = 0,987)
Steigung der Regressionsgeraden (empirischer Umrechnungsfaktor) = 0,9547
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 24




 AAK1 vs. AAK2 (MD fallweise)
 AAK2 = −,0126 + ,95475 * AAK1
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Datensatz 4: Alle bis zum 1. September 2016 erhaltenen und erfassten Da-
ten, bei denen alle drei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, zweite 
Atemalkoholmessung und Blutalkoholmessung) vorliegen, unabhängig da-
von, ob das Zeitlimit eingehalten wurde: 239 Fälle + alle vom 1. September 
2016 bis 31. Januar 2018 erhaltenen und erfassten Daten, bei denen alle 
drei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, zweite Atemalkoholmessung 
und Blutalkoholmessung) vorliegen, unabhängig davon, ob das Zeitlimit 
eingehalten wurde: 204 Fälle = ∑ 443 Fälle. Wird in die Analyse einbezogen.
Korrelationskoeffizient zwischen erster Atemalkoholmessung und Blutalkohol-
messung: rAAK1/BAK = 0,937; Zahl der Fälle: 443; Signifikanzniveau: 0,0000 < 0,001 → 
hoch signifikant auf dem 0,001 Signifikanz-Niveau (***); 
Determinationskoeffizient r²AAK1/BAK = 0,877
(Zwischenergebnis 2016: Zahl der Fälle: 239; rAAK1/BAK = 0,962***; 
r²AAK1/BAK = 0,926; Steigung der Regressionsgeraden = 2,136)
Steigung der Regressionsgeraden (empirischer Umrechnungsfaktor) = 2,0465
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 31




 AAK1 vs. BAK (MD fallweise)
 BAK = ,03663 + 2,0468 * AAK1
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Datensatz 4: Alle bis zum 1. September 2016 erhaltenen und erfassten Da-
ten, bei denen alle drei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, zweite 
Atemalkoholmessung und Blutalkoholmessung) vorliegen, unabhängig da-
von, ob das Zeitlimit eingehalten wurde: 239 Fälle + alle vom 1. September 
2016 bis 31. Januar 2018 erhaltenen und erfassten Daten, bei denen alle 
drei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, zweite Atemalkoholmessung 
und Blutalkoholmessung) vorliegen, unabhängig davon, ob das Zeitlimit 
eingehalten wurde: 204 Fälle = ∑ 443 Fälle. Wird in die Analyse einbezogen.
Korrelationskoeffizient zwischen zweiter Atemalkoholmessung und Blutalkohol-
messung: rAAK2/BAK = 0,934; Zahl der Fälle: 443; Signifikanzniveau: 0,0000 < 0,001 → 
hoch signifikant auf dem 0,001 Signifikanz-Niveau (***); 
Determinationskoeffizient r²AAK2/BAK = 0,873
(Zwischenergebnis 2016: Zahl der Fälle: 239; rAAK2/BAK = 0,935***; 
r²AAK2/BAK = 0,875; Steigung der Regressionsgeraden = 1,974)
Steigung der Regressionsgeraden (empirischer Umrechnungsfaktor) = 1,9772
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 20




 AAK2 vs. BAK (MD fallweise)
 BAK = ,17649 + 1,9772 * AAK2
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Interpretative Zwischenergebnisse
Die bei den Datensatz 4 ermittelten Ergebnisse: rAAK1/AAK2 = 0,924, rAAK1/BAK = 
0,937 und rAAK2/BAK = 0,934 weichen nur geringfügig von den Befunden des 
Datensatzes 3 ab, so dass die dort getroffenen Feststellungen auch hier gel-
ten. Auch die Steigungen der Regressionsgeraden sind weitgehend über-
einstimmend.
Methodisch bedeutet dies, dass auch Daten in die Analyse aufgenom-
men werden können, wenn nur Werte von zwei statt drei Messreihen vor-
liegen.























0,723 0,701 0,745 0,70 0,050 1,479 0,056 0,237 0,011
AAK2 
N = 443
0,678 0,655 0,700 0,65 0,000 1,710 0,060 0,245 0,012
BAK 
N = 443
1,517 1,469 1,566 1,46 0,080 2,980 0,269 0,519 0,025
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Datensatz 5: Alle bis zum 1. September 2016 erhaltenen und erfassten Da-
ten, bei denen alle drei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, zweite 
Atemalkoholmessung und Blutalkoholmessung) vorliegen, bei Berücksich-
tigung eines Zeitlimits von jeweils höchstens 30 Minuten: 150 Fälle + alle 
vom 1. September 2016 bis 31. Januar 2018 erhaltenen und erfassten Daten, 
bei Berücksichtigung eines Zeitlimits von jeweils höchstens 30 Minuten: 
137 Fälle = ∑ 287 Fälle.
Korrelationskoeffizient zwischen erster und zweiter Atemalkoholmessung: 
rAAK1/AAK2 = 0,943; Zahl der Fälle: 287; Signifikanzniveau: 0,0000 < 0,001 → hoch signi-
fikant auf dem 0,001 Signifikanz-Niveau (***); 
Determinationskoeffizient r²AAK1/AAK2 = 0,888
(Zwischenergebnis 2016: Zahl der Fälle: 150; rAAK1/AAK2 = 0,951***; r²AAK1/AAK2 = 0,904; 
Steigung der Regressionsgeraden = 0,9953)
Steigung der Regressionsgeraden (empirischer Umrechnungsfaktor) = 0,9943
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 8




 AAK1 vs. AAK2 (MD fallweise)
 AAK2 = −,0283 + ,99437 * AAK1
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Datensatz 5: Alle bis zum 1. September 2016 erhaltenen und erfassten Da-
ten, bei denen alle drei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, zweite 
Atemalkoholmessung und Blutalkoholmessung) vorliegen, bei Berücksich-
tigung eines Zeitlimits von jeweils höchstens 30 Minuten: 150 Fälle + alle 
vom 1. September 2016 bis 31. Januar 2018 erhaltenen und erfassten Daten, 
bei Berücksichtigung eines Zeitlimits von jeweils höchstens 30 Minuten: 
137 Fälle = ∑ 287 Fälle.
Korrelationskoeffizient zwischen erster Atemalkoholmessung und Blutalkohol-
messung: rAAK1/BAK = 0,968; Zahl der Fälle: 287; Signifikanzniveau: 0,0000 < 0,001 → 
hoch signifikant auf dem 0,001 Signifikanz-Niveau (***); 
Determinationskoeffizient r²AAK1/BAK = 0,937
(Zwischenergebnis 2016: Zahl der Fälle: 150; rAAK1/BAK = 0,961***; 
r²AAK1/BAK = 0,923; Steigung der Regressionsgeraden = 2,1052)
Steigung der Regressionsgeraden (empirischer Umrechnungsfaktor) = 2,1157
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 14




 AAK1 vs. BAK (MD fallweise)
 BAK = ,00464 + 2,1157 * AAK1
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Datensatz 5: Alle bis zum 1. September 2016 erhaltenen und erfassten Da-
ten, bei denen alle drei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, zweite 
Atemalkoholmessung und Blutalkoholmessung) vorliegen, bei Berücksich-
tigung eines Zeitlimits von jeweils höchstens 30 Minuten: 150 Fälle + alle 
vom 1. September 2016 bis 31. Januar 2018 erhaltenen und erfassten Daten, 
bei Berücksichtigung eines Zeitlimits von jeweils höchstens 30 Minuten: 
137 Fälle = ∑ 287 Fälle.
Korrelationskoeffizient zwischen zweiter Atemalkoholmessung und Blutalkohol-
messung: rAAK2/BAK = 0,928; Zahl der Fälle: 287; Signifikanzniveau: 0,0000 < 0,001 → 
hoch signifikant auf dem 0,001 Signifikanz-Niveau (***); 
Determinationskoeffizient r²AAK2/BAK = 0,861
(Zwischenergebnis 2016: Zahl der Fälle: 150; rAAK2/BAK = 0,930***; 
r²AAK2/BAK = 0,865; Steigung der Regressionsgeraden = 1,9468)
Steigung der Regressionsgeraden (empirischer Umrechnungsfaktor) = 1,9230
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 11




 AAK2 vs. BAK (MD fallweise)
 BAK = ,20543 + 1,9230 * AAK2
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Interpretative Zwischenergebnisse
Die beim Datensätzen 5 ermittelten Ergebnisse: rAAK1/AAK2 = 0,943, rAAK1/BAK = 
0,968 und rAAK2/BAK = 0,928 stützen sich auf eine deutlich kleinere Fallzahl, 
sie weichen allerdings nur unerheblich von den Befunden der Datensätze 3 
und 4 ab, so dass die dort getroffenen Feststellungen auch hier weitgehend 
gelten. Die Steigungen der Regressionsgeraden, also die empirischen Um-
rechnung zwischen der ersten Atemalkoholmessung und Blutalkoholmes-
sung liegt bei 2,1157 und die zwischen der zweiten Atemalkoholmessung 
und Blutalkoholmessung bei 1,9230 und damit recht deutlich auseinander. 
Die Verteilung der Residuen der Regressionsanalysen, die Fälle ausweisen, 
die 0,1 übersteigen, ergeben etwas niedrigere, aber im Muster ähnliche 
Befunde.
Methodisch bedeutet dies, dass die Begrenzung der zu berücksichti-
genden Fälle auf jene, die ein Zeitlimit von jeweils höchstens 30 Minuten 
zwischen den Messungen aufweisen, eigentlich noch keine entscheidende 
Verbesserung der Qualität und Aussagekraft der Daten erbringen.























0,719 0,692 0,746 0,710 0,100 1,330 0,054 0,232 0,014
AAK2 
N = 287
0,687 0,658 0,715 0,660 0,080 1,710 0,060 0,245 0,014
BAK 
N = 287
1,526 1,467 1,585 1,480 0,250 2,850 0,257 0,507 0,030
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Datensatz 6: Alle bis zum 1. September 2016 erhaltenen und erfassten Da-
ten, bei denen alle drei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, zweite 
Atemalkoholmessung und Blutalkoholmessung) vorliegen, bei Berücksich-
tigung eines Zeitlimits von jeweils höchstens 15 Minuten: 63 Fälle + alle 
vom 1. September 2016 bis 31. Januar 2018 erhaltenen und erfassten Daten, 
bei Berücksichtigung eines Zeitlimits von jeweils höchstens 15 Minuten: 
61 Fälle = ∑ 124 Fälle.
Korrelationskoeffizient zwischen erster und zweiter Atemalkoholmessung: 
rAAK1/AAK2 = 0,995; Zahl der Fälle: 124; Signifikanzniveau: 0,0000 < 0,001 → hoch signi-
fikant auf dem 0,001 Signifikanz-Niveau (***); 
Determinationskoeffizient r²AAK1/AAK2 = 0,990
(Zwischenergebnis 2016: Zahl der Fälle: 63; rAAK1/AAK2 = 0,997***; 
r²AAK1/AAK2 = 0,993; Steigung der Regressionsgeraden = 1,0004)
Steigung der Regressionsgeraden (empirischer Umrechnungsfaktor) = 1,0014 ≈ 1 
(wie erwartet, da nach dem gleichen Verfahren und in der gleichen Maßeinheit 
mg/l gemessen)
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 0; 
Anteil der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 
0,00 Prozent
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,05 übersteigt: 4; 




 AAK1 vs. AAK2 (MD fallweise)
 AAK2 = −,0277 + 1,0014 * AAK1
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Datensatz 6: Alle bis zum 1. September 2016 erhaltenen und erfassten Da-
ten, bei denen alle drei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, zweite 
Atemalkoholmessung und Blutalkoholmessung) vorliegen, bei Berücksich-
tigung eines Zeitlimits von jeweils höchstens 15 Minuten: 63 Fälle + alle 
vom 1. September 2016 bis 31. Januar 2018 erhaltenen und erfassten Daten, 
bei Berücksichtigung eines Zeitlimits von jeweils höchstens 15 Minuten: 
61 Fälle = ∑ 124 Fälle.
Korrelationskoeffizient zwischen erster Atemalkoholmessung und Blutalkohol-
messung: rAAK1/BAK = 0,979; Zahl der Fälle: 124; Signifikanzniveau: 0,0000 < 0,001 → 
hoch signifikant auf dem 0,001 Signifikanz-Niveau (***); 
Determinationskoeffizient r²AAK1/BAK = 0,960
(Zwischenergebnis 2016: Zahl der Fälle: 63; rAAK1/BAK = 0,988***; 
r²AAK1/BAK = 0,976; Steigung der Regressionsgeraden = 2,1502)
Steigung der Regressionsgeraden (empirischer Umrechnungsfaktor) = 2,1696
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 5; 
Anteil der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 
4,03 Prozent
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,05 übersteigt: 




 AAK1 vs. BAK (MD fallweise)
 BAK = −,0051 + 2,1696 * AAK1
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Datensatz 6: Alle bis zum 1. September 2016 erhaltenen und erfassten Da-
ten, bei denen alle drei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, zweite 
Atemalkoholmessung und Blutalkoholmessung) vorliegen, bei Berücksich-
tigung eines Zeitlimits von jeweils höchstens 15 Minuten: 63 Fälle + alle 
vom 1. September 2016 bis 31. Januar 2018 erhaltenen und erfassten Daten, 
bei Berücksichtigung eines Zeitlimits von jeweils höchstens 15 Minuten: 
61 Fälle = ∑ 124 Fälle.
Korrelationskoeffizient zwischen zweiter Atemalkoholmessung und Blutalkohol-
messung: rAAK2/BAK = 0,979; Zahl der Fälle: 124; Signifikanzniveau: 0,0000 < 0,001 → 
hoch signifikant auf dem 0,001 Signifikanz-Niveau (***); 
Determinationskoeffizient r²AAK2/BAK = 0,959
(Zwischenergebnis 2016: Zahl der Fälle: 63; rAAK2/BAK = 0,989***; 
r²AAK2/BAK = 0,979; Steigung der Regressionsgeraden = 2,1455)
Steigung der Regressionsgeraden (empirischer Umrechnungsfaktor) = 2,1555
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 5; 
Anteil der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 
4,03 Prozent
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,05 übersteigt: 




 AAK2 vs. BAK (MD fallweise)
 BAK = ,06272 + 2,1555 * AAK2
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Datensatz 6a: Alle bis zum 1. September 2016 erhaltenen und erfassten 
Da ten, bei denen alle drei Messwerte (erste Atemalkoholmessung, zweite 
Atemalkoholmessung und Blutalkoholmessung) vorliegen, bei Berücksich-
tigung eines Zeitlimits von jeweils höchstens 15 Minuten, 63 Fälle + alle vom 
1. September 2016 bis 31. Januar 2018 erhaltenen und erfassten Daten, bei 
Berücksichtigung eines Zeitlimits von jeweils höchstens 15 Minuten: 61 Fäl-
le = ∑ 124 Fälle, wobei bei diesem Datensatz zusätzlich eine Zusammenfas-
sung beider Atemalkoholmessungen zu einer Messreihe erfolgte: 248 Fälle.
Korrelationskoeffizient zwischen zweiter Atemalkoholmessung und Blutalkohol-
messung: rAAK1+2/BAK2x = 0,978; Zahl der Fälle: 248; Signifikanzniveau: 0,0000 < 0,001 → 
hoch signifikant auf dem 0,001 Signifikanz-Niveau (***); 
Determinationskoeffizient r²AAK1+2/BAK2x = 0,969
(Zwischenergebnis 2016: Zahl der Fälle: 126; rAAK1+2/BAK2x = 0,972***; 
r²AAK1+2/BAK2x = 0,945; Steigung der Regressionsgeraden = 2,1607)
Steigung der Regressionsgeraden (empirischer Umrechnungsfaktor) = 2,1557
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 10; 
Anteil der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 
4,03 Prozent
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,05 übersteigt: 




 AAK1 vs. BAK (MD fallweise)
 BAK = ,03377 + 2,1557 * AAK1
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0,726 0,684 0,768 0,740 0,100 1,250 0,057 0,238 0,021
AAK2 
N = 124
0,699 0,657 0,742 0,705 0,080 1,250 0,057 0,240 0,022
BAK 
N = 124





















AAK1 + 2 
N = 248
0,713 0,683 0,743 0,725 0,080 1,250 0,057 0,239 0,015
BAK2x 
N = 248
1,570 1,504 1,636 1,595 0,250 2,740 0,278 0,527 0,033
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Interpretative Zwischenergebnisse
Zwischen allen drei Messreihen bestehen außerordentlich enge Zusammen-
hänge (Korrelationen) von: rAAK1/AAK2 = 0,995, rAAK1/BAK = 0,979 und rAAK2/BAK = 
0,979, die auf dem 0,001 Signifikanzniveau statistisch hoch signifikant er-
scheinen, wobei bei dem geringen Zeitabstand der Messungen von höchs-
tens jeweils 15 Minuten die Korrelation zwischen den beiden Atemalkohol-
messungen sehr nahe dem Wert 1 (rAAK1/AAK2 = 0,995) liegen, aber auch die 
beiden Korrelationen zwischen den Atemalkoholmessungen und der Blut-
alkoholmessung mit jeweils rAAK1/BAK = 0,979 und rAAK2/BAK = 0,979 nicht nur 
sehr nahe beieinander liegen, sondern auch eine sehr weitgehende Über-
einstimmung der Messungen nach beiden Verfahren erkennen lassen. Dies 
bestätigt sich auch bei einer Zusammenfassung beider Messreihen durch 
den entsprechenden Korrelationskoeffizenten: rAAK1+2/BAK2x = 0,978.
Die empirisch ermittelten Umrechnungsfaktoren zwischen der ersten 
Atemalkoholmessung und der Blutalkoholmessung liegt bei 2,1696 und 
zwischen der zweiten Atemalkoholmessung und der Blutalkoholmessung, 
recht ähnlich, bei 2,1555, sowie bei der zusammengefassten Messreihe 
bei 2,1557, übrigens ein Wert, auf den man auch in der Fachliteratur ganz 
ähnlich trifft (z. B. Slemeyer/Schoknecht 2008: 54 f., Mußhoff 2014: 311 ff.). 
Dies dürfte einen guten Hinweis auf den Richtwert eines empirisch zuver-
lässigen Umrechnungsfaktors geben, zu dessen Ermittlung man allerdings 
eine viel höhere Zahl von Fällen benötigt, um auch eventuelle Einfluss-
faktoren wie Alter und Geschlecht bzw. Zeitraum seit dem Trinkereignis 
angemessen kontrollieren zu können.
Methodisch zeigen die 124, dem Untersuchungsdesign uneingeschränkt 
entsprechenden Fälle (vollständige Erhebungen im vorgegebenen Zeitlimit 
von höchstens 15 Minuten), wie übrigens ganz ähnlich bereits die 63 Fälle 
des Zwischenberichts, dass ein sehr aussagekräftiges und tragfähiges Er-
gebnis im Sinne der Ausgangsannahme einer sehr hohen und statistisch 
jedenfalls hinreichend zuverlässigen Übereinstimmung der Messergebnisse 
der Atemalkohol- und Blutalkoholmessungen festzustellen ist.
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Deskriptive statistische Maßzahlen – 




















AAK1/DS 3 0,720 0,707 0,740 0,69 0,050 1,479 0,055 0,234 0,010
AAK1/DS 4 0,723 0,701 0,745 0,70 0,050 1,479 0,056 0,237 0,011
AAK1/DS 5 0,719 0,692 0,746 0,710 0,100 1,330 0,054 0,232 0,014
AAK1/DS 6 0,726 0,684 0,768 0,740 0,100 1,250 0,057 0,238 0,021
AAK2/DS 3 0,677 0,665 0,698 0,65 0,000 1,710 0,059 0,243 0,011
AAK2/DS 4 0,678 0,655 0,700 0,65 0,000 1,710 0,060 0,245 0,012
AAK2/DS 5 0,687 0,658 0,715 0,660 0,080 1,710 0,060 0,245 0,014
AAK2/DS 6 0,699 0,657 0,742 0,705 0,080 1,250 0,057 0,240 0,022
AAK1+2 
DS 6a
0,713 0,683 0,743 0,725 0,080 1,250 0,057 0,239 0,015
BAK/DS 3 1,521 1,499 1,565 1,46 0,080 2,980 0,259 0,509 0,023
BAK/DS 4 1,517 1,469 1,566 1,46 0,080 2,980 0,269 0,519 0,025
BAK/DS 5 1,526 1,467 1,585 1,480 0,250 2,850 0,257 0,507 0,030
BAK/DS 6 1,570 1,476 1,664 1,595 0,250 2,740 0,279 0,528 0,047
BAK2x/
DS 6a
1,570 1,504 1,636 1,595 0,250 2,740 0,278 0,527 0,033
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Variablenbezogener und datensatzbezogener Vergleich 
der Fälle und Anteile die außerhalb eines angenommenen 
Vertrauensbereichs liegen
Variablen + Datensatz Zahl der Fälle, bei denen das 
„Residuum“ der Regressions-
analyse 0,1 übersteigt
Anteil der Fälle, bei denen das 
„Residuum“ der Regressions-
analyse 0,1 übersteigt
AAK1 + AAK2/DS 3 26 4,98 %
AAK1 + BAK/DS 3 36 6,89 %
AAK2 + BAK/DS 3 19 3,36 %
AAK1 + AAK2/DS 4 24 5,42 %
AAK1 + BAK/DS 4 31 6,99 %
AAK2 + BAK/DS 4 20 4,51 %
AAK1 + AAK2/DS 5 8 2,78 %
AAK1 + BAK/DS 5 14 4,88 %
AAK2 + BAK/DS 5 11 3,83 %
AAK1 + AAK2/DS 6 0 0,0 %
AAK1 + BAK/DS 6 5 4,03 %
AAK2 + BAK/DS 6 5 4,03 %
AAK1+2 + BAK2x/DS 6 10 4,03 %
Variablen + Datensatz Zahl der Fälle, bei denen das 
„Residuum“ der Regressions-
analyse 0,05 übersteigt
Anteil der Fälle, bei denen das 
„Residuum“ der Regressions-
analyse 0,05 übersteigt
AAK1 + AAK2/DS 6 4 3,23 %
AAK1 + BAK/DS 6 17 13,71 %
AAK2 + BAK/DS 6 20 16,13 %
AAK1+2 + BAK2x/DS 6 44 4,03 %
Betrachtet man die Fallzahlen und Anteile der von uns mit 0,1 als Krite-
rium definierten „Ausreißer“, so wird erkennbar, dass lediglich bei den 
Grundgesamtheiten 3 und 4, bei denen die Zeitintervalle von 30 Minuten 
auch überschritten werden, der Anteil der „Ausreißer“ fallweise 5 Prozent 
überschreitet. In allen Fällen liegt der Anteil der Ausreißer allerdings un-
ter 7 Prozent, wobei der prozentuale Anteil bei geringeren Zeitabständen 
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zwischen den Messungen erwartungsgemäß tendenziell, aber nicht durch-
gängig, abnimmt. Bei einzelnen „Ausreißer“-Werten kann auch nochmals 
überprüft werden, ob bestimmte Besonderheiten des Erhebungsfalles vor-
liegen. Auf diese näheren Betrachtungen soll an dieser Stelle aber nicht 
eingegangen werden, sie empfiehlt sich methodisch aber jedenfalls bei 
weitergehenden Untersuchungen auf der Grundlage größerer Fallzahlen.
Bei einem sensibleren Kriterium von 0,05 erhöhen sich allerdings die 
Fallzahlen und Anteile der „Ausreißer“, wie der Tabelle entsprechend zu 
entnehmen ist.
Zu den Kriterien bzw. kritischen Schwellenwerten sind folgende Feststel-
lungen zu treffen: In der Praxis dauert es in der Regel mindestens eine bis 
anderthalb Stunden von der Feststellung der Trunkenheit bis zu Blutent-
nahme bzw. Blutalkoholmessung. In dieser Zwischenzeit kann von einem 
Butalkoholabbau von rund 0,2 Promille = ungefähr 0,1 mg/l ausgegangen 
werden. Daran orientiert sich der kritische Schwellenwert bzw. das Krite-
rium von 0,1, wobei die Fälle bzw. prozentualen Anteile jener Residuen er-
fasst und ausgewiesen wurden, die diesen kritischen Wert überschreiten. 
Bei den Residuen handelt es sich, um bekanntlich die Distanz der Abwei-
chungen der einzelnen empirischen Werte von der Regressionsgeraden, 
auf der alle Messwerte bei einem perfekt linearen Zusammenhang liegen 
würden. Je größer der einzelne Residualwert sich darstellt, umso größer ist 
also die Abweichung von diesem idealen linearen Zusammenhang, wobei 
der Wert von 0,1 als „kritisch“ angenommen wurde.
Nun könnte man sagen, der Alkoholabbau pro Stunde ist mit 0,2 Pro-
mille zu hoch oder die Zeit bis zur Blutentnahme mit einer bis anderthalb 
Stunden zu lange angenommen. Dann müsste man einen niedrigeren kriti-
schen Schwellenwert, z. B. 0,05 mg/l = ungefähr 0,1 Promille festlegen. Da-
mit würden sich bei den einzelnen Grundgesamtheiten natürlich auch die 
Fallzahlen bzw. prozentualen Anteile der dieses Kriterium überschreiten-
den abweichenden Fälle entsprechend erhöhen (z. B. bei der Grundgesamt-
heit DS 6, also den 124 Fällen aller Messungen, die im Zeitlimit blieben, von 
jeweils 5 Fällen im Hinblick auf die Zusammenhänge BKA und AAK1 auf 17 
bzw. BKA und AAK2 auf 20 Fälle).
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Experimentelle Untersuchung
Datensatz: Für die experimentelle Untersuchung an der Hochschule der 
Sächsischen Polizei wurde die Zahl von 60 beteiligten Studierenden ange-
strebt. In die vorliegende Auswertung wurde nach Prüfung, ob die Gütekri-
terien des Zeitlimits usw. erfüllt wurden, 53 Fälle einbezogen. Die Messun-
gen erfolgten in der Regel zeitnah zum Trinkgeschehen.
Korrelationskoeffizient zwischen erster und zweiter Atemalkoholmessung:  
rAAK1/AAK2 = 0,989; Zahl der Fälle: 53; Signifikanzniveau: 0,0000 < 0,001 → hoch signi-
fikant auf dem 0,001 Signifikanz-Niveau (***); 
Determinationskoeffizient r²AAK1/AAK2 = 0,978
Steigung der Regressionsgeraden (empirischer Umrechnungsfaktor) = 0,9685
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 0; 
Anteil der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 
0,00 Prozent
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,05 übersteigt: 2; 




 AAK1 vs. AAK2 (MD fallweise)
 AAK2 = −,0010 + ,96852 * AAK1
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Datensatz: Für die experimentelle Untersuchung an der Hochschule der 
Sächsischen wurde die Zahl von 60 beteiligten Studierenden angestrebt. In 
die vorliegende Auswertung wurde nach Prüfung, ob die Gütekriterien des 
Zeitlimits usw. erfüllt wurden, 53 Fälle einbezogen. Die Messungen erfolg-
ten in der Regel zeitnah zum Trinkgeschehen.
Korrelationskoeffizient zwischen erster Atemalkoholmessung und Blutalkohol-
messung: rAAK1/BAK = 0,984; Zahl der Fälle: 53; Signifikanzniveau: 0,0000 < 0,001 → 
hoch signifikant auf dem 0,001 Signifikanz-Niveau (***); 
Determinationskoeffizient r²AAK1/BAK = 0,968
Steigung der Regressionsgeraden (empirischer Umrechnungsfaktor) = 2,0069
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 0; 
Anteil der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 
0,00 Prozent
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,05 übersteigt: 1; 




 AAK1 vs. BAK (MD fallweise)
 BAK = ,09273 + 2,0069 * AAK1
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Datensatz: Für die experimentelle Untersuchung des Jahres 2017 an der 
Hochschule der Sächsischen Polizei wurde die Zahl von 60 beteiligten Stu-
dierenden angestrebt. In die vorliegende Auswertung wurden nach Prüfung, 
ob die Gütekriterien des Zeitlimits usw. erfüllt wurden, 53 Fälle einbezogen. 
Die Messungen erfolgten in der Regel zeitnah zum Trinkgesche hen.
Korrelationskoeffizient zwischen zweiter Atemalkoholmessung und Blutalkohol-
messung: rAAK2/BAK = 0,984; Zahl der Fälle: 53; Signifikanzniveau: 0,0000 < 0,001 → 
hoch signifikant auf dem 0,001 Signifikanz-Niveau (***); 
Determinationskoeffizient r²AAK2/BAK = 0,968
Steigung der Regressionsgeraden (empirischer Umrechnungsfaktor) = 2,0499
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 0; 
Anteil der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,1 übersteigt: 
0,00 Prozent
Zahl der Fälle, bei denen das „Residuum“ der Regressionsanalyse 0,05 übersteigt: 3; 




 AAK2 vs. BAK (MD fallweise)
 BAK = ,10930 + 2,0499 * AAK2










0,3 0,5 0,7 0,9 1,1 1,20,4 0,6 0,8 1,0
428























0,668 0,626 0,709 0,630 0,380 1,170 0,023 0,151 0,021
AAK2  
N = 53
0,646 0,605 0,687 0,620 0,360 1,120 0,022 0,148 0,020
BAK  
N = 53
1,434 1,349 1,519 1,380 0,780 2,420 0,095 0,308 0,042
Variablenbezogener Vergleich der Fälle und Anteile die außerhalb  
eines angenommenen Vertrauensbereichs liegen
Variablen + Datensatz Zahl der Fälle, bei denen das 
„Residuum“ der Regressions-
analyse 0,1 übersteigt
Anteil der Fälle, bei denen das 
„Residuum“ der Regressions-
analyse 0,1 übersteigt
AAK1 + AAK2/DS Experiment 0 0,00 %
AAK1 + BAK/DS Experiment 0 0,00 %
AAK2 + BAK/DS Experiment 0 0,00 %
Variablen + Datensatz Zahl der Fälle, bei denen das 
„Residuum“ der Regressions-
analyse 0,05 übersteigt
Anteil der Fälle, bei denen das 
„Residuum“ der Regressions-
analyse 0,05 übersteigt
AAK1 + AAK2/DS Experiment 2 3,77 %
AAK1 + BAK/DS Experiment 1 1,89 %
AAK2 + BAK/DS Experiment 3 5,66 %
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Es wird erkennbar, dass bei der experimentellen Untersuchung die Fall-
zahlen und Anteile der von uns mit 0,1 als Kriterium definierten „Ausrei-
ßer“ gleich Null sind, also keine „Ausreißer“-Werte feststellbar sind und 
dass diese selbst bei einem strengeren Kriterium von 0,05 recht begrenzt 
bleiben. Dies zeigt sich auch im Vergleich zu den Analysen beim Daten-
satz 6 und Datensatz 6a, bei denen ebenfalls das strengere Kriterium von 
0,05 zusätzlich berücksichtigt wurde.
Methodisch bedeutet dies mithin, dass ein experimentelles Vorgehen 
eine noch bessere Kontrolle der Rahmenbedingungen und Gütekriterien 
der Datenerhebungen verspricht und damit auch qualitativ bessere und 
aussagekräftigere Befunde ermöglicht.
Durch eine weitere experimentelle Untersuchung im Jahre 2018, bei der 
ein etwas anderes Untersuchungsdesign verwendet wurde und ebenfalls 
insgesamt 53 Fälle in den Analysen berücksichtigt werden konnten, ließen 
sich die Ergebnisse der ersten experimentellen Untersuchung weitestge-
hend bestätigen. Im Folgenden die wichtigsten Befunde dieser zweiten 
ex perimentellen Untersuchung, die dies signalisieren, ohne dass dies hier 
ausführlicher dargestellt wird:
Korrelationskoeffizient zwischen erster Atemalkoholmessung und Blutalkohol-
messung: rAAK1/BAK = 0,9627; Zahl der Fälle: 53; Signifikanzniveau: 0,0000 < 0,001 → 
hoch signifikant auf dem 0,001 Signifikanz-Niveau (***); Steigung der Regressions-
geraden (empirischer Umrechnungsfaktor) = 2,0229
Korrelationskoeffizient zwischen zweiter Atemalkoholmessung und Blutalkohol-
messung: rAAK2/BAK = 0,9569; Zahl der Fälle: 53; Signifikanzniveau: 0,0000 < 0,001 → 
hoch signifikant auf dem 0,001 Signifikanz-Niveau (***); Steigung der Regressions-
geraden (empirischer Umrechnungsfaktor) = 1,8892
Korrelationskoeffizient zwischen erster Atemalkoholmessung und zweiter Atem-
alkoholmessung: rAAK1/AAK2 = 0,9766; Zahl der Fälle: 53; Signifikanzniveau: 0,0000 < 
0,001 → hoch signifikant auf dem 0,001 Signifikanz-Niveau (***)
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Weitere interpretative Ergebnisse und abschließende 
Empfehlungen
Die feststellbaren Abweichungen zwischen den Messreihen gehen – insge-
samt betrachtet – weitgehend auf zeitliche Verzögerungen zwischen den 
Messungen als Haupteffekt, also damit hauptsächlich auf den zeitlichen 
Abbauverlauf des Alkohols zurück. Praktisch bedeutet dies, dass eine unver-
zügliche Messung mit dem Atemalkoholmessgerät empirisch zutreffendere 
Ergebnisse als eine längere Zeit verzögerte Blutalkoholmessung ergibt und 
daher im Sinne korrekterer (valideren) Messungen allemal vorzuziehen wäre.
Die Arbeitshypothese konnte empirisch uneingeschränkt untermauert 
werden, dass eine hinreichend weitgehende Übereinstimmung der Atemalko-
holmessungen und der Blutalkoholmessungen angenommen werden kann, so 
dass die Blutalkoholmessung in normalen Fällen, d. h. sicherer Ausschluss 
von Nachtrunk sowie kein Mischkonsum mit anderen berauschenden Mitteln, 
auch bei Werten über 1,1 ‰ BAK bzw. 0,55 mg/l AAK ohne Bedenken durch 
eine Atemalkoholmessung ersetzt werden kann. Als normale Fälle sind daher 
regelmäßig solche Sachlagen zu betrachtet, die nicht mit erheblichen Schä-
den oder absehbaren rechtlichen Folgeauseinandersetzungen verbunden 
sind und die daher eine längerfristige Aufbewahrung der Messproben er-
forderlich erscheinen lassen. Dieses Regel-/Ausnahmeverhältnis müsste bei 
entsprechenden rechtlichen Änderungen von Gesetzen oder Änderungen 
in der Rechtsauslegung der Strafjustiz angemessen berücksichtigt werden.
Ein eigenes Problem bildet der konventionell angenommene Umrech-
nungsfaktor von 2,0, der bei zeitnahen Messungen zu einer systematischen 
Unterschätzung der Atemalkoholmessergebnisse führt. Einen empirisch 
zutreffenderen Umrechnungsfaktor auf der Grundlage einer ausreichend 
großen Datenmenge zu ermitteln, sollte mithin weiterhin ein eigenes 
wichtiges Ziel eines solchen Untersuchungsvorhabens auf einer breiteren 
Datenbasis darstellen. Eine ausreichend große Fallzahl würde erst Fein-
analysen unter Berücksichtigung weiterer Einflussfaktoren wie Alter, Ge-
schlecht und eventuell Körpergewicht wie auch Zeitabstand zu dem Trink-
ereignis ermöglichen. Daher sollte in weiterführenden Untersuchungen 
eine Fallzahl von 3 000 angestrebt werden.
Leider ist die gegenwärtige Fallzahl noch viel zu gering, um auf die-
ser Datengrundlage zu definitiven weitreichenden Verallgemeinerungen 
und praktischen Konsequenzen zu gelangen. Die vorliegenden Ergebnisse 
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begründen allerdings uneingeschränkt die Empfehlung, die Erhebungen in 
anderer Weise intensiver und vor allem unter strenger Berücksichtigung der 
methodischen Vorgaben fortzusetzen.
Bereits zu diesem Zeitpunkt lassen sich jedoch rechtspolitisch zwei 
widerstreitende und in ihrer Zielstellung grundsätzlich unterschiedliche 
Argumentationslinien gegeneinander in Stellung bringen, die allerdings 
beide von einem weitestgehenden Ersetzen der Blutalkoholanalyse durch 
die Atemalkoholanalyse ausgehen.
Die polizeiliche Seite dürfte stark daran interessiert sein, über die Ergeb-
nisse dieses Forschungsprojekts erhebliche Effizienzgewinne zu realisieren. 
Diese wären durch einen Verzicht auf eine Blut alkoholanalyse nebst vorhe-
riger Anordnung sowie Blutentnahme und dadurch auf der Hand liegende 
Zeitvorteile zu erreichen. Zudem müsste auch die Strafjustiz an Effizienz-
gewinnen interessiert sein, weil Strafbefehle infolge nicht notwendiger 
Wartezeiten auf die Ergebnisse in Auftrag gegebener Blutalkoholanalysen 
der Institute für Rechtsmedizin deutlich schneller ergehen könnten und 
auch deren Kosten nicht mehr den Beschuldigten auferlegt werden müss-
ten.
Auf der anderen Seite steht die Gruppe der Strafverteidiger, deren In-
teresse es im Sinne ihrer Mandanten ebenfalls sein muss, auf die Ergebnis-
se der Blutalkoholanalyse weitestgehend verzichten zu können, allerdings 
neben dem ihre Mandanten finanziell bevorteilenden Kostenargument 
auch unter der Zielsetzung, dass die alkoholisierten Kraftfahrzeugführer 
von dem für ihre Mandantschaft derzeit nach § 24a Abs. 1 StVG gesetzlich 
verankerten, großzügigeren Umrechnungsfaktor von 2 000 : 1 (1 ml Blut ei-
nes Kraftfahrzeugführers beinhaltet demnach 2 000 mal so viel Ethanol wie 
1 ml Luft aus seiner Lunge) weiterhin profitieren können. D. h. im Ergeb-
nis würde durch ein großzügiges Umschwenken der Rechtspraxis auf die 
AAK ein Teil der Mandantschaft zukünftig als Rechtsfolgen lediglich gem. 
§ 24a Abs. 1 StVG ein Bußgeld und ein einmonatiges Fahrverbot sowie gem. 
Anlage 13 zur FeV zwei Punkte im Fahreignungsregister gewärtigen müs-
sen, aber vom Entzug der Fahrerlaubnis gem. §§ 316, 69 StGB verschont 
bleiben. Allerdings wären die Verluste für die Verkehrssicherheit, so sie 
denn überhaupt als solche zu bewerten wären, gering, weil bekanntlich 
gem. § 13 Nr. 2b FeV zwingend ein medizinisch-psychologisches Gutachten 
beizubringen ist, wenn wiederholt Zuwiderhandlungen im Straßenver-
kehr unter Alkoholeinfluss begangen wurden und seien es auch nur zwei 
Ordnungswidrigkeiten gem. § 24a Abs. 1 StVG.
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Diese beiden Argumentationslinien, Effizienzgewinne contra Abstufung 
zahlreicher Delikte in den nichtkriminellen Bereich, gilt es rechtspolitisch 
gegeneinander abzuwägen.
Die von Toxikologen und Rechtsmedizinern geäußerten Gegenargu-
mente lassen sich allerdings bereits zum jetzigen Zeitpunkt zu 100 % ent-
kräften, weil in allen Zweifelsfällen, bei denen eine zweite Analyse nicht 
auszuschließen ist (z. B. Nachtrunkbehauptung, Mischkonsum sowie § 315c 
Abs. 1 Nr. 1a StGB) ohnehin auch weiterhin eine Blutentnahme angeordnet 
und durchgeführt werden muss.
Mit den hier vorgestellten Ergebnissen werden die bisherigen Felderhe-
bungen in den einzelnen Bundesländern abgeschlossen, da sich erwies, 
dass auf diesem Wege in absehbarer Zeit keine ausreichende Datengrund-
lage von 3 000 Fällen zu erreichen ist. Es bleibt damit zunächst allen Kol-
legen aus den verschiedenen Bundesländern, die an der Datenerhebung 
mitgewirkt und damit eine doch aussagekräftige empirische Grundlage für 
die hier vorgelegten Befunde geschaffen haben, für ihre Bemühungen und 
ihren Einsatz zu danken.
Parallel zu diesen Felderhebungen sind an der Hochschule der Sächsi-
schen Polizei (FH) im Rahmen von Qualifikationsarbeiten experimentelle 
Untersuchungen zur gleichen Sache durchgeführt worden, die einerseits 
zu einer weitgehenden inhaltlichen Bestätigung der Ergebnisse der Feld-
erhebungen führten, andererseits aber auch weiterführende methodische 
Erkenntnisse erbrachten. Auch in dieser Hinsicht sind wir den bei den 
beiden Laboruntersuchungen unterstützend tätig gewordenen Kollegin-
nen und Kollegen dankbar, von denen stellvertretend für alle namentlich 
die beiden Professoren Dr. med. habil Thomas Friedrich und Dr. rer. nat. 
Matthias Schmidt sowie die Polizeikommissarinnen Maria Lübs, Susann 
Kirchhoefer und Lisa Patzenbein sowie die Polizeikommissare Uwe Jun 
und Thomas Grohme genannt werden sollen, die allesamt erfolgreich an 
der Hochschule studiert haben.
Auf den bisher gewonnenen Erkenntnisgrundlagen wäre die Empfehlung 
der Fortsetzung des Vorhabens mit folgenden Präzisierungen zu verbinden.
Bei der näheren Überlegung, wie die Grundgesamtheit einer weiter-
führenden Untersuchung am zutreffendsten zu bestimmen ist, ergab sich, 
dass diese weder durch die Wohnbevölkerung, noch durch die Gesamtheit 
der Autofahrer in der Bundesrepublik Deutschland, sondern durch die bei 
Trunkenheitsfahrten festgestellten Autofahren am zutreffendsten zu de-
finieren wäre. Daher wird empfohlen, vom Kraftfahrt-Bundesamt in Flens-
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burg sämtliche relevante statistische Daten der bei Trunkenheitsfahrten 
festgestellten Kraftfahrzeugfahrer einiger zurückliegender Jahre zu er-
werben, um auf dieser Grundlage die relevanten sozialdemographischen 
Verteilungen für weitere Untersuchungen zu ermitteln.
Gegenüber den bisherigen Untersuchungen soll das Design einer wei-
terführenden Untersuchung von ca. 3 000 Personen folgende Besonderhei-
ten aufweisen. Die sozialdemographische Zusammensetzung der Beteilig-
ten soll im Hinblick auf Altersgruppen und Geschlecht den diesbezüglichen 
Verteilungsmustern, die aus den Daten des Kraftfahrt-Bundesamtes in 
Flensburg zu ermitteln sind, entsprechen. Der Einfluss unterschiedlicher 
Zeitintervalle nach dem Trinkereignis (z. B. 1/2 h, 1 h, 1 ½ h, 2 h, 3 h, 4 h) ist 
systematisch zu berücksichtigen und bezogen auf das Geschlecht und die 
Altersgruppen entsprechend zu variieren.
Parallel und in Verbindung mit den empirischen Untersuchungen soll-
ten eine systematische interdisziplinäre Auswertung der internationalen 
Erfahrungen mit der Verwendung von Geräten der Atemalkoholkontrolle 
und eine Aufarbeitung der einschlägigen internationalen Fachliteratur 
erfolgen.
Zur praktischen Durchführung der Untersuchungen sind mehrere Va-
rianten denkbar. Vier der naheliegendsten wären:
Variante A: Sicherstellung einer öffentlichen Finanzierung zur Durchfüh-
rung der Untersuchung nach dem oben dargelegten Untersuchungsdesign 
durch ein professionelles wissenschaftliches Institut. Zur externen fachli-
chen Beratung und Beaufsichtigung der Forschungsarbeit wäre eventuell 
ein kleines Lenkungsgremium aus Experten zu bilden.
Variante B: Durchführung der Untersuchungen durch die beteiligten Bundes-
länder und ihren für die Polizeiausbildung zuständigen Fachhoch schulen 
nach dem oben dargelegten Untersuchungsdesign mit Polizeibeam tinnen 
und Polizeibeamten, einschließlich pensionierten, nach streng untereinan-
der abgestimmten und kontrollierten methodischen Regeln. Einzelheiten 
dazu müssten in Abstimmungsgesprächen festgelegt und verbindlich ver-
einbart werden.
Variante C: Ähnlich im Ansatz wie Variante B, doch unter Kooperation mit 
einschlägigen universitären oder außeruniversitären Forschungseinrich-
tungen in den einzelnen Bundesländern.
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Variante D: Gesamtes Vorhaben wird in einem Projekt der Deutschen Hoch-
schule der Polizei in Münster-Hiltrup – eventuell in Kooperation mit einzel-
nen Hochschulen für Polizeiausbildung in den Bundesländern – realisiert.
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Didaktische und fachdidaktische Fragen
Anton Sterbling (Hrsg.) (2005)
ISBN 3-938015-05-5
Band 27
Sicherheit und Lebensqualität in Görlitz
Ergebnisse empirischer Untersuchungen
Anton Sterbling & Joachim Burgheim (2005)
ISBN 3-938015-06-3
Band 28
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Band 29
Polizeiberuf und Transfergesellschaft
Motive, Entscheidungsgründe und Einflüsse bei der Berufswahl
Karlhans Liebl (Hrsg.) (2006)
ISBN 3-938015-08-X
Band 30
Vernehmungen in schwierigen polizeilichen Feldern
Erkenntnisse, Forschungsfragen, Legalitätsprobleme




















Joachim Schubert & Kerstin Steinberg-Rahal (Hrsg.) (2007)
Übersetzt von René Caron
ISBN 978-3-938015-13-1
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Band 35
Modernisierung der Polizeiausbildung
Allgemeine und hochschuldidaktische Fragen
Ralph Berthel & Anton Sterbling (Hrsg.) (2007)
ISBN 978-3-938015-14-8
Band 36
Aufgabenfelder der Präventionsarbeit und empirische  
Präventionsforschung




Phänomen und Worst Case
Werner Reuter & Clauss-Siegfried Grommek (Hrsg.) (2008)
ISBN 978-3-938015-16-2
Band 38
Cannabis – gefährliches Rauschgift oder harmlose Pflanze?
Betrachtung einer schier endlosen Diskussion über die Legalisierung  
der umstrittensten illegalen Droge dieser Zeit




Deutsch – Englisch – Polnisch




Deutsch – Tschechisch – Russisch
Joachim Schubert & Kerstin Steinberg-Rahal (Hrsg.) (2008)
ISBN 978-3-938015-19-3
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Band 41
Fahreignung und Fahr(un-)sicherheit
Neue Untersuchungsansätze zu zwei Kernthemen der Verkehrssicherheit
Dieter Müller (Hrsg.) (2008)
ISBN 978-3-938015-20-9
Band 42
Demokratiefragen, politische Kultur und intellektuelle Reflexion  
im europäischen Horizont 
Anton Sterbling, Hubert Orlowski, Matthias Theodor Vogt (Hrsg.) (2008)
ISBN 978-3-938015-21-6
Band 43






Paul Senghaus (Hrsg.) (2010)
ISBN 978-3-938015-23-0
Band 45
Polizei und Soziale Arbeit
Dieter Müller (Hrsg.) (2009)
ISBN 978-3-938015-24-7
Band 46
Wirtschaftskriminalität und die Rolle der Strafverfolgungsorgane
Beiträge der Fachtagung im November 2007 in Rothenburg/O.L.
Karlhans Liebl & Eberhard Kühne (Hrsg.) (2008)
ISBN 978-3-938015-25-4
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Band 47
Internationale Zusammenhänge und Erfahrungen  
der Weiterentwicklung der Polizeiausbildung
Beiträge zum X. Hochschuldidaktischen Kolloquium  
an der Hochschule der Sächsischen Polizei
Anton Sterbling (Hrsg.) (2008)
ISBN 978-3-938015-26-1
Band 48
Entwicklungen der subjektiven Sicherheit und Lebensqualität










Polizeiwissenschaftliches Studium im 21. Jahrhundert
Kritische Bestandsaufnahme und Visionen
Ralph Berthel & Eberhard Kühne (Hrsg.) (2009)
ISBN 978-3-938015-29-2
Band 51
Fürsorge – Gesundheitsfürsorge in der sächsischen Polizei
Werner Reuter & Dieter Naumann (Hrsg.) (2009)
ISBN 978-3-938015-30-8
Band 52
Stadionsicherheit und Panik II
Clauss-Siegfried Grommek (Hrsg.) (2009)
ISBN 978-3-938015-31-5
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Band 53
Polizei in der demokratischen Gesellschaft
Klemens H. Schrenk (Hrsg.) (2010)
ISBN 978-3-938015-32-2
Band 54
Fragen der Sicherheit in unsicheren Zeiten




Der Studiengang Bachelor of Arts (B. A.) – Polizeivollzugsdienst – 
an der Hochschule der Sächsischen Polizei (FH) in Rothenburg/OL.
Von der Idee zum Studiengang
Ralph Berthel (Hrsg.) (2010)
ISBN 978-3-938015-34-6
Band 56
Sonderkommissionen – Beiträge zur Arbeit in kriminalpolizeilichen 
Sonderkommissionen. Teil I
Ralph Berthel (Hrsg.) (2011)
ISBN 978-3-938015-35-3
Band 57
Sonderkommissionen – Beiträge zur Arbeit in kriminalpolizeilichen 
Sonderkommissionen. Teil II
Ralph Berthel (Hrsg.) (2011)
ISBN 978-3-938015-36-0
Band 58
Modularisiertes Studium – Herausforderungen an Studierende  
und Lehrende
Kolloquium am 5.10.2010 zur Eröffnung des Bachelorstudienganges
Ralph Berthel & Eberhard Kühne (Hrsg.) (2011)
ISBN 978-3-938015-37-7
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Uwe Mader & Clauss-Siegfried Grommek (Hrsg.) (2011)
ISBN 978-3-938015-38-4
Band 60
Sozialer Wandel, Korruption, Hypotheken der Vergangenheit









Viktimisierung im Freistaat Sachsen
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Band 65
Die Freiheit des Wortes.
Wissenschaft und demokratische Gesellschaft
Festschrift anlässlich des 60. Geburtstages  









Regionale Viktimisierung, Kriminalitätsfurcht  
und Anzeigeverhalten im Freistaat Sachsen
Detailauswertung einer Dunkelfeldbefragung für das Jahr 2010
Karlhans Liebl (Hrsg.) (2014)
ISBN 978-3-938015-46-9
Band 68






Dieter Müller (Hrsg.) (2014)
ISBN 978-3-938015-48-3
Band 70
Polizei im digitalen Zeitalter
Teil I
Ralph Berthel (Hrsg.) (2014)
ISBN 978-3-938015-49-0
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Band 71
Polizei im digitalen Zeitalter
Teil II
Ralph Berthel (Hrsg.) (2014)
ISBN 978-3-938015-50-6
Band 72
Polizeiwissenschaft, Sprachwissenschaft  
und Sozialwissenschaften











Neue Überlegungen und Befunde
Eberhard Kühne & Karlhans Liebl (Hrsg.) (2015)
ISBN 978-3-938015-53-7
Band 75
Polizei zwischen Wissenschaft und Reformdruck
Festschrift zum 20. Jahrestag der Gründung der Hochschule  
der Sächsischen Polizei (FH)
Dirk Dalberg, Clauss Grommek, Eberhard Kühne, Karlhans Liebl,  
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Band 76
Subjektive Sicherheit in einem Grenzland
Untersuchung zu Sicherheitsaspekten in der Verwaltungsgemeinschaft 
Rothenburg-Hähnichen in der Oberlausitz





Dieter Müller (Hrsg.) (2015)
ISBN 978-3-938015-56-8
Band 78












Clauss-Siegfried Grommek (Hrsg.) (2015)
ISBN 978-3-938015-59-9
Band 81
Polizei im digitalen Zeitalter
Teil III
Ralph Berthel (Hrsg.) (2016)
ISBN 978-3-938015-60-5
451
Bisher erschienene Titel der „Rothenburger Beiträge“
Band 82
Gegenüberstellung verschiedener Sanktionsmöglichkeiten  
bei straffällig gewordenen Jugendlichen, deren erzieherische  
Konzepte und Wirkungen sowie Resozialisierungschancen















Moralischer Anspruch und praktische Bewältigung
Dirk Mathias Dalberg (Hrsg.) (2016)
ISBN 978-3-938015-64-3
Band 86
Vergleichende Regionalanalysen des Dunkelfeldes in Sachsen  
im Jahr 2013
Karlhans Liebl (Hrsg.) (2017)
ISBN 978-3-938015-65-0
Band 87
Sicherheitsanliegen des Handwerks im Landkreis Görlitz
Anton Sterbling (Hrsg.) (2016)
ISBN 978-3-938015-66-7
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Band 88





Zum aktuellen Stand des Versammlungsrechts
Verfassungsrechtliche Vorgaben, versammlungsgesetzliche Ausgestaltung, 
behördliche und polizeiliche Anwendung




Umfang der gefälschten Arznei-, Potenz- und Dopingmittel  






Dieter Müller (Hrsg.) (2017)
ISBN 978-3-938015-70-4
Band 92
Islamistischer Terrorismus und die Herausforderungen  
für die Polizeien




Untersuchung zu Schwereeinschätzungen und Sanktionsforderungen  
















Erscheinungsformen, Ziele, Wahrnehmung, Prävention  
und Opferbetreuung
Dirk Mathias Dalberg (Hrsg.) (2018)
ISBN 978-3-938015-75-9
Band 97






Einführung in die Grundlagen der Soziologie für das Polizeistudium 
und ähnliche Studiengänge





Tagungsband zur Konferenz am 19. und 20. November 2018  
in Schmochtitz bei Bautzen
Henning Schwier (Hrsg.) (2019)
ISBN 978-3-938015-78-0
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Band 100
Die Zukunft der Polizeiarbeit – die Polizeiarbeit der Zukunft
Festschrift aus Anlass des 25. Jahrestages der Hochschule  
der Sächsischen Polizei (FH) – Teil I
Eberhard Kühne (Hrsg.) (2019)
ISBN 978-3-938015-79-7
Band 101
Die Zukunft der Polizeiarbeit – die Polizeiarbeit der Zukunft
Festschrift aus Anlass des 25. Jahrestages der Hochschule  
der Sächsischen Polizei (FH) – Teil II
Eberhard Kühne (Hrsg.) (2019)
ISBN 978-3-938015-80-3
Band 102








Dieter Müller (Hrsg.) (2020)
ISBN 978-3-938015-82-7
Band 104
Kriminalistik und Kriminologie in der VUCA-Welt
Teil I: Lage, Herausforderungen, Lösungsansätze
Ralph Berthel (Hrsg.) (2020)
ISBN 978-3-938015-83-4
Band 105
Kriminalistik und Kriminologie in der VUCA-Welt
Teil II: Kriminalität und digitaler Raum, Gefahren für den Rechtsstaat
Ralph Berthel (Hrsg.) (2020)
ISBN 978-3-938015-84-1
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Band 106
Kriminalistik und Kriminologie in der VUCA-Welt
Teil III: Ermittlungen




Beschäftigtenbefragung zur Corona-Pandemie in der Polizei Sachsen





Verkehrssicherheitsarbeit – Teil VI
Der nunmehr sechste Sammelband zur Verkehrssicherheitsarbeit in der 
Reihe „Rothenburger Beiträge zur Polizei- und Sicherheitsforschung“ 
beinhaltet als Spitzenbeitrag die Masterarbeit eines Studenten der 
sächsischen Polizei, die an der Deutschen Hochschule der Polizei mit 
Bestnote bewertet wurde. Ferner finden sich darin zwei aufgrund 
der herausragenden Qualität in ihrem polizeilichen Nutzwert eben-
bürtige Bachelorarbeiten von Absolventen der Hochschule der Säch-
sischen Polizei (FH) sowie ein Abschlussbericht über ein bundesweites 
Forschungsprojekt zur Vergleichbarkeit der Atemalkoholanalyse mit 
der Blutalkoholanalyse, das an der Hochschule der Sächsischen Poli-
zei (FH) in den Jahren 2015 bis 2017 mit bundesweiter Beteiligung 
durchgeführt wurde. All diese Beiträge können Entscheidendes zur 
Qualitätssteigerung der polizeilichen und staatlichen Verkehrssicher-
heitsarbeit beitragen. Sie befördern so das Kernanliegen nicht nur der 
Hochschule der Sächsischen Polizei (FH), sondern auch der gesamten 
sächsischen Polizei, auf der Grundlage von angewandter Polizeifor-
schung nicht nur einen Beitrag zur wissenschaftlichen Diskussion zu 
leisten, sondern auch die Verkehrssicherheit auf den Straßen des Frei-
staates und weit darüber hinaus ganz praktisch zu erhöhen.
ISBN 978-3-938015-87-2
Der Herausgeber: 
Prof. Dr. Dieter Müller ist Professor für Verkehrsrecht und Verkehrs-
strafrecht im Fachereich Polizeiliches Management an der Hochschu-
le der Sächsischen Polizei (FH).
